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EDITORIAL/157: Nebelpoeme (SB)





Wochendruckausgabe 157 der Elektronischen Zeitung Schattenblick zum
16.11.2019
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Nebelpoeme

Grautrüb hängt der naßkalte Vorhang im Dazwischen und Davor über
feuchten Wiesen, Feldern und Äckern unter einem sonnenlichtgefluteten
Himmel seinen novemberspäten Gedanken nach, die, der feuchten Erde
entrungen, sich doch träge weigern, zu schnell im hellen Blau des
Himmels in ihre Bestandteile zu zerstieben, um sich dort verteilt am
Ende nicht mehr wiederzufinden.

Der graue Dunst oder Nebel auch gerade am Ende des Jahres bedarf
keiner dezidierten Beschreibung, denn er ist das finale feuchte Tuch,
dem schlußendlich nicht nur die von den Wipfeln gesprungenen Blätter
des Waldes schnellstens erliegen, bis die Erde sie verschlingt,
sondern auch die Pfütze, welcher er fortwährend entsteigt und die dem
unbedachten Schritt des Menschen nicht selten zur triefenden
Überraschung wird.

Vom Boden- und Hochnebel ist die Rede, der, bald in den späten
Morgenstunden in die höheren Regionen der Luft gestiegen, dann doch
seinen Anschluß an die anderen Wolken sucht und mit Gewißheit zu
irgendeinem Zeitpunkt seiner weiteren Reise mit den Regentropfen aller
übrigen Luftgewässer wieder zur Erde zurückkehren wird.

Ihre Schattenblick-Redaktion


15. November 2019
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RUNDSCHREIBEN/002: Liebe Leserin, lieber Leser (SB)

Ankündigung der Wochendruckausgabe 158 der Online-Tageszeitung Schattenblick



Stelle-Wittenwurth, den 14. März 2020


Liebe Leserin, lieber Leser,

die Fortsetzung der regelmäßigen Erscheinung unserer
Wochendruckausgabe der Online-Tageszeitung Schattenblick
wird aus technischen Gründen leider erst ab Samstag,
den 6. Juni 2020 möglich sein.

Bis dahin wünschen wir Ihnen ergiebige Information und viel Spaß
beim Lesen und Stöbern in unserer Online-Tageszeitung Schattenblick
und ihren Archiven unter www.schattenblick.de.


Mit den besten Grüßen in Vertretung Ihrer Schattenblick-Redaktion,

Helmut Barthel

14. März 2020
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INFOPOOL / BÜRGER/GESELLSCHAFT / MEINUNGEN





STANDPUNKT/439: Solidarität muss grenzenlos sein ( Bündnis Solidarische Stadt Hamburg)

Bündnis Solidarische Stadt Hamburg - Pressemitteilung vom 30. März 2030

Bündnis Solidarische Stadt Hamburg fordert im Namen seiner 85
Mitgliedsorganisationen "grenzenlose" Solidarität



Das Wort "Solidarität" ist in den letzten Wochen zu einem der meist
missbrauchten Begriffe geworden.


	Solidarität nennt es Frau von der Leyen, wenn sie der griechischen Regierung ihre Unterstützung bei der angeblichen Sicherung ihrer Grenzen zusichert und damit die grobe Verletzung der EU-Menschenrechts-Charta wieder einmal bekräftigt.

	Solidarität nennt es die Bundesregierung, wenn sie sich um zigtausende deutsche Touristen kümmert, die in Übersee gestrandet sind. Wir haben nichts gegen die Rückholaktion. Aber wirkliche Solidarität wäre eine sofortige Evakuierung der in äußerster Not befindlichen Schutzsuchenden von den ägäischen Inseln - notfalls auch ohne die EU.

	Solidarität nennen es die Behörden, wenn sie zum Schutz deutscher Senior*innen und Vorerkrankter durch Kontaktvermeidung aufrufen, was leider notwendig erscheint. Diese "Solidarität" bleibt jedoch scheinheilig, solange Geflüchtete jeglichen Alters unabhängig von ihrer körperlichen und seelischen Verfassung in Massenunterkünften belassen werden.

	Solidarität wird es genannt, wenn ein milliardenschwerer Schutzschirm über deutsche Arbeitnehmer*innen und deutsche Unternehmen aufgespannt wird, was durchaus sinnvoll sein kann. Solidarischer Schutz muss sich aber auf alle erstrecken. Er muss auch Obdachlosen und Geflüchteten zugutekommen, indem ihnen Schutzräume in leerstehenden Hotels und Ferienwohnungen gewährt wird.



"Dieses eingeschränkte Verständnis von Solidarität ist nicht unseres," sagt
Harald Möller-Santner von der Koordinierungsgruppe des Bündnisses und fährt
fort: "Wenn Solidarität nicht den Schutzbedürftigsten zu Teil wird
und Menschen wegen ihres fehlenden deutschen Passes davon ausgeschlossen
werden, verliert der Begriff für uns seinen humanistischen Sinn - ja, er
bekommt eine nationalistische Ausrichtung."

Statt sich auf den Gesundheitsschutz aller in Hamburg Lebenden zu
konzentrieren, hatte die Polizei, das Bezirksamt Mitte und die
Versammlungsbehörde nichts Eiligeres zu tun, als mit dem fadenscheinigen
Argument des Infektionsschutzes das "Lampedusa-Zelt" abzureißen, das als
Treffpunkt einer seit Jahren genehmigten Dauer-Kundgebung ein wichtiges
Symbol der Solidarität mit den vor dem Krieg in Libyen geflohenen
Afrikaner*innen war.

Der Gruppe Lampedusa-in-Hamburg war seit 2013 ein Bleiberecht verweigert
worden. Der Abriss ihres Zeltes muss von den etwa 300 Mitgliedern als
endgültige Absage der Regierenden und Behörden an internationale
Solidarität verstanden werden. "Wir teilen ihre Empörung und fordern die
Wiedererrichtung durch die Hamburger Behörden!", teilt Möller-Santner mit.

Das Bündnis Solidarische Stadt Hamburg fordert außerdem:

1. Schluss mit der Internierung von Bewohner*innen der Massenunterkünfte.
Sofortige Umquartierung aller betroffenen Geflüchteten und der Obdachlosen
in leerstehende Hotelzimmer und Ferienwohnungen!

2. Hamburg muss umgehend ein Landesaufnahmeprogramm auflegen und sofort
umsetzen, und zwar für besonders schutzbedürftige Flüchtlinge, die auf den
ägäischen Inseln festgehalten werden. Dies muss zu allererst mindestens 100
unbegleiteten Minderjährigen zugutekommen.

3. Den Geflüchteten der Gruppe Lampedusa muss ein dauerhaftes
Aufenthaltsrecht mit vollen Versorgungsansprüchen gewährt werden.

 * 

Quelle:

Bündnis Solidarische Stadt Hamburg

E-Mail: solistadthamburg@posteo.de

Internet: https://Solistadt.hamburg

https://www.facebook.com/groups/859299027773893/
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INFOPOOL / DIENSTE / WETTER





AUSSICHTEN/8940: Und morgen, den 01. April 2020 (SB)

+++ Vorhersage für den 01.04.2020 bis zum 02.04.2020 +++
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Wolken, Regen eilen

übers weite Land geschwind.

Weil sie nicht verweilen,

ist Jeans Wetterauge blind.
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INFOPOOL / EUROPOOL / WIRTSCHAFT





AGRAR/1738: EU-Agrarförderung muss als Stabilitätsanker funktionieren (DBV)

Deutscher Bauernverband - Pressemitteilung vom 31. März 2020

GAP-Förderung muss als Stabilitätsanker funktionieren

Rukwied: Agrarantragsverfahren 2020 in der Corona-Krise sicherstellen



Der Präsident des Deutschen Bauernverbandes, Joachim Rukwied, fordert
die EU-Kommission sowie Bund und Länder auf, auch vor dem Hintergrund
der Corona-Pandemie, eine planmäßige Bearbeitung und Auszahlung der
EU-Agrarförderung bis zum Dezember 2020 sicherzustellen: "Ziel muss
weiterhin sein, die Antragstellung bis zum 15. Mai abzuschließen."
Sollte jedoch die Bearbeitung des Agrarantrags aufgrund personeller
oder struktureller Einschränkungen (z.B. Erkrankungen, Quarantäne,
Büroschließungen, Kontaktsperren) nicht wie üblich erfolgen können,
müsse die Corona-Pandemie allgemein als 'außergewöhnlicher Umstand'
anerkannt werden. Dies würde im Einzelfall zu einer bis zu 25 Tage
verspäteten Abgabe des Antrages ohne Sanktionen berechtigen.

"Gerade in unsicheren Zeiten muss die GAP-Förderung als
Stabilitätsanker und zuverlässige Einkommensstütze für die Landwirte
funktionieren", appelliert Rukwied. Der Bauernpräsident fordert mehr
Flexibilität, falls Kontrollen wegen der Corona-Pandemie nicht
stattfinden können: "Ausgesetzte, verschobene oder ausgefallene
Kontrollen dürfen keine negativen Konsequenzen für die Landwirte
haben. Dazu muss die EU-Kommission kurzfristig Entscheidungen treffen,
die ein Absenken des erforderlichen Kontrollumfangs und unter
Umständen auch Mittelauszahlungen ohne Kontrollabschluss ermöglichen",
so Rukwied.

In Deutschland stellen jährlich etwa 300.000 Landwirte

GAP-Direktzahlungsanträge über 4,8 Milliarden Euro.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 31. März 2020

Deutscher Bauernverband, Pressestelle

Claire-Waldoff-Straße 7, 10117 Berlin

Tel.: 030 / 31 904 0, Fax: 030 / 31 904 431

Mail: presse@bauernverband.net

Internet: www.bauernverband.de
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KALENDERGESCHICHTEN/112: 04-2020   Spuk und Tränen - und dass man Rumtrum sehen kann ... (SB)
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Rumtrum wurde auf seltsame Weise durch einen bösen Sturm übers Meer in
ein unbekanntes Land gewirbelt. Dort wurde er von einem riesigen,
übellaunigen Troll gefangen und saß in dessen Faust fest, aus der er
sich nicht befreien konnte. Als ein winziges Flattergespenst ihm
helfen wollte, wurde es von dem Troll fortgeweht und damit Rumtrums
Hoffnung auf Befreiung.

Rumtrum sah dem herumwirbelnden Flattergespenst hinterher und hockte
sich traurig in die enge Höhle der Faust. Wie sollte er sich nur aus
dieser schrecklichen Lage befreien?

Der Troll hörte plötzlich auf zu Lachen und schwang auch seine Faust
nicht weiter hin und her, sondern ließ sie schnurstracks auf den
Erdboden sausten, wo sie mit einem heftigen Ruck aufschlug. Rumtrum
bebte und zitterte, wusste er doch nicht was nun geschehen würde.
Muxmäuschenstill kauerte er in der Mitte der Faust, die zu seinem
großen Erstaunen nun geöffnet wurde. Sofort ergriff Rumtrum die
Gelegenheit und floh aus seinem Gefängnis. Doch kam er nicht weit,
denn der Troll fing ihn wieder ein, diesmal allerdings etwas
vorsichtiger. Zwischen zwei Fingern transportierte er den kleinen
Geist und setzte ihn auf einer Bergspitze ab, so dass er sich ungefähr
in Augenhöhe mit ihm befand. "Wen haben wir denn da?", grinste der Troll,
"hast dich wohl verirrt?"

"Nein, nein, oder doch, vielleicht. Ich weiß gar nicht, wo ich bin",
verhaspelte sich Rumtrum und bemühte sich sofort um Fassung, die ihm
ein würdevolles Aussehen verleihen sollte. Der Troll sollte
schließlich erkennen, dass er es mit einem respektablen Geist zu tun
hat.

"Sag' mir doch, was treibt dich auf die Trollinsel? Hier bei uns lässt
sich sonst niemand blicken", argwöhnte der große Troll. "Warum denn nicht?" -
"Zuerst beantwortest du mir gefälligst meine Frage, dann sehen wir
weiter!"

Erschrocken erklärte Rumtrum, dass er unterwegs sei, um böse, wirklich
böse Geister aufzusuchen, um bei ihnen zu lernen. Der Troll legte
seinen Kopf schief, erst zur einen Seite, dann zur anderen und
lächelte, sah dabei aber keineswegs freundlich aus.
"So, so, das ist ja interessant und wie nennt man dich, wie ist dein
Name?"

"Ich heiße Rumtrum und lebte bisher in einem alten Haus als
Hausgeist", stellte der kleine Geist sich mit fester Stimme vor.
"Nun gut, Hausgeist also, hmmm, hmmm, tja, nun denn, man nennt mich
hier einfach nur Trovje oder Trovje den Grausigen. Also, da bist du
bei mir an der richtigen Adresse. Man sagt, ich sei der böseste und
scheußlichste Troll im ganzen Land."

"Das ist ja toll, ich kann `s kaum glauben. Lehrst du mich das
Bösesein?", jauchzte der kleine Geist vor Freude.
"Immer langsam, immer langsam. So einfach ist das nicht. Ich kenne
dich ja gar nicht und weiß nicht, ob du überhaupt zu irgendetwas
taugst. Ich werde dich prüfen - und ich verspreche dir gleich, dass es
nicht leicht sein wird. Viele haben es schon versucht, hunderte oder
noch mehr, aber niemand hat es geschafft", warnte Trovje der Grausige.
"Das ist mir egal, ich bestehe eben als erster deine schwere Prüfung",
tönte Rumtrum mutig.

"Nun gut, doch zunächst einmal muss du eine Gestalt annehmen, ich will
schließlich nicht die ganze Zeit meinen Geisterblick anwenden, um dich
zu erkennen. Für einen Troll ist das nämlich ganz schön anstrengend",
rief der riesige Troll, der sich schon zwei Schritte weit von Rumtrum
entfernt hatte - und zwei Trollschritte sind gewaltig lang.

"Warte, warte, wo rennst du hin? Du wolltest mir doch eine Gestalt
geben!", empörte sich der kleine Geist.
Trovje blieb stehen und zog eine böse Grimasse. Sein Mund wurde
breiter und breiter und als er ihn zu einem lauten Lachen öffnete,
blitzten seine spitzen, weißen Zähne auf. "Was wollte ich, dir helfen,
dir eine Gestalt geben? Tja, da irrst du dich gehörig. Das ist dein
Problem."

Rumtrum wäre vor Wut fast geplatzt. "Dieser unverschämte, gemeine
Fiesling!", ärgerte er sich und brüllte dem Troll aus Leibeskräften
hinterher: "Ich weiß nicht was ich tun soll, verdammt!"
Aber da war Trovje der Grausige schon längst verschwunden, doch
Rumtrum hörte noch deutlich, wie er ihn nachäffte: "Ich bestehe eben
als erster deine schwere Prüfung!"

Niedergeschlagen hockte er sich auf einen Stein und grübelte. Es hatte
keinen Sinn, sich über diesen ungehobelten Kerl weiter zu ärgern. Er
musste eine passende Gestalt annehmen, damit er bei Trovje lernen
konnte. Doch wie zum Teufel sollte er das anstellen. Als Geist war er
noch nie vor ein derartiges Problem gestellt worden. Hier kannte er
niemanden. Wen könnte er um Rat fragen?

Er ließ seinen Blick über die weite Landschaft schweifen und entdeckte
in der Ferne doch nur die merkwürdigen Häuser, bei denen man nicht
wissen konnte, ob es sich nicht vielleicht doch um Trolle handeln
würde. Plötzlich ziepte es in seinem Nacken, erschrocken drehte er
sich um. Vor ihm schwebte der winzige Flatterling und grinste ihn an.
"Na, du siehst ja nicht gerade glücklich aus", amüsierte es sich.
Rumtrum war froh das kleine Geschöpf wiederzusehen, auch wenn er sich
ärgerte, dass es seine missliche Lage lustig fand. Er bemühte sich
höflich zu bleiben.

"Ja, in der Tat befasse ich mich gerade mit einem schwierigen Problem,
für das ich keine Lösung weiß und das stimmt mich nicht gerade
fröhlich."

"Ja, ja, ich weiß, du brauchst eine Gestalt. Als wenn das ein Problem
wäre, also wirklich, ihr Hausgeister wisst nicht viel, habt keine
Ahnung von den einfachsten Dingen und seit doch so hochnäsig - warum
nur", lachte der Flatterling.
Jetzt reichte es Rumtrum und er polterte los:
"Wenn das verdammt noch mal so einfach ist, warum hilfst du mir dann
nicht, du, du Ungetümchen?"

"Nein, nein, man nennt mich Sybill und nicht Ungetümchen, das zum
einen und zum anderen habe ich nicht behauptet, dir nicht zur Seite zu
stehen, aber alles zu seiner Zeit. Erst einmal ...",

Schon wieder wurde das Flattergespenst Sybill urplötzlich fortgeweht.
Rumtrum konnte niemanden ausfindig machen, der so kräftig gepustet
hatte. Dieser Windstoß schien aus dem Nichts zu kommen. Allmählich
glaubte er, dass ihm irgendjemand absichtlich Steine in den Weg legte
und versuchte ihn am Bösesein-Lernen zu hindern.

Weitere Abenteuer mit Rumtrum folgen ...



zum 1. April 2020
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Gordischer Knoten Afghanistan

von Thomas Ruttig



Zum ersten Mal seit fast zwei Jahrzehnten deutet sich eine realistische,
wenn politisch zumindest teilweise aber auch anrüchige Chance, den Krieg in
Afghanistan auf diplomatischem Weg zu beenden, da türmen sich schon
Hindernisse auf, und zwar bevor es überhaupt richtig losgegangen ist.
Angesichts der Konfliktgemengelage nach über 40 Kriegsjahren ist das
allerdings nicht verwunderlich.

Am 10. März sollten sogenannte innerafghanische Friedensgespräche in Oslo
beginnen. So sieht es ein "Abkommen, Frieden nach Afghanistan zu bringen"
vor, dass die USA und die Taleban am 29. Februar in Katars Hauptstadt Doha
geschlossen haben (offiziell "Agreement for Bringing Peace to Afghanistan"
genannt). Darin verpflichtet sich die Trump-Regierung außerdem, bis Ende
April 2021 ihre Soldaten stufenweisen aus dem mittelasiatischen Land
abzuziehen, wenn es bis dahin - und hier beginnen die Unklarheiten im Text -
 "Fortschritte" bei den innerafghanischen Gesprächen gegeben habe. Das
heißt im Klartext, die US-Truppen könnten bereits vor einem endgültigen
Friedensschluss abgezogen werden - eine Vorstellung, die viele Afghaninnen
und Afghanen schaudern lässt. Der Abzug würde auch alle verbündeten
Truppenkontingente betreffen, darunter die noch bis zu 1300 in Afghanistan
stationierten Angehörigen der Bundeswehr.

Die Taleban garantieren im Gegenzug, jede Kooperation mit islamistischen
Terrorgruppen wie al-Qaeda zu beenden und diesen nicht zu erlauben, von dem
von ihnen kontrollierten Territorium aus - etwa der Hälfte des Landes - zu
operieren.

Zeitgleich zum Vertragsabschluss in Doha gaben in Afghanistans Hauptstadt
Kabul Präsident Aschraf Ghani und US-Verteidigungsminister Mark Esper eine
gemeinsame Erklärung ab, in der sich Kabul bereit erklärt, Gespräche mit
den Taleban aufzunehmen.

Die USA und die Taleban hatten seit Oktober 2018 in Katar verhandelt, unter
Ausschluss der von den Taleban nicht anerkannten Regierung in Kabul. Das
Doha-Abkommen soll nun als Türöffner dienen, diese Blockade zu überwinden.
Für die Verhandlungen mit den Taleban hatte Washington diesen schon im Juni
2013 ermöglicht, in Doha ein Verbindungsbüro zu eröffnen. Dort ist seither
der Großteil der Politischen Kommission der Taleban stationiert, das 
Quasi-Außenministerium des Islamischen Emirats Afghanistan, wie sich die Taleban
offiziell nennen. Das Doha-Büro untersteht der Rahbari Schura, dem
Führungsrat der Taleban, auch als Quetta-Schura bekannt, benannt nach einer
pakistanischen Großstadt nahe der Grenze zu Afghanistan, die von
afghanischen Flüchtlingslagern umgeben ist. Dort versammelten sich die
Talebanführer nach ihrer Niederlage 2001 und reorganisierten sich Schritt
für Schritt als Guerillabewegung.

Das US-Taleban-Abkommen hatte bereits im September 2019 kurz vor dem
Abschluss gestanden. Dann funkte Trump, wie üblich per Twitter, dazwischen.
Laut US-Medien hatte er versucht, die Lorbeeren für den Vertragsschluss
selbst zu ernten (er neidet seinem Vorgänger Barack Obama ja dessen
Nobelfriedenspreis) und wollte dafür die Talebanführung nach Camp Davis
lotsen. Vereinbart aber war Doha als Unterzeichnungsort, was die Taleban
ablehnten.

Die von Trump herbeigeführte Unterbrechung der Gespräche gab 
US-Chefunterhändler Zalmay Khalilzad, selbst afghanischer Herkunft und ein
schlitzohriger, oft mit zwei Zungen sprechender Verhandler, die
Gelegenheit, nachzubessern. Das galt vor allem der Kritik - selbst aus den
Reihen der Republikaner im US-Kongress -, er habe den Taleban zu viele
Zugeständnisse gemacht. Vor allem wurde ihm angelastet, dass den
innerafghanischen Gesprächen keine Waffenruhe vorausgehen soll. Das hatten
die Taleban abgelehnt. Sie befürchten, dies könne unter ihren Kämpfern zu
früh den Eindruck hervorrufen, der Krieg sei so gut wie zu Ende.

Khalilzad brachte die Taleban schließlich dazu, einer siebentägigen Periode
der Gewaltreduzierung vor dem Abschluss des Doha-Abkommens zuzustimmen.
(Die Taleban wollten dafür immer noch nicht den Begriff Waffenstillstand
verwenden.) Diese Frist sollte als Test dienen, ob die politische Führung
der Taleban ihre Feldkommandeure im Griff hat.

Diese Abmachung setzten alle drei Kriegsparteien - Taleban, die Kabuler
Regierung und die internationalen Interventionsstreitkräfte unter Führung
der USA - dann auch weitgehend um. Vom 22. bis zum 28. Februar sank die
Zahl der kriegsbedingten Zwischenfälle um etwa drei Viertel. Im Vergleich
zu einer 'normalen' Februar-Kriegswoche. Es gab weder Selbstmordanschläge
der Taleban noch Luftschläge der US- und afghanischen Truppen. Alle Seiten
vermieden es, Zwischenfälle zur Krise hochzuspielen. Sie wollten, dass die
Quasi-Waffenruhe ein Erfolg wird, wenn auch aus unterschiedlichen Gründen:
Trump will den längsten Krieg, den die USA je geführt haben, beenden und
Kosten sparen, die Taleban wollen ihren militärisch potentesten Gegner aus
dem Land haben. Aus ihrer Sicht könnten Friedensgespräche, die in eine Form
der Machtteilung in Afghanistan münden müssen, einen Schritt zurück an die
Macht darstellen. Die Präsenz der US-Truppen ist dafür das größte
Hindernis.

Daran, dass die Taleban diesen Test bestehen würden, brauchte man kaum zu
zweifeln. Obwohl sie sich aus relativ autonomen lokalen Fronten
zusammensetzen, gibt es eine straffe Führung. Ihr Anführer trägt den Titel
amir ul-momenin, Oberhaupt der Gläubigen, und die wichtigsten
Kommandeure schwören ihm einen Treueeid. Wer sich seinen Weisungen
widersetzt, stellt sich damit de facto außerhalb des Islam, wie ihn die
Taleban verstehen.

Unmittelbar nach Unterzeichnung in Doha entzündeten sich neue Probleme. Vor
allem um einen als "vertrauensbildende Maßnahme" vereinbarten
Gefangenenaustausch. Bis zum 10. März sollten "zügig bis zu" 5000 
Taleban-Gefangene aus afghanischen Gefängnissen entlassen werden, im Austausch
gegen "bis zu" 1000 afghanische Polizisten und Soldaten, die die Taleban
festhalten. (Die USA halten keine Afghanen mehr in Haft.) Dazu ist es
bisher (Stand vom 13. März 2020) nicht gekommen. Khalilzad hatte den
Taleban ganz offensichtlich die Freilassung versprochen, ohne das mit Ghani
abzustimmen. Der lehnte ab, denn das würde ihm eine wichtige Karte im
bevorstehenden Verhandlungspoker aus der Hand nehmen.

Die Taleban beharren jedoch darauf, dass alle 5000 vor Gesprächsbeginn
freigelassen werden müssen, selbst wenn das der Abkommenstext so nicht
hergibt. Ghani hat als Kompromiss ein stufenweises Vorgehen angeboten -
einige Freilassungen vor, weitere während der Verhandlungen -, was die
Taleban zurückweisen. Es wird an Khalilzad sein, einen Ausweg aus dieser
Sackgasse zu finden.

Selbst wenn das bald gelänge - je mehr sich der innerafghanische
Gesprächsbeginn verzögert, desto größer wird die Gefahr, dass der Krieg
wieder aufflammt -, bleiben vielfältige Zweifel am Doha-Abkommen.

Erstens - die Doha-Vereinbarungen sind noch kein Friedensabkommen.
Darin lassen sich die USA nur zusichern, dass ihre Truppen während des
Abzugs nicht von den Taleban angegriffen werden. Für die afghanischen
Streitkräfte gilt eine solche Zusicherung jedoch nicht. Das ist es auch,
was neben der Regierung in Kabul viele Menschen in Afghanistan an dem
Abkommen kritisieren: Dass die Amerikaner damit vor allem ihre eigenen
Truppen schützen, während Regierungstruppen nach wie vor quasi legitime
Angriffsziele für die Taleban bleiben.

Zweitens - Zweifel bestehen darüber hinaus in der Frage, ob die
Taleban überhaupt Frieden wollen. Die geplanten innerafghanischen Gespräche
könnten für sie nur eine Option für eine Rückkehr an die Macht darstellen.
So lange noch Truppen der USA und ihrer Verbündeten die afghanischen
Streitkräfte unterstützen und die Regierung in Kabul im Sattel halten, ist
ein militärischer Durchmarsch nach Kabul unwahrscheinlich. Also könnte eine
Machtteilung auf politischem Wege es ihnen erlauben, einen Fuß in die
Regierung in Kabul zu bekommen und dann von innen her ihre
gesellschaftspolitischen Vorstellungen umzusetzen.

Viele in Afghanistan bezweifeln, dass die Taleban sich nach dem Sturz ihres
bis 2001 in Kabul herrschenden Regimes grundlegend und dauerhaft geändert
haben. Zwar sprechen die Taleban inzwischen auch von Menschen- und
Frauenrechten, allerdings immer im Rahmen des islamischen Rechts.
(Allerdings enthält auch die gegenwärtige afghanische Verfassung diese
Einschränkung.) Das läuft also auf eine pure Machtfrage hinaus: Wer wird am
Ende definieren, welche Rechte und Gesetze sich im islamischen Rahmen
bewegen? Viele in Afghanistan befürchten, dass es am Ende die Taleban
werden sein, die erklärt haben, dass sie sich ein Staatsmodell nach
iranischem Vorbild vorstellen können: parlamentarisch, sogar mit
Wählerinnen und Kandidatinnen. Aber über allem würde eine Art Wächterrat
thronen (der in Iran genauso heißt) und bestimmen, welche Kandidaten und
Kandidatinnen in ihren Augen islamisch genug sind. Wer das nicht ist, das
zeigt die iranische Praxis, wird nicht zugelassen.

Andererseits haben die Taleban seit ihrem Sturz gelernt, dass sie nicht nur
mit Verboten und Reglementierungen und nicht nur gegen die Bevölkerung
regieren können. Sie haben sich in bestimmten Gebieten des Landes flexibel
gezeigt und entgegen früherer Praxis etwa Mädchenschulen weiterlaufen
lassen.

Drittens - es könnte sein, dass die Taleban auf einen
Stimmungsumschwung bei Präsident Trump hoffen, darauf dass er die Geduld
mit den vorhersehbar komplizierten und langen innerafghanischen
Verhandlungen verliert, die Truppen einseitig abzieht und die Zahlungen für
die afghanische Armee und Polizei einstellt. Afghanistans Staatseinnahmen
aus eigenen Quellen reichen nicht einmal dafür aus, deren Sold zu zahlen,
geschweige etwa Kliniken und Schulen zu unterhalten. Und es gibt einen
Präzedenzfall: Als Russlands damaliger Präsident Boris Jelzin 1992 die
Zahlungen für seinen afghanischen Amtskollegen Nadschibullah einstellte,
fiel dessen Regierung binnen weniger Wochen.

Gleichzeitig halten die Taleban den Druck auf Kabul hoch. Seit der
einwöchigen Fast-Waffenruhe haben sie - in Worten wie in Taten -
klargemacht, dass das Doha-Abkommen die afghanischen Regierungstruppen eben
nicht einschließt. Die Zahl der Angriffe stieg wieder - zwar nicht auf das
Vorniveau, aber trotzdem deutlich. Die Taleban halten sich auf einem
Mittelweg und signalisieren damit, dass sie das Abkommen - und damit den 
US-Rückzug - auf keinen Fall gefährden wollen.

Schließlich halten die Taleban weiter klar daran fest, dass sie die
afghanische Regierung nicht anerkennen und als solche nicht mit ihr
verhandeln wollen. Khalilzad hat auch diese Forderung akzeptiert, und die
Formel eines sogenannten inklusiven Verhandlungsteams entwickelt. Das
heißt, dass neben Regierungsvertretern auch andere in Afghanistan
einflussreiche politische Gruppen mit am Verhandlungsteam sitzen werden -
und hoffentlich auch Vertreter der Zivilgesellschaft, einschließlich der
Frauenbewegung.

Währenddessen verwendet das Doha-Abkommen für die Taleban deren 
quasi-staatliche Eigenbezeichnung "Islamisches Emirat Afghanistan" - auch wenn
Washington dort festgeschrieben hat, dass es das Emirat "nicht als Staat
anerkennt". In den Augen der Kabuler Regierung stellt dies gleichwohl eine
einseitige diplomatische Aufwertung der Taleban dar, während man die eigene
Position als auf "nur ein Bestandteil des inklusiven Verhandlungsteams"
herabgestuft ansieht.

Allerdings hat Ghani selbst einiges dafür getan, seine eigene Position zu
unterminieren. In den vergangenen fünf Jahren seiner Amtszeit tat er alles
dafür zu verhindern, dass Afghanistans Wahlinstitutionen - notorisch
korrupt und deshalb massiven Manipulationen gegenüber offen - reformiert
werden. Alles in der Hoffnung, sich beim Urnengang im September 2019 auch
mit unlauteren Mitteln wieder einen Sieg sichern zu können. Und er sorgte
schließlich im Februar - nach fünfmonatigem Auszählungschaos - dafür, dass
die Wahlkommission ihn zum Sieger erklärte, ohne dass 300.000 strittige
Stimmen endgültig bewertet wurden. Das ist immerhin ein Sechstel aller 1,8
Millionen gültigen Stimmen; sein Widersacher Dr. Abdullah Abdullah lag nur
200.000 Stimmen hinter ihm und erkannte das Diktum der Wahlkommission nicht
an.

Schließlich war es wieder Khalilzad, der das Zünglein an der Waage spielte.
Als Ghani und Abdullah sich am 9. März - einen Tag vor dem geplanten Beginn
der Oslo-Gespräche - parallel als Präsidenten vereidigen ließen, tauchte er
mit den Botschaftern der anderen Geberländer, darunter Deutschland, bei
Ghani auf und machte ihn so zum international anerkannten Staatschef.
Dafür, so heißt es in Kabul, lenkte Ghani beim Gefangenenaustausch ein und
bot Abdullahs Anhängern Plätze im Verhandlungsteam an. Der hat sich bisher
(Stand vom 13. März 2020) jedoch noch nicht zu solch einer Koalition
breitschlagen lassen.

Das Kabuler Chaos demonstriert aller Welt, dass nach 18 Jahren US-geführter
Intervention Afghanistans politisches System hinten und vorne nicht
funktioniert. Die USA und Khalilzad persönlich - der als US-Sondergesandter
und dann als Botschafter in Kabul schon eine Schlüsselrolle nach dem Sturz
der Taleban gespielt hatte - tragen ein gerüttelt Maß an Verantwortung
dafür. Im Resultat können die Taleban gestärkt in Friedensgespräche gehen.
Das trägt zu der Angst in Afghanistan bei, dass diese Gespräche in der
Abschaffung ihrer - selbst wenn häufig nur auf dem Papier stehenden -
verfassungsmäßigen Rechte und Freiheiten enden könnten. Zumal Islamisten
nicht nur auf Seiten der Taleban mit am Verhandlungstisch sitzen werden.

Fazit: Den Gordischen Problemeknoten Afghanistan - wie zu Alexanders Zeiten
- mit dem Schwert durchzuhauen hat sich als unmöglich erwiesen. Unter Zutun
der westlichen Mächte ist er in den vergangenen 18 Interventionsjahren eher
noch verworrener geworden.

 * 
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70. Berlinale: Eine Wiederentdeckung - "Hallelujah" von King Vidor

Von Bernd Reinhardt

30. März 2020



Die Retrospektive der diesjährigen Berlinale war King Vidor (1894-1982)
gewidmet. Vidor gehört zu den großen amerikanischen Filmregisseuren. Die
Zeit seines kreativen Wirkens umfasst eine außergewöhnlich lange
Zeitspanne. Er drehte seine ersten Filme in der Stummfilmzeit, beeinflusst
von D. W. Griffith, dem frühen sowjetischen Film und dem Weimarer Kino. Er
selbst wurde später ein wichtiger Inspirator für den italienischen
Neorealismus. Sein letzter Film entstand 1980.

International berühmt machten ihn so unterschiedliche Filme wie der Western
"Duell in der Sonne" (1946), die Romanverfilmung von Tolstois "Krieg und
Frieden" (1956) oder "Unser täglich Brot" (1934). Sein Film "Die große
Parade"(1925) beeinflusste Antikriegsfilme wie "Im Westen nichts Neues".
Was ihn als Künstler auszeichnete, war ein nie nachlassendes Gespür für
substantielle Themen und Konflikte. Oft griff er kritisch zeitaktuelle
Stoffe auf. Zu den Filmen, die der sowjetische Regisseur Sergei Eisenstein
schätzte, gehörte Vidors Musikfilm "Hallelujah" (1929).

Der Film spielt im Süden der USA. Wie zur Zeit der Sklaverei arbeiten auf
den Baumwollplantagen schwarze Arbeiter. Sie zählen zu den Ärmsten der
Gesellschaft. Zeke (Daniel L. Haynes), ein junger Baumwollarbeiter, lebt
mit vielen jüngeren Geschwistern noch bei der Mutter (Fanny Belle
DeKnight). Er fährt die Baumwolle zum Verkauf in die Stadt und macht später
in einer Tanzbar der Tänzerin Chick (Nina Mae McKinney) schöne Augen. Sie
lacht den Hungerleider aus, bis sie merkt, dass er Geld hat. Sie bringt ihn
dazu, gegen den Ganoven Hot Shot (William Fountaine) zu würfeln. Als Zeke
das gesamte Erntegeld verliert, beschuldigt er Hot Shot des Falschspiels.
Beim Streit erschießt er aus Versehen seinen kleiner Bruder Spunk (Everett
McGarrity), der ihm heimlich gefolgt war. Zeke gelobt an dessen Grab, ein
guter Mensch zur werden, und wird Prediger.

Während einer Predigt unter freiem Himmel kommt Chick die Straße entlang
und verhöhnt ihn, er sei ein Heuchler. Doch dann hört sie zu und gelobt
schließlich, selbst ihr Leben zu ändern. Am Ende gelingt es nicht, und sie
landet bei ihrem alten Kumpan Hot Shot. Zeke verfolgt die beiden
eifersüchtig. Hot Shot wird getötet, während Chick durch einen Unfall ums
Leben kommt. Der zu Zwangsarbeit verurteilte Zeke überlebt den Steinbruch
und kehrt zur Familie zurück. Seine Braut Missy Rose (Victoria Spivey) hat
die ganze Zeit auf ihn gewartet. Es ist Erntezeit, wie zu Beginn des Films.

"Hallelujah" ist ein früher Tonfilm und einer der ersten Hollywood-Filme
mit rein afro-amerikanischer Besetzung. Man sieht den Darstellern den Spaß
an der Sache an, wie in der Szene, wo die vielen Kinder der Mutter Gute
Nacht sagen - es nimmt kein Ende. Es gibt viel Musik, darunter populäre
Spirituals, Blues und rasante Tanzszenen: Während einer Predigt imitiert
Zeke mit den Füßen Zuggeräusche (es ist der Zug in die Hölle). Manchmal
entfaltet die Film-Musik eine oratorienhafte Dimension. Das

Das Gesamtkunstwerk aus Bild, Musik und Rhythmus, das Vidor geschaffen hat,
ist heute noch grandios. Der Film, 1930 für den Oskar nominiert, vibriert
geradezu vor Energie.

Für King Vidor war der Film eine Herzensangelegenheit. Das Studio war
skeptisch, bis er auf sein Honorar verzichtete. Sein Anspruch war, so
realistisch wie möglich zu sein. Er hatte seine Kindheit im Süden
verbracht, kannte schwarze Arbeiter von den Sägewerken seines Vaters und
ihre Spirituals. Er drehte in verschieden Orten im Süden, so in und um
Memphis. Für die religiöse Taufszene mit 200 Statisten engagierte Vidor
eine Reihe babtistischer Geistlicher und Kirchgänger aus der Umgebung von
Memphis. Bei den Dialogen berieten ihn seine schwarzen Mitarbeiter.

Dennoch betrachtet das Buch zur Retrospektive den Film als "nicht
unproblematisch". Er verbinde, heißt es in dem Artikel von Lisa Gotto, "das
revolutionäre Potential der Tontechnologie mit einer reaktionären
Auffassung von afroamerikanischen Lebenswelten". Die Rassentrennung, "die
Alltagserfahrung der rassistischen Diskriminierung, die Ausbeutung
afroamerikanischer Baumwollpflücker durch weiße Pächter", kämen in dem Film
nicht vor. Während es Millionen von Afroamerikanern aus dem Elend des
Südens in die Großstädte des Nordens zog, "entwirft Vidor ein
rückwärtsgewandtes, nostalgisch verklärtes Szenario von selbstgenügsamen
und schicksalsergebenen Plantagenarbeiter/-innen, die ihre Situation weder
in Frage stellen noch gegen sie aufbegehren".

"Hallelujah" ist im Wesentlichen ein Film-Musical. Dementsprechend spielen
Musik und Tanz eine herausragende Rolle. Das ist außerordentlich
mitreißend. Spätestens die Steinbruch-Szene zeigt, dass die Musik nicht die
Funktion hat, unmenschliche Zustände zu verklären (es wäre zu
unglaubwürdig). Religion und Musik sind eher Ausdruck der starken Sehnsucht
nach Erlösung. Ebenso die knisternde Erotik, die sich mitunter mit
religiöser Inbrunst zu vermischen scheint. Religion und Musik helfen das
schwere Leben zu ertragen. Das ist nicht dasselbe wie "Selbstgenügsamkeit".

Es gibt in "Hallelujah" Szenen von großer Tragik, wie Spunks Beerdigung.
Doch bevor Trauer zu destruktiver Lähmung werden kann, erfolgt ein Umschlag
in Musik und Tanz, die sich bis zu gemeinschaftlich religiöser Verzückung
steigern. Gleichzeitig hat man nicht "zu viel" Religion, sondern nur, was
für die seelische Gesundheit nötig ist. Während der religiösen
Hochzeitszeremonie auf dem Hof zwingt Zeke parallel dazu im Haus der jungen
Frau am Harmonium, die Richard Wagners Hochzeitsmarsch intoniert hat, einen
sehr unfeinen Kuss auf (später werden sie allerdings heiraten). Das
Gegenteil hiervon ist die religiöse Strenge der bekehrten Chick, die ihr
niemand glaubt und die auch nicht lange anhält.

Interessanterweise erinnert das spontane Lebensfeeling mancher
afro-amerikanischer Figuren an osteuropäische Film-"Gipsys": Derselbe
scheinbar pragmatisch-naive Genuss des Augenblicks ohne sorgevollen Blick
zurück oder nach vorn. Singen und Tanzen, das Leben im Jetzt zählt. Es ist
nicht nur ein Klischee. Es ist die Lebensphilosophie von Menschen ohne
Perspektive. Früher Leibeigene, gehören viele Roma heute zu den Ärmsten.
Manches hat sich vom alten Lebensgefühl erhalten. Das gilt auch für die
formal freien schwarzen Landarbeiter im Film. Sie singen, aber sie beten
auch, dass sie einen annehmbaren Preis für die Baumwolle bekommen.

Der Artikel bemerkt richtig, dass die Interpretation von "Gospels,
Spirituals, Blues und Jazz" in der Art erfolgte, die anschlussfähig war mit
der "von Weißen geprägte(n) Unterhaltungsindustrie". Unübersehbar ist die
Art, wie Chick singt, wie ihre Gestik und Mimik beim Tanzen von den großen
populären Revuen geprägt sind. Was ist daran schlimm? Die Darstellerin Nina
Mae McKinney wirkte in der Broadway-Show "Blackbirds of 1928" mit. Soll
eine ethnische Jury über kulturelle "Echtheit" oder "Gemachtheit"
bestimmen, darüber, welche Musik Afroamerikaner lieben dürfen - den
schwarzen Louis Armstrong: ja, den weißen Irving Berlin: nein (einige Songs
im Film stammen von ihm). Der Jazz selbst war nie allein "schwarz", sondern
entstand auf der Grundlage kultureller Vielfalt.

King Vidor legt in "Hallelujah" eine ausgesprochen humane Haltung an den
Tag, einen Antirassismus, der auch in seinem Film "Die japanische
Kriegsbraut" (1952) sichtbar wird, der auf der Retrospektive zu sehen war.
Dort setzt sich Vidor sensibel mit Spannungen zwischen angestammten 
US-Amerikanern und japanischen Einwanderern vor dem Hintergrund des
Koreakriegs und den Nachwirkungen der Japan-Feindschaft während des Zweiten
Weltkriegs auseinander.

In "Hallelujah" beschreibt Vidor die schwarze Gefühlswelt 
universell-menschlich: Zekes Hin- und Hergerissenheit angesichts der aufregend
erotischen Chick. Das schreckliche Gefühl, das ihn befällt, als ihm klar
wird, dass das leichtsinnig verzockte Geld unwiederbringlich weg ist. Diese
starken Gefühle kann jeder nachvollziehen. Letztendlich ist die Frage der
Unterdrückung eine Klassenfrage, nicht der Hautfarbe. In Friedrich Wilhelm
Murnaus Filmklassiker "Sunrise" (1927) ist es ein kleiner weißer Farmer,
den Bodenspekulanten mit schmutzigen Tricks in die Stadt locken wollen, um
ihm die Farm abzuluchsen. Er hat Glück. Aber wie viele andere sind
hoffnungslos in den Städten des Nordens gestrandet?

King Vidor bemerkt soziale Unterschiede und Unterdrückung auch innerhalb
der schwarzen Bevölkerung. Der schwarze ehrbare Kleinbürger gibt sich eitel
wichtig, der schwarze christliche Prediger im Film warnt die Gemeinde (wie
außerhalb des Films sein weißer Kollege) vor der teuflischen Jazzmusik.

Das Filmende ist wie der Anfang. Das Leben ist ein Kreis. Solche Tragödien
werden wieder passieren. Zeke kehrt zur Familie zurück, nachdem sein
individueller Erlösungsversuch gescheitert ist. Die schwerfällige "Big
Mama" sollte man nicht als rassistisches Stereotyp aus der Minstrel-Show
betrachten, das den "weißen" Blick Vidors verrät, sondern als einen
bestimmten, humorvoll gezeichneten Muttertyp, der überall auf der Welt zu
finden ist, wo Armut und Arbeitslosigkeit existieren und erwachsene
"Kinder" auf Hotel-Mama angewiesen sind.

Die universell-menschliche Botschaft des Films ist auf den Punkt gebracht,
als Zeke singend auf dem Dach des Zuges sitzt, der ihn nach Hause bringt.
Das Lied scheint ihm gerade durch den Wind zugflogen zu sein und drückt nur
eines aus: Es geht nach Hause. Die weltberühmte Melodie stammt aus dem 2.
Satz der 9. Sinfonie (Aus der Neuen Welt, 1893) des tschechischen
Komponisten Antonin Dvorak (1841-1904). Der Legende nach soll sie
indianischen Ursprungs sein.

Der engagierte Film, der zum großen Teil in einem der damaligen Zentren von
"Jim Crow" gedreht wurde, ist eine echte Entdeckung und seit 2014 als DVD
(nur in Originalsprache) zu haben.




Videos aus und zu "Hallelujah":

Filmszene "Swanne Shuffle":

https://www.youtube.com/watch?v=TLcNYv5EX3Q

Filmszene "Going Home"

https://www.youtube.com/watch?v=qlwkhNDGK-A

Antonin Dvoraks 9. Sinfonie, Largo, mit der Melodie von "Going Home"

https://www.youtube.com/watch?v=BtO1HexmKJ4

Victoria Spivey, Darstellerin von "Missy Rose", live in Paris 1973. Sie war
eine bedeutende Bluessängerin, die u.a. mit Armstrong spielte und in den
1970er Jahren auch mit Bob Dylan.

https://www.youtube.com/watch?v=Bo5UdZPeOLI&list=RDBo5UdZPeOLI&index=1

Nina Mae McKinney, Darstellerin von Chick, blieb Schauspielerin und
Sängerin, sie war als the black Greta Garbo bekannt.

https://www.youtube.com/watch?v=u2nC6WYmWPw

 * 

Quelle:

World Socialist Web Site, 30.03.2020

70. Berlinale: Eine Wiederentdeckung - "Hallelujah" von King Vidor

https://www.wsws.org/de/articles/2020/03/30/viso-m30.html
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An der Grenze der Verfassung und darüber hinaus

Bundeswehr mobilisiert 15.000 Soldat*innen für Corona-Einsatz im
Inland

von Martin Kirsch



Korrigierte und grundlegend überarbeitete Version des Artikels
"Verfassungsbruch in Vorbereitung" vom 27. März 2020 (IMi-Standpunkt
2020/10). Die vorherige Version ist nicht ausreichend auf aktuelle
Interpretationen des Grundgesetzes eingegangen, die eine komplexere
juristische Beschreibung erfordern, ohne dass sich dadurch allerdings
der Kern der ursprünglichen Argumentation ändern würde. Danke für
entsprechende Hinweise!

In den letzten zwei Wochen liefen die Vorbereitungen für einen großen
Inlandseinsatz der Bundeswehr in kleinen Schritten. Am 14. März
forderte Bayerns Ministerpräsident Söder[i] einen flächendeckenden
Inlandseinsatz der Bundeswehr. In der Bundespressekonferenz[ii] am 19.
März präsentierte Verteidigungsministerin Kramp-Karrenbauer die
Strategie der Bundeswehr für ihren Einsatz gegen die Corona-Pandemie.
Dabei brachte sie auch den Einsatz von Soldat*innen für den
Objektschutz von Kritischer Infrastruktur in Deutschland ins Gespräch.
Generalinspekteur Zorn beschwichtigte, indem er behauptete, die
Bundeswehr werde keine Ausgangssperren überwachen, oder
"Corona-Partys" auflösen. Durch einen Bericht der Stuttgarter
Zeitung[iii] am 26. März wurde bekannt, dass das Innenministerium von
Baden-Württemberg mit der Bundeswehr im Gespräch ist, ob nicht
Soldat*innen, die wegen hohen Krankenstands geschwächte Polizei
unterstützen könnten. Damit stehen auch gemeinsame Patrouillen von
Polizist*innen und bewaffneten Soldat*innen in der Öffentlichkeit im
Raum. Am 27. März übertraf ein Bericht des Spiegels dann alle
Befürchtungen: Die Bundeswehr macht mobil.

Auf welcher Rechtsgrundlage die geplanten Einsätze stehen sollen, ist
bisher vollkommen unklar. Zu dieser elementaren Frage findet sich auch
in Statements und Interviews aus Verteidigungsministerium und
Bundesregierung momentan nichts. Auf die Frage: "Steht die Bundeswehr
dann auch bereit, Straßensperren zu errichten, Ausgehverbote
durchzusetzen, notfalls mit Waffengewalt?", antwortete
Verteidigungsministerin Kramp-Karrenbauer in einem Interview mit der
FAZ am 28. März - also nach Bekanntwerden der Mobilmachung - mit einem
relativierenden Statement: "Nein, ich kann mir das, so wie sie es
schildern, nicht vorstellen. Das gibt die Rechtslage in Deutschland
nicht her". Die zentrale Frage, was die auch für "Absicherung",
"Schutz", "Ordnungs-" und "Verkehrsdienst"[1] in Bereitschaft
stehenden Soldat*innen, mit welchen Rechten gegenüber der Bevölkerung
allerdings tun sollen, wurde nicht gestellt.


Mobilisierung für den Inlandseinsatz

Laut Spiegel[iv] sollen bis zum 3. April - über die bereits
arbeitenden Strukturen des Sanitätsdiensts der Bundeswehr hinaus -
15.000 Soldat*innen für den Einsatz im Inland bereitstehen. Nach
aktuellen Plänen sind 6.000 Soldat*innen für die nicht weiter
definierte "Unterstützung der Bevölkerung", 2.500 Logistiksoldat*innen
mit 500 Lastwagen für "Lagerung, Transport, Umschlag" und 18
Dekontaminationsgruppen mit etwa 250 Soldat*innen der ABC-Abwehr für
Desinfektionsaufgaben vorgesehen. Darüber hinaus sollen allerdings
auch über 6.000 Soldat*innen, 5.500 für "Absicherung/Schutz" und 600
Militärpolizist*innen der Feldjäger für "Ordnungs-/Verkehrsdienst"
einsatzbereit gemacht werden.

Um diesen, in der bisherigen Geschichte der BRD nicht gekannten
Großeinsatz der Bundeswehr zu führen, werden Generalleutnant Martin
Schelleis, dem Nationalen Territorialen Befehlshaber der Bundeswehr,
vier regionale Stäbe unterstellt. Dabei handelt es sich allerdings
nicht um die bisher in Katastropheneinsätzen, wie bei Hochwasser und
extremen Schneefällen, erprobten Strukturen der
Zivil-Militärischen-Zusammenarbeit. Stattdessen werden die
Führungsstrukturen der Kampftruppen der Bundeswehr aktuell als
regionale militärische Führungsstrukturen vorbereitet.

So soll das Marinekommando in Rostock für Mecklenburg-Vorpommern,
Schleswig-Holstein und Hamburg und das Luftwaffen-Kommando in Berlin
für Berlin und Brandenburg zuständig sein. Die 1. Panzerdivision des
Heeres in Oldenburg soll die Soldat*innen in Bremen, Niedersachsen,
Sachsen-Anhalt und Nordrhein-Westfalen führen und die 10.
Panzerdivision im bayerischen Veitshöchheim das Kommando für Bayern,
Baden-Württemberg, Sachsen, Thüringen, Hessen, Rheinland-Pfalz und das
Saarland übernehmen. Abgesehen von 250 Soldat*innen der ABC-Abwehr und
600 Feldjäger*innen, die weiter unter dem Kommando der
Streitkräftebasis und damit im direkten Einfluss von General Schelleis
stehen sollen, ist geplant, die weiteren über 14.000 Soldat*innen den
vier Regionalstäben zu unterstellen.[2]

Die Bereitschaft von knapp 9.000 Soldat*innen für "Unterstützung der
Bevölkerung", Logistik und ABC-Abwehr lässt sich, unabhängig von
weiterer Kritik daran, mit dem Artikel 35[v] des Grundgesetzes (Amts-
und Katastrophenhilfe) juristisch problemlos rechtfertigen. An die
Grenzen des Grundgesetzes und darüber hinaus geht der geplante Einsatz
von über 6.000 Soldat*innen und Feldjäger*innen für Polizei(ähnliche)
exekutive Aufgaben im Inland.


Mit welchem Recht?

Seit den Notstandsgesetzen von 1968, die den Inlandseinsatz der
Bundeswehr juristisch überhaupt erst ermöglichten, galt die gängige
politische und juristische Interpretation, dass nur zwei Paragraphen
im Grundgesetz den Einsatz von Soldat*innen für polizeiliche Aufgaben
innerhalb Deutschlands ermöglichen würden.[3] Gegen massive Kritik von
Gewerkschaften, Kirchen, Student*innen, Bürgerrechtler*innen und
Antifaschist*innen bis hin zu Polizeigewerkschaftlern von der Großen
Koalition 1968 durchgesetzt, handelt es sich dabei um den Artikel 87a,
Abs. 4 GG[vi], den sogenannten Inneren Notstand. Dieser greift
ausschließlich, wenn der Bund, ein Land oder die Verfassungsordnung
als solche, durch militärisch organisierte und bewaffnete Aufstände
bedroht wären. Erst wenn in einem solchen Fall die Polizeikräfte zu
deren Bekämpfung nicht ausreichen würden, dürfte die Bundeswehr
eingesetzt werden, um "beim Schutze von zivilen Objekten und bei der
Bekämpfung organisierter und militärisch bewaffneter Aufständischer"
eingesetzt zu werden.

Die zweite Option wäre der Spannungs- und Verteidigungsfall nach
Artikel 115a GG[vii], also der Moment, in dem die Bundesregierung die
Kriegsvorbereitung oder den Kriegseintritt Deutschlands erklärt. Erst
dann wäre nach Artikel 87a, Abs. 3 GG[vi] ein Einsatz der Bundeswehr
möglich, um im Inland "zivile Objekte zu schützen und Aufgaben der
Verkehrsregelung wahrzunehmen", wenn diese dem Verteidigungsauftrag
dienen. Darüber hinaus wäre es möglich, in Kooperation mit zivilen
Behörden, "zivile Objekte [zu] schützen", um damit polizeiliche
Maßnahmen zu unterstützen.

Beide Optionen sind damit für den aktuellen Fall einer Pandemie
offensichtlich ausgeschlossen.

Lange galt es als gesetzt, dass die im Grundgesetzartikel 35, Abs.
1[v] geregelte Option der Amtshilfe ausschließlich für technische und
logistische Unterstützung gilt. Auch in aktuellen Veröffentlichungen
vertritt die Bundeswehr selbst diesen Standpunkt: "Zusätzliche
hoheitliche Eingriffsbefugnisse ergeben sich dabei für die Bundeswehr
nicht. Es handelt sich nur um sogenannte 'technische'
Unterstützung."[4] Ähnliches galt nahezu uneingeschränkt bis 2012 auch
für die Katastrophenhilfe (bzw. Katastrophennotstand) in Artikel 35,
Abs. 2 und 3[v]. Danach kann die Bundeswehr bei Naturkatastrophen
(z.B. Flut, extremer Schneefall, großer Waldbrand) und besonders
schweren Unglücksfällen (z.B. Zugunglück, Chemie-, oder Reaktorunfall)
in der Form Hilfe leisten, wie sie auch der zivile Katastrophenschutz
(Feuerwehr, THW und Rettungsdienste) leisten würde. Damit schien klar,
dass polizeiliche Aufgaben für die Bundeswehr in diesem Rahmen
inakzeptabel wären. Als einzige Ausnahme im Rahmen der
Katastrophenhilfe galt das Regeln des Verkehrs und das aussprechen von
Platzverweisen durch Soldat*innen, um beispielsweise einen
Hilfstransport an den vorgesehenen Ort zu bringen, oder einen Damm
sichern zu können.[5]

Nimmt man den Text der Verfassung beim Wort, wird nicht ohne Grund der
Schutz ziviler Objekte durch die Bundeswehr in Artikel 87a GG explizit
erwähnt, in Artikel 35 GG allerdings nicht.

Auf Grundlage dieser gängigen Auslegung des Grundgesetzes drängen
einige Akteure in der CDU/CSU, darunter Wolfgang Schäuble, seit
1993/94 auf eine Änderung des Grundgesetzes, um den Spielraum der
Bundeswehr im Inneren zu erweitern.[6] Neuen Aufwind bekam diese
Debatte im Rahmen der Terror-Hysterie seit dem 11. September 2001.
Gepaart mit rassistischen Motiven nutzte Schäuble auch die
Silvesternacht in Köln 2015/16, um die Debatte zu befeuern.[7] Zuletzt
scheiterte die damalige Verteidigungsministerin, Ursula von der Leyen,
an den Gegenstimmen des Koalitionspartners SPD, die Option auf einen
Verfassungsänderung[xi] zur Erweiterung der Befugnisse der Bundeswehr
im Inland, im Weißbuch von 2016 zu platzieren.


Umkämpfter Grundgesetzparagraph 35

Weil sich in den letzten gut 25 Jahren keine parlamentarischen
Mehrheiten für eine Änderung des Grundgesetzes gefunden haben, wurde
die grundlegende politische Frage über den Einsatz der Bundeswehr für
polizeiliche Aufgaben im Inland zunehmend in das Feld der juristischen
Interpretationen verlagert. Im Fokus dieser Auseinandersetzungen steht
der Grundgesetzartikel 35 (Amts- und Katastrophenhilfe). Seit der
Aufstellung der Strukturen für Zivil-Militärische-Zusammenarbeit
innerhalb der Bundeswehr 2006/07 stieg die Nutzung des
Amtshilfeparagraphen für Aktivitäten der Bundeswehr im Inland massiv
an.[8] Neben der Bereitstellung von Zelten bis hin zu Schwimmbrücken
bei zivilen Großveranstaltung oder der Unterbringung und Versorgung
von Geflüchteten sowie der Bearbeitung von Asylanträgen 2015, gehören
seit Jahren auch Unterstützungsleistungen für die Polizei dazu. Dabei
handelt es sich um die Bereitstellung von Parkplätzen, Unterkünften
und Verpflegung bei Großeinsätzen, aber auch die Nutzung von
Trainingseinrichtungen des Militärs bis hin zur Bereitstellung von
Überwachungstechnik und weiterem Material, samt Personal, für die
Polizei im Rahmen von Gipfelereignissen (G8, G7, G20) - nicht aber, um
den Einsatz von Soldat*innen für polizeiliche Aufgaben.

Ein elementarer Bruch in der Auslegung des Artikels 35 GG fand 2012 in
Karlsruhe statt.[9] Das Verfassungsgericht urteilte - wegen
Unstimmigkeiten unter den Richter*innen erst das vierte Mal in der
Geschichte der BRD mit beiden Kammern gemeinsam - über das 2005
geänderte Luftsicherheitsgesetz. Darin war vorgesehen, von
Terrorist*innen entführte zivile Flugzeuge abschießen zu dürfen. Zwar
wurde der Abschuss von Flugzeugen als klar verfassungswidrig
eingestuft, in der Urteilsbegründung aber ein Hintertürchen für
bewaffnete Einsätze der Bundeswehr im Inland geöffnet. So entschieden
die Richter*innen mit 15 zu einer Stimme, dass bei Terroranschlägen
"katastrophischen Ausmaßes", unter weiteren Einschränkungen, auch
militärisch bewaffnete Soldat*innen gegen Terrorist*innen - als
Ursache der Katastrophe - eingesetzt werden dürften.[10] In einer
lesenswerten Erklärung, die im Urteilstext von 2012 enthalten ist,
begründet Verfassungsrichter Reinhard Gaier seine Ablehnung. Darin
argumentiert er, dass er diese Auslegung als Verfassungsänderung per
Gerichtsbeschluss sehe, die dem Wortlaut und dem historisch
begründeten Sinngehalt des Grundgesetzes widersprächen.[11]

Nach Informationen des Fachjournalisten Thomas Wiegold scheint sich
die Bundeswehr auch für die aktuellen Ereignisse die Option offen zu
halten, im Sinne des 2012er Urteils, in besonderen Ausnahmefällen und
nach Freigabe der Verteidigungsministerin auch "spezifisch
militärischer Waffen" einzusetzen.[12]

Noch einfacher als das Verfassungsgericht machte es sich der
Wissenschaftliche Dienst des Bundestages 2016 mit seiner Stellungnahme
zur "Übernahme von hoheitlichen Aufgaben der Polizei durch die
Bundeswehr im Rahmen der Amtshilfe".[13] Darin wird die einfache
Gleichung aufgestellt, dass bei einer rechtlich zulässigen Amtshilfe
der Bundeswehr für die Polizei auch die Armee als staatliche Behörde
alle Mittel einsetzen dürfe, die der Polizei rechtlich zur Verfügung
stehen: "Folglich darf danach die Bundeswehr, wenn sie der Polizei
allgemeine Amtshilfe leistet, auch hoheitliche Maßnahmen übernehmen,
jedoch nur solche, die auch die Polizei zulässigerweise durchführen
dürfte. Militärische Mittel darf sie somit nicht einsetzen."

Für diese Stellungnahme stützen sich die Jurist*innen des Bundestags
maßgeblich auf einen 2015 veröffentlichten Grundgesetzkommentar, der
von Horst Dreier, einem Würzburger Jura-Professor, herausgegeben
wurde. Dreier gilt laut Spiegel[xii] als Pragmatiker, der "offen für
neue Denkansätze - etwa im Bereich der Terrorbekämpfung" sei. Er wurde
2008 von der SPD als künftiger Verfassungsrichter und potenzieller
Vizepräsident des Verfassungsgerichts nominiert. Nach massiver
Kritik[14] an seiner Rechtfertigung der sogenannten "Rettungsfolter"
(tickende Bombe) in einem Grundgesetzkommentar von 2004 wurde seine
Nominierung allerdings zurückgezogen.

An diesen zwei Beispielen wird deutlich, dass in den letzten zehn
Jahren eine massive Auseinandersetzung um die Auslegung des
Grundgesetzparagraphen 35 stattfindet, in der immer wieder eine
Uminterpretation zugunsten eines erweiterten Inlandseinsatzes der
Bundeswehr vorgenommen wird. Auf welche dieser relativ neuen
Interpretationen des Artikels 35 sich die Bundeswehr für die aktuell
geplante Unterstützung der Polizei vorerst berufen will, bleibt offen.


Im "Notfall" auch gegen die Verfassung

Der erste Einsatz der Bundeswehr im Inland fand 1962 im Rahmen der
Sturmflut in Hamburg statt.[15] Der damalige Hamburger Innensenator
und spätere Bundeskanzler Helmut Schmidt mobilisierte die Bundeswehr
damals nicht nur um vom Wasser eingeschlossene Personen zu versorgen
oder sie mit Bundeswehr-Hubschraubern zu evakuieren. Auch den Verkehr
lenken und gegen Plünderer vorgehen sollten die Soldat*innen. Damals
gab es keinerlei Rechtsgrundlage für diesen Einsatz und so erklärte
Schmidt: "Wir waren damals durchaus in dem Bewusstsein, gegen Artikel
143 [des Grundgesetzes] zu verstoßen".[16] Eine relevante Kritik an
diesem offenen Verfassungsbruch blieb allerdings aus. Vielmehr wurde
damit ein Grundstein gelegt, um 1968 mit den von der damaligen Großen
Koalition beschlossenen Notstandsgesetzen erstmals in der BRD
Rechtsgrundlagen für begrenzte Einsätze der Bundeswehr im Inland in
die Verfassung zu schreiben.

Für die präventive Mobilisierung von Militärpolizist*innen zur
Unterstützung der Polizei, ohne eine geklärte Rechtsgrundlage, gibt es
allerdings auch in den letzten Jahren ein Beispiel. Während eines
rassistisch motivierten Terroranschlags in München 2015, der von der
Polizei fälschlicherweise für einen islamistischen Anschlag gehalten
wurde, versetzte Kramp-Karrenbauers Vorgängerin von der Leyen
Militärpolizei und Sanitätsdienst der Bundeswehr in München in
Alarmbereitschaft, um aus den Kasernen ausrücken zu können.[17] Auch
wenn es zu diesem Einsatz nicht kam, wurde der Vorfall genutzt, um
Stimmung für die Ausweitung der Befugnisse der Bundeswehr im Inland zu
machen.

Mit Blick auf die aktuellen Änderungen im Infektionsschutzgesetz
warnen zwei Professoren für Öffentliches Recht an den Universitäten
Bonn und Würzburg, Klaus Ferdinand Gärditz und Florian Meinel, vor
grundlegenden Brüchen der Verfassungsordnung. So würde der
Gesundheitsminister befähigt per Rechtsverordnung Gesetze und
Grundrechte außer Kraft zu setzen: "Mit der Ermächtigung eines
Bundesministeriums, gesetzesvertretendes Verordnungsrecht zu erlassen,
setzt sich das Parlament in Widerspruch zu zentralen Normen der
Verfassung", die als Lehren aus dem Ermächtigungsgesetz von 1933
eingeführt worden waren.[18]

Innenminister Seehofer geht längst einen Schritt weiter: Dass die
Grenzen des (Grund)gesetzes für ihn in der aktuellen Corona-Pandemie
nicht von Bedeutung sind, machte er in der Pressekonferenz[xiii] zur
Ankündigung von Grenzschließungen am 15. März deutlich. Auf die Frage
eines Reporters nach der Rechtsgrundlage der Grenzschließungen
antwortete er: "Da gibt's den Artikel 28 des Schengener Grenzkodex.
Aber jetzt muss ich ihnen ganz ehrlich mal sagen; Es ist schön, wenn
man so eine Grundlage hat, aber im Moment geht mir der
Gesundheitsschutz der Bevölkerung über alles. Es gibt auch
Notsituationen, wo ein Staat, selbst wenn so ein Artikel nicht
vorhanden wäre, handeln müsste."[19] Damit spielte Seehofer bereits
vor zwei Wochen mit der Rechtsfigur des 'übergesetzlichen Notstands'
und damit mit der Option, die Verfassung angesichts der aktuellen Lage
bewusst und offensiv zu brechen.


Verfassungsbruch verhindern - Bundeswehr raus aus den
Straßen

Mit der Corona-Pandemie scheint jetzt der Punkt gekommen, an dem eine
Interpretation des Grundgesetzes durchgesetzt werden soll, nach der
die Bundeswehr problemlos als Hilfspolizei im Inland eingesetzt werden
könnte. Damit wird eine alte Gewissheit in der Bevölkerung, dass die
Bundeswehr im Inland zwar als vermeintliche "Hilfsorganisation in
Flecktarn" bei Naturkatastrophen, nicht aber als bewaffnetes
Repressionsorgan mit exekutiven Polizeibefugnissen und damit als
politischer Machtfaktor im Inland eingesetzt werden darf, massiv
angegriffen.

Gegen diese Angriffe müssen wir uns aus bürgerrechtlicher,
antimilitaristischer, friedenspolitischer und antifaschistischer
Perspektive deutlich zur Wehr setzen. Das Grundgesetz wurde 1949, vier
Jahre nach dem Ende des Zweiten Weltkriegs und der NS-Diktatur
geschrieben. Die damals auch unter Parlamentariern durchaus gängige
Lehre aus der Geschichte "Nie wieder Krieg - Nie wieder Faschismus",
die einen Einsatz einer Armee als Machtfaktor im Inland undenkbar
machte, wurde über die Wiederbewaffnung 1955 und die Notstandsgesetze
1968 schrittweise zurückgedrängt.

Seitdem Deutschland im Laufe der 1990er Jahre wieder begonnen hat
Soldat*innen in Auslandseinsätze zu schicken und Kriege zu führen,
wird auch der Einsatz der Bundeswehr im Inland in kleinen Schritten
normalisiert. Was den Einsatz der Bundeswehr in Inland angeht, ist
jetzt der Punkt gekommen, an dem die Option Soldat*innen als
Hilfspolizei einzusetzen durchgesetzt werden soll. Die letzte
elementare Begrenzung, die Bundeswehr als innenpolitisches
Machtinstrument einzusetzen, soll gebrochen werden. Dafür wird sowohl
der Wortlaut als auch der Sinngehalt der Verfassung bewusst
übergangen.

Ist dieser Geist erst einmal aus der Flasche, wird er dahin so schnell
nicht zurückkehren. Damit ist auch der Punkt gekommen, wo sich
Zivilgesellschaft, Friedens-, Bürgerrechts- und Antifaschistische
Bewegung aktiv gegen diese autoritäre Gefahr wehren müssen. Über die
Welt nach der Corona-Pandemie wird jetzt entschieden!


Anmerkungen

[i] https://www.spiegel.de/politik/deutschland/coronavirus-markus-soeder-fordert-staerkere-einbindung-der-bundeswehr-a-3a8d05af-4952-4598-b39b-91d2c7d85f0b

[ii] https://augengeradeaus.net/2020/03/bundeswehr-richtet-sich-auf-langfristige-hilfe-in-coronavirus-pandemie-ein-keine-corona-parties-aufloesen/

[iii] https://www.stuttgarter-zeitung.de/inhalt.coronavirus-in-baden-wuerttemberg-kommt-der-einsatz-von-soldaten-mit-polizeiaufgaben.549faca8-aab0-4f63-b52a-31345354c09a.html

[iv] https://www.spiegel.de/politik/deutschland/corona-krise-bundeswehr-mobilisiert-15-000-soldaten-a-fb7668c0-a47f-4ca5-b83b-3a2ddd3b68a1

[v] https://www.gesetze-im-internet.de/gg/art_35.html

[vi] https://www.gesetze-im-internet.de/gg/art_87a.html

[vii] https://www.gesetze-im-internet.de/gg/art_115a.html

[viii] https://www.spiegel.de/politik/deutschland/keine-grundgesetzaenderung-fuer-bundeswehr-im-innern-a-1093983.html

[ix] https://www.spiegel.de/politik/deutschland/bundesverfassungsgericht-pragmatiker-wird-neuer-vizepraesident-a-528244.html

[x] https://www.youtube.com/watch?v=4_EbUA0QXus

[1] Spiegel, Matthias Gebauer und Konstantin von Hammerstein, Coronakrise -
Bundeswehr mobilisiert 15.000 Soldaten, 27.03.2020, spiegel.de

https://www.spiegel.de/politik/deutschland/corona-krise-bundeswehr-mobilisiert-15-000-soldaten-a-fb7668c0-a47f-4ca5-b83b-3a2ddd3b68a1

[2] Augen geradeaus!, Thomas Wiegold, Bundeswehr und Coronavirus-Pandemie: Vorbereiten auf eine lange Krise,
27.03.2020, augengeradeaus.net

https://augengeradeaus.net/2020/03/bundeswehr-und-coronavirus-pandemie-vorbereiten-auf-eine-lange-krise/

[3] IMI-Studie 2008/03, Frank Brendle, Vernetzte Sicherheit? -
Der Einsatz der Bundeswehr im Inneren, 15.02.2008, imi-online.de

https://www.imi-online.de/2008/02/15/vernetzte-sicherheit/

[4] Streitkräftebasis, Amtshilfe: Die Bundeswehr informiert, Absatz: Was
bedeutet Einsatz im Inneren?, bundeswehr.de;

https://www.bundeswehr.de/de/organisation/streitkraeftebasis/im-einsatz/der-inspekteur-der-streitkraeftebasis-informiert

ähnlich auch in: Bundeswehr, Podcast: Bundeswehr leistet Amtshilfe,
Interview mit dem Nationalen Territorialen Befehlshaber, Generalleutnant
Martin Schelleis, 26.03.2020, bundeswehr.de

https://www.bundeswehr.de/de/aktuelles/mediathek/podcast-bundeswehr-amtshilfe-coronavirus-230226

[5] IMI-Studie 2008/03, Brendle

[6] IMI-Studie 2008/03, Brendle

[7] Süddeutsche Zeitung, Nico Fried und Cerstin Gammelin, Schäuble will nach Köln
Möglichkeit eines Bundeswehr-Einsatzes im Inneren, 15.01.2016, sueddeutsche.de

https://www.sueddeutsche.de/politik/fluechtlingspolitik-schaeuble-stuetzt-kurs-der-kanzlerin-1.2820991

[8] IMI-Studie 2008/03, Brendle und IMI-Studie 2013/08a, Martin Kirsch,
Der neue Heimatschutz der Bundeswehr, 05.06.2013, imi-online.de

https://www.imi-online.de/2013/06/05/der-neue-heimatschutz-der-bundeswehr/

[9] IMI-Analyse 2012/022, Michael Haid, "Im Schatten eines Arsenals
militärischer Waffen kann freie Meinungsäußerung schwerlich gedeihen"!,
19.10.2012, imi-online.de

https://www.imi-online.de/2012/10/19/im-schatten-eines-arsenals-militarischer-waffen-kann-freie-meinungsauserung-schwerlich-gedeihen/

[10] IMI-Analyse 2012/022, Haid

[11] Abweichende Meinung des Richters Gaier zum Plenumsbeschluss vom
3. Juli 2012; in: Bundesverfassungsgericht - 2 PBvU 1/11 - Urteil vom
03.07.2012, bundesverfassungsgericht.de

https://www.bundesverfassungsgericht.de/SharedDocs/Entscheidungen/DE/2012/07/up20120703_2pbvu000111.html

[12] Augen geradeaus!, Thomas Wiegold, Bundeswehr und Coronavirus-Pandemie:
Vorbereiten auf eine lange Krise, 27.03.2020, augengeradeaus.net

https://augengeradeaus.net/2020/03/bundeswehr-und-coronavirus-pandemie-vorbereiten-auf-eine-lange-krise/

[13] Wissenschaftliche Dienste des Bundestages, Sachstand, WD 3 - 3000 - 184/16,
Einsatz der Bundeswehr im Innern - Übernahme von hoheitlichen Aufgaben
der Polizei durch die Bundeswehr im Rahmen der Amtshilfe, bundestag.de

https://www.bundestag.de/resource/blob/475592/49148f2891992296b35db4796213c9cf/WD-3-184-16-pdf-data.pdf

[14] TAZ, Christian Rath, Kommentar SPD-Kandidaten fürs Verfassungsgericht:
Folter muss tabu bleiben, 14.01.2008, taz.de

https://taz.de/Kommentar-SPD-Kandidaten-fuers-Verfassungsgericht/!5188515/

[15] IMI-Studie 2008/03, Brendle

[16] Bundestagssitzung vom 16.05.1968; nach: IMI-Studie 2008/03, Brendle

[17] IMI-Analyse 2016/33b, Martin Kirsch, Bundeswehr in den Straßen?, 16.10.2016,

https://www.imi-online.de/2016/10/17/bundeswehr-in-den-strassen-2/

[18] Klaus Ferdinand Gärditz, Florian Meinel: Unbegrenzte Ermächtigung?
Frankfurter Allgemeine Zeitung 26.03.2020. (hinter einer Paywall) deshalb
nach: German Foreign Policy, Die Grenzen des Machbaren - Bundeswehr bereitet
in Coronakrise Großeinsatz im Inland vor. Neues Infektionsschutzgesetz stellt
Gesetzesbindung der Regierung zur Disposition., 30.03.2020, german-foreign-policy.com

https://www.german-foreign-policy.com/news/detail/8231/

[19] Phoenix, Grenzschließungen in Deutschland: PK von Innenminister Seehofer,
15.03.2020, via Youtube: https://www.youtube.com/watch?v=4_EbUA0QXus



Der Artikel kann als PDF-Datei heruntergeladen werden unter:

https://www.imi-online.de/download/IMI-Analyse2020-18-Corona-BW-Innnen.pdf

 * 

Quelle:

IMI-Analyse 2020/18 vom 30. März 2020

An der Grenze der Verfassung und darüber hinaus

https://www.imi-online.de/2020/03/30/an-den-grenze-der-verfassung-und-darueber-hinaus/

Herausgeber: Informationsstelle Militarisierung (IMI) e.V.

Hechinger Str. 203, 72072 Tübingen

Tel.: 07071/49154, Fax: 07071/49159

E-Mail: imi@imi-online.de

Internet: www.imi-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 1. April 2020 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIEN / ALTERNATIV-PRESSE





VORWÄRTS/1571: Ultraschnelles Internet - tiefe Personalkosten

vorwärts - die sozialistische zeitung, Nr. 09/10 vom 13. März 2020

Ultraschnelles Internet - tiefe Personalkosten

von Damian Bugmann



Die digitale 5G-Technologie schreitet voran, die ersten
Super-Antennen strahlen bereits. Zivilgesellschaftlicher Widerstand
formiert sich und informiert. Unternehmen und Behörden wollen nichts
von negativen Auswirkungen, Gehirntumoren und Herzkrebs hören und
träumen von der wundersamen digitalen Macht- und Profitsteigerung.


In sehr vielen Ländern und der ganzen Schweiz fanden im Februar
5G-Informationsveranstaltungen und Aktionen gegen die Technologie der
fünften Mobilfunkgeneration statt. Fortschrittseuphoriker sind
überzeugt, die Digitalisierung bringe Segen und sei nicht aufzuhalten,
5G sei der "Schlüssel zur digitalen Transformation". Um Kosten
einsparen zu können, wollen die Unternehmen nicht mehr billige
Arbeitskräfte im oder aus dem Ausland ausbeuten, sondern dank
Digitalisierung Personalkosten sparen und im Inland Gewinne
akkumulieren. Es wird schon fleissig an der Zukunft gewerkelt, obwohl
über die Auswirkungen noch wenig bekannt ist.

Neue Technologien gehören zu den vielen Dingen, die im Kapitalismus
von der demokratischen Kontrolle ausgeschlossen sind. Die Unternehmen
brauchen sie, weil die Konkurrenz sie auch anwendet, um im Wettbewerb
um Marktmacht und Profitsteigerung mithalten zu können. Diese
Interessengruppe macht sie den Konsument*innen schmackhaft, indem sie
ihnen in Aussicht stellt, dass sie damit in der Freizeit und an der
Arbeit auch ein bisschen spielen dürfen. "5G wird der gesamten
Schweizer Bevölkerung ohne demokratische Debatte und Kontrolle
aufgezwungen", empört sich Matthias Hancke, Anti-5G-Aktivist aus der
bernischen Gemeinde Belp, "ungeachtet kantonaler Forderungen nach
einem Moratorium sowie Umfragen von 2019, die eine Meinungsmehrheit
gegen diese Technologie ergaben."


Oberwil: Antenne abgeschaltet

Laut Christian Oesch, Geschäftsführer des Vereins "5G-ade", der mit
einer Liste bei den Nationalratswahlen im Kanton Bern knapp 38.000
Stimmen machte, sind im Moment etwa 1.100 Baugesuche für 5G-Antennen
ausgeschrieben und gegen fast alle liegen Einsprachen vor. "In
Basel-Stadt gibt es eine Einsprache mit 1.250 Unterschriften, in der
Gemeinde Bürglen im Kanton Uri gegen 1.500", so Oesch. "Die Gemeinde
Meiringen im Berner Oberland sprach sich gegen 5G-Antennen auf
Gemeindegebiet aus. Die Gemeinde Oberwil bei Büren hat ein spezielles
Abkommen mit dem Kanton und Swisscom. Da die Gemeinde klar gegen 5G
ist, hat Swisscom die umstrittene Antenne abgeschaltet." Und er
ergänzt: "Das wurde aber noch von keinen Leit-Medien gebracht."

"5G soll politisch durchgedrückt werden", sagt Martin Zahnd vom Verein
"Schutz vor Strahlung". "Der Bericht der Arbeitsgruppe Mobilfunk und
Strahlung des Bundesamts für Umwelt wurde von Stakeholdern verfasst,
kein Verein als Vertretung von Betroffenen wurde eingeladen. Das
Dokument möchte Druck machen, den Grenzwert zu erhöhen für die
Einführung von 5G. Anscheinend wurde vergessen, dass der Ständerat
schon zwei Mal nein zu einer Erhöhung gesagt hatte."


Gigantisches Experiment

In Belp wurden bereits drei 5G-Antennen installiert, ohne dass vorher
die Bevölkerung über die Risiken dieser Technologie informiert worden
und um ihr Einverständnis gefragt worden wäre. Aus diesem Grund
organisierte Hancke Mitte Februar im Restaurant Kreuz in Belp einen
Informationsanlass für die Bevölkerung. Matthias Hancke ist überzeugt:
"Renommierte Wissenschaftler und Mediziner ohne Interessenkonflikte
sind weltweit alarmiert und befürworten das Vorsorgeprinzip. 5G wurde
nicht auf seine biologischen Auswirkungen hin geprüft. Seine
Einführung läuft daher auf ein gigantisches Experiment an Mensch, Tier
und Pflanze hinaus, was einen klaren Bruch des internationalen Rechts
darstellt. Zudem wurden schweizweit Milliarden Steuergelder in die
Verlegung von Glasfaserkabel investiert, um ein ultraschnelles
Internet zu ermöglichen." Bei allen gefährlichen Technologien wie
Mobilfunk, Atomkraft und Nanopartikel werden gekaufte
"wissenschaftliche" Berichte vorgelegt, die die Harmlosigkeit belegen
sollen.


Krebs bei Versuchstieren

Experimente mit Mobilfunkstrahlung an Ratten und Mäusen wurden schon
gemacht: Das National Institute of Environmental Health Sciences in
den USA bestrahlte Nagetiere zwei Jahre lang während neun Stunden pro
Tag mit 900 bis 1800 Megahertz. Die Versuchstiere zeigten starke
Anzeichen von Gehirntumoren und eine starke Tendenz zu Herzkrebs. Mit
viel geringeren Dosen arbeitete die Studie das Ramazzini-Instituts
Bologna. Bei allen Tieren wurden Hinweise auf Hirntumore und eine
starke Zunahme von Herzkrebs beobachtet. Seit 2011 wird
Mobilfunkstrahlung von der Weltgesundheitsorganisation als
"möglicherweise krebserregend" eingestuft.


Summe von Strahlungen

Martin Röösli, Leiter der Abteilung Umwelt und Gesundheit am
Schweizerischen Tropen- und Public Health-Institut Basel, tritt
vermehrt in den Medien als Experte auf (siehe auch Text auf dieser
Seite). Er wird immer wieder zu Elektrosmog-Themen interviewt. Röösli
relativiert mögliche Gefahren und begründet seine Aussagen damit, dass
es keine wissenschaftlichen Studien gebe, um die Bedenken von
mobilfunk-kritischen Menschen zu belegen. Auch mit der letzten Studie,
von Röösli im Auftrag von Mobilfunkfirmen durchgeführt, gab es keine
eindeutigen Beweise. "Probanden wurden lediglich einzelnen Strahlungen
ausgesetzt", präzisiert ein Text von ibes.ch - Leben ohne Elektrosmog.
"Die Studie ist nicht repräsentativ, weil nur einzeln die Strahlung in
Kurzzeitexpositionen an Menschen getestet worden ist. Es müssen
Langzeitstudien erfolgen, welche im Umfeld aller heute im Raum
schwirrenden Strahlungen kombiniert durchgeführt werden."
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FEATURE/1436: Deutschlandfunk Kultur - Wie das Hubble-Teleskop die Astronomie verändert hat, 2.4.2020 (Deutschlandradio)

Deutschlandradio - Programmtip

Das mit den Sternen tanzt

Wie das Hubble-Teleskop die Astronomie verändert hat

Von Dirk Lorenzen

Zeitfragen. Feature

Donnerstag, 2. April 2020, 19.30 - 20.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Das Weltraumteleskop Hubble macht seit 30 Jahren gestochen scharfe
Aufnahmen von Planeten, Sternen und Galaxien. Es blickt mehr als 13
Milliarden Lichtjahre weit hinaus in den Kosmos und liefert so Bilder
aus der Kindheit des Universums. Auch nach drei Jahrzehnten im All ist
Hubble ein überragend wichtiges Forschungsinstrument der Astronomie.
Die Geschichte des Teleskops liest sich wie das Drehbuch eines
packenden Thrillers: Fünf Rettungs- und Wartungsmissionen durch
Astronauten, ein gigantischer falsch geschliffener Spiegel und viele
Stolpersteine musste das Teleskop überwinden. Der Lohn der Mühen:
Hubble hat uns das Weltall auf einzigartige Weise nahegebracht. Mit
inzwischen mehr als 15 Milliarden US-Dollar Kosten für Bau und Betrieb
ist das Weltraumteleskop das teuerste Forschungsgerät, das es gibt.
Astronomen halten das für billig: Hubble, so sagen sie, hat uns das
Universum geschenkt.
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HÖRSPIEL/2065: Deutschlandfunk Kultur - "Helena" von Elena Zieser, 2.4.2020 (Deutschlandradio)

Deutschlandradio - Programmtip

auto-record

Helena

Von Elena Zieser, nach Träumen von Hella Vahl

Regie: Elena Zieser

Bauhaus-Universität Weimar 2019/57'07

Freispiel

Donnerstag, 2. April 2020, 22.03 - 23.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Dies ist die Geschichte einer Freundschaft von zwei Frauen. Die eine
findet nach Jahren längst vergessene Traumaufnahmen der anderen wieder
und fängt an, sich zu erinnern: an die Liebe, die gemeinsame Zeit, den
Bruch und daran, wie sie einander verloren haben. Dazwischen sind die
Träume zu hören, die einen Einblick in eine absurde, höchst fragile
und sensible Welt ermöglichen. Das Wechselspiel der beiden
Protagonistinnen zeichnet ein ehrliches und sehr intimes Bild einer
Frauenfreundschaft und ist am Ende der Versuch, dieser Freundschaft
eine neue Perspektive zu geben.
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GYNÄKOLOGIE/653: Kapazitäten für zeitrelevante Operationen in Zeiten von COVID-19 aufrechterhalten (DGGG)

Deutsche Gesellschaft für Gynäkologie und Geburtshilfe e.V., Pressestelle, 27.03.2020

DGGG empfiehlt: Aufrechterhaltung von Kapazitäten für zeitrelevante Operationen in Zeiten von COVID-19



COVID-19 stellt auch den gynäkologischen Berufsstand vor enorme
Herausforderungen. Die Kliniken haben ihre Organisationsabläufe umgestellt
- echt-elektive Operationen werden vorerst zu Gunsten einer
Notfallversorgung für COVID-19-Patienten ausgesetzt. Doch nicht alle
Operationen lassen sich verschieben.

Die Deutsche Gesellschaft für Gynäkologie und Geburtshilfe e. V (DGGG) im
Zusammenschluss mit der Arbeitsgemeinschaft für Onkologie e. V. (AGO in
der DGGG) und der Deutschen Gesellschaft für Senologie e. V. (DGS)
empfehlen unverzüglich eine
Aufrechterhaltung von Kapazitäten für zeitrelevante Operationen.

Berlin, 27. März 2020 - COVID-19 hat alles verändert und stellt auch
unseren gynäkologischen Berufsstand vor enorme Herausforderungen.
Folgerichtig haben die Kliniken ihre Organisationsabläufe umgestellt -
echt-elektive Operationen wie z. B. Deszensus- und Beckenbodeneingriffe
oder aber ästhetisch motivierte Rekonstruktionen werden vorerst zu Gunsten
einer Notfallversorgung für COVID-19-Patienten ausgesetzt.

Allerdings bringt das neu vorgegebene Priorisierungssystem insbesondere
unsere Fachkollegen mit onkologischem Schwerpunkt in ein medizinethisches
Dilemma. Denn hier besteht die große Gefahr, dass unseren eigentlich
dringlich zu behandelnden PatientInnen mit einer Krebsdiagnose aufgrund
der strikten Priorisierung die notwendige operative Therapie versagt wird.
Dies geschieht, weil die OP- und Intensiv-Ressourcen aktuell vorbeugend
für Fälle mit Covid-19-Erkrankung reserviert werden, auch wenn sie
aufgrund des aktuellen Patientenanfalls noch gar nicht benötigt werden.

Onkologische Operationen sind keine elektiven Eingriffe

Tatsächlich sind onkologische Operationen zwar keine nicht aufschiebbaren
Notfälle; dennoch müssen sie innerhalb eines angemessenen Zeitrahmens von
wenigen Wochen erfolgen, will man die Heilungschancen nicht verpassen.
Hierzu zählt selbstverständlich auch die notwendige zeitnahe medikamentöse
Therapie.

Wenn - wie gegenwärtig - nicht absehbar ist, wann die Coronakrise und der
damit verbundene Engpass beendet sind, bedeutet eine Verschiebung einen
Aufschub auf einen unbekannten Zeitpunkt. Das ist solange ethisch nicht
vertretbar, wie keine Triage-Situation besteht, in der die Behandlung
tatsächlich nach der individuellen Überlebenschance priorisiert werden
muss. Eine derartige Situation besteht in Deutschland derzeit mit Blick
auf COVID-19 nicht. Vielmehr werden Operationsprogramme auch für
onkologische Eingriffe gekürzt, ohne dass bereits ein tatsächlicher
Engpass besteht.

Unsere Empfehlung:

Um zu verhindern, dass sich unsere PatientInnen mit heilbaren Tumorleiden
durch ein einseitiges Priorisierungsmodell zu Palliativfällen mit
unumkehrbar
lebensverkürzenden Diagnosen entwickeln, empfehlen wir unverzüglich die
Einführung von Mindestkapazitäten für dringliche nicht elektive OP`s und
Interventionen in der gynäkologischen Onkologie.

Gleiches gilt für die Geburtshilfe oder nicht onkologische Fälle. Auch
hier erfahren wir von
Tendenzen, nicht dringliche Kaiserschnitte zu elektiven und damit zu
aufschiebbaren
Operationen zu erklären. Oder es wird versucht, notwendige Operationen mit
konservativen
Maßnahmen so hinauszuzögern, dass die PatientInnen Gefahr laufen, als
Notfall ungeplant in die Kliniken kommen zu müssen.

Im Namen unserer PatientInnen hoffen wir mit Blick auf unsere dringliche
Empfehlung
unverzüglich auf Ihre notwendige politische Unterstützung - denn die Zeit
drängt!


Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.dggg.de/

https://www.senologie.org/?L=572

https://www.ago-online.de/

Zu dieser Mitteilung finden Sie Anhänge unter der WWW-Adresse:

http://idw-online.de/de/attachment79572

Mindestkapazitäten für dringliche nicht elektive OP's

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution660

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsche Gesellschaft für Gynäkologie und Geburtshilfe e.V., Pressestelle, 27.03.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 1. April 2020 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIZIN / FACHMEDIZIN





NEUROLOGIE/2056: Neurologische Patienten sollten ihre Immuntherapie nicht aus Angst vor dem Coronavirus absetzen (idw)

Deutsche Gesellschaft für Neurologie e.V. - 27.03.2020

Neurologische Patienten sollten ihre Immuntherapie nicht aus Angst vor dem Coronavirus absetzen!



Patienten mit einer neurologischen Autoimmunerkrankung erhalten häufig
immunsupprimierende oder immunmodulierende Medikamente, die per se
infektanfälliger machen. Aber einen konkreten Hinweis dafür, dass die
Immuntherapie das Risiko erhöht, sich mit SARS-CoV-2 (Coronavirus)
anzustecken oder an COVID-19 zu erkranken, gibt es derzeit nicht. Die
Kommission Neuroimmunologie der DGN warnt daher Patienten vor einem
unbedachten Absetzen der Therapie ohne Rücksprache mit dem Arzt. Ein
Behandlungsabbruch könne zu einer deutlichen Verschlechterung der
Autoimmunerkrankung führen und das stünde in aller Regel nicht in Relation
zu dem Risiko, an COVID-19 zu erkranken.

Viele Patienten mit einer neurologischen Autoimmunerkrankung (wie
beispielsweise Multiple Sklerose, Myasthenie, Vaskulitis, Sarkoidose,
Autoimmun-Enzephalitis) sind verunsichert. Sie haben Sorge, dass
immunsuppressive oder immunmodulierende Medikamente das Risiko einer
Coronavirusinfektion erhöhen. Grundsätzlich ist diese Annahme nicht
falsch, das Robert Koch-Institut (RKI) [1] zählt Menschen mit
unterdrücktem Immunsystem - z.B. durch eine immunsuppressive/-modulierende
Therapie - zur Risikogruppe für einen schwereren
COVID-19-Krankheitsverlauf.

Doch was ist die Konsequenz? "Das Absetzen der Medikamente wird in der
Regel mehr schaden als nutzen, erst recht, wenn sie ohne Rücksprache mit
dem behandelnden Arzt erfolgt", warnt Professor Harald Prüß, Sprecher der
Kommission Neuroimmunologie der DGN, die aktuell eine Stellungnahme [2] zu
der Thematik veröffentlicht hat. Ein Behandlungsabbruch könne zu einer
deutlichen Verschlechterung der Autoimmunerkrankung führen und das stünde
in aller Regel nicht in Relation zu dem Risiko, an COVID-19 zu erkranken.
Das gelte sogar auch für immunmodulierende Substanzen, beispielsweise
Fingolimod oder Siponimod, die allgemein die Anfälligkeit für
Lungenerkrankungen erhöhen. "Eine gut eingestellte Immuntherapie, die
stabil die Krankheit kontrolliert und ihr Fortschreiten verhindert, sollte
nicht leichtfertig aufs Spiel gesetzt werden. Zumindest sollte vor einem
Therapiewechsel immer eine individuelle Risikoabwägung vorgenommen werden.
Vereint der Patient gleich mehrere Corona-Risikofaktoren in sich, ist er
beispielsweise sehr alt oder leidet unter anderen Begleiterkrankungen wie
Diabetes mellitus oder einer Herzkrankheit, kann eine evtl. Umstellung auf
kürzer wirksame und besser steuerbare immunmodulierende Substanzen erwogen
werden, aber bei den meisten Patienten ist das medizinisch nicht
erforderlich", so der Experte.

Hinzu komme, dass viele der Medikamente lang wirksam sind und in längeren
Abständen verabreicht werden. Die Substanz Natalizumab zur Behandlung der
Multiplen Sklerose wird beispielsweise nur alle vier Wochen gegeben, bei
anderen Medikamenten sind die Abstände noch länger. "Eine kurzfristige
Veränderung ist dann ohnehin kaum möglich."

Auch das RKI rät Risikopatienten grundsätzlich nicht dazu, ihre Therapie
abzubrechen, sondern sich stattdessen bestmöglich vor einer Ansteckung mit
dem Coronavirus zu schützen. "Für Patienten, die eine Immuntherapie
erhalten, ist es noch wichtiger als für alle anderen, die allgemeinen
Verhaltensregeln und Hygieneempfehlungen des RKI zu befolgen", gibt
Professor Prüß zu bedenken. Menschen, die mit
immunsuppressiven/-modulierenden Medikamenten behandelt werden, sollten
also ihre Kontakte zu anderen Menschen auf ein Minimum reduzieren - nur
die soziale Isolation schütze letztendlich vor Ansteckung.

Professor Hans-Christoph Diener, Pressesprecher der DGN, betont zudem,
dass es derzeit auch keinerlei Nachweis dafür gebe, dass die Immuntherapie
das Risiko erhöht, sich mit SARS-CoV-2 anzustecken oder an COVID-19 zu
erkranken. "Natürlich machen wir jetzt erst unsere Erfahrungen mit dem
neuartigen Virus, aber hätten immuntherapeutisch behandelte Patienten mit
neurologischen Autoimmunerkrankungen ein überproportional erhöhtes
COVID-19-Erkrankungsrisiko, hätten wir sicherlich erste Sicherheitssignale
aus Wuhan oder Italien erhalten."

"Die größte Gefahr der Immuntherapie im Hinblick auf eine mögliche
Ansteckung mit dem Coronavirus ist wahrscheinlich, dass viele Präparate
als intravenöse Infusion in der neurologischen Praxis oder Klinik
verabreicht werden, die in diesen Zeiten natürlich alles andere als
menschenleer sind. Wir empfehlen daher den Patienten, in der
neurologischen Praxis/Klinik und auf dem Weg dahin einen Mundschutz zu
tragen, nach Möglichkeit nichts anzufassen bzw. sich in regelmäßigen
Abständen die Hände zu desinfizieren. Beratungsgespräche sollten - dem
Gebot der Zeit folgend - telefonisch oder per Videosprechstunde
durchgeführt werden", erklärt DGN-Generalsekretär Professor Peter Berlit.


Literatur

[1]

https://www.rki.de/DE/Content/InfAZ/N/Neuartiges_Coronavirus/Risikogruppen.html

[2] Immuntherapien bei neuroimmunologischen Erkrankungen vor dem
Hintergrund der SARS-CoV-2-Pandemie.

https://www.dgn.org/neuronews/71-neuronews-2020/3890-immuntherapien-bei-neuroimmunologischen-erkrankungen-vor-dem-hintergrund-der-sars-cov-2-pandemie


Die Deutsche Gesellschaft für Neurologie e.V. (DGN)

sieht sich als wissenschaftliche Fachgesellschaft in der
gesellschaftlichen Verantwortung, mit ihren über 10.000 Mitgliedern die
neurologische Krankenversorgung in Deutschland zu sichern und zu
verbessern. Dafür fördert die DGN Wissenschaft und Forschung sowie Lehre,
Fort- und Weiterbildung in der Neurologie. Sie beteiligt sich an der
gesundheitspolitischen Diskussion. Die DGN wurde im Jahr 1907 in Dresden
gegründet. Sitz der Geschäftsstelle ist Berlin. www.dgn.org

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1276
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RADIOLOGIE/343: COVID-19-Pneumonie - Portable Sonografiegeräte gehören in jede Notaufnahme (DEGUM)

Deutsche Gesellschaft für Ultraschall in der Medizin - 30. März 2020

Portable Sonografiegeräte gehören in jede Notaufnahme

COVID-19-Pneumonie mit Lungenultraschall schnell erkennen und Klinikpersonal schützen



Berlin - Schwere Verläufe der COVID-19-Erkrankung gehen mit einer
Lungenentzündung einher. Symptome wie Fieber, starker Husten und
häufig auch Luftnot kennzeichnen die Infektion. Doch wie lässt sich
schnell und sicher erkennen, ob eine Pneumonie oder eine andere
Lungenerkrankung vorliegt? Gibt es möglicherweise Hinweise darauf,
dass es sich um eine Infektion mit dem Coronavirus handelt? Wie
entwickelt sich die Erkrankung im weiteren Verlauf einer stationären
Behandlung? Nach Ansicht der Experten der Deutschen Gesellschaft für
Ultraschall in der Medizin e.V. (DEGUM) ist für diese Fragestellungen
ein Lungenultraschall ideal geeignet. Die Thoraxsonografie ist schnell
und direkt am Krankenbett einsetzbar sowie beliebig oft wiederholbar.
Da nur ein Arzt die Diagnostik durchführt, werden zudem Kontakte
zwischen Patienten und Klinikpersonal stark reduziert.

Derzeit bereiten sich Kliniken, Notaufnahmen und Intensivstationen in
ganz Deutschland auf einen starken Anstieg der COVID-19-Patienten vor.
"Ein Point-of Care-Ultraschall - PoCUS - der Lunge ist ein sehr
wertvolles und effektives Instrument, um den Zustand der Lunge eines
Patienten schnell und sicher einzuschätzen", sagt Professor Dr. med.
Josef Menzel, Direktor der Medizinischen Klinik II am Klinikum
Ingolstadt und Neupräsident der DEGUM. Neben den überall verfügbaren
Ultraschallsystemen eignen sich portable Geräte mit einem kabellosen
Schallkopf hierfür besonders. So können die Anwender Ultraschall
direkt am Krankenbett einsetzen, ohne den Patienten verlegen zu
müssen. Auch die hygienischen Voraussetzungen bleiben gewahrt, da die
kleinen tragbaren Geräte für die Untersuchung in Tüten verpackt werden
können. "Der Vorteil an diesem Verfahren ist, dass der gleiche Arzt,
der den Patienten aufgenommen hat, auch die Sonografie am Bett
durchführen kann - das führt zu einer erheblichen Reduzierung weiterer
Kontaktpersonen", hebt Menzel hervor.

Der Standard sieht vor, dass Patienten mit Verdacht auf
COVID-19-Pneumonie im Röntgen oder im CT untersucht werden. Zusammen
mit dem klinischen Bild des Patienten könne der Ultraschall jedoch
Weichen stellen, ob eine weitere bildgebende Untersuchung unverzüglich
erfolgen muss oder erst im Verlauf der Behandlung eingesetzt werden
kann, erklärt Menzel. "Bedenkt man, wie lange ein Patient in einer
Notaufnahme auf eine Röntgen- oder CT-Untersuchung warten muss, so
liegt auch der Zeitvorteil des Ultraschalls klar auf der Hand." Auch
während der stationären Behandlung werden wiederholt
Röntgen-Thorax-Aufnahmen durchgeführt. Hier könne die Lungensonografie
morphologische Veränderungen in der Lunge einfach, schnell und sicher
feststellen oder auch ausschließen - und so im Einzelfall die Frequenz
der Röntgen-Untersuchungen reduzieren.

Zum Einsatz des PoCUS-Lungenultraschalls bei COVID-19-Patienten gibt
es bereits erste Publikationen aus China und Italien. "Wir erhalten
mit Hilfe der Thoraxsonografie zwar keinen abschließenden Beweis für
eine COVID-19-Pneumonie, es gibt aber klar erkennbare Muster, die für
eine Viruspneumonie sprechen. Diese typischen Veränderungen des
Lungenbildes erlauben auch eine Verlaufsbeurteilung", erläutert Dr.
Alexander Heinzmann, Leitender Oberarzt am Klinikum am Steinenberg in
Reutlingen und Leiter des Arbeitskreises Thoraxsonografie der DEGUM.
"Die DEGUM plant gerade eine Sammlung typischer Bildbefunde, die die
Kolleginnen und Kollegen demnächst auf der Homepage der DEGUM einsehen
und als Orientierungshilfe nutzen können", ergänzt Menzel.

"Bei Patienten mit respiratorischer Insuffizienz sowie dem Verdacht
auf eine Lungenentzündung sollte immer sofort ein Lungenultraschall
durchgeführt werden", so das Fazit von Heinzmann. Ultraschall ist frei
von Strahlung, schnell, günstig und sicher - und gehört in diesen
Zeiten in jede Notaufnahme und auf jede Intensivstation, so die
Experten abschließend.


Literatur:

Buonsenso D et al. Point-of-Care Lung Ultrasound findings in novel
coronavirus disease-19 pnemoniae: a case report and potential
applications during COVID-19 outbreak. Eur Rev Med Pharmacol Sci. 2020
Mar; 24:2776-2780

Cheung JCH eta al. Staff safety during emergency airway management for
COVID-19 in Hong Kong. Lancet Respir Med. 2020; 8: e19

 * 

Über die DEGUM:

Die Deutsche Gesellschaft für Ultraschall in der Medizin (DEGUM)
bietet ein Forum für den wissenschaftlichen und praktischen
Erfahrungsaustausch auf dem Gebiet des medizinischen Ultraschalls. Sie
vereint rund 11.000 Ärzte verschiedener Fachgebiete, medizinische
Assistenten, Naturwissenschaftler und Techniker. Ultraschalldiagnostik
ist heute das am häufigsten eingesetzte bildgebende Verfahren in der
Medizin. Ultraschallanwendern bescheinigt die DEGUM eine entsprechende
Qualifikation mit einem Zertifikat der Stufen I bis III. Patienten
finden DEGUM-zertifizierte Ärzte im Internet unter: www.degum.de
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BILDUNG/1192: COVID-19 - Verordnung zur Abweichung von der Approbationsordnung für Ärzte tritt in Kraft (BMG)

Bundesministerium für Gesundheit - 31. März 2020

Verordnung zur Abweichung von der Approbationsordnung für Ärzte bei einer epidemischen Lage von nationaler Tragweite tritt am 1. April in Kraft

Spahn: "Medizinstudierende sollen keinen Nachteil haben, wenn sie bei
der Bekämpfung von COVID-19 mithelfen."



Bundesgesundheitsminister Jens Spahn hat heute eine "Verordnung zur
Abweichung von der Approbationsordnung für Ärzte bei einer
epidemischen Lage von nationaler Tragweite" gezeichnet, die
voraussichtlich am 1. April in Kraft treten wird. Durch möglichst
flexible Regelungen soll sichergestellt werden, dass die
Medizinstudierenden in der aktuellen Krisensituation das
Gesundheitswesen unterstützen und gleichzeitig ihr Studium erfolgreich
fortsetzen können.

Ich bin den Medizinstudierenden sehr dankbar, dass sie in dieser
 schwierigen Lage in der medizinischen Versorgung mit anpacken.
 Deshalb sorgen wir dafür, dass sie dadurch keine Nachteile für
 ihren Studienfortschritt hinnehmen müssen. Dafür haben wir jetzt
 flexible und rechtssichere Regelungen getroffen - ohne jedoch
 Abstriche bei der Qualität der ärztlichen Ausbildung zu machen.
 (Bundesgesundheitsminister Jens Spahn)  


Wesentliche Regelungen:

• Das zweite Staatsexamen, das im April ansteht, wird im
Grundsatz bundesweit verschoben; die Fortsetzung des Studiums wird
gewährleistet.

• Die Länder haben nach Lage vor Ort die Möglichkeit, hiervon
abzuweichen, wenn sie die ordnungsgemäße Durchführung der Prüfung
unter den Bedingungen der epidemischen Lage sicherstellen können.

• Die Studierenden, für die das Examen verschoben wurde, gehen
schon im April in ihre praktische Ausbildung (Praktisches Jahr - PJ).
Für sie wird das PJ von 48 auf 45 Wochen verkürzt. Dies verlängert für
sie die Zeit, sich auf das zweite Staatsexamen dann im April 2021
vorzubereiten.

• Bei den Prüfungsfragen für dieses zweite Staatsexamen werden
coronabedingte Erfahrungen und Krankheitsbilder angemessen
berücksichtigt.

• Die Studierenden in den Ländern, die das zweite Staatsexamen
nicht verschieben, organisieren das PJ so, wie es in der
Approbationsordnung für Ärzte regulär vorgesehen ist. Insbesondere
bleibt es bei ihnen bei den vorgesehenen 48 Wochen.

• Bei den Ausbildungsbereichen für das PJ können die
Universitäten flexibel mitbestimmen, wenn dies die Krankenversorgung
vor Ort erfordert.

• Erleichtert wird auch die Durchführung des dritten
Staatsexamens, das im Mai startet. Insbesondere wird die Dauer der
Prüfung um die Hälfte gekürzt. Prüferinnen und Prüfer werden in dieser
Zeit auch für andere Aufgaben gebraucht.

Die Verordnung wird auf der Grundlage des § 5 Absatz 2 Nummer 7
Buchstabe b des Infektionsschutzgesetzes erlassen, der durch das
Gesetz zum Schutz der Bevölkerung vor einer epidemischen Lage von
nationaler Tragweite neu gefasst wurde. Der Deutsche Bundestag hat die
epidemische Lage von nationaler Tragweite in seiner Sitzung am 25.
März 2020 mit Inkrafttreten des Gesetzes festgestellt.

 * 

Quelle:

Bundesministerium für Gesundheit, Pressestelle

Pressemitteilung 31. März 2020
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ERNÄHRUNG/1510: Trotz Kontaktverbot können Sie jetzt etwas für Ihren Vitamin D-Haushalt tun (DGE)

Deutsche Gesellschaft für Ernährung e.V. - 26. März 2020

Trotz Kontaktverbot können Sie jetzt etwas für Ihren Vitamin D-Haushalt tun



Gerade jetzt, in der Zeit von März bis Oktober, reicht in Deutschland
die Stärke der Sonnenbestrahlung aus, um eine ausreichende Versorgung
durch die körpereigene Bildung von Vitamin D über die Haut zu
gewährleisten. Kurze Aufenthalte wie Spaziergänge an der frischen Luft
mit 15 - 25 Minuten Sonneinstrahlung pro Tag reichen dafür aus.

Die Deutsche Gesellschaft für Ernährung e. V. (DGE) weist darauf hin,
dass die Einnahme von Vitamin-D-Präparaten nur dann empfohlen wird,
wenn eine unzureichende Versorgung nachgewiesen wurde und eine
gezielte Verbesserung der Versorgung durch die körpereigene
Vitamin-D-Bildung durch Sonnenbestrahlung und Ernährung nicht erreicht
wird.

Für frei verkäufliche Nahrungsergänzungsmittel existieren derzeit
weder auf nationaler noch auf internationaler Ebene verbindliche
Höchstmengen für den Vitamin D-Gehalt. Allerdings sind nach Ansicht
einer Expertenkommission (Bundesamt für Verbraucherschutz und
Lebensmittelsicherheit (BVL) / Bundesinstitut für Arzneimittel und
Medizinprodukte (BfArM)) Produkte nur bis zu einer Tagesdosis von 20
µg Vitamin D (= 800 i. E.) als Nahrungsergänzungsmittel
einzustufen. Höher dosierte Präparate sind als Arzneimittel anzusehen.

Eine andauernde Überdosierung mit Vitamin-D-Präparaten, die eine Dosis
von über 100 µg (ca. 4.000 i. E.) pro Tag enthalten, kann
unerwünschte Nebenwirkungen wie Nierensteine oder Nierenverkalkungen
hervorrufen. Daher spricht die Europäische Behörde für
Lebensmittelsicherheit (EFSA) eine tolerierbare Gesamtzufuhr für
Vitamin D in Höhe von 100 µg/Tag für Erwachsene und 50
µg/Tag für Kinder von 1-11 Jahren aus. Diese tolerierbaren
Gesamtzufuhrmengen pro Tag beziehen sich auf die Vitamin-D-Zufuhr aus
allen Lebensmitteln, einschließlich Vitamin-D-Präparate und
angereicherte Lebensmittel.

Hat Vitamin D eine präventive Wirkung auf eine Infektion mit SARS-CoV-2 bzw. eine Erkrankung an COVID-19?

Aufgrund der Neuartigkeit des Corona-Virus gibt es noch keine
wissenschaftlichen Studien, die den Zusammenhang der Behandlung oder
der Prävention von Vitamin D auf eine Infektion mit SARS-CoV-2 bzw.
eine Erkrankung an COVID-19 untersucht haben. Daher kann diese Frage
aus wissenschaftlicher Sicht derzeit nicht beantwortet werden.

Die DGE führte im Rahmen des 14. DGE-Ernährungsberichts eine
systematische Literaturrecherche durch. Sie ging der Frage nach, ob es
einen Zusammenhang zwischen der Vitamin-D-Versorgung für bestimmte
Krankheiten bzw. deren Verlauf, unter anderem akute
Atemwegsinfektionen, gibt.

Epidemiologische Studien geben erste Hinweise auf einen möglichen
Zusammenhang zwischen dem Vitamin-D-Status und dem Auftreten von
akuten Atemwegsinfekten. Insbesondere bei Personen, die einen
Vitamin-D-Mangel (Serumkonzentration von 25(OH)D: < 25 nmol/L)
aufweisen, könnte die Einnahme von Vitamin-D-Präparaten in niedriger
Dosierung (7,5-100 µg/Tag oder 35-500 µg/Woche) die
Häufigkeit von akuten Atemwegsinfekten verringern. Für hohe
Einmalgaben an Vitamin D (> 750 µg/Tag) konnte kein
Zusammenhang beobachtet werden. In der Behandlung akuter
Atemwegsinfekte gab es keinen Einfluss durch die Einnahme von 
Vitamin-D-Präparaten.

Anhand der bisherigen Studienergebnisse kann keine generelle
Empfehlung für die Einnahme von Vitamin D-Präparaten zur Vorbeugung
akuter Atemwegsinfekten ausgesprochen werden. Akute Atemwegsinfekte
können verschiedene Ursachen haben, beispielsweise virale oder
bakterielle Infektionen. Darüber hinaus ist die Wirksamkeit einer
Vitamin-D-Supplementation abhängig vom Vitamin-D-Status. Vielmehr
gilt: Eine gute Vitamin-D-Versorgung soll am besten durch die
Eigensynthese der Haut und über die Ernährung erreicht werden. Nur
wenn das nicht ausreichend ist, sollten Supplemente genommen werden.
Dabei wird von der DGE eine Zufuhrmenge von 20 µg Vitamin D pro
Tag bei fehlender körpereigenen Bildung als adäquat angegeben.

 * 
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Internet: www.dge.de
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ETHIK/1315: COVID-19 - Solidarität und Verantwortung in der Krise (Deutscher Ethikrat)

Deutscher Ethikrat - 27.03.2020

Solidarität und Verantwortung in der Corona-Krise



Die gegenwärtige Pandemie fordert unsere Gesellschaft in beispielloser
Form heraus und führt zu schwerwiegenden ethischen Konflikten. Der
Deutsche Ethikrat befürwortet die aktuell zur Eindämmung der Infektionen
ergriffenen Maßnahmen, auch wenn sie allen Menschen in diesem Land große
Opfer abverlangen. Freiheitsbeschränkungen müssen jedoch kontinuierlich
mit Blick auf die vielfältigen sozialen und ökonomischen Folgelasten
geprüft und möglichst bald schrittweise gelockert werden.

Für diesen schwierigen Abwägungsprozess will der Ethikrat mit seiner heute
veröffentlichten Ad-hoc-Empfehlung "Solidarität und Verantwortung in der
Corona-Krise" ebenso ethische Orientierungshilfe leisten wie für die im
Gesundheitssystem drohenden dramatischen Handlungs- und
Entscheidungssituationen.

Der ethische Kernkonflikt besteht darin, dass ein dauerhaft hochwertiges,
leistungsfähiges Gesundheitssystem gesichert werden muss und zugleich
schwerwiegende Nebenfolgen für Bevölkerung und Gesellschaft möglichst
gering zu halten sind. Das erfordert eine gerechte Abwägung
konkurrierender moralischer Güter, die auch Grundprinzipien von
Solidarität und Verantwortung einbezieht und sorgfältig prüft, in welchem
Ausmaß und wie lange eine Gesellschaft starke Einschränkungen ihres
Alltagslebens verkraften kann.

Der Vorsitzende des Deutschen Ethikrats, Peter Dabrock, sagte dazu: "In
dieser Krise ungekannten Ausmaßes können wir uns glücklich schätzen, so
große Solidaritätsressourcen in unserer Gesellschaft zu besitzen. Wir
müssen aber ehrlich sein: Auch mit diesen Ressourcen gilt es sorgsam
umzugehen und Spannungen zwischen unterschiedlichen Ansprüchen bedürftiger
Gruppen fair auszuhandeln."

Der Ethikrat möchte Politik und Gesellschaft dafür sensibilisieren, die
verschiedenen Konfliktszenarien als normative Probleme zu verstehen. Ihre
Lösung ist eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe. Es widerspräche dem
Grundgedanken demokratischer Legitimation, politische Entscheidungen an
die Wissenschaft zu delegieren und von ihr eindeutige Handlungsanweisungen
für das politische System zu verlangen. Gerade schmerzhafte Entscheidungen
müssen von den Organen getroffen werden, die hierfür durch das Volk
mandatiert sind und dementsprechend auch in politischer Verantwortung
stehen. Die Corona-Krise ist die Stunde der demokratisch legimitierten
Politik.

Wesentlicher Orientierungspunkt für die nahe Zukunft ist die weitgehende
Vermeidung von Triage-Situationen, in denen Ärzte zu entscheiden gezwungen
wären, wer vorrangig intensivmedizinische Versorgung erhalten und wer
nachrangig behandelt werden soll. Der Staat darf menschliches Leben nicht
bewerten und deshalb auch nicht vorschreiben, welches Leben in einer
Konfliktsituation zu retten ist. Die Verantwortung, in solchen
dilemmatischen Situationen katastrophaler Knappheit medizinischer
Ressourcen über Leben und Tod zu entscheiden, sollte aber auch keinesfalls
allein den einzelnen Ärztinnen und Ärzten aufgebürdet werden. Schon aus
Gründen der Gleichbehandlung, aber auch um der allgemeinen Akzeptanz
willen bedarf es vielmehr weithin einheitlicher Handlungsmaximen für den
klinischen Ernstfall nach wohlüberlegten, begründeten und transparenten
Kriterien. Hierzu sind bereits erste Empfehlungen medizinischer
Fachgesellschaften erschienen.

Zugleich gilt es, die aktuellen freiheitsbeschränkenden
Infektionsschutzmaßnahmen fortlaufend kritisch zu evaluieren. Dem Ziel,
die Ausbreitung des Coronavirus erheblich zu verlangsamen, muss zwar auch
aus Sicht des Deutschen Ethikrates derzeit die größte Aufmerksamkeit
gewidmet werden. Dabei ist jedoch auch jetzt schon die mittel- und
langfristig bedeutsame Frage in den Blick zu nehmen, unter welchen
Voraussetzungen und auf welche Weise eine geordnete Rückkehr zu einem
einigermaßen "normalen" gesellschaftlichen und privaten Leben sowie zu
regulären wirtschaftlichen Aktivitäten erfolgen kann, um die ökonomischen,
kulturellen, politischen und psychosozialen Schäden möglichst gering zu
halten.

Konkret empfiehlt der Ethikrat für die nächste Zeit unter anderem folgende
Einzelmaßnahmen:

- weiteres Aufstocken und Stabilisieren der Kapazitäten des

Gesundheitssystems

- Einführung eines flächendeckenden Systems zur Erfassung und
optimierten Nutzung von Intensivkapazitäten

- Abbau bürokratischer Hürden und bessere Vernetzung im
Gesundheitssystem und mit anderen relevanten Gesellschaftsbereichen

- weiterer Ausbau von Testkapazitäten

- weitere kontinuierliche Datensammlung zu individueller und

Gruppenimmunität und zu Verläufen von Covid-19

- breite Förderung/Unterstützung von Forschung an Impfstoffen und
Therapeutika sowie Vorbereitung von Förderstrukturen für deren massenhafte
Produktion und Einführung

- Unterstützung von interdisziplinärer Forschung zu sozialen,
psychologischen und anderen Effekten der Maßnahmen im Rahmen der
Covid-19-Pandemie

- Entwicklung von effektiven und erträglichen Schutz- und Isolationsstrategien für Risikogruppen

- eine fundierte Strategie für die transparente und regelmäßige
Kommunikation zu ergriffenen Maßnahmen und zur politischen Entscheidungsfindung 
im Zusammenhang mit Covid-19

- ein Überdenken der Angemessenheit föderaler Lösungen im
Katastrophenfall sowie konkrete Berechnungen der zu erwartenden Kosten
durch ergriffene Maßnahmen und Alternativszenarien

Originalpublikation:

Der vollständige Wortlaut der Ad-hoc-Empfehlung ist abrufbar unter

https://www.ethikrat.org/fileadmin/Publikationen/Ad-hoc-Empfehlungen/deutsch/ad-hoc-empfehlung-corona-krise.pdf.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution703

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutscher Ethikrat - 27.03.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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DIABETES/2103: Forschung - Die Rolle der Blutgefäße bei der Insulinresistenz (idw)

Deutsches Krebsforschungszentrum - 27.03.2020

Aufnahmestopp für Insulin - die Rolle der Blutgefäße bei der Insulinresistenz



Damit Insulin seine Wirkung ausüben und Glukose aus dem Blut in die
Muskelzellen transportiert werden kann, muss das Hormon zunächst das
Endothel durchqueren, die Zellschicht, die die Blutgefäße von innen
auskleidet. Wissenschaftler vom Deutschen Krebsforschungszentrum und vom
Universitätsklinikum Heidelberg und der Universitätsmedizin Mannheim haben
jetzt festgestellt, dass bei übergewichtigen Mäusen ein Signalweg
angekurbelt ist, der diesen Schritt verhindert und so die Insulinresistenz
fördert. Mit diesem Ergebnis tragen die Forscher entscheidend dazu bei,
das metabolische Syndrom und das Entstehen von Diabetes besser zu
verstehen.

Als eine der Hauptursachen für Diabetes mellitus Typ 2 gilt heute die
Insulinresistenz. Das Bauchspeicheldrüsenhormon Insulin hat unter anderem
die Aufgabe, die Aufnahme von Glukose aus der Blutbahn in die Muskelzellen
zu ermöglichen. So werden die Zellen mit dem wichtigen Energielieferanten
versorgt, gleichzeitig sinkt der Blutzuckergehalt. Ist das Gewebe nicht in
der Lage, ausreichend auf Insulin zu reagieren und Zucker aufzunehmen,
spricht man von einer Insulinresistenz - einer Vorstufe von Diabetes. Hält
dieser Zustand an, beginnt die Bauchspeicheldrüse immer mehr Insulin zu
produzieren - trotzdem steigt der Blutzuckerspiegel immer weiter. Kommt
die Drüse an ihre Leistungsgrenze, führt dies zu einem relativen
Insulinmangel. Ganz besonders gefährdet sind hier stark übergewichtige
Menschen.

Die exakten Mechanismen, die hinter dieser Insulinresistenz stecken, sind
jedoch noch nicht endgültig geklärt. Jetzt haben Wissenschaftler vom
Deutschen Krebsforschungszentrum (DKFZ) sowie des Universitätsklinikums
Heidelberg und der Universitätsmedizin Mannheim herausgefunden, dass das
Endothel, also die Zellschicht, die die Blutgefäße von innen auskleidet,
dabei eine wichtige Rolle spielen könnte. "Das liegt eigentlich nahe, denn
diese Schicht gilt es zu durchqueren, wenn das Insulin vom Blut zur
Muskelzelle transportiert wird", sagt Andreas Fischer, der am DKFZ und der
Medizinischen Fakultät Mannheim der Universität Heidelberg forscht und am
Universitätsklinikum Heidelberg als Arzt tätig ist.

Fischer untersucht mit seinem Team die Signalwege, die den Transport von
Nährstoffen, Hormonen sowie Immun- und Krebszellen über die Gefäßwände
steuern. Ganz besonders hat er dabei den so genannten Notch-Signalweg im
Visier. Endothelzellen kurbeln diesen molekularen Kommunikationsweg an,
damit Fettsäuren durch die Zellschicht gelangen können. Nun hat Fischer
bei Mäusen untersucht, was bei einem übermäßigen Angebot an Fettsäuren
passiert, also etwa bei chronischer Fettleibigkeit.

Der Notch-Signalweg ist bei übergewichtigen Nagern aktiver als bei
normalgewichtigen Artgenossen, wie die Forscher herausfanden. Zudem weisen
die dicken Mäuse verringerte Sensibilität gegenüber Insulin sowie einen
erhöhten Blutzuckerspiegel auf.

Um zu prüfen, ob Notch hier wirklich eine entscheidende Rolle spielt,
untersuchte das Team um Fischer speziell gezüchtete Mäuse, bei denen der
Notch-Signalweg dauerhaft aktiv ist. Und tatsächlich: Selbst bei jungen
schlanken und vermeintlich gesunden Tieren stellten die Wissenschaftler
bereits eine Insulinresistenz und erhöhte Blutzuckerspiegel fest.
Blockierten die Forscher dagegen Notch, kam es selbst bei Tieren, die
extrem fettreiches Futter bekamen, nicht zur Insulinresistenz.

Darüber hinaus erkannten die Wissenschaftler, dass die Notch-Aktivierung
verhindert, dass sich im Endothel so genannte Caveolae bilden. Dabei
handelt es sich um winzige sackförmige Einbuchtungen in der Zellmembran,
die unter anderem dafür zuständig sind, Insulinmoleküle durch die
Zellmembran zu transportieren.

"Demnach kontrolliert der Notch-Signalweg direkt den Insulin-Transport
durch die Gefäßwand und eine dauerhafte Aktivierung führt zur
Insulinresistenz", fasst Fischer zusammen. Diese Erkenntnis trägt
entscheidend dazu bei, das metabolische Syndrom besser zu verstehen - und
Erkenntnisse darüber zu gewinnen, wie Übergewicht und kalorienreiche
Ernährung zu Diabetes Typ 2 führen.

Notch bei Betroffenen einfach auszuschalten und so die Insulinaufnahme
wieder anzukurbeln, ist jedoch keine Option. Wie der DKFZ-Forscher bereits
früher festgestellt hat, ist der Notch-Signalweg verantwortlich dafür,
dass Fettsäuren in die Herzmuskelzellen gelangen. Fettsäuren sind die
Hauptenergiequelle des Herzens. Eine Notch-Blockade kann daher eine
Herzinsuffizienz bewirken.

"Wir gehen davon aus, dass Notch eine Art Schalter ist, und sich der
aktive und der inaktive Zustand des Signalwegs unter normalen
physiologischen Umständen in einem gesunden Organismus die Waage halten",
so Fischer. Jetzt geht es darum, herauszufinden, was dieses Gleichgewicht
bei Übergewichtigen stört.


Originalpublikation:

Hasan, SS, Jabs M, Taylor J, Wiedmann L, Leibing, T, Nordström V, Federico
G, Roma LP, Carlein C, Wolff G, Ekim-Üstünel B, Brune M, Moll I, Tetzlaff
F, Gröne HJ, Fleming T, Cyrill Géraud C, Herzig S, PP, Fischer, A:
Endothelial Notch signaling controls insulin transport in muscle.
EMBO Molecular Medicine 2020

DOI: 10.15252/emmm.201809271

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution386

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsches Krebsforschungszentrum - 27.03.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 1. April 2020 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIZIN / KRANKHEIT





EPIDEMIE/181: COVID-19 - Forschungsnetzwerk CAPNETZ erweitert klinische Studie auf Corona Patienten (idw)

Deutsches Zentrum für Lungenforschung e.V. - 27.03.2020

CAPNETZ erweitert klinische Studie auf Corona Patienten



Das im Jahr 2001 gegründete Forschungsnetzwerk CAPNETZ, assoziierter
Partner des DZL, hat bisher klinische Daten von über 13.000 Patienten mit
ambulant erworbener Pneumonie (CAP) erfasst. Innerhalb einer Woche wurden
nun alle Voraussetzung geschaffen, um auch an Covid-19 erkrankte Patienten
mit und ohne Lungenentzündung in die Studie einzuschließen, um so zur
Erforschung der Erkrankung beizutragen.

Die neuartige Lungenerkrankung COVID-19 verursacht schwere klinische und
intensiv-pflichtige Verläufe. Eine spezifische Therapie oder ein Impfstoff
sind noch nicht in Aussicht. Neben den wichtigen allgemeinen Maßnahmen,
die jüngst eingeleitet und umgesetzt werden, kommt der Erforschung der
Erkrankung eine zentrale Rolle zu. Es handelt sich um eine gänzlich
neuartige Form der Lungenentzündung, über die aktuell noch zu wenig
bekannt ist. Es ist unklar, welche Faktoren einen schweren Verlauf
vorhersagen, welche Grunderkrankungen für einen schweren Verlauf
prädisponieren, welche Komplikationen berücksichtigt werden müssen,
welchen Einfluss vorbestehende Therapien haben und was die Sterblichkeit
im Einzelfall bedingt. Gilt unser Wissen über die bisher bekannte Form der
Lungenentzündung und das Lungenversagen auch für COVID-19? Das Netzwerk
CAPNETZ beabsichtigt, diese und weit darüber hinausgehende Fragen zu
beantworten.

CAPNETZ (CAP= Community Acquired Pneumonia) hat sich seit 2001 zum
weltweit größten Forschungsnetzwerk für die ambulant erworbene Pneumonie
(CAP)entwickelt. In seiner Beobachtungsstudie konnte CAPNETZ bisher von
über 13.000 Patienten klinische Daten zur CAP erfassen und dokumentieren.
Diese dienen der wissenschaftlichen Analyse hinsichtlich zugrundeliegender
Erreger, des Therapiemanagements, der Begleiterkrankungen und des
klinischen Verlaufs sowie der Sterblichkeit der CAP.
Auf Basis dieser Expertise konnte CAPNETZ nun sehr schnell die notwendige
Erforschung der Corona-Erkrankung einleiten. Innerhalb einer Woche wurden
alle Voraussetzungen geschaffen, um der Forschung in naher Zukunft
Patientendaten zur Verfügung stellen zu können. In den behandelnden
Kliniken, die an der CAPNETZ Studie teilnehmen, werden an COVID-19
erkrankte Patienten mit und ohne Lungenentzündung in die Studie
eingeschlossen.

Das Forschungsnetzwerk CAPNETZ wurde im Jahr 2001 mittels einer
langjährige Förderung des Bundesministeriums für Bildung und Forschung
(BMBF) ins Leben gerufen. Im Jahr 2007 wurde die CAPNETZ STIFTUNG
gegründet, die seitdem Trägerin des Studien- und Forschungsnetzwerkes ist.
CAPNETZ ist assoziierter Partner des Deutschen Zentrums für
Lungenforschung (DZL) und wird maßgeblich mit Mitteln des DZL finanziert.
Über 40 Kliniken nehmen aktuell an CAPNETZ teil und viele weitere zeigen
Interesse, am Einschluss von Covid-Patienten mitzuwirken.


Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.capnetz.de/html/capnetz/project

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1853

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsches Zentrum für Lungenforschung e.V. - 27.03.2020
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FORSCHUNG/1408: COVID-19 - Ein Wettlauf gegen die Zeit (idw)

Ludwig-Maximilians-Universität München, LMU, 27.03.2020

Coronakrise - Ein Wettlauf gegen die Zeit

Virologe Gerd Sutter entwickelt einen Impfstoff gegen das neue Coronavirus
- mit einem vielversprechenden Ansatz, der gegen das MERS-Coronavirus
schon am Menschen getestet wird.



Seit die ersten Genomdaten des Erregers verfügbar waren, arbeitet
LMU-Virologe Gerd Sutter zusammen mit Experten aus Hamburg und Marburg an
einem Impfstoff gegen das neue Coronavirus. "Mit den gentechnischen
Arbeiten sind wir praktisch fertig", sagt der Münchner Coronaviren-Experte
im LMU-Interview. Jetzt stehen die ersten - präklinischen - Tests an. Doch
wann wird es einen Impfstoff geben können? Diese Frage wird immer
drängender angesichts der weltweit dramatisch steigenden Zahl von
Covid-19-Fällen.

"12 oder gar 18 Monate wird es dauern, bis ein Impfstoff in größerer
Breite eingesetzt werden kann, darunter wird es nicht gehen", stellt
Sutter klar. "Ich weiß, das ist angesichts der Notsituation schwer zu
kommunizieren. Aber auch jetzt sollten wir alle Risiken ausschließen."
Sorgfältige präklinische und klinische Untersuchungen seien wichtig, um
sicherzustellen, "dass wir nicht nur ein verträgliches, sondern auch ein
verlässlich wirkendes Arzneimittel haben".

Schon länger arbeiten die Corona-Experten gemeinsam an einem Impfstoff zur
Vorbeugung vor der gefährlichen Lungenkrankheit MERS. Erste Tests am
Menschen laufen. Beteiligt sind neben den Münchner Forschern die Teams um
Professor Marylyn Addo, Universitätsklinikum Hamburg-Eppendorf, und
Professor Stephan Becker, Universität Marburg, sowie das Deutsche Zentrum
für Infektionsforschung (DZIF).

Die Arbeiten könnten dazu beitragen, dass sich die Zeit verkürzt, bis ein
Impfstoff gegen das neue Coronavirus bereitsteht. Denn bei dem
MERS-Erreger handelt es sich nicht nur ebenfalls um ein Coronavirus. Auch die
Impfstrategie, auf die Sutter und seine Kolleginnen und Kollegen bauen,
ist in beiden Fällen dieselbe: In ein gut etabliertes Impfvirus bauen sie
gentechnisch die Erbinformation für das sogenannte Spike-Protein der
Virushülle ein. Solch charakteristische Stacheln tragen alle Coronaviren
an ihrer Oberfläche, gegen sie richtet sich die Immunantwort, die ein
Impfstoff auslösen soll. Alle bislang gesammelten Daten "sprechen dafür,
dass wir einen vergleichbaren Impfstoff auch gegen das neue Coronavirus
CoV-2 entwickeln können", sagt Sutter.

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.uni-muenchen.de/forschung/news/2020/sutter_impfstoffe.html 

(Vollständiges Interview)

https://www.youtube.com/watch?v=AN9uMz619Cw&feature=youtu.be

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution114

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Ludwig-Maximilians-Universität München, LMU, 27.03.2020
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INITIATIVE/129: Rund 1.000 Ärztinnen und Ärzte haben Hilfe angeboten (LÄK Baden-Württemberg)

Landesärztekammer Baden-Württemberg - 24. März 2020

Rund 1.000 Ärztinnen und Ärzte haben Hilfe angeboten

Kammerpräsident Dr. Miller: "Arztberuf ist mehr als ein Job."



"Bisher haben etwa 1.000 Ärztinnen und Ärzte ihre aktive Mithilfe in
der Coronakrise angeboten," freut sich Dr. Wolfgang Miller, Präsident
der Landesärztekammer Baden-Württemberg. "Unsere Mitglieder erkennen
den dringenden Bedarf an ärztlicher Arbeitskraft und wollen dazu
beitragen, die gesundheitliche Versorgung zu stärken."

Seit drei Wochen schreibt die Landesärztekammer Baden-Württemberg
Ärztinnen und Ärzte außerhalb der Regelversorgung (*) an, um sie
angesichts der Ausbreitung des Coronavirus für eine Mitwirkung an
Maßnahmen in ihren Stadt- oder Landkreisen zu gewinnen, beispielsweise
für die Tätigkeit in Abstrichzentren, im ärztlichen Fahrdienst etc.

Der Kammerpräsident lobt das positive Echo seiner Mitglieder: "Während
einige dieser Freiwilligen schon zum Einsatz gekommen sind, halten
sich die meisten für den Eventualfall bereit. Es gibt aber auch
Kolleginnen und Kollegen, die sich inzwischen wieder bei uns gemeldet
haben, um sich nach der aktuellen Lage zu erkundigen und ihre
Bereitschaft zur Mithilfe zu bekräftigen. Sie würden sofort loslegen,
wo immer sie gebraucht werden. - Der Arztberuf ist eben doch viel mehr
als nur ein Job."

Die Maßnahmen der Landesärztekammer Baden-Württemberg sind mit den
Partnern im Gesundheitswesen sowie dem Sozialministerium abgestimmt
und sollen die Arbeit von Ärztinnen und Ärzten in der Regelversorgung
unterstützen. Gemäß Absprache lassen die Kassenärztliche Vereinigung,
die Landkreise und die Gesundheitsämter der Landesärztekammer
sogenannte "Bedarfsanforderungen" zukommen. "Wir reichen diese
Anfragen dann regional an Ärztinnen und Ärzte weiter, die sich zur
Mitarbeit bereit erklärt haben", betont Dr. Miller.

(*) Außerhalb der Regelversorgung bedeutet: Ärztinnen und Ärzte, die
derzeit eine Tätigkeit nicht direkt in der Behandlung von Patienten
ausüben, also beispielsweise in der Verwaltung und bei Behörden, in
der Pharmaindustrie, im Journalismus, aber auch in
beschäftigungsfreien Intervallen und in Elternzeit etc. Darüber hinaus
wurden und werden auch Ärztinnen und Ärzte kontaktiert, die ihre
ärztliche Tätigkeit in letzter Zeit aufgegeben haben und nun
Pensionäre sind.

 * 

Über die Landesärztekammer Baden-Württemberg

Die Landesärztekammer Baden-Württemberg vertritt rund 65.000
Ärztinnen und Ärzte in Baden-Württemberg. Zu unseren Aufgaben
gehören die Fort- und Weiterbildung von Ärztinnen und Ärzten, die
Berufsaufsicht, die Qualitätssicherung sowie die Information von
Bürgerinnen und Bürgern über die ärztliche Tätigkeit sowie
berufsbezogene Themen.

 * 

Quelle:

Landesärztekammer Baden-Württemberg

Presseinformation vom 24. März 2020

Ärztliche Pressestelle

Jahnstraße 38a, D-70597 Stuttgart

Telefon: 07 11 - 769 89 99, Fax: 07 11 - 76 45 23

E-Mail: presse@aerztekammer-bw.de

Internet: www.aerztekammer-bw.de
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INITIATIVE/128: COVID-19 - Medizinische Fachangestellte zur Mithilfe aufgerufen (LÄK Baden-Württemberg)

Landesärztekammer Baden-Württemberg - 27. März 2020

Medizinische Fachangestellte zur Mithilfe aufgerufen


Dr. W. Miller: "Unterstützung der Gesundheitsberufe bei Coronakrise nötig."

S. Teifel: "Bestens vorbereitet sein, falls Bedarf an medizinisch qualifiziertem Personal weiter zunimmt."



Die Landesärztekammer Baden-Württemberg und der Landesverband Süd des
Verbandes medizinischer Fachberufe e.V. schreiben seit heute rund
1.500 Medizinische Fachangestellte und Angehörige weiterer
Gesundheitsberufe an, um sie für die Mithilfe im Kampf gegen das
Coronavirus zu gewinnen. "Die Arbeit von Medizinischen
Fachangestellten und anderen Gesundheitsberufen ist ein ebenso
notwendiger wie unverzichtbarer Bestandteil bei der Versorgung der
Bürger. Umso mehr wird ihre Unterstützung auch bei der Bewältigung der
Coronakrise benötigt", betont Dr. Wolfgang Miller, Präsident der
Landesärztekammer Baden-Württemberg. Stefanie Teifel, 1. Vorsitzende
des Landesverbandes Süd, ergänzt: "Mit der Abfrage bei unseren
Mitgliedern wollen wir dazu beitragen, bestens vorbereitet zu sein,
falls der Bedarf an medizinisch qualifiziertem Personal weiter
wächst."

Gemäß Absprache lassen die Kassenärztliche Vereinigung, die Landkreise
und die Gesundheitsämter der Landesärztekammer sogenannte
"Bedarfsanforderungen" zukommen. "Die Daten werden bei der
Landesärztekammer verarbeitet und konkrete Anfragen regional an all
jene weitergereicht, die sich zur Mitarbeit bereit erklärt haben",
erklärt Dr. Miller. "Die Freiwilligen können dann individuell
entscheiden, ob das jeweilige Anforderungsprofil auf sie zutrifft und
sich gegebenenfalls mit der anfragenden Institution in Verbindung
setzen. Dieses Vorgehen ist mit dem Sozialministerium abgestimmt",
beschreibt Frau Teifel den Ablauf.

Seit mehr als drei Wochen schreibt die Landesärztekammer
Baden-Württemberg bereits Ärztinnen und Ärzte außerhalb der
Regelversorgung (*) an, um sie angesichts der Ausbreitung des
Coronavirus für eine Mitwirkung an Maßnahmen in ihren Stadt- oder
Landkreisen zu gewinnen, beispielsweise für die Tätigkeit in
Abstrichzentren, im ärztlichen Fahrdienst etc. Inzwischen haben sich
mehr als 1.600 Ärztinnen und Ärzte zur Mithilfe bereit erklärt.

(*) außerhalb der Regelversorgung bedeutet: Ärztinnen und Ärzte, die
derzeit eine Tätigkeit nicht direkt in der Behandlung von Patienten
ausüben, also beispielsweise in der Verwaltung und bei Behörden, in
der Pharmaindustrie, im Journalismus, aber auch in
beschäftigungsfreien Intervallen und in Elternzeit etc. Darüber hinaus
wurden und werden auch Ärztinnen und Ärzte kontaktiert, die ihre
ärztliche Tätigkeit in letzter Zeit aufgegeben haben und nun
Pensionäre sind.

 * 

Über die Landesärztekammer Baden-Württemberg

Die Landesärztekammer Baden-Württemberg vertritt rund 65.000
Ärztinnen und Ärzte in Baden-Württemberg. Zu unseren Aufgaben
gehören die Fort- und Weiterbildung von Ärztinnen und Ärzten, die
Berufsaufsicht, die Qualitätssicherung sowie die Information von
Bürgerinnen und Bürgern über die ärztliche Tätigkeit sowie berufsbezogene Themen.

 * 

Quelle:

Landesärztekammer Baden-Württemberg

Presseinformation vom 27. März 2020

Ärztliche Pressestelle

Jahnstraße 38a, D-70597 Stuttgart

Telefon: 07 11 - 769 89 99, Fax: 07 11 - 76 45 23

E-Mail: presse@aerztekammer-bw.de

Internet: www.aerztekammer-bw.de
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ENTWICKLUNG/1523: Sensoren aus dem 3D-Drucker könnten Atemtest für Diabetes ermöglichen (idw)

Christian-Albrechts-Universität zu Kiel - 26.03.2020

Sensoren aus dem 3D-Drucker könnten Atemtest für Diabetes ermöglichen

Internationales Forschungsteam entwickelt einfaches Herstellungsverfahren
für Aceton-Sensoren



Die Herstellung hochempfindlicher Sensoren ist aufwendig: Viele
verschiedene Prozessschritte und die nahezu staubfreie Umgebung spezieller
Reinräume sind dafür nötig. Ein Forschungsteam aus der
Materialwissenschaft der Christian-Albrechts-Universität zu Kiel (CAU) und
der Biomedizintechnik der Technischen Universität Moldawien hat jetzt ein
Verfahren entwickelt, um äußert sensible und energieeffiziente Sensoren
per 3D-Druck herzustellen. Die einfache und kostengünstige
Herstellungsmethode eignet sich auch für eine industrielle Fertigung,
erläuterte das Team kürzlich in dem renommierten Fachmagazin Nano Energy.
Ihr dort vorgestellter Sensor ist durch eine spezielle Strukturierung auf
Nanoebene in der Lage, die Konzentration von Acetongas präzise zu messen.
Da die Aceton-Konzentration im Atem mit der Höhe des Blutzuckerspiegels
korreliert, hofft das Forschungsteam, damit auch einen Schritt hin zu
einem Atemtest für Diabetikerinnen und Diabetiker gemacht zu haben, der
die tägliche Messung per Stich in den Finger ersetzen könnte.




[image: © Julia Siekmann, Uni Kiel]

Auf dem Glasträger befinden sich hochempfindliche Gas-Sensoren aus dem 3D-Drucker.

© Julia Siekmann, Uni Kiel








[image: © AG Funktionale Nanomaterialien]

Die Sensoroberfläche unter dem Mikroskop: Aus
metallischen Mikropartikeln lässt das Forschungsteam winzige Spitzen
wachsen, an denen sich Gasmoleküle besonders gut verfangen.

© AG Funktionale Nanomaterialien
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Mithilfe einer speziellen Tinte lassen sich die
entscheidenden Mikropartikel per 3D-Drucker auf Oberflächen auftragen.

© Julia Siekmann, Uni Kiel



Vergrößerte Oberfläche macht Sensor empfindlicher

Unter einem hochauflösenden Elektronenmikroskop wird die besondere
Oberfläche der neuen Sensoren sichtbar: In einem Dickicht aus zahlreichen
Spitzen von nur etwa 20 Nanometern Durchmesser verfangen sich Moleküle von
Gasen wie zum Beispiel Aceton besonders leicht. Die Spitzen vergrößern die
Oberfläche des Sensors und sorgen so für seine hohe Empfindlichkeit. "Um
diese besondere Struktur zu erreichen, erhitzen wir einfache Mikropartikel
aus Metall bis sich auf ihnen die zahlreichen feinen Spitzen bilden. Mit
einer speziell entwickelten Tinte können wir diese Partikel per 3D-Drucker
auf verschiedene Oberflächen präzise auftragen", erklärt Leonard Siebert
das sogenannte "Direct Ink Writing"-Verfahren. Als Doktorand in der
Arbeitsgruppe "Funktionale Nanomaterialien" forscht er an der CAU unter
anderem zu additiven Fertigungstechniken wie dem 3D-Druck.

Vielseitiges Verfahren für Aceton und andere Gase

Das in der Studie vorgestellte automatisierte 3D-Druckverfahren lässt sich
für dieses Sensorkonzept an normaler Umgebungsluft durchführen. So
entstehen in wenigen Minuten mehrere Sensoren gleichzeitig, wofür es in
Reinräumen bisher ein paar Stunden brauchte. Für die Partikel, auf denen
die Spitzen wachsen, können verschiedene Ausgangsmaterialien verwendet und
angepasst werden, je nachdem welches Gas der Sensor später detektieren
soll. "Noch ist das in erster Linie Grundlagenforschung, aber in Zukunft
lassen sich nach diesem Prinzip auch Sensoren für Wasserstoff oder andere
explosive gefährliche Gase entwickeln", ist CAU-Professor Rainer Adelung,
Leiter der Arbeitsgruppe, überzeugt.

Um die besonderen Spitzen bilden zu können, müssen die Metallpartikel eine
bestimmte Größe haben. "Entscheidend ist das richtige Verhältnis von
Oberfläche und Volumen, die Oberfläche sollte im Vergleich zum Volumen
relativ groß sein", erklärt Dr. Oleg Lupan aus der Biomedizintechnik an
der Technischen Universität Moldawien. Sechs Monate erforschte er diesen
Prozess als Humboldt Fellow in der Kieler Arbeitsgruppe. Was für die
Empfindlichkeit der Sensoren von Vorteil ist, erweist sich bei ihrer
Herstellung als Herausforderung: Während sich kleinere Partikel mit
etablierten Techniken wie Sprühverfahren oder Vakuum-Aufdampfanlagen
leicht auf Oberflächen anbringen lassen, sind die hier verwendeten
Mikropartikel dafür bereits zu groß. "Deshalb haben wir überlegt, wie wir
dafür 3D-Drucker nutzen können", so Materialwissenschaftler Siebert. "Die
Kenntnisse der Kollegen der TU Moldawien zur Nanostrukturierung und unsere
Erfahrungen im 3D-Druck haben sich hier ideal ergänzt."

Energieeffizienz ermöglicht mobile Anwendungen

Wenn im fertigen Sensor organische Moleküle auf die zahlreichen Spitzen
treffen, reagieren sie stark miteinander. So verändern sie den Widerstand
des Sensors und lösen deutlich messbare Signale aus. Grundsätzlich fließt
durch die dünnen Spitzen jedoch nur eine geringe Menge Strom. "So
verbrauchen unsere Sensoren nur sehr wenig Energie", erklärt Lupan. "Das
macht auch kleine, tragbare Messgeräte denkbar, die sich zum Beispiel
direkt über das Smartphone auslesen lassen."

Das könnte einen zukünftigen Einsatz der Sensoren in mobilen, tragbaren
Atemtests für Diabetikerinnen und Diabetiker ermöglichen, hoffen die
Forschenden. Statt ihren Blutzuckerwert mehrmals täglich über einen Stich
in den Finger zu ermitteln, könnten Betroffene den Acetongehalt in ihrem
Atem messen. Das Stoffwechselprodukt entsteht bei Insulinmangel und wird
über die Atemluft abgegeben. Die hochempfindlichen Sensoren konnten
Acetonwerte von bis unter 1 ppm (Partikel pro Millionen Luftteilchen)
feststellen, heißt es in der Studie, während der Atem von Diabetes Typ I
oder II Betroffenen einen Acetongehalt über 2 ppm hat.


Die Arbeit entstand mit Unterstützung der Forschungsgruppe 2093
"Memristive Bauelemente für neuronale Systeme" an der Universität Kiel.


Details, die nur Millionstel Millimeter groß sind: Damit beschäftigt sich
der Forschungsschwerpunkt »Nanowissenschaften und Oberflächenforschung«
(Kiel Nano, Surface and Interface Science - KiNSIS) an der
Christian-Albrechts-Universität zu Kiel (CAU). Im Nanokosmos herrschen andere,
nämlich quantenphysikalische, Gesetze als in der makroskopischen Welt.
Durch eine intensive interdisziplinäre Zusammenarbeit zwischen Physik,
Chemie, Ingenieurwissenschaften und Life Sciences zielt der Schwerpunkt
darauf ab, die Systeme in dieser Dimension zu verstehen und die
Erkenntnisse anwendungsbezogen umzusetzen. Molekulare Maschinen, neuartige
Sensoren, bionische Materialien, Quantencomputer, fortschrittliche
Therapien und vieles mehr können daraus entstehen. 

Mehr Informationen auf

http://www.kinsis.uni-kiel.de


Originalpublikation:

Facile fabrication of semiconducting oxide nanostructures by direct ink
writing of readily available metal microparticles and their application as
low power acetone gas sensors, Leonard Siebert, Niklas Wolff, Nicolai
Ababii, Maik-Ivo Terasa, Oleg Lupan, Alexander Vahl, Viola Duppel, Haoyi
Qiu, Maik Tienken, Mattia Mirabelli Victor Sontea, Franz Faupel, Lorenz
Kienle, Rainer Adelung, Nano Energy, Volume 70, 2020, 104420

https://doi.org/10.1016/j.nanoen.2019.104420

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.uni-kiel.de/de/detailansicht/news/091-3d-druck

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution235

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Christian-Albrechts-Universität zu Kiel - 26.03.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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ENTWICKLUNG/1522: COVID-19 - Umrüstung von 3D-Drucker für medizinische Schutzausrüstung (DLR)

Deutsches Zentrum für Luft- und Raumfahrt (DLR) - 27. März 2020

Atemschutzmasken und Teile für Beatmungsgeräte: DLR rüstet 3D-Drucker für medizinische Schutzausrüstung um



Wo normalerweise Modelle für die Luft- und Raumfahrtforschung
hergestellt werden, kann in Zeiten der Corona-Krise medizinische
Schutzausrüstung gefertigt werden: Das Deutsche Zentrum für Luft- und
Raumfahrt (DLR) hat erfolgreich die Umstellung seiner 3D-Drucker
getestet.

Anlass der Prüfung war eine Anfrage der Europäischen Kommission zur
Unterstützung bei der Herstellung dringend benötigter medizinischer
Geräte.

In der Anfrage geht es konkret um die Herstellung von Schutzmasken und
Ventilen für Beatmungsgeräte im 3D-Druckverfahren. Trotz nicht
vorhandener technischer Spezifikationen (CAD-Daten) ist es dem
Systemhaus Technik und der technischen Ausbildung des DLR gelungen,
Tests mit Bauteilen auf Basis frei verfügbarer Vorlagen und mit für
den Medizinbereich zugelassenen Kunstoffen durchzuführen. Die für die
Maske ausgewählten gummiartigen Materialien sorgen für eine gute
Passform und hohen Tragekomfort.

Momentan werden die 3D-Druckerkapazitäten im DLR erfasst. Je nach
Modell unterscheidet sich die Leistungsfähigkeit. So verfügt das DLR
über Drucker, die wie eine automatische Heißklebepistole
Kunststoffgranulat verflüssigen und schichtweise übereinander drucken.
Bei anderen wird flüssiger Kunststoff mittels UV-Licht ausgehärtet.

Die leistungsfähigsten Drucker im DLR können bis zu zehn Schutzmasken
oder 15 Ventile für Beatmungsgeräte pro Tag herstellen. Durch eine
Vernetzung der Institute und Einrichtungen ist es möglich, größere
Mengen zu produzieren.

Die Zertifizierung und Zulassung der vom DLR produzierten Produkte für
den medizinischen Gebrauch ist in Arbeit. Die Erfahrungen bei der
Umrüstung von 3D-Druckern stellt das Systemhaus Technik des DLR
anderen wissenschaftlichen Einrichtungen zur Verfügung.

Den vollständigen Artikel mit Bildern finden Sie unter: 

https://www.dlr.de/content/de/artikel/news/2020/01/20200327_atemschutzmasken-und-teile-fuer-beatmungsgeraete.html

 * 

Quelle:

Deutsches Zentrum für Luft- und Raumfahrt (DLR)

Pressemitteilung vom 27. März 2020

Linder Höhe, 51147 Köln

Telefon: +49 2203 601-0, Fax: +49 2203 67310

E-Mail: presse@dlr.de

http://www.dlr.de/
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LABEL/5207: Warner Music Klassik News - 27. März 2020 (Warner)

Warner Music Klassik-Newsletter - 27. März 2020



Digitale VÖ: Carlos Cipa - Correlations


Auf den Spuren des unendlichen Potentials des Klaviers: Carlos
Cipas Correlations (on 11 Pianos)

Mit einem Klick auf den folgenden Link gelangen Sie zum Video der
neuen Single "Dreamlessly"!

https://www.youtube.com/watch?v=wgqM2RdeNmY&feature=youtu.be&eml=2020March27%2F4953290%2F6133929&etsubid=40706422

Für viele von uns mag ein Klavier wie jedes andere klingen. Für
Carlos Cipa hingegen eröffnet jedes einzelne Instrument ungeahnte
neue Möglichkeiten. Dies wird spätestens auf seinem nun erscheinenden
Studioalbum Correlations (on 11 Pianos), deutlich. Für das Projekt
hat Cipa sorgfältig verschiedenste Instrumente mit besonderem,
individuellem Charakter ausgewählt: sechs Flügel, drei Pianos, ein
Tafelklavier und ein Rhodes. Entstanden ist ein faszinierendes
Spektrum an Miniaturen und Stimmungen, das die Grenzen zwischen
Komposition, Performance und Prozess verschwimmen lässt.

Digitale Album-VÖ: 8. Mai 2020 - 0190295267568

Single-VÖs (digital):

Dreamlessly (on Blüthner Grand, 1935): 27. März 2020

Surges (on Broadwood Grand, 1875): 10. April 2020

I wanted you to know (on Yamaha Upright, 1981): 24. April 2020


Verschiebung: Quatuor Ebène - Beethoven around the
World: The complete string quartets


Ein Beethovenzyklus für das 21. Jahrhundert: Beethoven around the
World mit dem Quatuor Ebène

Die Einspielung sämtlicher Streichquartette durch das Quatuor Ebène
ist ein künstlerisches Monument, das das Beethoven-Jahr überstrahlt.
Die fesselnden Aufnahmen entstanden im Rahmen der Tournee Beethoven
around the World, die das französische Streichquartett durch 21
Länder über fünf Kontinente führte. Das einzigartige Projekt wurde
durch einen Film dokumentiert, der das Quartett begleitete.

Box-VÖ: 15. Mai 2020 - 7 CDs 0190295339814

Album-VÖs (digital):

Philadelphia: 3. April 2020

Tokio: 10. April 2020

São Paolo: 17. April 2020

Melbourne: 24. April 2020

Nairobi: 1. Mai 2020

Paris: 15. Mai 2020 (parallel zur Gesamtedition)


Verschiebung: Ian Bostridge & Antonio Pappano -
Beethoven-Lieder


Bekannte unbekannte Beethoven-Lieder: Ian Bostridge mit Liedern
und Volksliedern

Mit seinen Liedaufnahmen hat er großartige Schubert- und
Schumann-Interpretationen vorgelegt, und es ist kaum verwunderlich,
dass der englische Tenor Ian Bostridge es nicht bei den bekannten
Werken belässt. Vom berühmten Zyklus An die ferne Geliebte aus
erkundet er weitere Einzellieder und das bisher wenig beachtete
Repertoire von Beethovens Volksliedbearbeitungen, das sich als wahrer
Schatz entpuppt.

Album-VÖ: 24. Juli 2020 - 0190295276430

Single-VÖs (digital):

- An die ferne Geliebte, Op.98. IV. "Leichte Segler in den Höhen": 10. April 2020

- An die ferne Geliebte, Op.98. IV. "Diese Wolken in den Höhen": 24. April 2020

- An die ferne Geliebte, Op.98. IV. "Es kehret der Maien": 8. Mai 2020

- O Mary ye's be clad in silk: 29. Mai 2020

- Adelaide: 12. Juni 2020

- 8 Lieder, Op. 52: No. 7 Marmotte: 26. Juni 2020

- The lovely lass of inverness Op.108: 10. Juli 2020


Verschiebung: Augustin Hadelich - Bohemian
Tales


Romantische Melodien: Augustin Hadelich mit Dvořáks

Violinkonzert und Kammermusik

Es ist voller herrlicher Melodien und birst geradezu vor
Gelegenheiten, in denen der Solist vielfältige musikalische
Fähigkeiten beweisen kann - und doch steht das Violinkonzert von
Antonín Dvořák immer noch hinter dessen Cellokonzert in der
zweiten Reihe. Anders als die Schwesternwerke von Beethoven,
Mendelssohn und Brahms (der Dvořák direkt inspirierte) ist es
nie zum echten Klassik-Hit geworden. Der Geiger Augustin Hadelich
bringt es nun zusammen mit dem Symphonieorchester des Bayrischen
Rundfunks unter Jakub Hrůša ins Rampenlicht - und das als
Ausgangspunkt zu einer Reise durch die tschechische Musik bis ins 20.
Jahrhundert mit Werken von Dvořák, Jsosef Suk und Leoš
Janáćek.

Album-VÖ: 3. Juli 2020 - 0190295274764

Single-VÖs (digital):

Antonín Dvořák - Songs My Mother Taught Me: 27. März 2020

Josef Suk - 4 pieces Op.17, No.4 : Burleska: 10. April 2020

Leoš Janáćek - Violin Sonata II. Ballada: 8. Mai 2020

Antonin Dvořák - 4 Romantic Pieces, Op. 75 No. 4: Larghetto: 22. Mai 2020

Leoš Janáćek - Violin Sonata III. Allegrett: 5. Juni 2020

Antonín Dvořák - Violin Concerto III. Allegro giocoso, ma non troppo: 19. Juni 2020


Verschiebung: Ravi Shankar - Edition


Der Weltenverbinder und sein Vermächtnis: Zum 100. Geburtstag von
Ravi Shankar am 07.04.2020

Er gilt als Kultfigur der indischen Musik - und weit darüber hinaus:
Viele feiern ihn als einen der größten Künstler überhaupt. Und das
liegt nicht nur an seiner unglaublichen Musikalität und seinem
einzigartigen Charisma - es liegt vor allem daran, dass Ravi Shankar
Türen zwischen Kulturen geöffnet hat wie kein anderer. "Ich wollte im
Westen die Tür zu unserer Musik öffnen", sagte er einmal. Was so
bescheiden klingt, bestimmte sein ganzes Leben. Am 7. April 2020 wäre
Ravi Shankar 100 Jahre alt geworden. Auf 5 CDs feiert ihn Warner
Classics nicht nur mit seinen großen Aufnahmen traditioneller
indischer Musik, sondern auch mit Dokumenten, die er zusammen mit
westlichen Kollegen produziert hat.

Album-VÖ: 15. Mai 2020 - 0190295282080


San Francisco Symphony auf YouTube


Neu auf YouTube: Die Reihe "Keeping Score"

Es geht um weltberühmte Komponisten wie Ludwig van Beethoven oder
Dmitri Shostakovich: mit der Doku-Reihe "Keeping Score" sorgt der
YouTube-Kanal von San Francisco Symphony, dass zuhause keine
Langeweile aufkommt! Insgesamt neun ganze Folgen gibt es kostenlos zu
sehen, in der das Leben und Schaffen der großen Namen der Klassik
thematisiert wird.
Zur Playlist


Playlist: Meine Klassik

Sie können alle Neuheiten auch kompakt in einer Playlist hören -
Meine Klassik, verfügbar auf Spotify, Deezer und Apple Music.

 * 

Quelle:

Warner Music Group Germany Holding GmbH

Alter Wandrahm 14 · 20457 Hamburg

Tel: 040/30 339-0 · Fax: 040/30 339-333

Internet: www.warnermusic.de
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AUSLAND/9361: Aus aller Welt - 31.03.2020 (SB)




MELDUNGEN



Ken McCallum wird neuer Chef des MI5

Der Vizechef des britischen Inlandgeheimdienstes MI5, Ken McCallum,
wird die Leitung der Behörde übernehmen. Er tritt die Nachfolge von
Sir Andrew Parker an, der Ende April nach sieben Jahren in den
Ruhestand geht. Das teilte die Regierung in London am Dienstag mit.
McCallum arbeitet seit 25 Jahren beim MI5. Während der Olympischen
Spiele 2012 in London war er für die Terrorabwehr zuständig. Später
leitete er die Ermittlungen im Fall des Giftanschlags auf den
ehemaligen Doppelagenten Sergej Skripal, der die Beziehungen zwischen
London und Moskau erheblich verschlechterte.

31. März 2020






Copyright 2020 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





JUSTIZ/9361: Kriminalität und Rechtsprechung - 31.03.2020 (SB)




MELDUNGEN



28jähriger mit Machete verletzt

Im Augsburger Univiertel schlug ein Mann am Dienstagmorgen mit einer
Machete auf Passanten ein. Ein 28jähriger wurde dabei am Kopf
verletzt, als er einer Frau zu Hilfe eilte. Zuvor hatte der Angreifer
mit einer Axt die Frontscheibe eines Linienbusses und eines Autos
beschädigt. Die Polizei nahm den 27jährigen in Gewahrsam. Er wurde
zwangsweise in der Psychiatrie untergebracht. Man gehe im Moment
davon aus, daß der Mann die Tat im Zustand der Schuldunfähigkeit oder
zumindest der verminderten Schuldfähigkeit begangen habe, sagte ein
Polizeisprecher.

31. März 2020
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MILITÄR/9358: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 31.03.2020 (SB)




MELDUNGEN



Angriff auf Hochzeitsfeier in Afghanistan

In der afghanischen Provinz Tachar an der Grenze zu Tadschikistan
sollen sich Talibankämpfer ein mehrstündiges Feuergefecht mit
Sicherheitskräften geliefert haben. Mindestens sechs Soldaten und 13
Polizisten wurden dabei getötet. Nach Angaben des Provinzrats hatten
bewaffnete Angreifer ein Gebäude attackiert, in dem eine
Hochzeitsgesellschaft die Vermählung eines Paares feierte.

31. März 2020






Copyright 2020 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/9360: Aus Parlament und Gesellschaft - 31.03.2020 (SB)




MELDUNGEN



Junge Unionpolitiker wollen Lebensarbeitszeit ausdehnen

Eine Gruppe junger Unionsabgeordneter fordert ein neues Rentenkonzept
mit höheren Beiträgen für Kinderlose und Paaren mit einem Kind sowie
eine dynamische Lebensarbeitszeit. Demnach soll das
Renteneintrittsalter mit der durchschnittlichen Lebenszeit wachsen.
Würde die Lebenserwartung in Deutschland um ein Jahr steigen, erhöht
sich die Beitragszeit um neun Monate.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/9358: Tragisches und Kurioses - 31.03.2020 (SB)




MELDUNGEN



Feuerwehrleute sterben bei Großbrand im Südwesten Chinas

In der autonomen Region Liangshan Yi in der südwestchinesischen
Provinz Sichuan hat sich ein Brand auf einem Bauernhof aufgrund
starker Winde auf ein Waldgebiet ausgeweitet. Rund 1.000 Hektar sind
inzwischen von dem Feuer betroffen. Bei der Bekämpfung des Brands
kamen 18 Feuerwehrleute und ein Forstarbeiter ums Leben, als sie von
den Flammen eingeschlossen wurden. Mehr als 1.200 Anwohner wurden
evakuiert.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/8443: Aus Forschung und Technik - 31.03.2020 (SB)




MELDUNGEN



Schwimmende Startplattform in Hafenstadt Slawjanka eingetroffen

Mit der Ankunft der Startplattform Odyssey ist die Verlegung des
schwimmenden Raumfahrthafens Sea Launch von Long Beach bei Los
Angeles in den Hafen Slawjanka in der russischen Region Primorje
abgeschlossen. Das Schiff Sea Launch Commander war bereits am 17.
März in Slawjanka eingetroffen. Das russische Raumfahrtunternehmen
Sea Launch verwendete für die Starts ukrainische Zenit-3-Raketen. Im
Zuge des Ukraine-Kriegs wurden das Leitschiff und die schwimmende
Startplattform 2014 eingemottet. Der neue Eigentümer, die russische
S7 Group, die vor allem für ihre Fluggesellschaft S7 bekannt ist,
will Sea Launch reaktivieren.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/8457: Aus aller Welt - 31.03.2020 (SB)




VOM TAGE



ELN in Kolumbien verkündet Waffenruhe für April

In Kolumbien hat die marxistische Guerilla ELN (Ejército de
Liberación Nacional) wegen der auch in dem südamerikanischen Land
auftretenden Corona-Pandemie eine Waffenruhe für den gesamten April
erklärt. Der Nationalen Befreiungsarmee zufolge geht es um eine
humanitäre Geste für die leidende kolumbianische Bevölkerung. Damit
folgt die ELN dem Aufruf von Uno-Generalsekretär António Guterres,
der am 23. März die Einstellung von Kampfhandlungen weltweit
gefordert hat. Die ELN erklärte sich bereit, mit der Regierung
des konservativen kolumbianischen Präsidenten Duque über eine
Verlängerung der Waffenruhe zu verhandeln. Die auf Eis gelegten
Friedensgespräche von Havana könnten noch im April wieder aufgenommen
werden. Die ELN hatte den Kampf gegen Regierungstruppen und
ultrarechte Paramilitärs wegen ungerechter Verteilung von Land und
Vermögen in Kolumbien 1964 aufgenommen. Heute werden der Miliz rund
2000 Kämpfer und Kämpferinnen zugerechnet.

31. März 2020






Copyright 2020 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/8412: Medizin und Gesundheitswesen - 31.03.2020 (SB)




VOM TAGE



Coronakrise: Pflegeheime sollen besser geschützt werden

Viele Mediziner und Politiker betonen zur Zeit, daß die heiße Phase
der Coronakrise noch bevorsteht. Viele warnen vor einem deutlichen
Anstieg der Todeszahlen. Eine besonders große Risikogruppe sind
Menschen über 70 Lebensjahren, die in Pflegeheimen versorgt werden.
Laut Deutschem Ärzteblatt werden allein in den 11.700 vollstationären
Pflegeheimen über 800.000 Menschen betreut. In zwei Pflegeheimen in
Würzburg (12) und Wolfsburg (15) starben bis letzten Sonntag etliche
Bewohner. Um künftig Bewohner von Pflegeheimen besser zu schützen,
sollen Antikörpertests eingesetzt werden, die gerade entwickelt
werden. Mit ihnen soll unter anderem erkannt werden, wer das Virus
bereits durchlitten hat und dadurch immun ist. Außerdem soll
Pflegepersonal rekrutiert werden. Unter anderem ist angedacht, auf
freiwillige Helfer zurückzugreifen. Und es gibt etwa 90.000
Medizinstudenten, die aktiviert werden können, um sie in Laboren und
in der Pflege einzusetzen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/8445: Kriminalität und Rechtsprechung - 31.03.2020 (SB)




VOM TAGE



Bayer willigt in Vergleich wegen irreführender Werbung ein

Der Leverkusener Chemie- und Pharmakonzern Bayer hat sich in den USA
auf einen Vergleich im Rechtsstreit um angeblich irreführende Werbung
auf den Etiketten des glyphosathaltigen Unkrautvernichters Roundup
geeinigt. Die Agrochemikalien hatte noch der US-Konzern Monsanto
vertrieben, bevor er von Bayer geschluckt wurde. Der neue Eigner
zahlt in dem Etikettenstreit knapp 40 Millionen US-Dollar und ändert
die Etiketten, wenn das zuständige Gericht im US-Bundesstaat Missouri
dem Vergleich zustimmt. Von der Einigung sind nicht die knapp 50.000
in den USA gegen Bayer erhobenen Klagen berührt, bei denen es um
Krebsrisiken geht, die von den Unkrautvernichtern des Konzerns
ausgehen könnten.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/8367: Sprache, Kunst und Medium - 31.03.2020 (SB)




VOM TAGE



Das Bachmann-Wettlesen soll doch stattfinden

Nachdem die 44. Tage der deutschsprachigen Literatur - besser bekannt
als Ingeborg-Bachmannpreis - zunächst wegen der Corona-Pandemie 
abgesagt worden waren, soll der Lesewettbewerb nun ohne Publikum via 
Internet ausgetragen werden.

Unter dem vorläufigen Titel "Bachmannpreis digital" wird das
österreichische Fernsehen ORF auf die Schnelle ein Konzept für
Klagenfurth ausarbeiten, das ohne Zuschauer vor Ort auskommen muß. Es
wird zum ersten Mal seit der Premiere 1977 sein, daß die Wettbewerber
allein ohne direkte Resonanz durch die Besucher antreten. Das wird
nicht allen Künstlern gefallen.

Zuvor hatte die Mehrheit der Juroren einer Absage der Veranstaltung
widersprochen und dazu aufgefordert, eine andere Form für die
Literaturauszeichnungen zu finden.

Zu dem Wettbewerb, der am 17. Juni starten soll, kommen wieder Autoren
aus Österreich, der Schweiz und Deutschland. Der Hauptpreis ist mit
25.000 Euro dotiert.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/8434: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 31.03.2020 (SB)




VOM TAGE



NATO-Expertengruppe soll Reformvorschläge ausarbeiten

Die NATO will in Zukunft nicht mehr kopflos dastehen, wie es
Frankreichs Präsident Macron nach dem Einmarsch der Türkei in Syrien
anklingen ließ, sondern richtet eine Arbeitsgruppe ein, welche dem
NATO-Gipfel im kommenden Jahr Vorschläge für eine Reform des
Militärbündnisses vorlegen soll. Das zehnköpfige Gremium wird
paritätisch mit Männern und Frauen aus Deutschland, den USA, Kanada,
Dänemark, Frankreich, Italien, den Niederlanden, Polen, der Türkei
und Großbritannien besetzt sein. Die Leitung liege beim früheren
Bundesinnen- und Verteidigungsminister de Maiziere und dem ehemaligen
US-Diplomaten Mitchell, meldete der NATO-Generalsekretär Stoltenberg
in Brüssel. Der Vorschlag für eine mit Experten besetzte, sogenannte
Reflexionsgruppe zur Stärkung der politischen Zusammenarbeit
innerhalb der NATO geht auf Bundesaußenminister Maas zurück. Dieser
will eine Entkopplung amerikanischer und europäischer
Militärinteressen verhindern. Die Staats- und Regierungschefs der
NATO-Mitgliedstaaten griffen das Konzept im Dezember bei einem
Jubiläumstreffen des Bündnisses auf.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/8448: Aus Parlament und Gesellschaft - 31.03.2020 (SB)




VOM TAGE



Kontakt-App nur freiwillig

Die Lokalisierung von Smartphone-Benutzern über die
Mobilfunkstationen ist zu ungenau, um Kontakte zwischen einzelnen,
eventuell mit dem Coronavirus infizierten Menschen ausmachen zu
können. Mit einer App, welche Bluetooth verwendet, ließen sich die
technischen Schwierigkeiten umgehen, aber das würde erhebliche grund-
und datenschutzrechtliche Fragen aufwerfen. Mehrere Wissenschaftler 
und das Robert Koch-Institut sind derzeit an der Entwicklung einer 
solchen App beteiligt, welche die Bundesregierung bald einsetzen will.

Für Bundesjustizministerin Christine Lambrecht käme eine Nutzung von
persönlichen Smartphone-Daten zur Eindämmung der Coronavirus-Pandemie
nur in Frage, wenn sich die Bürger freiwillig daran beteiligten. Im
Deutschlandfunk erklärte die Ministerin am Dienstag, wichtig sei, daß
diese App überhaupt die notwendigen Daten liefere, um
Infektionsketten unterbrechen zu können. Mit der bisher
vorgeschlagenem Funkzellen-Lösung würde das nämlich nicht erreicht
und würde im Endeffekt nicht dazu führen, daß man tatsächlich
ermitteln könnte, ob bestimmte Personen miteinander Kontakt gehabt
hätten. Lambrecht schloß sich der Auffassung an, wenn es eine Lösung
gäbe, die tatsächlich auch die Infektionsketten unterbrechen könnte,
dann ginge das nur, wenn diejenigen, die es auf ihr Handy aufspielten
und damit auch nutzen würden, es freiwillig täten. Die Freiwilligkeit
sei hier ein ganz wichtiger Aspekt, erklärte die Ministerin. Da
würden sie und da wollten sie auch nicht drumherumkommen. Lambrecht
forderte des weiteren, daß geklärt wird, wie mit diesen Daten danach
umgegangen wird. Die Löschung muß selbstverständlich sein. Außerdem,
so Lambrecht, müssen für alle, die Kontakt zu Infizierten hatten,
Testkapazitäten bereitstehen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/8417: Tragisches und Kurioses - 31.03.2020 (SB)




VOM TAGE



Studierende wollen als Erntehelfer einspringen

Die Corona-Epidemie könnte die Pläne der Spargel- und Erdbeerbauern
über den Haufen werfen. Schon seit Wochen war abzusehen, daß die
eingearbeiteten Saisonarbeiter und -arbeiterinnen aus Osteuropa
möglicherweise nicht einreisen oder auf den Feldern wegen der
Ansteckungsgefahr nicht antreten dürfen.

Inzwischen melden sich zwar immer mehr Jugendliche und Studierende,
die bei der schweren Feldarbeit einspringen wollen, doch die Bauern
sind nicht unbedingt begeistert, weil sie in früheren Jahren mitunter
keine guten Erfahrungen mit der mangelnden Einsatzbereitschaft von
deutschen Arbeitslosen gemacht haben. So könnte es auch in diesem Jahr
zu einer raschen Ernüchterung kommen, wenn die "Spargelretter" bei
jedem Wetter zehn Stunden lang auf den Feldern Höchstleistungen
bringen sollen, und das zum Mindestlohn, den viele Plantagenbesitzer
möglichst nicht zahlen wollen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/8446: Arbeit, Soziales und Familie - 31.03.2020 (SB)




VOM TAGE



Luftbrücke Lesbos-Berlin

Der Dresdner Hilfsverein "Mission Lifeline" bereitet nach eigenen
Angaben eine Luftbrücke zwischen Berlin und der griechischen Insel
Lesbos vor. Von dort sollen bis zu 1500 Flüchtlinge in die Hauptstadt
geholt werden, falls die Bundesregierung nicht schnell handelt, so
Justizsenator Behrendt (Grüne). "Mission Lifeline" finanziert den
Evakuierungsflug über Spenden. Verhandlungen mit einem
Flugdienstleister erfolgten bereits.

Der Sachverständigenrat deutscher Stiftungen für Integration und
Migration hat am Dienstag unter anderem Deutschland zur Hilfe für die
Flüchtlinge auf den griechischen Inseln aufgerufen, weil die
Zustände in den dortigen Lagern aus hygienischer und medizinischer
Sicht desaströs sind. Das Uno-Flüchtlingshilfswerk (UNHCR) warnte am
Montag gegenüber der Deutschen Presse-Agentur, die Menschen lebten
jetzt schon unter extrem risikoreichen Bedingungen, auf engstem Raum
eingepfercht, ohne ausreichende Hygiene. Wegen der Gefahren durch die
Ausbreitung des Coronavirus müßten die Lager schnell entlastet
werden.

31. März 2020






Copyright 2020 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/8423: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 31.03.2020 (SB)




VOM TAGE



Keywan bringt Wärmeeinbruch nach Deutschland

Während die Coronakrise dafür sorgt, daß die meisten Bundesbürger
ihre eigenen vier Wände nicht verlassen, breitet sich über Europa der
Frühling aus. Der Grund hierfür ist das Hoch Keywan, das unter
anderem einen Anstieg der Temperaturen auf über 20 Grad Celsius
hervorrufen wird. Unwetter sind vorerst nur über Mallorca und im
Süden Italiens zu erwarten. Fraglos wird das vielen nicht leichter
machen, nur noch aus triftigem Grund das Heim zu verlassen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/8434: Märkte und Finanzen - 31.03.2020 (SB)




VOM TAGE



Instex wickelt ersten Transfer mit dem Iran ab

Über die Handelsgesellschaft Instex (Instrument in Support of Trade
Exchanges) ist erstmals ein Transfer zwischen europäischen Staaten
und dem Iran abgewickelt worden. Die Islamische Republik erhielt aus
Europa medizinisches Material. Die Bezahlung erfolgte über die
iranische Spiegelorganisation STFI. Das bestätigte das Auswärtige Amt
in Berlin. Demnach werden weitere Geschäfte vorbereitet. Die
Zweckgesellschaft Instex war vor gut einem Jahr von Deutschland,
Frankreich und Großbritannien aufgebaut worden, um im Handel mit dem
Iran die von Washington ausgerufenen Wirtschaftssanktionen zu
umgehen. Die Rückkehr Teherans zu den internationalen Märkten war
Bestandteil des Atomvertrags (JCPOA), den die fünf Atommächte im
Sicherheitsrat und Deutschland 2015 mit dem Iran abgeschlossen
hatten. Die USA hatten sich im Mai 2018 einseitig von dem Vertrag
verabschiedet, weitere Sanktionen gegen den Iran verhängt und allen
Partnern Sanktionen angedroht, welche die Strafmaßnahmen umgehen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WISSENSCHAFT/8446: Aus Forschung und Technik - 31.03.2020 (SB)




VOM TAGE



Stopp-Corona-App in Vorbereitung

Die Coronakrise macht möglich, was früher undenkbar erschien.
Gegenwärtig geht kaum eine Forderung zu weit, wenn im Namen der
Pandemie-Bekämpfung Einschnitte in das alltägliche Leben
vorgenommen werden. So war es vor gar nicht so langer Zeit eigentlich
unvorstellbar, daß Menschen nicht nur all ihre Gesundheitsdaten zur
Verfügung stellen, sondern auch individuelle Bewegungsmuster von
ihnen erstellt und ausgewertet werden. Kritiker wandte damals ein,
daß es niemals einen gläsernen Menschen geben dürfe. Doch heute will
kaum noch einer davon etwas wissen. Es wird sogar kritisiert, daß die
Bundesregierung noch immer mit der Einführung einer freiwilligen
Stopp-Corona-App zögert, obgleich es dafür laut Deutschem Ärzteblatt
eine breite politische Zustimmung gibt. Bekanntlich sollen mit dieser
App die Wege und Kontakte von Neuinfektionen konsequent nachverfolgt
werden können, damit entsprechende Maßnahmen bei den so
identifizierten Kontakten der letzten zwei Wochen getroffen werden
können. In Österreich hat das Rote Kreuz bereits eine entsprechende
App zur Verfügung gestellt.
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / BIOLOGIE





MELDUNG/619: Neue Materialien - Strahlendes Weiß ohne Pigmente (idw)

Karlsruher Institut für Technologie - 30.03.2020

Neue Materialien: Strahlendes Weiß ohne Pigmente



Polymerfolien, die extrem dünn sind und eine hohe Lichtstreuung
aufweisen, sind das Ergebnis eines neuen Verfahrens aus dem Karlsruher
Institut für Technologie (KIT). Das kostengünstige Material lässt sich
industriell auf unterschiedlichsten Gegenständen aufbringen, um ihnen eine
attraktive weiße Optik zu verleihen. Zudem kann das Verfahren Produkte
umweltfreundlicher machen.

Eine strahlend weiße Oberfläche lässt Möbel und andere Gegenstände sauber,
hell und modern wirken. Bislang ist Titandioxid das Standardpigment, um
Lacke, Farben und Kunststoffe, aber auch Kosmetika, Lebensmittel, Kaugummi
oder Tabletten Weiß zu färben. Das Pigment steht jedoch in der Kritik.
"Titandioxid hat einen sehr hohen Brechungsindex, es reflektiert
einfallendes Licht fast vollständig, hat jedoch den Nachteil, dass sich
seine Partikel nicht abbauen und dadurch auf Dauer die Umwelt belasten",
sagt Professor Hendrik Hölscher vom Institut für Mikrostrukturtechnik
(IMT) des KIT. Zudem gibt es Bedenken, dass Titandioxid möglicherweise
gesundheitsschädlich sein könnte.

"Wir umgehen die Verwendung von umwelt- und gesundheitsschädlichen
Pigmenten, indem wir poröse Polymerstrukturen mit vergleichbar hoher
Streuung erzeugen", so Hölscher. Inspiriert wurden er und sein Team von
dem weißen Käfer Cyphochilus insulanus, dessen Schuppen dank einer
speziellen Nanostruktur seines Chitinpanzers weiß erscheinen. "Nach diesem
Vorbild stellen wir aus Polymeren feste, poröse Nanostrukturen her, die
einem Schwamm ähneln", sagt Hölscher, der am IMT die Forschungsgruppe
Biomimetische Oberflächen leitet. Wie die Bläschen von Rasier- oder
Badeschaum sorgt auch hier die Struktur für eine Streuung des Lichts, die
das Material weiß wirken lässt. Die neue Technik für eine kostengünstige
und unbedenkliche weiße Optik eignet sich für verschiedenste Oberflächen.

Umweltfreundliche Materialien - nach dem Vorbild der Natur

"Die mit unserem Verfahren gefertigten Polymerfolien sind extrem dünn,
flexibel und leicht, aber dennoch mechanisch stabil und lassen sich
industriell auf unterschiedliche Produkte aufbringen", erläutert der
Physiker. Bei einer Stärke von neun Mikrometern - neun Tausendstel
Millimeter - reflektiert die neuentwickelte Polymerfolie mehr als 57
Prozent des einfallenden Lichts. 80 bis 90 Prozent sind bei einer dickeren
Folie erreichbar. Für die Entwicklung wurde die schwammförmige
Mikrostruktur auf Acrylglas aufgebracht. Das Verfahren lässt sich jedoch
auf viele andere Polymere übertragen. "Neben Folien lassen sich auch ganze
Gegenstände entsprechend Weiß färben, wir planen als nächsten Schritt
Partikel, zum Beispiel kleine Kügelchen, herzustellen, um sie in andere
Materialien einbringen zu können", so Hölscher. "Es gibt bereits Anfragen
von Firmen, die bestrebt sind, ihre Produkte umweltfreundlicher zu
machen." Während Ingenieurinnen und Ingenieure häufig Lösungen mit
Materialien aus vielen verschiedenen chemischen Elementen entwickelten,
beschränke sich die Natur meist auf ein einziges Grundmaterial, das dank
einer komplexen dreidimensionalen Struktur interessante mechanische,
optische oder physikalisch-chemische Eigenschaften aufweise. Die Bionik,
die sich damit beschäftigt, die Phänomene der Natur zu verstehen und zu
imitieren, um sie technisch nutzbar zu machen, führe häufig zu völlig
neuen Lösungen - die auf anderem Weg vielleicht nie gefunden worden wären,
so der Forscher.



Als "Die Forschungsuniversität in der Helmholtz-Gemeinschaft" schafft und
vermittelt das KIT Wissen für Gesellschaft und Umwelt. Ziel ist es, zu den
globalen Herausforderungen maßgebliche Beiträge in den Feldern Energie,
Mobilität und Information zu leisten. Dazu arbeiten rund 9.300
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter auf einer breiten disziplinären Basis in
Natur-, Ingenieur-, Wirtschafts- sowie Geistes- und Sozialwissenschaften
zusammen. Seine 24.400 Studierenden bereitet das KIT durch ein
forschungsorientiertes universitäres Studium auf verantwortungsvolle
Aufgaben in Gesellschaft, Wirtschaft und Wissenschaft vor. Die
Innovationstätigkeit am KIT schlägt die Brücke zwischen Erkenntnis und
Anwendung zum gesellschaftlichen Nutzen, wirtschaftlichen Wohlstand und
Erhalt unserer natürlichen Lebensgrundlagen. Das KIT ist eine der
deutschen Exzellenzuniversitäten.


Video "Von Käfern Lernen: Oberflächen nach dem Vorbild der Natur":

https://media.bibliothek.kit.edu/world/2020/DIVA-2020-197_mp4.mp4

Weitere Informationen:

https://www.sek.kit.edu/downloads/Datenblatt-IMT-bionische-Oberflaechen-de.pdf

Details zum KIT-Zentrum Materialien (in englischer Sprache):

www.materials.kit.edu/index.php

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1173
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MELDUNG/618: Neuer Stoffwechsel-Typ in Bakterien entdeckt - Wasserstoff-Kreislauf in A.woodii (idw)

Goethe-Universität Frankfurt am Main - 30.03.2020

Neuer Stoffwechsel-Typ in Bakterien entdeckt - Forscher der
Goethe-Universität finden Wasserstoff-Kreislauf in A.woodii



FRANKFURT. Wie das Bakterium Acetobacterium woodii Wasserstoff in einer
Art Kreislauf zur Energiegewinnung nutzt, haben jetzt Mikrobiologen der
Goethe-Universität Frankfurt herausgefunden. Das Bakterium lebt in einer
Umgebung ohne Sauerstoff und kann dank des Wasserstoff-Kreislaufs
unabhängig von anderen Bakterienarten existieren.

Sie machen das Sauerkraut sauer, lassen Milch zu Joghurt und Käse gerinnen
und geben Roggenbrot seinen kräftigen Geschmack: Bakterien, die ihre
Nährstoffe vergären anstatt ihnen die Energie mithilfe von Sauerstoff zu
entziehen. Acetobacterium woodii (kurz: A. woodii) ist so eine anaerob
lebende Mikrobe. Käse und Brot sind nicht ihr Metier - sie lebt fern vom
Sauerstoff im Schlamm am Meeresgrund und ist auch in Kläranlagen oder
Termitendärmen anzutreffen.

In diesen Lebensräumen wimmelt es von Mikroben, die auf verschiedene Weise
die organischen Substanzen für sich nutzen. Zucker, Fettsäuren und
Alkohole werden zum Beispiel durch eine Reihe von Bakterienarten zu
Essigsäure vergoren, wobei auch Wasserstoff (H2) entsteht. Der jedoch
stört in höheren Konzentrationen die Gärung - ein Zuviel an Wasserstoff
würde nämlich die Gärungsreaktion stoppen.Deshalb leben die gärenden
Bakterien in Gesellschaft mit Mikroben, die auf just diesen Wasserstoff
angewiesen sind, Methanbildner etwa, die aus Wasserstoff und Kohlendioxid
Methan herstellen und auf diese Weise Energie gewinnen. Von dieser
Gesellschaft profitieren beide Partner - und sind gleichzeitig so
aufeinander angewiesen, dass der eine nicht ohne den anderen überleben
kann.

A. woodii beherrscht beide Disziplinen der anaeroben
"Wasserstoff-Gesellschaft": Es kann organische Stoffe zu Essigsäure vergären
und die Essigsäure auch anorganisch aus Kohlendioxid und Wasserstoff
herstellen. Dass A. woodii dabei den wichtigen Wasserstoff in der eigenen
Zelle recycelt, haben jetzt die Mikrobiologen um Professor Volker Müller vom
Institut für Molekulare Biowissenschaften der Goethe-Universität Frankfurt
herausgefunden.

Dazu schalteten die Frankfurter Wissenschaftler im Labor das Gen für das
Enzym aus, das in A.woodii den Wasserstoff bildet, die so genannte
Hydrogenase. Das Ergebnis: Die Bakterien konnten zum Beispiel in einem
Medium mit Fruchtzucker nur wachsen, wenn außerdem noch Wasserstoff
zugesetzt wurde. Verschiedene weitere Tests bestätigten, dass beide
Stoffwechselwege zur Essigsäureherstellung über Wasserstoff verbunden
sind, der die Zelle nicht verlässt.

"Durch das von uns entdeckte 'Wasserstoff-Recycling' besitzt
Acetobacterium woodii ein Höchstmaß an metabolischer Flexibilität," sagt
die Frankfurter Experimentatorin Dr. Anja Wiechmann. "Es kann in einem
Kreislauf Wasserstoff sowohl selbst herstellen und nutzen oder Wasserstoff
aus externen Quellen verwerten. Damit ist es in der Lage, sowohl von
organischen Substanzen wie auch allein von anorganischen Substanzen zu
leben."

Professor Volker Müller erklärt: "Die Ergebnisse strahlen weit über die
Untersuchung von Acetobacterium woodii hinaus. Es gab bereits Vermutungen,
dass viele ursprüngliche Lebensformen einen solchen Stoffwechsel besitzen,
wie wir ihn bei Acetobacterium woodii beschrieben haben. Dies wird zum
Beispiel für die Asgard-Archaeen angenommen, die erst vor wenigen Jahren
im Meeresgrund vor Kalifornien entdeckt wurden. Unsere Untersuchungen
liefern den ersten Beweis, dass solche Stoffwechselwege tatsächlich
existieren."


Originalpublikation:

Anja Wiechmann, Sarah Ciurus, Florian Oswald, Vinca Seiler, Volker Müller
(2020).

It does not always take two to Tango: "Syntrophy" via hydrogen
cycling in one bacterial cell.

ISME Journal,

(https://doi.org/10.1038/s41396-020-0627-1)

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution131
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MELDUNG/617: Brillen-Flora - das Miniversum vor der Nase (idw)

Hochschule Furtwangen - 30.03.2020

Brillen-Flora - das Miniversum vor der Nase



Fast jeder zweite Europäer trägt eine Brille. Aufgrund ihrer exponierten
Position mitten im Gesicht, der Nähe zu Mund und Nase und häufigem
Hautkontakt, insbesondere durch die Hände, sind Brillen nachweislich
deutlich mit Mikroorganismen kontaminiert. Die Hochschule Furtwangen hat
nun die weltweit erste molekularbiologische Studie zur bakteriellen
Besiedlung von getragenen Brillen veröffentlicht.

"Da viele Bakterien sich bislang nicht kultivieren lassen, erlauben
molekularbiologische Methoden völlig neue Einblicke in die Besiedlung von
Gebrauchsgegenständen wie Brillen", erläutert Studienleiter Prof. Dr.
Markus Egert, der an der Hochschule Furtwangen am Campus Schwenningen
Mikrobiologie und Hygiene lehrt. Die Herausforderung bei dieser Studie lag
auch in den nur geringen DNA-Mengen, die sich von Brillen isolieren
lassen.

In der Studie wurden 30 im Hochschulumfeld getragene Brillen an jeweils
drei Stellen analysiert: Gläsern, Ohrbügeln und Nasenpolstern. Insgesamt
wurden dabei 5232 verschiedene Arten und 665 Gattungen von Bakterien
entdeckt. Die höchste Artenvielfalt zeigten die Brillengläser, die
geringste die Nasenpolster. Generell dominierten Haut- und
Schleimhautbakterien, die über die Gesichtshaut, die Hände oder Mund und
Nase - beim Atmen oder Brilleputzen durch Hauchen - auf die Brille
gelangen, wie Cutibakterien, Corynebakterien oder Staphylokokken. Gerade
auf den Gläsern fanden sich aber auch typische Umweltkeime, wie
Pseudomonaden, die über die Luft dorthin gelangen können. Mehr als 80% der
13 am häufigsten identifizierten Arten sind potentiell pathogen und können
gerade bei empfindlichen Menschen Infektionen auslösen, auch im
Augenbereich.

Die Studie liefert eine umfassende Grundlage für eine bessere Beurteilung
von Brillen als Keimüberträgern, gerade im klinischen Bereich.
Folgestudien werden zeigen, inwieweit Brillen eine Rolle als Keimreservoir
bei wiederkehrenden Augeninfektionen und der Übertragung 
Antibiotika-resistenter Bakterien spielen könnten. Weiterhin unterstreicht 
sie die Notwendigkeit passender Hygienemaßnahmen für Menschen, die beruflich 
viel mit Brillen fremder Personen zu tun haben, wie Augenärzte oder Optiker.

In einer vorangegangenen Studie der Arbeitsgruppe Egert wurde bereits
gezeigt, dass sich die bakterielle Belastung auf Brillen durch eine
feuchte Reinigung, etwa mit Brillenreinigungstüchern, um ca. 95%
reduzieren lässt. "Eine feuchte Reinigung mit alkoholischen oder
tensidhaltigen Brillenreinigungstüchern oder einfach mit Wasser und
Spülmittel ist nach aktuellem Wissensstand auch eine sinnvolle Strategie
zur Entfernung von Corona- und anderen Viren auf der Brille, nachdem man
Kontakt mit hustenden Menschen gehabt hat", erklärt Professor Egert.

Die neue Studie wurde durch ein Forscherteam der Hochschule Furtwangen,
der Universität Tübingen und der Carl Zeiss Vision International GmbH,
Aalen, erstellt und im Rahmen des CoHMed - Connected Health in Medical
Mountains Projektes der Hochschule Furtwangen vom Bundesministerium für
Bildung und Forschung gefördert (Förderkennzeichen 13FH5I02IA). Erschienen
ist sie in der Zeitschrift Scientific Reports mit dem Titel "Site-specific
molecular analysis of the bacteriota on worn spectacles".


Originalpublikation:

Scientific Reports 10, Artikel-Nummer 5577 (2020)

https://www.nature.com/articles/s41598-020-62186-6

https://doi.org/10.1038/s41598-020-62186-6.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution373
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WERKSTOFFE/1118: Stabile Blasen und ein Wasserläufer bewahren Stahl vor Erosion (idw)

Otto-von-Guericke-Universität Magdeburg - 30.03.2020

Stabile Blasen und ein Wasserläufer bewahren Stahl vor Erosion

Physiker der Universität Magdeburg entwickeln neues Verfahren zum Schutz
von Schiffspropellern und Turbinen



Materialforscher der Otto-von-Guericke-Universität Magdeburg haben ein
neuartiges Verfahren entwickelt, mit dessen Hilfe eine durch
Flüssigkeitsströme verursachte Materialschädigung, die sogenannte
Kavitationserosion, in Schiffschrauben oder Turbinen künftig verhindert
werden kann.

Die Ursache für diese Erosion selbst von Stahl sind sogenannte
Kavitationsblasen: Wenn Flüssigkeiten mit hoher Geschwindigkeit strömen
oder sich ein Objekt sehr schnell durch eine Flüssigkeit bewegt, bilden
sich an den Oberflächen spezifische Blasen, zum Beispiel an
Schiffspropellern, in Pumpen oder Düsen und selbst an künstlichen
Herzklappen. Dieser physikalische Effekt wird als Kavitation bezeichnet.
Die dabei entstehenden Blasen brechen nach kurzer Zeit implosionsartig in
sich zusammen. Dabei entstehen extreme Drücke von über tausend Bar, das
entspricht einem tausendfachen Umgebungsdruck. Diese Kräfte führen zum
Beispiel an einer sich schnell drehenden Schiffsschraube zur stetigen
Erosion des Materials.

"Materialschädigung durch Kavitationsblasen ist ein sehr altes und vor
allem noch ungelöstes Problem in Maschinen und Anlagen", so der Physiker
Prof. Dr. rer. nat. Claus-Dieter Ohl von der Fakultät für
Naturwissenschaften. "Mit dem Beginn der motorgetriebenen
Transatlantik-Schifffahrt im 19. Jahrhundert hat man bemerkt, dass die
Schiffspropeller nur eine einzige Überfahrt überstehen." Obwohl weltweit
viele Gruppen an der Kontrolle von Kavitation und deren Schädigung
arbeiteten, hätten es Materialwissenschaftler bisher aber nicht geschafft,
zum Beispiel Legierungen zu finden, die resistent gegen die Erosion durch
Kavitation seien, so Claus-Dieter Ohl. "Wir sind mit unserer Forschung
deshalb einen anderen Weg gegangen und haben nicht das Material selbst,
sondern dessen Oberflächenstruktur so verändert, dass die
Kavitationsblasen erst gar keinen Kontakt mit der Oberfläche finden und
somit sie auch nicht zerstören können."

Das neue Verfahren der Magdeburger Forscher basiert darauf, die
Oberflächen gezielt so zu verändern, dass die Kavitationsblasen von ihnen
abgestoßen werden. Dazu wurden in die Oberflächen, zum Beispiel in Metall,
mikroskopisch kleine Löcher gebohrt. Die spezifische Struktur dieser
Löcher führt zur Bildung von Gasblasen an der Oberfläche, die extrem
wasserabweisend wirken. Wenn sich nun Kavitationsblasen diesem "Schild"
aus Gasblasen nähern, werden sie regelrecht abgestoßen und an der Erosion
des Materials gehindert. Diese Abstoßung konnte sowohl experimentell als
auch mit mathematischen Modellen bewiesen werden.

Die größte Herausforderung dabei sei gewesen, die durch die Löcher
entstandenen Gasblasen an den Oberflächen zu stabilisieren, so der
Materialforscher, der im Institut für Physik die Abteilung Physik der
weichen Materie leitet. "Hier haben wir uns einen Trick von der Natur
abgeschaut. Die Öffnungen im Material haben eine ähnliche Struktur wie der
Brustbereich von Meerwasserläufern 'Halobates germanus'. Der Wasserläufer
braucht für seinen Auftrieb stabile Gasblasen am Körper. Genauso wie die
Natur benötigen wir auch keine chemische Behandlung, um die
Oberflächenstrukturen wasserabweisend zu machen."

Die Forschungsergebnisse entstanden in Kooperation mit Prof. Himanshu
Mishra der renommierten King Abdullah University of Science and
Technology, KAUST, in Saudi-Arabien.
Die Methodik wurde bereits beim Europäischen Patentamt eingereicht. Ziel
der weiteren wissenschaftlichen Zusammenarbeit ist es, daraus ein
marktreifes Verfahren zu entwickeln, um kavitationsgefährdete Oberflächen
preisgünstig zu behandeln.

Die Forschungsergebnisse sind unter dem Titel Mitigating cavitation
erosion using biomimetic gas-entrapping microtextured surfaces soeben im
international renommierten Journal Science Advances erschienen, einer Open
Access-Ergänzung zur Zeitschrift Science.


Originalpublikation:

www. advances.sciencemag.org/content/6/13/eaax6192

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution116
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AGRAR/417: Vergleich des Bayer-Konzerns um irreführende Glyphosat-Werbung und -Etikettierung in den USA

Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 31. März 2020

Zum angekündigten Vergleich des Bayer-Konzerns um irreführende Glyphosat-Werbung und -Etikettierung in den USA erklärt Harald Ebner, Sprecher für Gentechnik- und Bioökonomiepolitik:



"Bayer versucht sich einmal mehr freizukaufen in Sachen Glyphosat.
Dabei zeigt sich erneut, dass der Allround-Pflanzenvernichter eben
nicht so harmlos ist, wie der Konzern ihn nach wie vor darstellt.
Statt weiter starr an Glyphosat festzuhalten, sollte Bayer endlich die
eigenen Nachhaltigkeits-Versprechungen ernstnehmen und an giftfreien
Alternativen arbeiten. Finanziell betrachtet sind die hier im Raum
stehenden knapp 40 Millionen Dollar für Bayer lediglich Peanuts im
Vergleich zu den Schadenersatzzahlungen in den laufenden
Krebs-Prozessen, in denen bisher jedem einzelnen Kläger weit höhere
Beträge zugesprochen wurden - und Zehntausende Fälle noch ausstehen.
Dort stehen Milliardenzahlungen im Raum. Da Bayer unbelehrbar
weiterhin Glyphosat verkaufen will, droht dieses Geschäftsmodell auch
finanziell zum Fass ohne Boden zu werden - ganz abgesehen von den
Folgen für Artenvielfalt, Umwelt und Gesundheit. Spätestens bei der
anstehenden ersten virtuellen Hauptversammlung muss Bayer-Chef Baumann
zu dieser Diskrepanz zwischen Nachhaltigkeits-Ankündigungen und realer
Unternehmenspolitik Stellung nehmen. Total-Pflanzenvernichter sind im
Ackerbau weder notwendig noch dauerhaft verantwortbar. Stattdessen
sollten Forschungsgelder verstärkt in nicht-chemische
Alternativmethoden investiert werden."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 31. März 2020

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle

Telefon: 030/227-567 89, Fax: 030/227-567 52

E-Mail: presse@gruene-bundestag.de

Internet: www.gruene-bundestag.de
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GESUNDHEIT/1067: Katrin Göring-Eckardt zur Debatte um Atemschutzmasken

Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 31. März 2020

Zur Debatte um Atemschutzmasken erklärt die Fraktionsvorsitzende Katrin Göring-Eckardt:



"Das Tragen von Atemschutzmasken in gut besuchten Räumen, etwa beim
Einkauf im Supermarkt oder in der vollen Straßenbahn, kann als Akt der
Solidarität vorübergehend sinnvoll sein. So können wir andere
schützen, falls wir selbst ansteckend sind, es aber gar nicht wissen.
Ein flächendeckender Einsatz macht nur dann Sinn, wenn es ausreichend
Masken für alle gibt. Priorität muss zunächst die Lieferung von
Schutzmasken an Krankenhäuser, Arztpraxen und Pflegeeinrichtungen
sein. Dort werden sie dringend gebraucht. Die Bundesregierung sollte
jetzt mit Hochdruck die Produktion der Schutzausrüstung vorantreiben.
Wenn die Kontaktbeschränkungen gelockert werden und wir wieder
häufiger unsere Wohnungen verlassen, müssen genügend Atemschutzmasken
für alle verfügbar sein, damit das Tragen für die Pandemiezeit eine
Selbstverständlichkeit wird."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 31. März 2020

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle
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UMWELT/1912: 20 Jahre EEG - Regierung muss Energiewende entschlossen weiterführen

Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 31. März 2020

20 Jahre EEG: Regierung muss Energiewende entschlossen weiterführen



Zum In-Kraft-Treten des Erneuerbare-Energien-Gesetzes (EEG) am
1.4.2000 erklären Oliver Krischer, Stellvertretender
Fraktionsvorsitzender, und Julia Verlinden, Sprecherin für
Energiepolitik:

Mit dem EEG haben die Abgeordneten des Deutschen Bundestages vor 20
Jahren den Grundstein für die Energiewende gelegt. Es ebnete den Weg
für den Ausstieg aus Atom- und Kohlekraft und den Einstieg in eine
saubere, sichere Energieversorgung. Durch das Gesetz gab es eine
rasante Technologieentwicklung, hunderttausende zukunftsfähige
Arbeitsplätze entstanden, Millionen Tonnen Treibhausgase wurden
eingespart. Das Prinzip zur Finanzierung der Erneuerbaren Energien
wurde bis heute in mehr als 100 Ländern übernommen. Das EEG kann mit
Fug und Recht als Initialzündung für die weltweite Energiewende
gelten.

Heute sind wir dank des EEG bei einem Anteil von über 45 Prozent
Ökostrom im Netz angelangt. Doch der Ausbau der Erneuerbaren Energien
ist massiv eingebrochen und droht zu versiegen. Im letzten Jahr wurden
so wenig Windenergieanlagen an Land neu installiert, wie noch nie seit
dem Inkrafttreten des EEG. In den nächsten zwei Jahren werden
voraussichtlich keine neuen Anlagen in der Nord- und Ostsee für den
deutschen Strommarkt errichtet. Die Solarbranche steht wegen des
drohenden Deckels bei 52 Gigawatt vor einem massiven Einbruch. Schuld
an dieser kritischen Situation ist die Bundesregierung, die immer neue
Hürden errichtet hat und seit Monaten an den einfachsten Aufgaben
scheitert, wie beispielsweise der Aufhebung des Solar-Deckels.

Es ist höchste Zeit, den Ausbau der Erneuerbaren massiv zu
beschleunigen. Die Bundesregierung muss diese Aufgabe anpacken und die
Voraussetzungen schaffen, dass der Ausbau der Erneuerbaren Energien
wieder an Fahrt gewinnt. Das wäre dann auch ein gutes und schnell
umsetzbares Konjunkturprogramm, das nicht nur viele neue Arbeitsplätze
schafft, sondern auch die Voraussetzung dafür ist, den Kohleausstieg
mit erneuerbarer Energie zu flankieren. Unsere Vorschläge für mehr
Erneuerbare liegen auf dem Tisch. Wir wollen so schnell wie möglich
einen Neubau von mindestens 10 Gigawatt Solarenergie und mindestens
5 Gigawatt Windenergie pro Jahr erreichen. Denn auch während der
Corona-Krise legt die Klima-Krise keine Pause ein. Die Erneuerbaren
können einen Beitrag zur Lösung beider Krisen leisten. Sie stützen
die wirtschaftliche Entwicklung und bringen den Klimaschutz
entscheidend voran.

 * 
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Pressemitteilung vom 31. März 2020

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
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WIRTSCHAFT/2910: Bundesregierung setzt kurzsichtige Rüstungsexportpolitik fort

Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 31. März 2020

Bundesregierung setzt kurzsichtige Rüstungsexportpolitik fort



Zu den Genehmigungsentscheidungen des Bundessicherheitsrats erklärt
Katja Keul, Sprecherin für Abrüstungspolitik:

Nach den Rekordexportzahlen in 2019 geht es in diesem Jahr mit
umfangreichen Kriegswaffenexporten an Drittstaaten in Konfliktregionen
weiter. Ägypten wird durch ein deutsches U-Boot strategisch gestärkt,
obwohl es den Bürgerkrieg im Nachbarland Libyen durch Unterstützung
von General Haftar befeuert. Katar, dass sich wiederum in Konflikt mit
seinen Nachbarn befindet und seit 2015 über mehr als 60 Leopard II
Kampfpanzer verfügt, erhält von Rheinmetall entsprechende Munition im
Wert von 179 Millionen Euro über die Tochterfirma in Italien, die auch
die Munition für den Jemenkrieg liefert.

Auch die Spannungen zwischen den beiden Atommächten Indien und
Pakistan hindert die Bundesregierung offensichtlich nicht daran, beide
Seiten mit Kampflugzeugen zu versorgen. Und selbst die
Menschenrechtslage auf den Philippinen scheint die Bundesregierung
nicht davor abzuschrecken, den Export von Lenkflugkörpern zu
genehmigen.

Dass alle Beteiligten bereits in den vergangenen Jahren Kriegswaffen
aus Deutschland erhalten haben, macht es nicht besser. Diese
Aufrüstungsspirale ist verantwortungslos. Sie widerspricht den eigenen
Grundsätzen der Bundesregierung und dem Gemeinsamen Standpunkt der EU.

Wir brauchen endlich ein verbindliches Rüstungsexportkontrollgesetz
mit funktionierenden Kontrollmechanismen und Klagebefugnissen vor
deutschen Gerichten. Die Rüstungsindustrie muss sich endlich wieder
auf die Ausrüstung der eigenen und der europäischen Streitkräfte
konzentrieren, statt Despoten in aller Welt zu beliefern, Konflikte zu
befeuern und Menschenrechtsverletzungen zu ermöglichen.

 * 
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Pressemitteilung vom 31. März 2020
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AGRAR/362: Corona-Soforthilfen auch für Höfe, Forstbetriebe und landwirtschaftlichen Gartenbau

Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 30. März 2020

Corona-Soforthilfen auch für Höfe, Forstbetriebe und

landwirtschaftlichen Gartenbau

Davon profitiert die Bevölkerung



Seit dem heutigen Montag können die Länder auf die Bundesmittel für
Corona-Soforthilfen für kleine Unternehmen, Solo-Selbstständige und
Freiberufler in Höhe von 50 Milliarden Euro zugreifen. Am gestrigen
Sonntag wurden auch Betriebe der landwirtschaftlichen Urproduktion in
das Soforthilfeprogramm aufgenommen. Dazu erklären die
stellvertretende Vorsitzende der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Gitta
Connemann, und der zuständige Berichterstatter Michael von Abercron:

Gitta Connemann: "Auch im Bereich von Landwirtschaft und
Gartenbau brechen die Einnahmen weg. Demgegenüber steigen die Kosten.
Die Betriebe der Grünen Branche brauchen Soforthilfen. Deshalb war
die Klarstellung durch Bund und Länder unverzichtbar. Dafür haben wir
uns als CDU/CSU-Bundestagsfraktion bei den Verhandlungen stark
gemacht. Jetzt ist sichergestellt: Land-, Forstwirtschaft und
Gartenbau werden an den finanziellen Soforthilfen beteiligt. Dies
hilft den Betrieben. Davon profitiert die Bevölkerung. Denn die
Landwirtschaft ist systemrelevant. Wir brauchen die Produkte der
Höfe, der Forstbetriebe und Gärtnereien für das tägliche Leben. Es
besteht zwar aktuell kein Anlass zur Sorge. Aber die Corona-Krise
zeigt jetzt allen, wie sehr die Versorgung mit Lebensmitteln in
Deutschland von internationalen Lieferketten abhängt. Wir brauchen
deshalb grundsätzlich mehr Ernährungssouveränität."

Michael von Abercron: "Antragstellungen und Auszahlungen der
für zahlreiche kleine Betriebe überlebenswichtigen Soforthilfen
können in den nächsten Tagen beginnen! Dazu wurde die für die
Umsetzung notwendige Verwaltungsvereinbarung zwischen Bund und
Ländern getroffen. Die Union hatte sich bei den Verhandlungen
erfolgreich dafür eingesetzt, dass Betriebe der Land- und
Forstwirtschaft sowie des Gartenbaus ausdrücklich in das
Hilfsprogramm aufgenommen werden. Für die Versorgung unserer
Bevölkerung mit Lebensmitteln aus heimischer Produktion, aber auch
für die Betriebe der gesamten Branche ist dies ein wichtiges Signal!
Liquiditätsengpässe können mit Einmalzahlungen von bis zu 15.000 Euro
überbrückt werden."

 * 
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ARBEIT/855: Kurzarbeitergeld vermeidet Arbeitslosigkeit

Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 31. März 2020

Kurzarbeitergeld vermeidet Arbeitslosigkeit

Mit dem erleichterten Zugang zum Kurzarbeitergeld haben wir schnell
gehandelt und Massenarbeitslosigkeit in Deutschland verhindert



Die Anzeigen von Kurzarbeit sind dramatisch angestiegen. Dazu erklärt
der arbeitsmarkt- und sozialpolitische Sprecher der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Peter Weiß:

"Heute stellt die Bundesagentur für Arbeit ihre Arbeitsmarktzahlen
vor. Es ist kein Geheimnis, dass die Anzahl der in Kurzarbeit
befindlichen Beschäftigten in jüngster Zeit dramatisch angestiegen
ist. Die aktuellen Zahlen werden aber noch nicht das gesamte Ausmaß
der Auswirkungen der Corona-Krise auf dem deutschen Arbeitsmarkt
zeigen. Wir rechnen wegen der Pandemie für das laufende Jahr 2020 mit
deutlich mehr Kurzarbeitern als in der Finanzkrise im Jahre 2009.

Dieser rasante Anstieg stellt die Bundesagentur für Arbeit vor große
Herausforderungen: In kürzester Zeit müssen Beschäftigte geschult und
Anträge zeitnah bearbeitet werden. Und die Bundesagentur für Arbeit
hat reagiert: Die Kapazitäten zur Bearbeitung der
Kurzarbeitergeldanträge wurden unverzüglich hochgefahren. Dafür
verdient die Bundesagentur für Arbeit mit ihren vielen tausend
Beschäftigten große Anerkennung und unseren Dank!

Wir haben mit dem Kurzarbeitergeld ein einzigartiges
arbeitsmarktpolitisches Instrument, das hilft, Arbeitslosigkeit zu
vermeiden, um diese schwere Krise zu bewältigen.

Mit einer Rücklage bei der Bundesagentur für Arbeit in Höhe von rund
26 Milliarden Euro sind wir gut aufgestellt. Die verantwortungsvolle
Arbeitsmarktpolitik der letzten Jahre zahlt sich jetzt aus: Als
CDU/CSU-Bundestagsfraktion haben wir für das richtige Gleichgewicht
zwischen der Entlastung der Arbeitnehmer und Arbeitgeber bei
gleichzeitigem Aufbau einer ausreichenden Rücklage bei der
Bundesagentur für Arbeit gesorgt.

Diese Rücklage ist das Fundament für den deutschen Arbeitsmarkt zur
Bewältigung der Corona-Krise und der Vermeidung von
Massenarbeitslosigkeit."

 * 

Quelle:
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RECHT/1011: Reisebranche vor dem wirtschaftlichen Aus bewahren - Rechte der Verbraucher absichern

Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 31. März 2020

Reisebranche vor dem wirtschaftlichen Aus bewahren - Rechte der
Verbraucher absichern

Union spricht sich für Interessenausgleich aus



Die Reisebranche ist massiv von der Corona-Pandemie betroffen. Neue
Buchungen bleiben aus, gleichzeitig müssen von Urlaubern vorab
geleistete Zahlungen sowie Provisionen für die Vermittlung von Reisen
zurückerstattet werden. Die Folge: Insbesondere kleinere und mittlere
Reisebüros stehen vor dem wirtschaftlichen Aus. Die Union fordert
daher rasche Schutzmaßnahmen für Reiseveranstalter und Reisebüros.
Gleichzeitig müssen aber auch die Verbraucher vor finanziellem
Schaden bewahrt werden. Dazu erklären der rechts- und
verbraucherpolitische Sprecher der CDU/CSU-Fraktion im Deutschen
Bundestag, Dr. Jan-Marco Luczak, und der Verbraucherschutzbeauftragte
der CDU/CSU-Fraktion, Sebastian Steineke:

Jan-Marco Luczak: "Unser Ziel als Union ist es, insbesondere
die kleinen und mittleren Reiseveranstalter und Reisebüros vor dem
wirtschaftlichen Aus zu retten. Möglich wäre insofern, dass
Reiseunternehmen ihren Kunden für ihre gebuchte Reise statt einer
Rückzahlung einen Gutschein ausgeben dürfen. Dies sichert den
Unternehmen die notwendige Liquidität und damit das Überleben.
Gleichzeitig geht den Verbrauchern ihr Geld nicht verloren. Für die
Union ist bei einer solchen Lösung aber unabdingbar, dass die
Werthaltigkeit dieser Gutscheine durch staatliche Bürgschaften
abgesichert ist. Der Gutschein darf am Ende nicht wertlos sein, weil
der Reiseveranstalter doch insolvent wird. Ebenso wichtig ist, dass
nach Ablauf einer Einlösefrist der Gutschein nicht verfällt.
Stattdessen muss der Gutschein sich zwingend in einen
Zahlungsanspruch des Verbrauchers umwandeln. Am Ende darf der
Verbraucher nicht im Regen stehen gelassen werden, er muss entweder
einen werthaltigen Gutschein einlösen oder sein Geld zurück erhalten
können. Es besteht großer Handlungsdruck. Eine solche Lösung muss
schnell kommen, um weiteren Schaden zu verhindern. Die
europarechtlichen Fragen muss das Justizministerium mit der
Kommission klären."

Sebastian Steineke: "Ist dies so nicht umsetzbar, wäre als
Alternative an eine Fonds-Lösung des Staates zu denken. Wichtig ist
uns insgesamt dabei, einen fairen Interessensausgleich zu schaffen.
Wir dürfen weder Unternehmen noch Verbraucher über Gebühr belasten.
Der Verbraucher darf nicht auf seinen Kosten sitzen bleiben.
Natürlich gibt es Kundinnen und Kunden, die durch Corona besonders
betroffen sind und sich selbst in wirtschaftlicher Existenznot
befinden. Hierfür muss es eine Härtefallregelung geben, nach der das
Geld im Ausnahmefall doch sofort zu erstatten ist."

 * 

Quelle:
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ARBEIT/1912: Kurzarbeitergeld erhöhen und Arbeitslosengeld verbessern

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 31. März 2020

Kurzarbeitergeld erhöhen und Arbeitslosengeld verbessern



"Die Corona-Krise trifft den Arbeitsmarkt mit voller Wucht und die
bestehenden Sicherungssysteme sind völlig unzureichend. Die
Bundesregierung muss schnellstmöglich für mehr Sicherheit sorgen. Der
Arbeitsmarkt muss stabilisiert werden.", erklärt Sabine Zimmermann,
arbeitsmarktpolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE, zur
Situation auf dem Arbeitsmarkt und zum aktuellen Monatsbericht der
Bundesagentur für Arbeit. Zimmermann weiter:

"DIE LINKE fordert die Erhöhung des Kurzarbeitergeldes auf 90 Prozent
des monatlichen Nettoentgelts. Sonst kommen Menschen im
Niedriglohnbereich und in Teilzeit in finanzielle Bedrängnis und
existenzielle Nöte. Und davon gibt es leider viel zu viele. Aber
selbst für Durchschnittsverdiener ist das Kurzarbeitergeld zu knapp
bemessen und alles andere als lebensstandardsichernd. Die
Bundesregierung muss verhindern, dass Millionen Beschäftigte in dieser
Krise zum Sozialfall werden. Eine arbeitsmarkt- und sozialpolitische
Katastrophe muss verhindert werden.

Viele Beschäftigte haben keinen Anspruch auf Arbeitslosengeld und
rutschen direkt in Hartz IV, wenn sie ihren Job verlieren. Der Zugang
zur Arbeitslosenversicherung muss dringend erleichtert werden. Die
Rahmenfrist, in welcher der Anspruch auf Arbeitslosengeld erworben
wird, muss wieder auf 36 Monate ausgedehnt werden. Zudem sollte der
Anspruch auf Arbeitslosengeld bereits nach vier Monaten Beitragszeit
entstehen und das Arbeitslosengeld erhöht werden. Allgemein muss die
Bezugsdauer für langjährige Beitragszahler verlängert werden."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 31. März 2020

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.
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SICHERHEIT/2062: Waffenexporte an Libyen-Brandstifter stoppen statt EU-Militäreinsatz starten

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 31. März 2020

Waffenexporte an Libyen-Brandstifter stoppen statt EU-Militäreinsatz starten



"DIE LINKE lehnt den EU-Militäreinsatz 'Irini' im Mittelmeer und eine
Beteiligung deutscher Soldaten ab. Die Mission hat kein Mandat der
Vereinten Nationen und krankt zudem an einseitiger Parteinahme in dem
Konflikt", erklärt Sevim Dagdelen, Außenpolitikexpertin der Fraktion
DIE LINKE und Mitglied im Auswärtigen Ausschuss, anlässlich des am
1. April beginnenden EU-Militäreinsatzes "Irini" vor der Küste
Libyens. Dagdelen weiter:

"Wenn es der Bundesregierung um die Durchsetzung des Waffenembargos
gegen Libyen geht, muss sie endlich die Rüstungsexporte an alle Länder
stoppen, die am Krieg in dem nordafrikanischen Land beteiligt sind.
Statt Soldaten aus Deutschland und anderen Ländern der EU vor der
Ostküste Libyens auf Patrouille zu schicken, braucht es ein sofortiges
Waffenembargo unter anderem gegen die Türkei und Katar, die die
muslimbrudernahe Regierung in Tripolis unterstützen, sowie gegen die
Vereinigten Arabischen Emirate, Saudi-Arabien und Ägypten, die auf
Seiten von General Haftar stehen."

 * 

Quelle:
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BUNDESTAG/9656: Heute im Bundestag Nr. 348 - 31.03.2020

Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 348

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 31. März 2020, Redaktionsschluss: 15.08 Uhr

1. Arbeitsweise des Europäischen Patentamts

2. Entschädigung bei Thomas Cook-Insolvenz

3. Einsatz von Mediatoren

4. Bonitätsbewertungen und Menschenrechte

5. Entwicklung des Solidaritätszuschlags

6. Weisung wegen Cum Ex



1. Arbeitsweise des Europäischen Patentamts

Recht und Verbraucherschutz/Antwort

Berlin: (hib/MWO) Der Bundesregierung ist die Qualität der
Patentprüfung durch das Europäische Patentamt (EPA) ein wichtiges
Anliegen. Das schreibt sie in ihrer Antwort (19/17809) auf eine Kleine
Anfrage der FDP-Fraktion (19/17383). Die Bundesregierung begrüße daher
die Ziele, die sich der neue Präsident des EPA in seinem Strategieplan
2019 bis 2023 gesetzt hat. Die Erfüllung dieser Ziele werde die
Bundesregierung auf der Grundlage jährlicher Qualitätsberichte des
Amtspräsidenten weiter bewerten.

Die in der Kleinen Anfrage zitierten Presseberichte über einen
"Schattenhaushalt" und eines Risikofinanzmanagements bei der EPA seien
der Bundesregierung bekannt, heißt es weiter. Das EPA lege jährlich
einen Haushalt vor, in dem auch die Finanzinvestitionen berücksichtigt
und transparent darlegt seien. Ein sogenannter Schattenhaushalt
existiere nicht. Auch erfolge grundsätzlich ein angemessenes
Risikomanagement. Weiter schreibt die Bundesregierung, nach ihrer
Ansicht bestünden grundsätzlich keine Defizite beim Finanzmanagement
des EPA. Die Bundesregierung begrüße, dass der neue Präsident des EPA
sich eine Verbesserung des sozialen Klimas und des Umgangs mit den
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern zum Ziel gesetzt und im Rahmen des
Strategieplan 2019 bis 2023 erste Maßnahmen eingeleitet hat. Neben der
Qualität der Arbeit der EPA war auch der Umgang mit Mitarbeitern des
Amtes in der Kleinen Anfrage thematisiert worden.

 * 

2. Entschädigung bei Thomas Cook-Insolvenz

Recht und Verbraucherschutz/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/MWO) Die AfD-Fraktion will von der Bundesregierung
wissen, ob es gelingen wird, bis zum Jahresende 2020 alle
insolvenzbedingten Schäden, die den Kunden der deutschen
Tochterunternehmen des britischen Reisekonzerns Thomas Cook entstanden
sind und nicht von Seite Dritter erstattet wurden, durch den Bund zu
ersetzen. Die Kleine Anfrage der Abgeordneten (19/17834) bezieht sich
auf Medienberichte, denen zufolge mehr als die Hälfte der
registrierten Schadensfälle infolge der Insolvenz der deutschen
Tochterunternehmen des Konzerns inzwischen durch den zuständigen
Kundengeldabsicherer Zurich Versicherung bearbeitet und reguliert
worden sind und die jetzt noch ausstehenden Fälle einer aufwendigen
Prüfung bedürfen, sowie auf Äußerungen der Bundesregierung. Weitere
Fragen betreffen diese Prüffälle sowie die Höhe der Ansprüche der
Geschädigten und die finanziellen Belastungen für den Bund.

 * 

3. Einsatz von Mediatoren

Recht und Verbraucherschutz/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/MWO) Um den Einsatz von Mediatoren in Streitigkeiten des
Bundes geht es in einer Kleinen Anfrage der FDP-Fraktion (19/17824).
Die Fragesteller wollen unter anderem wissen, in wie vielen Fällen, in
denen der Bund Partei war, in den Jahren 2012 bis 2019 in
Streitigkeiten Mediationen durchgeführt wurden oder andere Alternative
Streitbeilegungsmethoden (ADR) zur Anwendung gekommen sind. Weiter
fragen sie, wie viele Mediatoren von 2012 bis 2019 von der
Bundesregierung beauftragt wurden, in wie vielen Fällen Mediationen
scheiterten, wie oft Mediationen verfahrensbeendend waren und welche
Maßnahmen die Bundesregierung ergreift, um den Einsatz von Mediationen
in Streitigkeiten zu erhöhen, in denen der Bund Partei war
beziehungsweise ist. Hintergrund der Anfrage ist der
Evaluationsbericht des Mediationsgesetzes von 2017, in dem die
Bundesregierung den Fragestellern zufolge angekündigt hatte, zu
prüfen, wie das mit dem Gesetz verfolgte Ziel der Förderung von
Mediation langfristig noch besser verwirklicht werden kann.

 * 

4. Bonitätsbewertungen und Menschenrechte

Recht und Verbraucherschutz/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/MWO) Nach der Vereinbarkeit von Bonitätsbewertungen
durch Schufa und andere Wirtschaftsauskunfteien mit den
Menschenrechten fragt die Fraktion Die Linke. In einer Kleinen Anfrage
(19/18149) wollen die Abgeordneten von der Bundesregierung unter
anderem wissen, welche Auswirkungen die Geschäftspraxis der
Auskunfteien und insbesondere der marktdominierenden Schufa ihrer
Kenntnis nach auf in Armut lebende oder von Armut gefährdete Menschen
hat. Weiter fragen sie, wie vielen Menschen im Jahr 2019 unter
Bezugnahme auf die vorliegenden Schufa-Scores eine Mietwohnung, ein
Kredit, ein Mobilfunkvertrag und der Wechsel in einen Strom- oder
Gaslieferungsvertrag sowie ein Girokonto verwehrt wurden. Außerdem
erkundigen sich die Abgeordneten danach, inwiefern sich die
Bundesregierung in der Verantwortung sieht, sicherzustellen, dass
Wirtschaftsauskunfteien, wie zum Beispiel die Schufa, die auf die
Gewährung von Krediten und die Vergabe von Wohnraum bedeutenden
Einfluss ausüben, ihre Bewertungen transparent und zuverlässig
durchführen. Weitere Frage betreffen die Möglichkeit der
Datenschutzaufsichtsbehörden, Auskunfteien zu prüfen.

 * 

5. Entwicklung des Solidaritätszuschlags

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Die Abschaffung des steuerlichen
Solidaritätszuschlags ist Thema einer Kleinen Anfrage der FDP-Fraktion
(19/18010). Die Bundesregierung soll darlegen, wie hoch die
Steuereinnahmen durch den Solidaritätszuschlag seit der Einführung
waren und wie sich die Einnahmen aufgrund des Gesetzes zur Rückführung
des Solidaritätszuschlags 1995 im kommenden Jahr entwickeln werden.
Zugleich soll die Bundesregierung angeben, wie viele Lohn- und
Einkommensteuerzahler nur teilweise und wie viele gar nicht vom
Solidaritätszuschlag entlastet werden.

 * 

6. Weisung wegen Cum Ex

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Um eine Weisung des Bundesministeriums der Finanzen
im Zusammenhang mit Cum Ex-Geschäften gegenüber Hamburger
Finanzbehörden geht es in einer Kleinen Anfrage der FDP-Fraktion
(19/18065). Gefragt wird unter anderem nach Treffen des
Bundesministers der Finanzen mit Vertretern einer Bank und ob es dabei
um eine mögliche Steuerrückforderung gegen diese Bank gegangen sei.

 * 
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BUNDESTAG/9655: Heute im Bundestag Nr. 347 - 31.03.2020

Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 347

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 31. März 2020, Redaktionsschluss: 12.07 Uhr

1. Beteiligung Taiwans am WHO-Austausch

2. Schutz des Unterwasser-Kulturerbes

3. Proteste im Irak gegen iranischen Einfluss

4. Beratungsleistung für Auswärtiges Amt

5. Vermittlung zwischen Israel und Hamas

6. Zensur in sozialen Netzwerken

7. Illegale Kleinwaffen in Westbalkan-Ländern



1. Beteiligung Taiwans am WHO-Austausch

Auswärtiges/Antrag

Berlin: (hib/AHE) Die FDP-Fraktion dringt darauf, Taiwan die
Beteiligung in der Weltgesundheitsorganisation (WHO) zu ermöglichen.
Die neue Regierung in Taipeh betone stärker die Autonomie von der
Volksrepublik China, schreiben die Abgeordneten in einem Antrag
(19/18225). Peking betrachte dieses Auftreten mit Missfallen und setze
darauf, Taiwan in der internationalen Staatengemeinschaft zu
isolieren. Die Volksrepublik mache daher auch ihren Einfluss in der
WHO geltend, um die Einbindung in den Informationsaustausch der
Organisation zu unterbinden. "Diese Politisierung der WHO wird dem
fachlichen Anliegen der Bekämpfung von Epidemien nicht gerecht und
führt zu vielen Fehlern."

Die Bundesregierung wird unter anderem aufgefordert, sich dafür
einzusetzen, Vertretern des Gesundheitsministeriums und der
Gesundheitsbehörden Taiwans eine Teilnahme an Treffen und am
Informationsaustausch der WHO zu Covid-19 zu ermöglichen.

 * 

2. Schutz des Unterwasser-Kulturerbes

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Die Bundesregierung strebt nach jetzigem
Planungsstand eine Unterzeichnung des UNESCO-Übereinkommens zum Schutz
des Unterwasser-Kulturerbes bis Ende des Jahres 2021 an. Das geht aus
der Antwort (19/18055) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion hervor
(19/17467). Ein Vorschlag der Nationalen Akademie der Wissenschaften
Leopoldina, den Schutz der Kulturgüter am Meeresgrund institutionell
im staatlichen Behördenaufbau abzubilden, bedürfe der Prüfung durch
die zuständigen Behörden auf Bundes- und Landesebene. Diese Prüfung
dauere auf Bundesebene derzeit noch an.

 * 

3. Proteste im Irak gegen iranischen Einfluss

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Die Bundesregierung wertet die Proteste im Irak im
vergangenen Herbst als Ausdruck der Unzufriedenheit in der Bevölkerung
über ausbleibende wirtschaftliche Fortschritte, Arbeitslosigkeit und
die mangelnde Bereitstellung öffentlicher Dienstleistungen. Wie es in
der Antwort (19/18050) auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion
(19/17442) heißt, richteten sich die Demonstrationen auch gegen
ausländische, insbesondere iranische, Einflussnahme im Irak.

Laut Vereinten Nationen habe es in Folge der Proteste mindestens 467
Tote und 21.000 Verletzte im Zeitraum vom 1. Oktober 2019 bis zum 26.
Januar 2020 gegeben. Die irakische unabhängige Hohe Kommission für
Menschenrechte (IHCHR) spreche für den Zeitraum vom 1. Oktober 2019
bis zum 4. März 2020 von 561 Toten, darunter 17 Sicherheitskräfte, und
mehr als 24.000 Verletzten. Nach Angaben der IHCHR habe es im
Zusammenhang mit den Protesten mindestens 3.000 Inhaftierungen
gegeben, bis auf 40 Personen seien alle Inhaftierten wieder
freigelassen worden.

 * 

4. Beratungsleistung für Auswärtiges Amt

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Die FDP-Fraktion verlangt Auskunft über Zahlungen
des Auswärtigen Amtes an ehemalige Bedienstete und Pensionäre des
Bundes. In einer Kleinen Anfrage (19/17994) erfragen die Abgeordneten,
wie und auf welcher Grundlage das Ministerium externe Beratungs- und
Unterstützungsleistungen definiert. Außerdem möchten sie wissen, wie
viele ehemalige Bundesbedienstete und Pensionäre seit 2013 Zahlungen
aus dem Einzelplan des Auswärtigen Amtes für Beratungs- und
Unterstützungsleistungen erhalten haben und wie hoch die Zahlungen
waren.

 * 

5. Vermittlung zwischen Israel und Hamas

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Nach deutschen Vermittlungsaktivitäten zwischen
Israel und der palästinensischen Hamas erkundigt sich die AfD-Fraktion
in einer Kleinen Anfrage (19/17995). Die Abgeordneten wollen unter
anderem wissen, ob die Bundesregierung derzeit in Kontakt mit Israel
und der Hamas steht, um einen Gefangenenaustausch zu vermitteln, und
ob sie ihre Einschätzung der Hamas, die in ihrer Charta die Zerstörung
Israels fordere, beibehalten oder geändert hat.

 * 

6. Zensur in sozialen Netzwerken

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Nach den menschenrechtlichen Auswirkungen der
Zensur von sozialen Netzwerken und der Begrenzung der
Internetfreiheit erkundigt sich die FDP-Fraktion in einer Kleinen
Anfrage (19/18009). Die Bundesregierung soll unter anderem
mitteilen, welche Kenntnisse sie über gesetzliche Initiativen
insbesondere in autoritär geführten Staaten hat, die nach dem Modell
des deutschen Netzwerkdurchsetzungsgesetzes (Netz-DG) Inhalte auf
Social-Media-Plattformen verbieten. Außerdem soll sie angeben, welche
potentiellen Nebenwirkungen und Einschränkungen von Meinungsfreiheit
aus den im (Netz-DG) enthaltenen Meldeverfahren resultieren.

 * 

7. Illegale Kleinwaffen in Westbalkan-Ländern

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Illegale Kleinwaffen in den Ländern des Westbalkans
sind Thema einer Kleinen Anfrage (19/18026) der FDP-Fraktion. Die
Abgeordneten wollen unter anderem erfahren, welche Kenntnisse die
Bundesregierung über die aktuell in der Region des Westbalkans
befindliche Menge an Waffen und Munition hat, die sich der staatlichen
Kontrolle, etwa durch als illegal einzustufenden privaten Besitz,
entziehen. Außerdem soll sie mitteilen, welche konkreten Ziele und
Maßnahmen im Bereich Kleinwaffenkontrolle sie mit den Ländern der
Region im Rahmen des Westbalkan-Gipfels in Zagreb im Frühjahr 2020
plant.

 * 
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BUNDESTAG/9654: Heute im Bundestag Nr. 346 - 31.03.2020

Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 346

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 31. März 2020, Redaktionsschluss: 11.09 Uhr

1. Zensururheberrecht im Fokus

2. Ermittlungen gegen die Gruppe S.

3. Telearbeitsplätze thematisiert

4. Vermisste minderjährige Flüchtlinge

5. Details zur Grundrente

6. Bewilligung von Bildungsmaßnahmen



1. Zensururheberrecht im Fokus

Recht und Verbraucherschutz/Antwort

Berlin: (hib/MWO) Angaben zu Fällen, in denen der Bund die Verletzung
einer eigenen urheberrechtlich geschützten Rechtsposition geltend
gemacht beziehungsweise sich zur Abwehr von Informationsbegehren
Dritter auf eine solche berufen hat, macht die Bundesregierung in
ihrer Antwort (19/18039) auf eine Kleine Anfrage (19/16638) der
Grünen-Fraktion. Für die Vollständigkeit der Angaben bestehe jedoch
keine Gewähr. Wie die Bundesregierung in der Vorbemerkung zu der
Anfrage schreibt, ist eine vollständige Beantwortung vieler Fragen mit
zumutbarem Aufwand nicht möglich. Umfassende elektronische
Fachdatenbanken bestünden derzeit noch nicht und die fraglichen Daten
seien auch nicht statistisch erfasst.

Wie es weiter in der Antwort heißt, gibt es in den Bundesministerien
und ihren nachgeordneten Behörden mit Ausnahme des Umweltbundesamtes
keine verbindlichen Leitlinien zum Umgang mit eigenen
urheberrechtlichen Rechtspositionen, insbesondere im Umgang mit der
Presse und etwaigen Informationsfreiheitsansprüchen. Jede
Bundesministerin und jeder Bundesminister leite ihren beziehungsweise
seinen Geschäftsbereich selbständig und unter eigner Verantwortung.
Die Einräumung urheberrechtlich geschützter Nutzungsrechte oder die
Geltendmachung von Ansprüchen bei Rechtsverletzungen richte sich nach
dem Urheberrechtsgesetz. Zur Einschätzung der Fragesteller, wonach das
Berufen des Staates auf das Urheberrecht mit dem Ziel, die
Informationsfreiheit einzuschränken, als eine Zweckentfremdung des
solchen angesehen werden kann, schreibt die Bundesregierung, es seien
durchaus Fälle denkbar, in denen Informationsbegehren legitimerweise
mit urheberrechtlichen Argumenten entgegengetreten werden kann, so
dass eine Berufung des Staates auf das Urheberrecht keine
Zweckentfremdung desselben darstellt. Es komme auf den Einzelfall an.
Hierbei obliege die Entscheidung dem jeweils zuständigen Ressort.

Die Fragesteller wollten unter anderem wissen, in wie vielen
gerichtlichen Verfahren sich die Bundesregierung oder eine ihr
nachgeordnete Behörde seit dem Jahr 1965 auf das Urheberrecht berufen
hat. Hintergrund ist den Abgeordneten zufolge, dass die
Bundesregierung laut Presseberichten in mehreren Fällen gegen die
Veröffentlichung von staatlichen Dokumenten geklagt und sich hierbei
auf das Urheberrecht berufen hat, was als "Zensururheberrecht"
kritisiert werde.

 * 

2. Ermittlungen gegen die Gruppe S.

Recht und Verbraucherschutz/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/MWO) Nach Einzelheiten des Ermittlungsverfahrens des
Generalbundesanwalts, in dessen Rahmen es im gesamten Bundesgebiet am
14. Februar 2020 zu Durchsuchungsmaßnahmen und Festnahmen kam, fragt
die FDP-Fraktion. In einer Kleinen Anfrage (19/18061) wollen die
Abgeordneten von der Bundesregierung unter anderem wissen, welche
Bundes- und Landesbehörden in das Ermittlungsverfahren eingebunden
waren, seit wann die Ermittlungen gegen Mitglieder der Gruppe S.
liefen und welche Erkenntnisse es über die Mitglieder und deren
Verbindungen in die rechtsextreme Szene gibt. Wie die Abgeordneten
schreiben wird vier der zwölf festgenommenen Personen, unter ihnen
Werner S., laut Mitteilung des Generalbundesanwalts vorgeworfen, "eine
rechtsterroristische Vereinigung gegründet und sich an ihr
mitgliedschaftlich beteiligt zu haben". Den weiteren Beschuldigten
werde jeweils die "Unterstützung dieser terroristischen Vereinigung"
vorgeworfen. Die Gruppe soll Anschläge auf Politiker, Asylsuchende und
Personen muslimischen Glaubens geplant haben, um bürgerkriegsähnliche
Zustände zu erreichen.

 * 

3. Telearbeitsplätze thematisiert

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Um Telearbeitsplätze in der Bundesverwaltung geht es
in einer Kleinen Anfrage der AfD-Fraktion (19/18099).

Darin erkundigt sich die Fraktion danach, welche "Möglichkeiten der
Telearbeit (inklusive mobiler Arbeit)" die im Verantwortungsbereich
der Bundesregierung liegende Bundesverwaltung ihren Mitarbeitern
anbietet. Auch will sie unter anderem wissen, inwiefern Mitarbeiter
Bestimmungen zur Telearbeit nachträglich in ihre Arbeitsverträge
aufnehmen lassen können.

 * 

4. Vermisste minderjährige Flüchtlinge

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Nach der Zahl der aktuell im Informationssystem der
Polizei als vermisst eingetragenen minderjährigen Flüchtlingen
erkundigt sich die Fraktion Die Linke in einer Kleinen Anfrage
(19/18093). Auch will sie unter anderem wissen, in wie vielen Fällen
sich der Verbleib als vermisst gemeldeter geflüchteter Kinder und
Jugendlicher in den Jahren 2016 bis 2019 aufklären ließ.

 * 

5. Details zur Grundrente

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/CHE) Die AfD-Fraktion hat eine Kleine Anfrage (19/18104)
zu Details der geplanten Grundrente gestellt. Darin fragt sie die
Bundesregierung unter anderem, ob Bezieher einer Rente nach
Fremdrentengesetz grundsätzlich in den Kreis der Anspruchsberechtigten
miteinbezogen werden.

 * 

6. Bewilligung von Bildungsmaßnahmen

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/CHE) Die FDP-Fraktion hat eine Kleine Anfrage (19/18085)
zu restriktiven Bewilligungsverfahren der Arbeitsagenturen bei
Berufsvorbereitenden Bildungsmaßnahmen im Rahmen des Persönlichen
Budgets gestellt. Sie möchte von der Bundesregierung unter anderem
wissen, wie viele solcher Maßnahmen seit 2008 beantragt, bewilligt
oder abgelehnt wurden.

 * 
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BUNDESTAG/9653: Heute im Bundestag Nr. 345 - 31.03.2020

Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 345

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 31. März 2020, Redaktionsschluss: 10.29 Uhr

1. Höherer Frauenanteil angestrebt

2. Mit 3,69 Tonnen Gold Münzen geprägt

3. Verrechnungspreise im ATAD-Gesetz

4. Unterstützung von Holocaust-Überlebenden

5. Waldzustand in Deutschland

6. Brand im Krefelder Zoo



1. Höherer Frauenanteil angestrebt

Gesundheit/Antwort

Berlin: (hib/PK) Die Bundesregierung strebt einen höheren Frauenanteil
in der Selbstverwaltung des Gesundheitssystems an. Derzeit seien
Frauen in dortigen Führungspositionen und Selbstverwaltungsgremien
unterrepräsentiert, heißt es in der Antwort (19/17806) der
Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage (19/17347) der
Grünen-Fraktion.

Um eine geschlechtersensible Sicht auf Erkrankungen, politische
Prozesse und Entscheidungsfindungen sicherzustellen, sei ein
ausgewogenes Verhältnis von Männern und Frauen in den Organisationen
und Selbstverwaltungsgremien eine wichtige Voraussetzung. Es habe
bereits mehrere gesetzliche Änderungen gegeben, um das Ziel zu
erreichen.

 * 

2. Mit 3,69 Tonnen Gold Münzen geprägt

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Für die Herstellung deutscher Euro-Goldmünzen wurden
im Jahr 2019 rund 3,69 Tonnen Gold benötigt. Wie die Bundesregierung
in ihrer Antwort (19/18049) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion
(19/17469) mitteilt, wurde das Gold für die drei im Jahr 2019
geprägten Goldmünzen im Nennwert von 20 Euro, 50 Euro und 100 Euro von
der Deutschen Bundesbank erworben. Eine Herkunftskontrolle sei nicht
erfolgt.

Wie die Bundesregierung in der Antwort bestätigt, hat die damalige
Verkaufsstelle für Sammlermünzen (heute Münze Deutschland) im
vergangenen Jahr eine 100-Euro-Goldmünze zu einem Preis unter dem
Materialwert angeboten. Der Preis der Münze sei im Februar nach dem
Goldkauf festgesetzt worden. 2019 sei der zeitliche Abstand bis zum
Ende der Bestellfrist im August sehr groß gewesen. In dieser Zeit sei
der Materialwert des in der Münze enthaltenen Goldes über den
Verkaufspreis gestiegen. 2020 laufe die Bestellfrist bereits im Mai
ab. Der zeitliche Abstand zwischen Preisfestsetzung und Bestellfrist
sei also wesentlich kürzer, wodurch das Risiko einer erneuten
Steigerung des Materialwertes über den Münzpreis hinaus schrumpfe. Da
der Preis der 100-Euro-Goldmünze 2019 die konkret aufgewendeten
Materialkosten vollständig eingeschlossen habe, seien negative
Auswirkungen auf den Bundeshaushalt ausgeschlossen: Eine höhere
Nachfrage führe deshalb immer auch zu höheren Einnahmen, erläutert die
Regierung.

Nach Angaben der Bundesregierung wurden im Zeitraum zwischen 2010 und
2019 zwischen sieben und zehn Sammlermünzen pro Jahr mit zum Teil
unterschiedlichen Nennwerten herausgegeben. Die Zahl der Privatkunden
der früheren Verkaufsstelle für Sammlermünzen und heutigen Münze
Deutschland ist seit 2010 von 209.274 auf 154.218 gesunken.

 * 

3. Verrechnungspreise im ATAD-Gesetz

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Die Verrechnungspreise im Gesetz zur Umsetzung der
Anti-Steuervermeidungsrichtlinie (ATAD-Umsetzungsgesetz) sind Thema
einer Kleinen Anfrage der FDP-Fraktion (19/18057). Die Abgeordneten
wollen unter anderem erfahren, wie die Bundesregierung einen geplanten
nationalen Alleingang auf dem Gebiet der Verrechnungspreise begründet.
Außerdem wird danach gefragt, warum der Referentenentwurf zur
Umsetzung der ATAD erst drei Wochen vor Ablauf der Umsetzungsfrist
veröffentlicht worden sei.

 * 

4. Unterstützung von Holocaust-Überlebenden

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Welche Projekte, Programme und Organisationen für
Holocaust-Überlebende im Süden Israels von der Bundesregierung
unterstützt werden, will die AfD-Fraktion in einer Kleinen Anfrage
(19/18030) erfahren. Nach Angaben der Fraktion lebt ein hoher
Prozentsatz von Holocaust-Überlebenden im südlichen Teil Israels: Sie
seien oft aus Alters- und Gesundheitsgründen nicht mehr in der Lage,
Reisen zu unternehmen, um sich Rat für die Realisierung ihrer
Ansprüche einzuholen. Die Bundesregierung wird gefragt, ob sie erwogen
habe, ein Zentrum im Süden Israels zu unterstützen, um den dort
beheimateten Überlebenden die Realisierung ihrer Ansprüche zu
ermöglichen beziehungsweise zu erleichtern.

 * 

5. Waldzustand in Deutschland

Ernährung und Landwirtschaft/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/EIS) Aufgrund verschiedener Extremwetterlagen in den
letzten Jahren stellt die AfD-Fraktion den Zustand der Wälder in
Deutschland in den Fokus einer Kleinen Anfrage (19/17830). Die
Abgeordneten wollen unter anderem von der Bundesregierung wissen, ob
ein kausaler Zusammenhang zwischen dem aktuellen Zustand des Waldes
und der Besitzart nach Privatwald, Staatswald oder Körperschaftswald
besteht. Bei der Bewertung sollen auch die Unterschiede zwischen
bewirtschafteten Forstbeständen und nicht bewirtschafteten Wäldern
berücksichtigt werden.

 * 

6. Brand im Krefelder Zoo

Ernährung und Landwirtschaft/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/EIS) Der Brand im Affenhaus des Krefelder Zoos in der
Silvesternacht 2019 beschäftigt hinsichtlich der
Sicherheitsvorkehrungen in Tierhaltungsanlagen die Fraktion Bündnis
90/Die Grünen in einer Kleinen Anfrage (19/17921). Die Abgeordneten
wollen von der Bundesregierung unter anderem wissen, wie viele
Havariefälle aus den vergangenen zehn Jahren bekannt sind, die zum
Beispiel durch Feuer, Sturm, Wasser und Stromausfall in Tierhaltungen
wie etwa Zoos, Tierparks, Zirkussen, Ställen oder privaten
Tierhaltungen ausgelöst wurden.

 * 
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PRESSEKONFERENZ/2016: Regierungspressekonferenz vom 30. März 2020 (BPA)

Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut

Mitschrift der Pressekonferenz - Montag, 30. März 2020

Regierungspressekonferenz vom 30. März 2020



Themen: Coronapandemie (Zwischenbilanz, Dauer der Maßnahmen,
mögliche Einbußen für die Wirtschaft, Forderung des bayerischen
Ministerpräsidenten nach einer Notfallwirtschaft, Freihaltung von
Kapazitäten in Krankenhäusern, Aufnahmestopp am Klinikum Wolfsburg,
Forderungen nach einer zentralen Koordination für die Produktion von
Schutzausrüstung, Versorgung mit Schutzmasken, Mundschutz beim Einkaufen in
Österreich, Aufnahme von schutzbedürftigen Minderjährigen von Lesbos,
Rückholung deutscher Touristen aus dem Ausland, mögliche Verschärfungen der
Regelungen für die Bevölkerung, Verwendung von Apps im Zusammenhang der
Bekämpfung der Ausbreitung des Coronavirus, mögliche Einführung von
Sonderabgaben oder Vermögensabgaben zur Bewältigung der Folgen der
Coronakrise, mögliche vollständige Abschaffung des Solidaritätszuschlages,
Erarbeitung weiterer Maßnahmen durch die Finanzminister der Eurogruppe,
Eurobonds, Finanzhilfen für Unternehmen, Umgang mit Mietschulden,
freiwillige häusliche Quarantäne der Bundeskanzlerin, Monitoring der
Berichterstattung durch die Sicherheitsbehörden)


Sprecher: StS Seibert, Wagner (BMWi), Kautz (BMG), Burger (AA),
Grünewälder (BMI), Leber (BMJV), Kolberg (BMF)

Vorsitzender Szent-Iványi eröffnet die Pressekonferenz und begrüßt StS
Seibert sowie die Sprecherinnen und Sprecher der Ministerien.

StS Seibert: Meine Damen und Herren, guten Tag! Es ist jetzt genau eine
Woche her, seit unser ganzes Land angefangen hat, die Maßnahmen umzusetzen,
die die Bundeskanzlerin und die Ministerpräsidenten in ihren erweiterten
Leitlinien am 22. März vereinbart hatten. Das öffentliche Leben ist stark
heruntergefahren. Millionen von Menschen bleiben zu Hause, haben ihr
Verhalten völlig umgestellt und unterlassen jeden vermeidbaren Kontakt
außerhalb der engsten Familie. Es ist also Zeit für eine erste Bewertung,
Zeit zu fragen, wo wir stehen.

Die Zwischenbilanz muss ganz klar heißen - das kann nach so kurzer Zeit
auch niemanden überraschen -: Wir brauchen alle Maßnahmen unvermindert. Wir
müssen noch immer alles tun, um das Virus auf seinem Weg durch Deutschland
zu verlangsamen. Die Ausbreitung zu stoppen, ist im Augenblick nicht
möglich. Aber unser Ziel muss und kann es sein, ihre Geschwindigkeit zu
bremsen. Daran werden sich auch alle Entscheidungen ausrichten, wie lange
die Maßnahmen aufrechterhalten werden müssen.

Es wird immer um die eine Frage gehen: Entwickelt sich die Zahl der
Infizierten und damit auch die Zahl der stark Betroffenen so, dass unser
Gesundheitssystem noch vor Überlastungen geschützt werden kann? Das heißt,
dass alle auch die Behandlung bekommen, die sie brauchen, weil es nämlich
immer um Menschen und nicht um Zahlen geht.

Derzeit ist die Geschwindigkeit der Ausbreitung des Virus noch deutlich zu
hoch, um die Einschränkungen zu lockern. Ob unsere Maßnahmen eine Wirkung
auf die Ansteckungskurve haben und, wenn ja, wie stark diese Wirkung ist,
das werden wir erst gegen Ende dieser Woche beziehungsweise Anfang der
nächsten Woche sehen können. Wir haben derzeit eine Verdopplung der
Fallzahlen etwa alle fünf Tage. Wir müssen schauen, dass sich das
mindestens in Richtung alle zehn Tage, besser noch mehr, entwickelt. Wir
werden die Situation natürlich ständig überprüfen.

Glauben Sie mir: Die Bundeskanzlerin wäre die Erste, die Ihnen auf Basis
der Fakten die Lockerung der Maßnahmen verkünden würde, und zwar mit
Freude; denn sie weiß, dass diese Einschränkungen vielen Menschen zurzeit
sehr vieles abverlangen, dass sie für viele Menschen das Leben schwierig
und sorgenvoll machen. Aber sie ist genauso davon überzeugt, es wäre
unverantwortlich, Hoffnungen zu wecken, die hinterher nicht erfüllt werden
können. Dann kämen wir vom Regen in die Traufe, und zwar
gesundheitspolitisch, wirtschaftlich und sozial.

Es wird vorübergehen. Es wird eine Zeit danach geben. Wie gut diese Zeit
für uns alle wird und wann sie kommt, das hängt jetzt entscheidend daran,
welche Geduld und welchen Gemeinsinn wir aufbringen.

Ich darf für die Bundeskanzlerin wiederholen, was sie auch in ihrem Podcast
am Wochenende ausgedrückt hat. Sie ist jedem Einzelnen und jeder Einzelnen
in Deutschland tief dankbar, die jetzt, so schwer es fällt, die Regeln
einhalten - aus Einsicht und aus Fürsorge für ihre Mitmenschen und für ihr
Land. Sie bittet Sie alle, sie bittet uns alle: Bleiben wir dabei! Ziehen
wir mit! Das ist im wahrsten Sinne des Wortes lebenswichtig.

Frage: Am Wochenende hatte sich der Kanzleramtsminister geäußert und
gesagt, die Maßnahmen müssten bis zum 20. April verlängert werden. Der
bayerische Ministerpräsident hat vor einer halben Stunde gesagt, in Bayern
werden sie bis zum 19. April verlängert. Wenn ich Sie richtig verstanden
habe, wollen Sie sich bezüglich einer Verlängerung noch nicht festlegen.
Ist das so richtig?

Das Zweite: Am Wochenende hieß es auch, es gibt am Mittwoch ein Gespräch
zwischen der Kanzlerin und den Ministerpräsidenten. Wird man bei diesem
Gespräch schlussendlich über diese Verlängerung reden?

StS Seibert: Ich fange mit Ihrer zweiten Frage an. - Ja, es wird am
Mittwoch - so ist es verabredet - eine Telefonkonferenz mit der
Bundeskanzlerin und den Regierungschefinnen und -chefs der Bundesländer
geben. Thema ist dann eine Bestandsaufnahme der aktuellen Lage der
Ausbreitung des Virus.

Ich will noch einmal daran erinnern: Die Kanzlerin und die
Ministerpräsidenten hatten in der Einigung vom 22. März für die erweiterten
Leitlinien, die ich angesprochen hatte, eine Geltungsdauer von mindestens
14 Tagen festgelegt. Dabei hatten sie bedacht, dass sich Bayern aus
geografischer Nähe zu Österreich und auch aus einer ähnlichen Betroffenheit
ursprünglich dem österreichischen Zeitplan angeschlossen und seine
Maßnahmen für 14 Tage beschlossen hatte.

Für die Mehrzahl der Bundesländer war am 22. März klar, dass die Leitlinien
zumindest bis einschließlich der Woche nach Ostern, also dem Ende der
Osterferien in den meisten Ländern, eingehalten werden müssen. So drückt
sich das dann auch in den länderspezifischen Anordnungen und
Allgemeinverfügungen aus.

Nun hat Österreich inzwischen seine Maßnahmen verlängert. Sie haben es
gerade gesagt: Heute Mittag hat Bayern angekündigt, die Einschränkungen bis
zum 20. April so zu lassen, wie sie sind. Es gibt also einen Gleichlauf der
Bundesländer. Am Mittwoch gibt es eine gemeinsame Besprechung.

Frage: Der Bund wird am Mittwoch mit den Ministerpräsidenten beraten. Wie
wird das ablaufen, als Videokonferenz oder Telefonkonferenz? Wie erfolgt
die Presseunterrichtung?

StS Seibert: Das läuft als Telefonkonferenz ab, so wie auch die vergangenen
Male. Wir werden im Anschluss die Presse unterrichten. Ich kann Ihnen jetzt
noch keine Einzelheiten darüber sagen. Aber das ist ja auch bei den letzten
Malen immer möglich gewesen.

Frage: Die Wirtschaftsweisen fordern in ihrem Sondergutachten eine klar
kommunizierte Normalisierungsstrategie. Stimmen Sie da zu, und wann kommt
diese Normalisierungsstrategie?

StS Seibert: Ich habe ja gerade in meinen Vorbemerkungen gesagt, was aus
Sicht der Bundesregierung der Stand heute ist, dass die Maßnahmen
unvermindert weiter notwendig sind und was die Überlegungen sind, die für
die Bundesregierung die entscheidenden sind, wenn es darum geht zu
entscheiden: Was ist der Zeitpunkt, um Maßnahmen wieder zu lockern oder
aufzuheben? Dem kann ich jetzt hier nichts hinzufügen.

Zusatzfrage: Soll man dann über eine Exitstrategie sprechen, unter welchen
Bedingungen sie wann kommt, oder soll man die Exitstrategie Ihrer Ansicht
nach gar nicht groß thematisieren?

StS Seibert: Die Bundesregierung und ihre verschiedenen Ministerien müssen
sich immer verschiedene Gedanken machen - Gedanken für den heutigen Tag,
für die nächste Woche und natürlich auch längerfristige Gedanken. Aber ich
habe jetzt hoffentlich für die Bundesregierung klargemacht, wie für uns
eine Woche nach Inkrafttreten der Maßnahmen, die schwere Einschränkungen
für die Menschen mit sich bringen, die Lage ist und wie wir in die nächsten
Wochen gehen.

Frage: Ich habe eine Frage an Herrn Seibert, gegebenenfalls auch an das BMG
oder das BMI. Burkhard Jung, Präsident des Deutschen Städtetages, fordert
eine differenzierte Auslegung der Ausgangsbeschränkungen. Er sagt, wir
könnten zum Beispiel Freizeitparks, Spielplätze und Kinos wieder öffnen,
damit die Leute wieder mehr unternehmen können, und sieht darin keinen
Widerspruch zu den Regelungen der Bundesregierung. Wie ist hierzu die
Beurteilung der Regierung?

StS Seibert: Ich habe gerade über die erweiterten Leitlinien, die am 22.
März zwischen Bund und Ländern beschlossen wurden, gesprochen und der
Überzeugung Ausdruck gegeben, dass diese Maßnahmen unvermindert notwendig
sind, so wie sich derzeit die Ausbreitung des Virus durch Deutschland
darstellt.

Frage: Ich habe eine Frage, vermutlich an das BMWi, anschließend an Herrn
Stempfle, zu den Aussagen der Wirtschaftsweisen. Kann man als Ministerium
sagen, mit welchen Einbußen in welcher Milliardenhöhe für die Wirtschaft in
den nächsten Monaten eigentlich zu rechnen ist, je nach Szenario? Was haben
Sie selbst für sich ausgerechnet? Sprich: Wie viele Monate Stillstand kann
sich die Wirtschaft eigentlich leisten?

Wagner: Der Minister hat sich letzte Woche mit den führenden
Wirtschaftswissenschaftlern getroffen, auch mit dem Sachverständigenrat zur
Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung, der heute das
Sondergutachten vorgestellt hat. Dieses Gutachten war schon damals Teil des
Gesprächs. Der Minister hat damals gemeinsam mit dem Vorsitzenden des
Sachverständigenrats, Professor Feld, eine Pressekonferenz in Form einer
Videokonferenz gegeben und dort gesagt, dass die Auswirkungen auf die
Wirtschaft natürlich gravierend sind. Wir sehen Nachfrageeinbußen durch den
Shutdown. Wir haben Probleme im Angebot. Lieferketten sind gestört. Das
heißt, wir erleben hier sehr massive Auswirkungen für die deutsche
Wirtschaft und für die Weltwirtschaft insgesamt.

Der Minister hat damals auch gesagt, dass er zum jetzigen Zeitpunkt von
einer genauen Bezifferung des Ausmaßes noch absehen muss, weil die
Datengrundlage gerade noch sehr volatil ist. Der Minister wird sich Ende
April im Rahmen einer Frühjahrsprojektion dazu äußern. Wir hoffen, dass wir
dann auch schon ein bisschen bessere Daten haben.

Was der Minister aber damals auf der Pressekonferenz gesagt hat - da hat er
dem Sachverständigenrat auch beigepflichtet -, war, dass er davon ausgeht,
dass wir dieses Jahr Einbußen im Wachstum haben, die sich auf jeden Fall
auf dem Niveau der Finanzkrise 2008/2009 bewegen. Das einmal so als
Richtgröße. Alles Weitere werden wir dann, wenn wir in Zukunft bessere
Zahlen haben, dazu kommunizieren.

Frage: Bayerns Ministerpräsident Söder hat heute Mittag eine
Notfallwirtschaft gefordert. Ist das sinnvoll? Falls ja, wie soll das
organisiert werden? Welche Produkte würden dann darunter fallen? - Die
Frage ist an niemanden speziell gerichtet. Vielleicht Herr Seibert.

StS Seibert: Vielleicht das Wirtschaftsministerium.

Wagner: Wir sind jetzt in einer Situation, in der wir bisher im
Wesentlichen - bei Supermärkten sehen wir Lieferengpässe - noch keine
Schwierigkeiten in der Versorgungssicherheit haben. Auch Ministerin
Klöckner hat sich dazu geäußert. Wir sehen verschiedenste Auswirkungen. Das
verfolgen wir als Bundeswirtschaftsministerium natürlich sehr genau, gerade
was das Thema Lieferketten betrifft. Die betreffen ja nicht nur die
Wirtschaft in Deutschland, sondern die sind auch europäisch und
international stark verflochten. Wir schauen uns dies ganz genau an und
sind mit den Unternehmen in Kontakt.

Eine andere Frage dabei ist natürlich die Beschaffung von wichtigen
medizinischen Produkten, wenn es um Schutzausrüstung und auch um das Thema
Arzneien geht. Da ist der Krisenstab von BMI und insbesondere des BMG
natürlich eng an dem Thema dran. Insoweit können vielleicht die Kolleginnen
und Kollegen dort noch etwas ergänzen.

Kautz: Ehrlich gesagt, wüsste ich jetzt nicht, was wir zu dieser speziellen
Forderung von Herrn Söder ergänzen sollten.

Die Beschaffung von medizinischer Schutzausrüstung läuft. Wir haben, Stand
Samstag, insgesamt 20 Millionen Masken an Länder und KVen ausgeliefert, die
dann dafür zuständig sind, sie an niedergelassene Ärzte, Pflegeheime und
Krankenhäuser weiterzugeben. Wir haben - das haben Sie vielleicht verfolgt -
 ein Open-House-Verfahren aufgelegt, also feste Preise für
Mindestabnahmemengen, und hoffen dadurch, noch weiter die Beschaffung von
Schutzausrüstung sichern zu können.

Frage: Ich habe eine Frage zur Umwidmung von Kliniken beziehungsweise zur
Freihaltung von Kapazitäten, zu der Verschiebung planbarer OPs. Das sorgt
zunächst einmal dafür, dass Personal frei wird, weil ja die große Welle
noch nicht da ist. Wie stellt man sicher, dass es in der Zwischenzeit nicht
zu Kurzarbeit und Entlassungen kommt und die Ärzte und Pfleger, wenn die
Krise dann da ist, auch wirklich sinnvoll eingesetzt werden können?

Kautz: Wir gehen nicht davon aus, dass es zu Kurzarbeit und Entlassungen
kommen wird, weil wir ein Paket aufgelegt haben, das finanzielle Ausfälle
von Kliniken auffangen wird. Wir haben zurzeit keine Anzeichen dafür, dass
es dazu kommt.

Zusatzfrage: Auch Rehakliniken sollen ja helfen, Pflegebedürftige aufnehmen
und Betten dafür freimachen. Aber nun wird ja Reha nicht weniger gebraucht.
Nach welchen Kriterien wird ausgewählt, welche Kliniken das machen und
welche Kliniken weiter reine Rehakliniken sind?

Kautz: Das läuft auf Länderebene, das läuft nicht auf Bundesebene.

Frage: Das Klinikum in Wolfsburg will wegen einer Coronainfektion beim
Personal keine Patienten mehr aufnehmen. Welche Pläne gibt es für solch
einen Notstand? Wie werden die medizinische Versorgung und die Arbeit in
einem solchen Krankenhaus aufrechterhalten?

Kautz: Ich weiß, das ist unbefriedigend, aber grundsätzlich ist die
Krankenhausplanung erst einmal Ländersache. Auch für solche Fälle muss das
Land, muss die Landesregierung dann entsprechende Maßnahmen ergreifen, um
die Versorgung aufrechtzuerhalten. Es kann dann sein, dass Patienten von
dem einen Standort zu dem anderen gebracht werden. Das können zusätzliche
Kapazitäten sein, die man an einem Standort aufbaut. Dafür gibt es
verschiedene Alternativen, die man sich denken kann. Aber auch das ist
nicht zentral gesteuert. Genauso wenig, wie wir die Situation vor Ort in
Wolfsburg direkt einschätzen können, können wir auch den Lösungsweg
aufzeigen. Das muss regional gemacht werden. Das ist kein Nachteil, sondern
das ist eigentlich eine Stärke.

Frage: Die Ärztegewerkschaft Marburger Bund fordert, jetzt eine zentrale
Koordination für die Produktion von Schutzausrüstung in Deutschland
einzurichten und notfalls auch Atemschutzmasken, etwa in Lackierbetrieben,
zu beschlagnahmen. Gibt es solche Planungen bereits? Wenn ja, wie weit sind
diese?

Kautz: Nein, die gibt es nicht. Wir sind allerdings mit der heimischen
Wirtschaft in ständigem Austausch. Es gibt auch eine ganz hohe Bereitschaft
der Wirtschaft, beim Kampf gegen das Coronavirus mitzuhelfen. Viele
Unternehmen fahren ihre Produktion hoch oder haben sie umgestellt, zum
Beispiel auf Masken, gerade in der Textilindustrie. Das begrüßen wir
ausdrücklich. Diese Reaktion, dieser Austausch mit der Industrie ist weit
sinnvoller, als jetzt irgendwelche Planungsämter aufzubauen. In der Krise
eine neue Behörde aufzubauen, das halten wir nicht für sinnvoll.

StS Seibert: Ich möchte noch etwas ganz kurz hinzufügen, weil viele von
Ihnen ja wissen, dass es heute Vormittag auch ein Treffen des sogenannten
Coronakabinetts, also eine Besprechung der Bundeskanzlerin mit einigen
Ministerinnen und Ministern, die von ihrer Ressortzuständigkeit her jetzt
ganz besonders engagiert und betroffen sind, gab. Dabei war die Beschaffung
eines der Themen. Ein anderes Thema war ein Bericht des
Gesundheitsministers über die Ausbreitung des Virus und über den Stand des
Ausbaus der Kapazitäten. Ein drittes Thema waren Arbeitsstrukturen
innerhalb der Bundesregierung, bei denen wir jetzt nach einigen Wochen
Erfahrungen gemacht haben und Optimierungen vornehmen.

Frage: Herr Seibert - das richtet sich auch an das BMWi -, ich habe eine
Frage zur Versorgung und zur Bereitschaft der Wirtschaft. Das BMG hat uns
hier noch am 18. März gesagt, dass die Versorgung mit Schutzmasken dem
Markt überlassen werde, der Markt regele das. Aktuell sind die Preise von
45 Cent pro Stück auf 13,52 Euro im Durchschnitt gestiegen. Sind auch die
Kanzlerin und der Wirtschaftsminister der Meinung, dass das weiterhin der
Markt regelt? Wenn ja, ist das eine befriedigende Entwicklung?

StS Seibert: Neben den Beschaffungsbemühungen, die natürlich
Gesundheitsbehörden und Krankenhäuser machen, hat auch das BMG eine
zentrale Beschaffung aufgebaut. Darüber hat Herr Kautz hier schon häufig
berichtet. Das heißt, natürlich hat sich die Bundesregierung - wenn Sie
wollen: der Staat - längst auch mit engagiert.

Kautz: Ich darf noch kurz ergänzen, Herr Kollege: Die Frage, auf die ich
damals reagiert habe, war eine andere. Die Frage damals war, ob man
Regelungen aufheben müsste, um die Produktion zu erleichtern. Darauf war
die Antwort, die Sie zitiert haben. Aber das nur am Rande.

Zusatzfrage: Die Frage bezog sich auf den besseren Zugriff auf Unternehmen,
damit man den Unternehmen Preise vorgeben kann. Herr Kautz, Sie meinten,
das regele der Markt.

Kautz: Das habe ich anders in Erinnerung. Ich schaue gerne im Protokoll
nach. Das müssen wir hier jetzt nicht ausdiskutieren.

Zusatz: 18. März.

StS Seibert: Darüber hinaus will ich noch sagen, dass das, was Herr Kautz
gerade für das BMG gesagt hat, absolut richtig ist. Es ist richtig, bei
diesen Beschaffungsfragen auch da, wo sich das BMG sozusagen zentral
engagiert, mit der Wirtschaft zusammenzuarbeiten. Denn die Wirtschaft hat
die Kenntnis der Marktteilnehmer. Die Wirtschaft hat auch die
internationalen Verbindungen, um notwendiges Material zu beschaffen. Das
ist ja bisher nicht Aufgabe einer staatlichen Behörde oder eines
Ministeriums gewesen. Also ist diese Zusammenarbeit sehr nützlich.

Zusatzfrage: Ich hatte diese Frage auch an das BMWi gerichtet, Herr
Seibert. Ist es also in Ordnung, wenn sich manche in der Wirtschaft mit
diesen Schutzmasken eine goldene Nase verdienen?

Wagner: Ich kann dem nicht viel hinzufügen. Die Kollegen haben ja schon
ausgeführt, dass gerade das BMG jetzt eine zentrale Beschaffung macht und
mit den Unternehmen in engem Austausch ist. Dabei ist sicherlich auch ein
Thema, wie die Versorgung sichergestellt werden kann und zu welchen Preisen
das erfolgen wird.

Zusatzfrage: Herr Seibert?

StS Seibert: Ich habe dem nichts hinzuzufügen.

Frage: Ich habe eine Frage an das Gesundheitsministerium. Österreich hat
jetzt noch einmal weitere Verschärfungen angekündigt beziehungsweise
durchgesetzt. Es geht um Mundschutz beim Einkaufen. Ist das auch für
Deutschland denkbar?

Kautz: Zunächst einmal müssen Sie sehen, was die österreichische Regierung
da anordnete. Dabei geht es nicht um medizinische Masken, wie sie Ärzte und
Pflegekräfte benötigen, sondern es geht um einen Mund-Nase-Schutz. Das ist
etwas anderes. Wir haben wiederholt betont, dass es sinnvoll sein kann,
eine Maske zu tragen, um andere davor zu schützen, sich anzustecken. Die
Nutzung von solchen Masken kann man in Erwägung ziehen, wenn wir über
Ausstiegsszenarien aus den ganzen Maßnahmen nachdenken. Die Industrie
stellt sich schon darauf ein, Masken zu fertigen. Das können wir auch nur
begrüßen.

StS Seibert: Wenn ich ergänzend etwas dazu sagen darf. - Sicher kann man
sagen: Eine Maske vor dem Mund kann in gewisser Weise dazu beitragen, das
Ansteckungsrisiko zu vermindern, aber natürlich für denjenigen, der Ihnen
gegenübersteht. Sie tragen die Maske. Dann ist derjenige, der Ihnen
begegnet, ein Stück sicherer. Das hängt auch noch sehr von dem verwendeten
Stoff ab. Also: Es ist vielleicht eine sinnvolle Ergänzung zu den ohnehin
geltenden Hygieneregeln - ich glaube, das muss man betonen -: Abstand
halten, Hände waschen und Kontaktvermeidung. Das sind die wesentlichen
Punkte. Aber das Tragen einer solchen nicht medizinischen Maske darf eben
nicht dazu führen, dass sich ein falsches Sicherheitsgefühl einstellt und
man dann beim Abstand oder bei den Hygieneregeln insgesamt nicht mehr so
aufmerksam ist.

Zusatzfrage: Wenn ich das richtig verstanden habe, ist das bei denen eine
freiwillige Angelegenheit jedes Einzelnen.

StS Seibert: Ja.

Frage: Jetzt ein bisschen ein anderes Thema, nämlich Lesbos und die
Flüchtlinge dort. Herr Burger und Herr Seibert, der Stand war ja schon vor
einiger Zeit, dass Deutschland durchaus bereit war, vor allen Dingen einige
der Kinder aufzunehmen. Jetzt gibt es immer stärkere Forderungen auch aus
dem politischen Raum, das Lager gerade wegen Corona komplett zu evakuieren
und irgendetwas zu unternehmen. Wie ist da der Stand der Dinge? Ist
Deutschland schon dabei, Kinder aus Lesbos zu holen?

Burger: Bezüglich des Standes der Bemühungen um die Aufnahme von
schutzbedürftigen Minderjährigen ist, glaube ich, das BMI in der
Federführung.

Grünewälder: Ich kann für das BMI gerne etwas dazu sagen. - Der Stand ist
seit Freitag unverändert. Der Bundesinnenminister hat verschiedentlich
betont, dass Deutschland bereit ist, hier im europäischen Verbund zu
helfen. Die Kommission ist dabei, die Gespräche zu führen. Das läuft nach
wie vor sehr intensiv. Wir hoffen, dass wir hier zeitnah zu einer Lösung
kommen.

StS Seibert: Ich möchte für die Bundeskanzlerin das Wort "zeitnah" noch
einmal unterstreichen. Sie hatte am Donnerstag nach der Videokonferenz mit
dem Europäischen Rat in ihrer Pressekonferenz noch einmal klar gesagt: Das
ist eine Solidaritätsleistung, die jetzt möglichst schnell wirksam in der
Praxis umgesetzt werden soll; denn jeder Tag zählt. - Die Kommission
koordiniert das und arbeitet da intensiv mit den griechischen Behörden
zusammen. Dieser Prozess läuft weiter.

Frage: Es hieß ja ursprünglich, dass das schon in der vergangenen Woche
hätte stattfinden sollen. Ende letzter Woche hieß es, diese Woche könnten
die Ersten kommen. Können Sie konkret sagen, woran es hapert? Sind die
Leute ausgesucht? Wer sucht die aus? Stehen die da, und das Flugzeug fliegt
nicht, oder findet sich keiner, der die Kinder sucht? Was sind denn die
praktischen Hürden?

Grünewälder: Herr Seibert hat darauf hingewiesen, dass die EU-Kommission
dabei ist, das zu koordinieren. Die Gespräche laufen. Es gibt jetzt keine
konkrete Hürde, die man Ihnen nennen kann. Aber die Abstimmungen finden
statt. Wir hoffen, dass es jetzt sehr zeitnah eine Lösung geben wird.

Zusatzfrage: Noch einmal zu der Forderung, das Lager grundsätzlich zu
evakuieren, ganz aufzulösen und die Menschen vielleicht in Europa zu
verteilen. Herr Burger, was sagen Sie dazu? Gibt es dazu Initiativen aus
Deutschland?

Burger: Das wäre eine Entscheidung, die die griechische Regierung zu
treffen hätte. Wir unterstützen Griechenland bei der Versorgung der
Personen, die sich dort aufhalten, auf ganz verschiedene Art und Weise. Das
tun wir auf europäischer Ebene mit umfangreichen finanziellen Mitteln.
Deutschland hat zuletzt auch technische Ausstattung geliefert, darunter 150
beheizte Multifunktionszelte, um die Situation in den Lagern etwas zu
entlasten. Wir bieten weiter unsere Unterstützung an und sind dazu auch mit
den griechischen Behörden im Gespräch. Die EU-Kommission ist das auch.

Nichtsdestotrotz ist es so, wie Sie sagen: Die Lage dort in den Hotspots
ist sehr angespannt. Gerade die unzureichenden hygienischen und sanitären
Verhältnisse machen uns auch Sorge. Deswegen bleiben wir an dem Thema dran.

Frage: Wie lange glaubt denn die Bundesregierung, ist diese Lage dort vor
Ort noch durchhaltbar?

Burger: Ich glaube, die Lage ist schon jetzt - wie ich es gerade gesagt
habe - nicht so, wie man sie sich wünschen kann. Sie verschlechtert sich
noch durch die Ausbreitung des Covid-19-Erregers. Man muss allerdings auch
dazu sagen: Es gibt dort bisher keine bestätigten Coronafälle unter den
Bewohnern der Lager. Die griechischen Behörden bereiten auch
Notfallmaßnahmen vor, um die Lage dort so sicher wie möglich zu halten.

Zusatzfrage: Herr Seibert, ist das auch ein Thema für die Kanzlerin? Ist
das gerade Chefinnensache? Ich meine, wir wollen ja hier nicht in einer
Woche zusammensitzen und über diese Katastrophe sprechen, wenn dort etwas
passiert ist und man es hätte vermeiden können.

StS Seibert: Erstens gibt es dazu einen Beschluss aus dem
Koalitionsausschuss. Das heißt, alle in dieser Bundesregierung haben sich
schon einmal damit befasst. Zweitens habe ich gerade zitiert, dass die
Bundeskanzlerin auch dazu am Donnerstag etwas gesagt hat. Natürlich ist sie
in einer so wichtigen Frage auch in ständiger Abstimmung mit den
zuständigen Ministern, in diesem Fall natürlich ganz besonders mit dem
Innenminister.

Frage: Herr Grünewälder, Sie haben jetzt betont, dass das im europäischen
Verbund gemacht werden müsse. Gibt es bei den Partnerstaaten, die aufnehmen
wollten, manche, die jetzt wegen des Covid-19-Virus nicht mehr aufnehmen
wollen? Kommt es deswegen auch in Deutschland zu dieser Verzögerung?

Grünewälder: Da die EU-Kommission die Koordinierung und auch die Gespräche
übernommen hat, müssten Sie dort nachfragen. Nach unserem Stand wollen sich
mehrere Länder beteiligen. Wie aktuell die Situation ist, müssten Sie bei
der EU-Kommission nachfragen.

Burger: Vielleicht kann ich dazu ergänzen, weil ich just diese Frage auch
unseren Kollegen gestellt habe. Bis jetzt ist es glücklicherweise so, dass
alle Staaten, die sich in der Vergangenheit dazu bereit erklärt haben, noch
einmal bekräftigt haben, dass sie trotz der Belastungen durch das
Coronavirus weiter zur Aufnahme bereit sind.

Frage: Außenminister Maas hat die noch nicht zurückgeholten Touristen um
Geduld gebeten. Wie viele deutsche Urlauber befinden sich an Orten, die als
gefährlich eingestuft werden müssen? Welche sind das? Warum konnten
Deutsche im Unterschied zu Bürgern anderer Nationen zum Beispiel noch nicht
aus Cusco/Peru zurückgeholt werden?

Burger: Wir konnten seit Beginn der Rückholaktion - morgen werden es zwei
Wochen sein, seit sie läuft - insgesamt über 175 000 Menschen nach
Deutschland zurückbringen, entweder auf von uns gecharterten Flügen oder
auf Flügen, die in Zusammenarbeit mit den Reiseveranstaltern und Fluglinien
stattgefunden haben. Diese Aktion umfasst derzeit 43 Länder. Deutsche sind
insgesamt sogar aus 60 Ländern zurückgeholt worden, auch in Zusammenarbeit
mit anderen europäischen Staaten. Allein über das Wochenende sind sieben
neue Länder hinzugekommen. Insgesamt arbeiten über 1000 Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter des Auswärtigen Amtes in der Zentrale und in den
Auslandsvertretungen daran mit. Sie sehen, das ist ein enormer Kraftakt.

In der Tat gibt es in verschiedenen Ländern Situationen, in denen die
Rückholung nicht so schnell funktioniert, wie wir uns das wünschen würden.
Dafür sind die Gründe von Land zu Land sehr unterschiedlich. Das sind sehr
individuelle Situationen. Teilweise geht es um logistische Probleme in
Ländern, in denen die Touristen über ein sehr großes Territorium verstreut
sind. Oft hat es mit Ausgangssperren zu tun, dass es insbesondere für
Individualtouristen, die im ganzen Land verteilt sind, schwierig ist,
überhaupt an die Abholpunkte zu kommen. Dann gibt es auch Länder, die im
Moment ihre Flughäfen völlig geschlossen haben. Dazu gehört im Moment
beispielsweise Neuseeland. Wir wissen, dass es dort eine ziemlich große
Anzahl von Deutschen gibt. Wir hatten dort am Freitag einen ersten
Rückholflug durchführen können. Aber seither sind die Flughäfen
geschlossen. Wir arbeiten daran, dass wir diese Rückholaktion hoffentlich
bald fortsetzen können. Dort sind nach unserer Kenntnis Deutsche nicht
unmittelbar in Gefahr.

In anderen Ländern werden beispielsweise Landegenehmigungen nur in sehr
reduzierter Form erteilt, einfach aus dem Bemühen der Regierung,
Reisebewegungen möglichst gut unter Kontrolle zu behalten. Dazu gehört
Peru. Dort werden Landegenehmigungen nur in einem sehr reduzierten Takt
vergeben. Wir wissen, dass es in Cusco eine ganze Reihe von Deutschen gibt,
die sich jetzt schon seit über zehn Tagen unter sehr strengen
Ausgangssperren dort aufhalten. Das ist eine sehr schwierige Situation dort
vor Ort. Wir haben aber für Mittwoch und Donnerstag zwei Rückholflüge
organisiert und hoffen, dass sie, wenn die Landegenehmigungen dafür
rechtzeitig erteilt werden, dann auch durchgeführt werden können. Ein
Konsularteam unserer Botschaft in Lima ist auf dem Weg nach Cusco, um die
Deutschen vor Ort bis dahin konsularisch zu betreuen und dann auch bei der
Abwicklung dieser Flüge zu helfen.

Frage: Herr Burger, haben Sie Kenntnisse über infizierte Deutsche im
Ausland?

Burger: Wir haben über unsere Auslandsvertretungen natürlich sporadisch
darüber Informationen, aber wir erfassen das nicht systematisch. Es gibt ja
auch keine Meldepflicht für Deutsche im Ausland, sich bei uns zu melden.
Insofern können wir schon deswegen keine vollständigen und belastbaren
Informationen darüber vorhalten. Es ist die Sache eines jeden Einzelnen, ob
er sich in einer solchen Situation an die deutsche Auslandsvertretung
wendet oder nicht.

Frage: Ich muss leider noch einmal auf den Anfang zurückkommen; ich hatte
mich schon vor einer halben Stunde gemeldet. Es geht um Mittwoch. Sie haben
deutlich gemacht, dass es keine Lockerung der Regelungen geben kann. Aber
vielleicht gibt es eine Verschärfung. Sie sprachen eben an, dass Sie zum
Beispiel das Tragen von Masken für durchaus sinnvoll halten. Wird das oder
auch die Anwendung von Apps ein Thema sein?

StS Seibert: Bitte haben Sie Verständnis dafür, dass ich der Besprechung
der Kanzlerin mit den Ministerpräsidenten am Mittwoch inhaltlich nicht
vorgreifen kann. Sie werden auf die Lage blicken, wie sie sich dann in der
ganzen Fläche unseres Landes darstellt, sie bewerten und daraus ihre
Schlüsse ziehen. Aber das, was an erweiterten restriktiven Maßnahmen seit
dem 22. März gültig ist, ist ohnehin über den nächsten Mittwoch hinaus
gültig, und zwar in der ganzen Fläche, nachdem nun auch Bayern heute Mittag
seine Maßnahmen bis nach den Osterferien verlängert hat.

Zusatz: Das ist klar. Die Frage war, ob auf der Tagesordnung Punkte stehen
wie das Tragen von Masken oder auch Anwendung von Apps.

StS Seibert: Mehr kann ich Ihnen über die Tagesordnung heute noch nicht
sagen.

Frage: In den vergangenen Tagen ist mehrfach über Trackingapps zur
Eingrenzung des Virus gesprochen worden. Gibt es aufgrund ihrer möglichen
Anonymisierung und ohne Verwendung der Ortsdaten der Handys nicht doch eine
Möglichkeit der Nutzung dieser Tools? Diese Frage richtet sich sowohl an
das BMG als auch an das BMI.

Kautz: Es gibt ganz unterschiedliche Ideen zu diesem grundsätzlichen Plan.
Dazu kann ich Ihnen nichts im Detail sagen. Ich kann Ihnen nur sagen, dass
eine konsequente Nachverfolgung von Neuinfektionen und Kontaktpersonen ein
wesentlicher Baustein sein wird, wenn man über Exitszenarien nachdenkt.
Darüber, wie das Ganze ausgestaltet werden kann, unterhalten wir uns
intern. Aber das werden wir dann öffentlich machen, wenn es so weit ist.

Grünewälder: Ich habe dazu keine Ergänzungen. Es ist jedenfalls nicht
geplant, Handydaten flächendeckend auszuwerten und zu tracken.

Frage: An das BMJV: Als die Debatte über Standortdaten zum ersten Mal
aufkam, hat die Bundesjustizministerin relativ klargemacht, dass sie es
nicht gut findet, was Herr Spahn in seinen ersten Ideen präsentiert hat.
Arbeiten Sie als Ministerium an alternativen Ideen, wie man es machen
könnte, wenn ein solches Tracking auch für die Frage, wann wir wieder
lockern können, doch sehr zentral ist? Sind Sie auch weiterhin der Ansicht,
mit Standortdaten gehe das gar nicht?

Herr Kautz, ist Herr Spahn weiterhin der Meinung, dass Standortdaten
verwendet werden sollten?

Leber: Zu Ihrer ersten Frage: Ministerin Lambrecht hat sich in der
Vergangenheit schon zu Anticoronaapps geäußert und gesagt, dass wir
diesbezüglich ganz genau hinschauen müssen, wie eine solche Handyapp im
Einzelnen ausgestaltet ist und ob sie einen sinnvollen Beitrag zur
Bekämpfung der Coronapandemie leisten kann. Sie hat betont, dass zentral
ist, dass die Privatsphäre und die Bürgerrechte der Bürgerinnen und Bürger
gewahrt bleiben. Deshalb sei in jedem Fall Voraussetzung, dass eine solche
App nur auf freiwilliger Basis verwendet werde und alle Beteiligten
eingewilligt hätten. So viel zu den Voraussetzungen. Im Übrigen kann ich
dazu nichts Weiteres berichten.

Kautz: Ich kann eigentlich nur das wiederholen, was ich gerade gesagt habe,
oder Sie bitten, in der Tat noch einmal nachzuhören, was der Minister
vergangene Woche in der Bundespressekonferenz gesagt hat. Er hat nämlich
auch gesagt, dass seiner Meinung nach wesentliche Voraussetzungen dafür,
dass wir die Maßnahmen wieder lockern können, ist, dass man besser
nachverfolgen kann, welche Kontakte Infizierte haben.

Zusatzfrage: Machen Sie jetzt einfach einen neuen Vorschlag vom BMG, oder
sitzen Sie im BMJV auch daran, sich zu überlegen, wie das gehen könnte? Was
ist das Prozedere?

Kautz: Wir arbeiten nicht isoliert, sondern wir tauschen uns aus, wenn wir
Vorschläge machen. Das tun wir als Bundesregierung gemeinsam.

Zusatzfrage: Aber über den Vorschlag von Herrn Spahn hatten Sie sich vorher
nicht ausgetauscht. Sonst hätten Sie ja schon gewusst, dass Frau Lambrecht
das nicht mitmacht, oder?

Kautz: Sie wissen, wie dieser Gesetzentwurf zustande gekommen ist, in
welcher Zeit und unter welchem Zeitdruck. Im Austausch, bevor es ins
Kabinett gekommen ist, haben wir dann gesagt: Okay, dafür müssen wir noch
längere Zeit diskutieren - das tun wir zurzeit -, und deshalb ziehen wir
das zurück und legen zu einem anderen Zeitpunkt etwas Neues vor.

Frage: (ohne Mikrofon, akustisch unverständlich)

Kautz: Ich kann Ihnen zu den Details noch nichts sagen, weil sie noch nicht
stehen.

Zusatzfrage: (ohne Mikrofon, akustisch unverständlich)

Kautz: Es ist ein Unterschied, ob Sie jemanden fragen, ob er sich erinnert,
wen er vor 14 Tagen getroffen hat, oder ob Sie eventuell sagen: "Okay, der
hat eine App, die auf Freiwilligkeit beruht" - das ist eine Variante - "die
er mit ganz vielen anderen ausgetauscht hat", und dann schaut man sich die
Daten an, wenn das flächendeckend funktioniert. Aber diese Dinge sind noch
in der Diskussion. Das können wir nicht bewerten und nicht kommentieren.

Frage: Ich habe immer noch nicht verstanden, ob Sie Standortdaten
grundsätzlich für notwendig erachten. Es gibt ja auch andere Vorschläge aus
dem politischen Raum wie etwa von den Grünen, die explizit darauf
hinweisen, dass man das auch ohne Standortdaten machen könne. Der Chaos
Computer Club sagt Ähnliches mit Bluetooth und anderen Sachen. Das wäre
sogar bürgerrechtlich die beste Variante, weil das dann besser anonymisiert
werden könnte.

Also, können Sie noch einmal sagen, ob Sie Standortdaten - darum geht es
ja; das ist ja der Überwachungsaspekt - für grundsätzlich notwendig halten
oder nicht.

Kautz: Wir haben alle Modelle im Blick und werten alle Modelle aus, die es
zurzeit gibt. Genau das.

Frage: Werden die Kosten für die Krise über Steuererhöhungen oder
Sonderabgaben mitfinanziert werden müssen? Wird es also einen
Lastenausgleich geben müssen wie nach dem Zweiten Weltkrieg oder der
Wiedervereinigung?

StS Seibert: Ich kann anfangen, aber Herr Kolberg ist sehr willkommen. -
Die Bundesregierung hat in so kurzer Zeit wie noch nie und mit so viel Geld
wie noch nie Maßnahmen ergriffen, und der Bundestag und der Bundesrat haben
diese Maßnahmen beschlossen, um unseren Unternehmen zu helfen, um
Arbeitsplätze zu erhalten, immer in dem Versuch, die unzweifelhaften
wirtschaftlichen Auswirkungen, die wir schon jetzt erleben und die
natürlich auch noch stärker werden, abzufedern, einzudämmen und
aufzufangen. In diesen Maßnahmen war jedenfalls nicht von Steuererhöhungen
die Rede. Deswegen kann ich Ihnen jetzt einfach nur sagen: Das ist das,
woran wir jetzt arbeiten. Das drückt sich in diesem wirklich umfangreichen
Gesetzespaket aus.

Kolberg: Das kann ich nur noch einmal unterstreichen. Die Bundesregierung
hat erhebliche Maßnahmen ergriffen. Dabei ist auch auf genau diesen Aspekt,
dass es sozial ausgewogen ist und dass die Hilfen diejenigen erreichen, die
sie besonders nötig haben, geachtet worden. Wir haben das
Soforthilfeprogramm für Kleinstunternehmen aufgelegt, und es gibt das
Kurzarbeitergeld, um Beschäftigte und Kleine Unternehmen jetzt schnell zu
schützen. Darum geht es im Moment: schnelle, unbürokratische Krisenhilfe zu
leisten. - Alle weiteren Punkte werden wir erörtern, wenn es so weit ist.

Der Minister hat schon angedeutet, dass wir uns dann auch darüber Gedanken
machen müssen, wie wir die Konjunktur wieder in Schwung bringen. Aber diese
Maßnahmen werden wir erörtern, wenn wir die Krise durchstanden haben.

Frage: In dem Sondergutachten der Wirtschaftsweisen ist heute noch einmal
gesagt worden, dass man darüber nachdenken solle, die Abschaffung des
Solidaritätszuschlags für alle jetzt durchzusetzen. Haben Sie darüber
nachgedacht?

Kolberg: Der Minister hat immer wieder betont, dass er auch dafür ist, die
Abschaffung des Solidaritätszuschlags für den Großteil der Steuerzahler,
die schon beschlossen ist, auf Mitte dieses Jahres vorzuziehen. An dieser
Forderung hält er fest, gerade unter den Umständen, die wir jetzt haben.
Das hat er mehrfach betont, und das kann ich auch hier noch einmal
bekräftigen.

Zusatz: Die Frage war aber, ob er für alle abgeschafft werden soll.

Kolberg: Da geht es um den sozialen Ausgleich. Das haben wir schon betont,
als wir die Abschaffung des Solidaritätszuschlags für 90 Prozent der
Steuerzahler auf den Weg gebracht haben. Das trifft jetzt die, die es
besonders dringend brauchen. Es gibt immer noch Kosten für die deutsche
Einheit, die wir tragen müssen. Sie müssen bezahlt werden.

Die Abschaffung für den restlichen Teil der Steuerzahler, also für die, die
sehr gut verdienen, würde mehr kosten als das Paket, das wir jetzt auf den
Weg gebracht haben, nämlich über 10 Milliarden Euro. Das haben wir aus dem
Grund der sozialen Ausgewogenheit nicht getan, weil es weiterhin noch
Aufgaben gibt. Deswegen wollen wir jetzt die unterstützen, die Hilfe
besonders nötig haben.

Frage: Herr Seibert, zwei Fragen:

Ich habe es noch nicht ganz verstanden. Ist die Kanzlerin offen für eine
Art Vermögensabgabe oder Vermögenssteuer im Nachhinein? Wir haben in
Deutschland die Situation, dass 46 Familien so viel Vermögen besitzen wie
die unteren 42 Millionen im Land. Müssen diese 46 Familien vielleicht ein
bisschen abgeben, damit in diesem Land Solidarität herrschen kann?

Könnten Sie kurz begründen, warum die Kanzlerin dafür ist, dass die
Überwindung der Wirtschafts- und Finanzkrise in Europa jetzt von der
Eurogruppe konzipiert werden soll und nicht von der Kommission, dem Rat
oder der EZB? Das habe ich nicht verstanden.

StS Seibert: Ich Ihre Frage, ehrlich gesagt, auch nicht, aber ich werde es
versuchen.

Zunächst einmal zur ersten Frage: Ich kann Ihnen zusätzlich zu dem, was wir
jetzt hier gesagt haben, keine weiteren finanzpolitischen Überlegungen der
Bundesregierung bieten. Ich habe dazu keine Neuigkeiten für Sie. Die
Solidarität mit den Menschen, die jetzt betroffen sind, schwer betroffen
sind, in der Wirtschaft, die Solidarität mit Kurzarbeitern, mit
Soloselbstständigen, mit Angestellten und allen Arten von Menschen drückt
sich in dem großen Maßnahmenpaket aus, das jetzt beschlossen wurde. Ich
habe keine weiteren finanzpolitischen Planungen für Sie.

Zu Ihrer Frage in Richtung Europas: Die Europäische Zentralbank ist
politisch unabhängig, und es ist sehr wichtig, dass das auch so bleibt.
Deswegen kommentiere ich die Maßnahmen, die sie ergriffen hat, nicht.

In Europa gibt es eine intensive Diskussion darüber, die auch beim
Europäischen Rat im Videokonferenzformat vergangenen Donnerstag geführt
wurde, wie man dafür eintreten kann, dass die wirtschaftlichen Folgen des
Coronavirus in den Griff zu bekommen sind und dass die Menschen und die
Unternehmen geschützt werden können. Das ist genau das, was wir auch
national tun. Dabei ist beschlossen worden - Sie können das in den
Schlussfolgerungen sehen -, dass die europäischen Finanzminister ihre
Arbeiten weiter betreiben und binnen 14 Tagen Vorschläge vorlegen sollen.
Das wird Ende der nächsten Woche sein.

Die deutsche Überzeugung ist, dass der ESM ein Kriseninstrument ist, das
wir beim letzten Mal, als die Krise kam, erst schaffen mussten, und dass
der ESM Instrumente hat, mit denen wir arbeiten können, um die Sorgen und
Nöte der europäischen Volkswirtschaften aufzufangen. Dass daran jetzt auf
der Ebene der europäischen Finanzminister gearbeitet wird, ist aus unserer
Sicht sehr gut.

Zusatzfrage: Der Vorteil ist ja, dass in der Eurogruppe nichts gegen
Deutschland und auch nichts gegen die Niederlande passieren kann. Auf
Kommissionsbasis oder beim Rat könnte man ja etwas gegen Deutschland
durchsetzen, zum Beispiel die Eurobonds. Ist das nicht der Grund, warum das
in der Gruppe entschieden werden soll?

StS Seibert: Da muss ich Sie, ehrlich gesagt, korrigieren. Im Europäischen
Rat der Staats- und Regierungschefs herrscht das Prinzip der
Einstimmigkeit.

Zusatz: Ja. Wenn Deutschland da sagt: "keine Eurobonds", dann gibt's keine
Eurobonds.

StS Seibert: Das gilt ganz grundsätzlich. Viele Länder haben sich in vielen
Situationen schon zu Wort gemeldet und gesagt, dass sie etwas nicht
mittragen. Ich will das nur als grundsätzliche Bemerkung sagen: Es herrscht
das Prinzip der Einstimmigkeit. - Denn Sie stellen es so dar, als wäre das
im Europäischen Rat anders.

Kolberg: Vielleicht kann ich dazu ergänzen, weil die Gespräche bei den
Finanzministern laufen. Es ist ganz klar, dass es jetzt eine große
Herausforderung für Europa gibt. Auf diese Herausforderung werden wir eine
europäische Antwort geben. Das haben die Staatschefs so beschlossen, und
das haben die Finanzminister auch schon zum Teil umgesetzt. Die Maßnahmen
haben wir hier auch schon ausführlich besprochen. Der EU-Haushalt wird so
umgestaltet, dass erhebliche Milliardenbeträge für Hilfe zur Verfügung
stehen. Bei der Beihilfe und beim Stabilitätspakt wird etwas getan, und bei
der EIB werden zusätzliche Maßnahmen gefahren, um gemeinsam in Europa
solidarisch durch diese Krise zu kommen. Die EZB hat erhebliche Maßnahmen
getroffen.

Jetzt geht es darum, wie schnell und effektiv weitere Maßnahmen ergriffen
werden können. Wir alle in Europa sind uns einig, dass es schnelle,
effektive und solidarische Hilfe geben muss. Dafür ist der ESM geschaffen
worden. Er steht bereit, diese Funktion zu übernehmen. Der Minister hat
dazu am Sonntag ja auch in Ihrer Sendung schon ausführlich gesprochen und
gesagt, dass wir unseren Partnern in Europa solidarisch zur Seite stehen.

StS Seibert: Solidarität in Europa drückt sich auch noch auf andere Weisen
aus. Ich finde, auch das kann heute einmal erwähnt werden. Es vergeht kaum
ein Tag, an dem beispielsweise unsere Bundeswehr nicht dazu beiträgt, dass
schwerstbetroffene Coronapatienten aus Italien oder aus Frankreich in
deutsche Kliniken überführt werden können, in denen derzeit noch die
Kapazitäten dafür da sind. Ich denke, das ist ein ganz wichtiger und
sichtbarer Teil europäischer Solidarität.

Frage: Ich will auf den Aspekt der Eurogruppe zurückkommen. Die
Finanzminister der Eurogruppe, die jetzt die Planung in die Hand nehmen
sollen, sind trotz allem ein informelles Gremium. Deswegen würde mich
interessieren, wieso der Vorschlag von Kanzlerin Merkel darauf ausgeht, die
Erarbeitung der Pläne zur Überwindung der Wirtschafts- und Finanzkrise
einem informellen Gremium anzutragen und nicht der EZB oder der
EU-Kommission.

StS Seibert: Ich weiß nicht, ob Sie da nicht etwas völlig falsch verstehen.
Es sind die Schlussfolgerungen des Europäischen Rates der 27 Mitglieder,
der Staats- und Regierungschefs des Europäischen Rates vom Donnerstag, die
Finanzminister erneut zu beauftragen. Das ist nicht die Bundeskanzlerin,
sondern das sind 27 Staats- und Regierungschefs.

Über die politische Unabhängigkeit der EZB, die jedenfalls nach unserer
festen Überzeugung nicht durch einzelne Regierungen beauftragt werden kann,
dies oder jenes zu tun, habe ich mich schon geäußert.

Zusatzfrage: Beim EU-Gipfel in digitaler Form am Donnerstag beziehungsweise
danach hat der italienische Premier Conte erklärt - ich zitiere -: Es gab
eine harte und offene Konfrontation mit der Kanzlerin. - Das ist in
italienischen Medien omnipräsent. In deutschen Medien wurde bisher kaum
darüber berichtet.

Können Sie diese Aussage bestätigen?

StS Seibert: Auch wenn ein Europäischer Rat im Videokonferenzformat
stattfindet, gelten jedenfalls für uns weiterhin die Grundregeln der
Europäischen Räte, nämlich dass sie vertraulich tagen. Insofern kann ich
Ihnen das sagen, was in den Schlussfolgerungen gemeinsam beschlossen wurde
und was wir jetzt zur Frage von auch wirtschaftlicher und finanzpolitischer
Solidarität gesagt haben.

Zusatzfrage: Aber die Aussage des Premiers steht ja. Das können Sie ja
bestätigen oder negieren.

StS Seibert: Aber ich muss nicht.

Frage: Die Wirtschaftsweisen sind sich bei der Frage der Coronabonds
uneinig. Der Ökonom Achim Truger etwa warnt vor einem Kollaps des Euros,
wenn die Schulden nicht vergemeinschaftet würden.

Sieht die Bundesregierung angesichts der Unsicherheit der Experten
inzwischen auch die Notwendigkeit, ihre Ablehnung von Eurobonds zu
überdenken? Meine Frage richtet sich an Herrn Seibert und gegebenenfalls
das Wirtschaftsministerium.

StS Seibert: Ich kann nur noch einmal auf die Schlussfolgerungen des
Europäischen Rates verweisen. Das ist ja gerade erst drei, vier Tage her.
Denen hat auch Deutschland zugestimmt. Nun ist es wichtig, dass die
europäischen Finanzminister ihre Arbeit machen, weil sie schon Ende
nächster Woche ihre Vorschläge präsentieren sollen.

Kolberg: Ich kann nur noch einmal sagen: Worum geht es denn? - Es geht
darum, jetzt schnell und effektiv Hilfe zu leisten. Genau dafür ist der ESM
geschaffen worden, um solidarisch diejenigen in Europa zu unterstützen, die
Hilfe brauchen, und genau auf dieser Basis können wir auch schnell Hilfe
leisten.

Frage: An das BMWi: Mittelständler beklagen eine Förderlücke und wollen
direkte Zuschüsse auch für Unternehmen mit mehr als zehn Mitarbeitern. Sind
Änderungen in diese Richtung geplant?

Wagner: Wir haben ja zusammen mit den anderen beteiligten Ressorts,
insbesondere dem Bundesfinanzministerium, einen umfassenden Rettungsschirm
geschaffen, der verschiedenste Komponenten vorsieht. Wir fördern und
unterstützen Unternehmen vom Soloselbstständigen bis zum großen Unternehmen
und haben dafür verschiedene Institute zur Verfügung.

Ab heute in Kraft getreten und auch über die Länder beantragbar sind die
sogenannten Soforthilfen. Das sind tatsächlich Zuschüsse, die ja nach
Unternehmensgröße bis zu 15 000 für drei Monate betragen. Diese sind für
Unternehmen bis zu zehn Beschäftigten.

Darüber hinaus haben wir ein umfassendes KfW-Programm, mit dem wir der
Wirtschaft - auch das vom Kleinen Unternehmen bis zum großen Unternehmen -
mit einer unbegrenzten Garantie in unbegrenzter Höhe Kredite zur Verfügung
stellen. Diese Kredite werden auch stark nachgefragt. Ich habe die
aktuellen Zahlen auch vorliegen: Mit Stand vom Freitag sind Kredite in Höhe
von 8,2 Milliarden Euro beantragt worden, und über 95 Prozent der über 740
Anträge sind im Kreditvolumen von bis zu 3 Millionen Euro - da ist
sozusagen die Kleinste Kategorie beantragt worden. Dies zeigt, dass das
nicht nur eine Maßnahme ist, die Großunternehmen zur Verfügung steht,
sondern die gerade auch vom Mittelstand nachgefragt wird und dort auch
ankommt.

Daneben haben wir - das haben Minister Scholz und Minister Altmaier hier
auch vorgestellt - den Wirtschaftsstabilisierungsfonds, mit dem wir -
wieder mit den drei Säulen - großen Unternehmen, aber auch Kleinen
Unternehmen helfen können, wenn bestimmte Voraussetzungen vorliegen.

Wir haben also wirklich ein umfassendes Programm, und ab heute steht auch
das Sofortprogramm zur Verfügung. Das muss jetzt wirken. Wir schauen uns
natürlich auch laufend an, wie die Programme nachgefragt werden und was es
da gegebenenfalls für Schwierigkeiten gibt. Aber wie gesagt, wir haben
jetzt wirklich einen umfassenden Rettungsschirm vorgestellt, der Garantien
von, ich glaube, über rund 1,5 Billionen Euro vorsieht - 50 Milliarden Euro
das Sofortprogramm, dazu noch das Kurzarbeitergeld, das natürlich gerade
auch beim Thema Lohnzahlung in Unternehmen in diesen Zeiten eine sehr große
Hilfe ist. Daneben haben wir über das Finanzministerium noch die
Steuerstundungen, damit wir gerade auch über die Stundung von
Vorauszahlungen die notwendige Liquidität in den Unternehmen erhalten
können, um diese schwierige Phase jetzt zu überwinden.

Wir sind da also sehr breit aufgestellt, aber nichtsdestotrotz beobachten
wir alle Entwicklungen und schauen uns das ganz genau an.

Frage: Zu den Eurobonds: Die Diskussion und auch die Kritik geht jetzt ja
über das Normalmaß hinaus, auch angesichts der Tatsache, dass diese Krise
das Potenzial hat, die Southern-debt-Krise mit Blick auf steigende
nationale Schuldenständen insbesondere in Italien noch einmal
hochzubringen. Ist die Bundesregierung offen, diese Diskussion in den
Folgemonaten zu führen, oder möchte die Bundesregierung diese Diskussion
jetzt schließen und das komplett auf den ESM fokussieren?

Kolberg: Wir haben alles dazu gesagt. Es geht darum, schnell und
solidarisch Hilfe zu leisten. Es wurden schon erhebliche Maßnahmen
ergriffen, um in Europa gemeinsam mit unseren Partnern gut durch die Krise
zu kommen. Jetzt geht es darum, wie die Kreditaufnahme unterstützt werden
kann. Dafür gibt es den ESM. Da ist man jetzt im Gespräch, wie das Geld
dorthin kommen kann, wo es gebraucht wird, und zwar schnell und effektiv.
Genau über diese Punkte sprechen wir jetzt mit unseren europäischen
Partnern, mit den Finanzministern, und werden dann den europäischen Staats-
und Regierungschefs einen Vorschlag machen.

Weil hier jetzt mehrfach die Eurogruppe so herausgestellt wurde: Das ist ja
ein ganz normaler Vorgang. Die Eurogruppe hat auch davor schon dieses Paket
beraten und hat auch davor in Form des Eurogruppenvorsitzenden die Staats-
und Regierungschefs informiert. Von daher gibt es da überhaupt keine
Abweichung zu dem üblichen Vorgehen, das hier angezeigt ist.

Zusatzfrage: Herr Seibert, ist die Bundesregierung bereit, mit den
EU-Partnern und mit der EZB diese Diskussion zu führen?

StS Seibert: Der Kollege aus dem Finanzministerium hat die Antwort gegeben,
und der habe ich nichts hinzuzufügen.

Frage : Noch eine Nachfrage zu den eben erwähnten Finanzhilfen in Höhe von
50 Milliarden Euro auch für die Kleinen Firmen: Sie haben gesagt, im Moment
seien Anträge auf Kredite in Höhe von etwa 8 Milliarden Euro gestellt. Was
ist eigentlich, wenn es mehr werden? Wir haben aus Berlin am Wochenende
gehört, dass da viel mehr beantragt wurde, als eigentlich Geld da ist.
Würden dann auf Bundesebene die letzten einfach leer ausgehen oder würde
man aufstocken?

Zweitens. Teilweise nutzen Firmen jetzt Maßnahmen, die überhaupt nicht für
sie gedacht waren - Stichwort Mieten, Adidas, Deichmann, H&M usw. An das
BMJV: Es gibt jetzt sowohl aus der Opposition, aber teilweise auch aus der
Union den Ruf danach, da müsse man einfach nachbessern und klarstellen, für
wen dieser Mieterschutz eigentlich gemeint war. Sind Sie da dran, halten
Sie das für notwendig? Wie schnell könnte man das überhaupt machen?

Wagner: Vielleicht noch einmal kurz zur Einordnung: Ich hatte eben die Zahl
8,2 Milliarden Euro genannt, die Sie gerade wiederholt haben. Das bezieht
sich auf das KfW-Sonderprogramm 2020. Das ist das große Kreditvolumen, bei
dem wir gesagt haben: Wir haben einen Kreditrahmen von bis zu 800
Milliarden Euro. Das ist also das großvolumige Kreditprogramm, das Minister
Altmaier und Minister Scholz - ich glaube, es war am 13. März - hier in der
Bundespressekonferenz vorgestellt haben. Dort haben wir jetzt knapp 750
Anträge, glaube ich, in Höhe von 8,2 Milliarden Euro.

Daneben steht das Zuschussprogramm; das sind die 50 Milliarden Euro. Das
startet, wie gesagt, ab heute. Wir gehen davon aus, dass eine große
Nachfrage besteht. Man muss auch sagen: Das ist sehr groß dimensioniert -
50 Milliarden Euro sind viel Geld. Wie gesagt, maximal sind es 15 000 Euro,
die pro Unternehmen ausbezahlt werden können. Wir schauen uns jetzt
natürlich genau an, wie die Abrufzahlen sein werden. Aber wie gesagt, da
müssen wir erst einmal abwarten - das ist, wie gesagt, heute gestartet -,
wie dann die Abrufe sind. Wir haben das jetzt alles mit Hochdruck
erarbeitet. Schon im Vorfeld hat sich gezeigt, dass die Nachfrage
sicherlich hoch sein wird. Zahlen habe ich dazu aber natürlich noch nicht.

Kolberg: Vielleicht kann ich das noch ergänzen: Auch die Länder selbst
tragen erhebliche Teile dazu bei. In der Pressemitteilungen haben wir auch
noch einmal aufgeführt, welche Landesbehörden da für die einzelnen
Unternehmen ansprechbar sind. Bei diesen Zuschussprogrammen werden durch
die Länder zusätzlich zu dem BMF- und BMWi-Programm, also zusätzlich zu
Leistungen der Bundesregierung, noch erhebliche zusätzliche Leistungen
erbracht. Das sollte man auch berücksichtigen, wenn man fragt: Wie
umfangreich ist die Hilfe, die hier geleistet wird?

Wagner: Ich kann dazu vielleicht noch etwas ergänzen: Uns erreicht oft die
Frage, wer Ansprechpartner ist. Ansprechpartner für das Sofortprogramm ist
nicht der Bund, sondern das wird durch die Länder administriert. Der Bund
hat gemeinsam mit den Ländern eine Verwaltungsvereinbarung zur Durchführung
dieses Programms geschlossen. Wir haben gestern eine Pressemitteilung
veröffentlicht, die auch auf unserer Webseite zu finden ist, in der noch
einmal alle Ansprechpartner aufgezählt sind, bei denen in den Ländern die
Anträge gestellt werden können. In der Regel sind das die
Landesförderbanken, an die sich Antragsteller dann wenden können.

Vorsitzender Szent-Iványi: Es war jetzt noch die Frage nach den
ungerechtfertigt in Anspruch genommenen Hilfen offen.

Leber: Vielen Dank für die Frage. Vielleicht kurz zur Einordnung zu diesem
Themenkomplex: Ministerin Lamprecht hatte sich jüngst zu dem Thema geäußert
und noch einmal betont, dass es nicht akzeptabel ist, wenn finanzierte
Unternehmen ihre Mieten nicht zahlen. Sie hat zudem betont, dass die
Corona-Hilfsgesetze, die wir auf den Weg gebracht haben, dafür auch keine
Grundlage bieten. Es gilt weiterhin: Mieten müssen gezahlt werden, sie
müssen rechtzeitig gezahlt werden. Wenn sie bei Fälligkeit nicht gezahlt
werden, können auch Verzugszinsen entstehen. Falls Unternehmen oder
sonstige Mieter tatsächlich infolge der Krise in Zahlungsschwierigkeiten
geraten, kann ihnen lediglich für einen begrenzten Zeitraum nicht gekündigt
werden. Gerichte können im Einzelfall auch überprüfen, ob diese
Voraussetzungen vorliegen. Die Ministerin hat in diesem Zusammenhang auch
noch einmal betont, dass Mieter gut beraten sind, wenn sie sich mit ihren
Vermietern zusammensetzen, um einvernehmliche Lösungen zu suchen, wenn es
zu Zahlungsschwierigkeiten kommt. Wir beobachten in dieser dynamischen Lage
natürlich weiterhin, wie sich die Coronakrise auswirkt. Derzeit sind aber
keine weiteren gesetzlichen Änderungen geplant.

Frage: Die Ministerin hatte sich ja darauf bezogen, dass Adidas die Miete
nicht zahlen werde. Adidas besteht aber darauf, dass es ihnen um die
Stundung geht. Ist das ein Unterschied für die Ministerin?

Leber: Ich kann diesen Einzelfall jetzt nicht kommentieren.

Zusatz: Aber genau den Einzelfall hat die Ministerin ja kommentiert, indem
sie gesagt hat, dass sie das inakzeptabel findet. Dabei ist der Fall ja ein
anderer: Es geht um die Stundung, nicht um die Nichtzahlung.

Leber: Ich kann mich jetzt nur auf das beziehen, was wir in dem Gesetz
geregelt haben, und das betrifft eben die Aussetzung der
Kündigungsmöglichkeiten für drei Monate. Stundungsregeln können natürlich
noch individuell zwischen Vermieter und Mieter getroffen werden, aber das
ist eben einzelfallabhängig und kommt auf den jeweiligen Gewerbemietvertrag
an.

Frage: Sind Sie da nicht sehenden Auges in diese Probleme hineingelaufen?
Die AfD weist jetzt noch einmal darauf hin, dass sie es gern gehabt hätte,
dass im Gesetz dringestanden hätte, dass man nachweisen muss, dass man in
dem Moment wirklich die Miete nicht zahlen kann und deswegen in Verzug
gerät. Ist es einfach der Schnelligkeit geschuldet, dass das nicht drin
war, oder war Ihnen das zu bürokratisch?

Leber: Man muss das differenziert sehen. Die Mieter müssen es erst einmal
nicht nachweisen, müssen aber im Rahmen einer gerichtlichen Überprüfung
glaubhaft machen, dass sie aufgrund von Zahlungsschwierigkeiten, die auf
der allgemeinen Coronasituation beruhen, die Miete nicht entrichten
konnten. Das heißt, wir haben auch hier eine Möglichkeit, das gerichtlich
überprüfen zu lassen.

Zusatzfrage: Gerichtlich passiert in vielen Bereichen im Moment nicht so
arg viel, oder?

Leber: Das ist Sache der Länder, das kann ich jetzt nicht kommentieren.

Frage: Noch einmal an das Wirtschaftsministerium zu den Hilfen: Hat man
sich schon einmal Gedanken darüber gemacht, ob es durch diese umfangreichen
Hilfen für manche nicht eine Wettbewerbsverzerrung gibt, wenn die
Wirtschaft wieder normal läuft? Einfach gesagt: Wer gut gewirtschaftet hat
und ohne Hilfen über die Runden kommt, während die Konkurrenz vielleicht
schlecht gewirtschaftet hat und durch Finanzhilfen am Markt gehalten wird,
der wird dann auch weiterhin diese Konkurrenz haben.

Wagner: Man muss dazu vielleicht sagen, dass diese Hilfen ja nicht nach dem
Gießkannenprinzip verteilt werden. Beim großen Teil dieser Hilfen, nämlich
dem großen KfW-Sonderprogramm und auch dem Wirtschaftsstabilisierungsfonds,
geht es ja um Kredite. Das heißt, Unternehmen müssen Kredite aufnehmen,
verschulden sich und müssen dafür Zinsen bezahlen. Das sind ja Schulden und
Verbindlichkeiten, die den Unternehmen bleiben. Wenn ein Unternehmen diese
Schulden nicht aufnehmen muss, hat es insoweit natürlich einen Vorteil.

Bei dem Sofortprogramm geht es tatsächlich um Zuschüsse, die nicht
zurückgezahlt werden müssen. Auch dort ist aber geregelt, dass dargelegt
werden muss, dass gerade aufgrund der fortlaufenden Zahlungsverpflichtungen
- etwa, wenn ich Gewerbemiete bezahlen muss und plötzlich keinerlei
Einnahmen mehr habe -, eine Liquiditätsschwäche besteht. Diese Zuschüsse
dienen dann eben dazu, dass die Unternehmen ihren Zahlungsverpflichtungen
weiter nachkommen können.

Ganz wichtig ist dabei auch: Ich muss als Gewerbetreibender versichern,
dass ich aus meinen laufenden Einnahmen die laufenden Ausgaben nicht
bezahlen kann und deshalb einen Liquiditätsengpass habe. Was ich nicht
machen muss, ist, dass ich vorher mein komplettes Vermögen aufbrauchen
muss, bevor ich diesen Antrag stellen kann. Das heißt, ein Unternehmen, das
Rücklagen hat, hat die gleichen Anspruchsvoraussetzungen wie ein
Unternehmen, das solche Rücklagen nicht hat. Das heißt, die Frage ist: Kann
ein Unternehmen seine laufenden Verbindlichkeiten - aus Mieten oder anderen
Dauerschuldverhältnissen, die in den Voraussetzungen genau aufgeführt sind -
, aus den laufenden Einnahmen begleichen? Wenn ein Unternehmen das nicht
kann, besteht der Anspruch auf die Soforthilfe - unter den einen oder
anderen weiteren Voraussetzungen, aber das zum Grundsatz.

Frage: Sollen die Unternehmen, die diese Förderprogramme in Anspruch
nehmen, die Dividende noch weiter auszahlen, oder gibt es da eventuell auch
Auflagen?

Wagner: Es gibt die Möglichkeit, dort Auflagen zu machen. Im
Wirtschaftsstabilisierungsfondsgesetz steht ausdrücklich, dass man die
Möglichkeit hat, Auflagen zu machen, was die Dividendenausschüttung
anbetrifft. Hintergrund ist natürlich, dass es nicht das Ziel sein kann,
dass man einem Unternehmen Hilfen gibt und das Unternehmen diese Hilfen
dann als Gewinn ausschüttet. Deshalb sieht die Maßnahme die Möglichkeit von
Auflagen im Einzelfall vor.

Frage: (ohne Mikrofon, akustisch unverständlich)

StS Seibert: Ich fange wieder mit der zweiten Frage an: Wir hatten ja in
der vergangenen Woche gesagt, dass die Bundeskanzlerin sich Anfang dieser
Woche noch einmal einem Coronavirus-Test unterzieht. Wenn da ein Ergebnis
vorliegt, werden wir Sie wieder darüber unterrichten. In allen Fragen der
Dauer der Quarantäne richtet sie sich nach den Empfehlungen der Ärzte und
des Robert-Koch-Instituts.

Zu Ihrer Frage nach der Basis der Zahlen: Das Robert-Koch-Institut legt ja -
 das kann der Kollege aus dem BMG noch besser sagen - regelmäßig Zahlen
über die Neuinfektionen und Zahlen über die bereits Genesenen vor. Aus den
Zahlen über die Neuinfektionen kann man natürlich ermessen, in welchem
Zeitraum eine Verdoppelung stattfindet. Das ist für uns das Entscheidende.
Das ist natürlich immer noch im Zusammenhang mit anderen Fragen zu sehen,
also im Zusammenhang mit der Situation an unseren Krankenhäusern, mit den
Kapazitäten, die dort vorgehalten werden können, und mit dem Ausbau der
Kapazitäten. Das sind natürlich Elemente, die man gemeinsam betrachten
muss.

Zusatzfrage: (ohne Mikrofon, akustisch unverständlich)

StS Seibert: Was ist heute für ein neuer Stand?

Zusatzfrage: (ohne Mikrofon, akustisch unverständlich)

StS Seibert: Genau, und wenn das Ergebnis vorliegt, werden wir Sie darüber
informieren - wie in der vergangenen Woche.

Frage: Mehrere deutsche Medien, darunter "Tagesspiegel", Deutsche Welle und
Redaktionsnetzwerk Deutschland, haben mit Verweis auf einen Bericht der
"Bild" behauptet, dass RT Deutsch wegen seiner Corona-Berichterstattung vom
Verfassungsschutz überprüft werde. An das BMI: Können Sie diese Berichte
bestätigen?

Grünewälder: Dazu ist von dieser Stelle am Freitag alles gesagt worden.

Zusatzfrage: Dann hätte ich noch eine Verständnisfrage. Das
Redaktionsnetzwerk Deutschland zitiert den BMI-Sprecher, der das am
Mittwoch mit den Worten dargelegt habe:

"Zum Beispiel habe RT Deutsch behauptet, dass Händewaschen nicht vor einer
Ansteckung mit dem Coronavirus helfe, so der Sprecher [des
Innenministeriums]."

Jetzt findet sich weder in den Protokollen noch in den Videoaufzeichnungen
diese Aussage Ihres Kollegen in Bezug auf RT Deutsch. Hat das
Redaktionsnetzwerk Deutschland Ihren Kollegen denn korrekt zitiert?

Grünewälder: Die Zitate können Sie in den Protokollen nachlesen. Das ist
meine Antwort darauf.

Zusatzfrage: Also hat Redaktionsnetzwerk Deutschland nicht korrekt zitiert?

Grünewälder: Ich habe Ihnen gerade geantwortet: Was der Sprecher des BMI
gesagt hat, können Sie in den Protokollen nachlesen.

Zusatz: (am Anfang ohne Mikrofon, akustisch unverständlich) Sie haben ja
ein Interesse daran, dass Ihr Sprecher entsprechend sauber zitiert wird.
Deshalb wollte ich da nur eine Klarstellung haben.

Grünewälder: Ich habe den Satz jetzt zweimal gesagt; das reicht, glaube
ich, aus.

Montag, 30. März 2020

 * 

Quelle:

Regierungspressekonferenz vom 30. März 2020
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AUSSEN/1939: Finanziellen Kollaps von Entwicklungsländern vermeiden

Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 31. März 2020

HOFFMANN: Finanziellen Kollaps von Entwicklungsländern
vermeiden



Zur Entwicklungszusammenarbeit in der Corona-Krise erklärt der
entwicklungspolitische Sprecher der FDP-Fraktion Dr. Christoph
Hoffmann:

"Es ist gut, dass Entwicklungsminister Müller der Forderung der
FDP-Fraktion nach Umschichtung von Mitteln in seinem Ministerium
nachgekommen ist, um die Gesundheitssysteme der Entwicklungsländer in
der Corona-Krise zu stärken. Dabei muss sich Müller eng mit
Außenminister Maas abstimmen, dessen Haus für humanitäre Hilfe in
dieser Krisensituation zuständig ist. Das ist besonders wichtig für
die Flüchtlingslager rund um Syrien. Es muss aber mehr unternommen
werden, um einen finanziellen Kollaps ganzer Staaten zu vermeiden,
denn der globale Süden leidet überproportional unter dem Rückgang der
wirtschaftlichen Aktivitäten weltweit. Die Bundesregierung muss sich
in enger Abstimmung mit den internationalen Organisationen mehr
engagieren."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag

Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin
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HAMBURG/5089: Diebsteich - SPD und Grüne lassen das Parlament entgleisen (Die Linke)

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 31. März 2020

Diebsteich: SPD und Grüne lassen das Parlament entgleisen



Die Hamburgische Bürgerschaft soll morgen unter Ausnahmebedingungen
eines der größten Bauprojekte der letzten Jahrzehnte beschließen, die
Verlegung des Bahnhofs Altona nach Diebsteich. Außergewöhnlich sind
dabei nicht allein die Umstände wegen des Corona-Virus, sondern auch
das Ausmaß, in dem die bisherigen und wohl auch zukünftigen
Senatsparteien ihr Wort brechen und das Parlament überrumpeln. "Noch
in der letzten Plenarsitzung vor der Wahl hatten SPD und Grüne einen
ersten Beschluss durchgepeitscht, mit dem Mega-Projekt zu beginnen",
erinnert die verkehrspolitische Sprecherin der Fraktion, Heike
Sudmann. "Immerhin hatten sie damals, es war ja noch Wahlkampf,
versprochen, vor einem zweiten Beschluss der Bürgerschaft die Beratung
im Fachausschuss zu ermöglichen- nur das würde dem Projekt die nötige
Legitimation verschaffen. Und jetzt soll die Bürgerschaft wieder ohne
Fachberatung abstimmen, wieder wird ohne Zeit zur angemessenen Prüfung
den Abgeordneten ein Gutachten vor den Latz geknallt."

Hatten SPD und Grüne im Antrag vom Februar (Drs. 21/19943) noch
erklärt, es sei "angesichts der Tragweite der Inhalte unabdingbar",
nach der Wahl "die zuständigen Ausschüsse umfassend zu beteiligen und
mögliche Fragen zu klären", soll die Bürgerschaft morgen mit dem
Antrag Drs. 22/37 dem Senat erneut grünes Licht geben und ihn
lediglich auffordern, "eine umfassende Einbindung der Bürgerschaft zu
gewährleisten und daher fortlaufend über den Sachstand zu berichten".
"Hinterher berichten ist nicht einbinden, die zuständigen Ausschüsse
sind nach wie vor nicht beteiligt und noch längst sind nicht alle
Fragen geklärt. So soll ganz nebenbei der Bahnhof Dammtor für den
Fern- und Regionalverkehr entfallen", kritisiert Sudmann. "Es ist eine
Schande, dass die beiden größten Parteien direkt nach der Wahl das
Parlament derart entmachten wollen. Legitimation für das umstrittene
Mega-Projekt bekommen sie so höchstens formal. Unter demokratischen
Gesichtspunkten ist dieses Vorgehen eine schwere Entgleisung."

Daher fordert DIE LINKE in einem Zusatzantrag zur morgigen Sitzung
erneut, keine Entscheidung der Bürgerschaft zu fällen, ohne vorher in
den zuständigen Fachausschüssen beraten zu haben.

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Pressemitteilung vom 31. März 2020

Rathausmarkt 1, 20095 Hamburg
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HAMBURG/5088: Grundrechte gelten auch und gerade in der Krise (Die Linke)

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 31. März 2020

Grundrechte gelten auch und gerade in der Krise!



Seit dem Abbau des 2013 errichteten Lampedusa-Zelts am Donnerstag kam
es täglich zu Protestaktionen am Steindamm. Obwohl sich die
Teilnehmer_innen dabei vorbildlich sorgsam verhielten, weiten Abstand
zueinander hielten und Mundschutz trugen, löste die Polizei die
Versammlungen auf, nahm Personalien auf und erteilte Platzverweise.

"Auch wenn angesichts der Corona-Pandemie gewisse
Freiheitsbeschränkungen unabdingbar sind, müssen
Grundrechtseinschränkungen doch auf das absolut notwendige Maß
beschränkt werden", erklärt dazu Deniz Celik, innenpolitischer
Sprecher der Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft.
"Wenn Protestierende Infektionsschutz und Kontaktverbot einhalten,
muss legitimer Protest auch weiterhin möglich sein."

Für den 29. März versuchten die Veranstalter_innen eine
Ausnahmegenehmigung für eine Versammlung zu erhalten, wie sie explizit
in der Allgemeinverfügung vorgesehen ist. Dennoch und trotz der
Versicherung, dass die Teilnehmer_innen fünf Meter Abstand zueinander
halten und Mundschutz tragen würden, wurde eine Ausnahmegenehmigung
ohne weitere Begründung verweigert. Auch gibt es Berichte in sozialen
Medien, dass selbst Einzelpersonen, die sich lediglich mit einem
Protestschild in der Öffentlichkeit aufhalten, mit polizeilichen
Maßnahmen überzogen werden. "Eine vollständige Unterbindung von
Protest, wie sie die Polizei Hamburg derzeit praktiziert, ist völlig
unverhältnismäßig und auch durch die Corona-Pandemie nicht zu
rechtfertigen. Grundrechte gelten auch und gerade in Krisen", so
Celik. "Und zivilgesellschaftlicher Protest ist systemrelevant."

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Pressemitteilung vom 31. März 2020

Rathausmarkt 1, 20095 Hamburg
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INTERNATIONAL/212: Peru - Mit kleinbäuerlicher Landwirtschaft dem Coronavirus trotzen (poonal)

poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Peru

Mit kleinbäuerlicher Landwirtschaft dem Coronavirus trotzen
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In Zeiten der Pandemie verwandelt sich die kleinbäuerliche
Landwirtschaft zu einem tragenden Element, um die Ernährungssicherheit
in Peru zu garantieren.

(Lima, 18.03.2020, servindi) - Der Ausnahmezustand, den die Welt
gerade erlebt, sollte zu Politiken führen, die die kleinbäuerliche,
indigene Landwirtschaft und die Rechte von indigenen Gemeinschaften
fördern. Ihre Lebensweise löst seit langem viele Probleme, mit denen
einige Menschen aktuell konfrontiert werden.

"Es ist äußerst wichtig für unsere Gesellschaft, auf eine
landwirtschaftliche Grundversorgung und Rinderzucht bauen zu können,
um Krisen wie der jetzigen mit größerer Resilienz zu begegnen", betont
Antolín Huáscar vom Nationalen Bauernverband CNA. In Zeiten des
Coronavirus verwandelt sich die kleinbäuerliche Landwirtschaft, ein
Sektor, der in der Vergangenheit allzu sehr vernachlässigt und
vergessen wurde, zu einem tragenden Element, um die
Ernährungssicherheit in Peru zu garantieren.


"Denn ohne Essen kann die Welt nicht existieren."

Laut der CNA, dem repräsentativen Organ der nationalen Landwirtschaft,
ist die Arbeit der Männer und Frauen auf dem Land grundlegend für ganz
Peru, denn ohne Essen könne die Welt schließlich nicht existieren. Dem
Nationalen Plan [1] der kleinbäuerlichen Landwirtschaft für 2019 bis
2021 ist zu entnehmen, dass die Erzeugnisse von Kleinbauern und
-bäuerinnen weltweit 70 Prozent der produzierten Lebensmittel
ausmachen und in Peru 97 Prozent der landwirtschaftlichen Einheiten
auf solche Art und Weise genutzt werden. Zudem arbeiten mehr als 83
Prozent der landwirtschaftlichen Arbeiter*innen Perus in
Familienverhältnissen.

Trotz ihrer Relevanz für die Welt werde die kleinbäuerliche
Landwirtschaft weiterhin unterschätzt, meint Lucinda Quispe Alaya,
Sprecherin der Bäuerlichen Vereinigung von Junín FAREJ: "Unsere
Produkte haben eigentlich keinen Wert, wir verkaufen zum Beispiel eine
Kartoffel für 30 oder 50 Cent pro Kilo, aber genau dieses Kilo wird
für ein oder drei Soles (entspricht ca. 0,25-0,80 Euro)
weiterverkauft." Sie fügt hinzu, dass das aktuelle Wirtschaftsmodell
des freien Marktes außerdem bestehende Armutsverhältnisse noch weiter
verstärke. In der momentanen Krise steige das Preisniveau noch weiter
an: "Dieser Markt erkennt die wahren Produktionskosten unserer
Erzeugnisse nicht an, wodurch er uns in einer dürftigen finanziellen
Lage zurücklässt."


CNA richtet sich mit einem Aufruf an die Regierung

Antolín Huáscar wiederum wandte sich bereits über die institutionellen
Plattformen der CNA an das Landwirtschaftsministerium. Die Produktion
und die Versorgung mit Lebensmitteln sollen auf eine faire Weise
garantiert werden, bei der die Gesundheit und die Unversehrtheit
sowohl der Bauern und Bäuerinnen als auch des ländlichen Raumes
Vorrang haben sollten: "Wir von der CNA und den regionalen Verbänden
bitten die Regierung inständig, Verluste in unseren Landgütern und
allgemein in der landwirtschaftlichen Produktion abzuwenden, gerade in
einer solch kritischen Zeit, wie wir sie momentan durchleben."

Der Aufruf beinhaltet dringende Maßnahmen, um die landwirtschaftlichen
Erzeugnisse mit Unterstützung der nationalen Polizei und der
Streitkräfte in die Großmärkte zu bringen. So sollen eine
Lebensmittelknappheit und Spekulationen vermieden werden. Der
Vertreter der CNA betonte dabei, dass die Kleinbauern und -bäuerinnen
der peruanischen Bevölkerung unter großer Anstrengung dieselben Preise
für ihre Produkte versicherten.



Indigene kleinbäuerliche Landwirtschaft als Nahrungsmittelgarant

"Es wäre sinnvoll, wenn die Regierung direkt bei den Kleinbauern und
-bäuerinnen einkaufen würde, um die Erzeugnisse schnellstens an
diejenigen Haushalte zu liefern, die sie am meisten benötigen -
anstatt Gelder zu verteilen, die vielleicht nicht einmal der
Lebensmittelversorgung zu Gute kommen", fügt Antolín Huáscar hinzu.

Schließlich fordert er vom Landwirtschaftsministerium, vom
Gesundheitsministerium und den regionalen Regierungen eine ständige
Kontrolle im ländlichen Raum, um zu verhindern, dass die Kleinbauern
und -bäuerinnen als Folge ihrer wertvollen Arbeit vom Coronavirus
befallen werden oder sich Plagen ausbreiten. Antolín Huáscar wünscht
sich, dass diese Erfahrung dazu führe, dass die Politik die
kleinbäuerliche, indigene Landwirtschaft und die Rechte indigener
Völker fördere, deren Leben daraus bestünde, für Probleme in der
Lebensmittelversorgung Lösungen zu finden.


Anmerkung:

[1] https://busquedas.elperuano.pe/normaslegales/decreto-supremo-que-aprueba-el-plan-nacional-de-agricultura-decreto-supremo-n-007-2019-minagri-1828314-1/


URL des Artikels:

https://www.npla.de/thema/umwelt-wirtschaft/mit-kleinbaeuerlicher-landwirtschaft-dem-coronavirus-trotzen/


Der Text ist lizenziert unter Creative
Commons Namensnennung-Weitergabe unter gleichen Bedingungen 4.0
international.

https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/
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MELDUNG/687: Mit neuer Vermittlungsplattform "ErnteErfolg" gegen das Coronavirus (idw)

Technische Universität Berlin - 30.03.2020

Mit neuer Vermittlungsplattform "ErnteErfolg" gegen das Coronavirus

Die neue Vermittlungsplattform bringt Landwirt*innen und
Ernte-Helfer*innen in Zeiten der Krise zusammen



Die Wirtschaft der Europäischen Union fußt auf einem regen Austausch von
Arbeitskräften zwischen den Mitgliedsstaaten, der durch die aktuellen
Maßnahmen gegen die Corona-Pandemie stark eingeschränkt bzw. vollkommen
zum Erliegen gekommen ist. Vor allem heimische Landwirt*innen sehen durch
den Mangel an saisonalen Arbeitskräften die Ernten und damit ihre Existenz
bedroht. Zur gleichen Zeit erleben bundesweit tausende Menschen durch
Betriebsschließungen in der Gastronomie und in anderen Bereichen
Kurzarbeit und Einnahmeeinbußen. Wieso also nicht eine Möglichkeit
schaffen, Landwirt*innen und potenzielle Ernte-Helfer*innen
zusammenzubringen? Während des bundesweiten Hackathons #WirVsVirus unter
der Schirmherrschaft der Bundesregierung hat sich eine Gruppe engagierter
Bürger*innen, darunter TU-Student Yannik Gassmann, dieser Herausforderung
gestellt und die Plattform "ErnteErfolg" konzipiert.

"Natürlich richten wir uns auch an Mitbürger*innen wie Studierende,
Arbeitssuchende oder Geflüchtete. Jede*r kann in diesen Zeiten aktiv zu
einem Stück Normalität beitragen und helfen, die Ernten dieses Jahr zu
sichern", erklärt Yannik Gassmann, Informatik-Student an der TU Berlin. Er
hat vom 20. bis 22. März 2020 am Hackathon der Bundesregierung #WirVsVirus
teilgenommen. Zusammen mit seinem Team hat er sich einer akuten
Problematik in der Landwirtschaft gewidmet und die Vermittlungsplattform
"ErnteErfolg" entwickelt, auf der sich landwirtschaftliche Betriebe und
Ernte-Helfer*innen registrieren können. "Jede*r Landwirt*in hat dort einen
Kalender, über den Gesuche eingestellt und per E-Mail, WhatsApp oder
andere Messenger geteilt werden können. Die potenziellen Ernte-Helfer*innen
geben online ihre zeitliche Verfügbarkeit an und bekommen
landwirtschaftliche Betriebe in der Nähe angezeigt, deren Gesuche zeitlich
passen", so der TU-Student zum Konzept von "ErnteErfolg", das er nach dem
Hackathon mit einem 15-köpfigen Team aus Studierenden und Berufstätigen
aus den verschiedensten Bereichen weiter voranbringen will. Die
Ernte-Helfer*innen können sich auf der Plattform für eine Schicht einbuchen,
verdienen so Geld und sammeln für jeden erfolgreichen Einsatz
Erfahrungspunkte. "Ein Gamification-Aspekt, der das Vertrauen fördern und
die Motivation steigern soll", erklärt Yannik Gassmann.

Mit dem Hackathon #WirvsVirus wurde ein organisatorischer und technischer
Rahmen für Problemlöser*innen aus der Tech- und Kreativbranche sowie für
sozial engagierte Bürger*innen geschaffen. Gemeinsam sollten
funktionierende Prototypen und Lösungsansätze - digital und analog - für
gesellschaftlich relevante Fragen im Hinblick auf die Corona-Krise
entwickelt werden. "Die Dynamik, die während des Hackathons entstanden
ist, war unglaublich. Zwischendurch waren 42.000 Teilnehmer*innen im
Slack-Channel, einer Online-Plattform für Zusammenarbeit, und alle haben
sich unterstützt", betont der TU-Student die positiven Aspekte der
digitalen Veranstaltung: "Wir möchten Menschen, die in diesen Zeiten etwas
bewegen wollen, mit unserem Projekt zeigen, wo sie gebraucht werden. Und
dabei kann Großes entstehen."


Näheres zu Hintergründen, Aufbau und Umsetzung des Projekts
"ErnteErfolg":

https://devpost.com/software/plattform-fur-bauern-und-helfer

Video zum Projekt "ErnteErfolg":

https://youtu.be/vP5iSDGNKNY

Das Projekt "ErnteErfolg" im Web und auf Social Media:

https://ernte-erfolg.de/

https://www.instagram.com/ernteerfolg/

https://www.facebook.com/ernteerfolg/

https://twitter.com/ErfolgErnte

Weitere Informationen zum Hackathon #WirVsVirus:

https://www.bundesregierung.de/breg-de/themen/coronavirus/wir-vs-virus-1731968

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution52

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Technische Universität Berlin, 30.03.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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VERBAND/2403: "Tag des offenen Hofes" auf 2021 verschoben (DBV)

Deutscher Bauernverband - Pressemitteilung vom 30. März 2020

"Tag des offenen Hofes" auf 2021 verschoben

Corona-Krise macht dies erforderlich



Der Deutsche Bauernverband hat gemeinsam mit dem Bund der Deutschen
Landjugend und dem Deutschen LandFrauenverband aufgrund der nicht
absehbaren Entwicklung der Corona-Pandemie entschieden, den "Tag des
offenen Hofes" in das Jahr 2021 zu verschieben.

Ursprünglich sollte das zentrale Wochenende der bundesweiten Aktion am
13. und 14. Juni 2020 stattfinden und mit einem Medienauftakt am
Freitag, den 12. Juni, in Bremen eröffnet werden. Viele hundert
Bauernfamilien in ganz Deutschland wollten an dem zweiten
Juni-Wochenende oder im Verlauf des Jahres ihre Hoftore für Besucher
öffnen, um einen Blick in den Stall und aufs Feld zu ermöglichen. Die
öffentliche Gesundheit und die sichere Erzeugung von Nahrungsmitteln
haben jedoch oberste Priorität.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 30. März 2020

Deutscher Bauernverband, Pressestelle

Claire-Waldoff-Straße 7, 10117 Berlin

Tel.: 030 / 31 904 0, Fax: 030 / 31 904 431

Mail: presse@bauernverband.net

Internet: www.bauernverband.de
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PROPAGANDA/1519: COVID-19 - Evangelikale blasen zur Jagd ... (SB)



Einmal mehr treibt bekennende ChristInnen die Frage um, wie Gott so etwas
zulassen konnte. Die Coronaviruspandemie hat die Vereinigten Staaten fest im
Griff, und es scheint erst der Anfang einer womöglich katastrophalen Entwicklung
zu sein. Die naheliegende Antwort lautet in nicht wenigen Fällen, daß es sich um
eine Strafe für die vielen Sünden handelt, die die Menschen wider die Gebote des
Herren begangen haben. Dem Theodizeeproblem durch die Antwort zu entkommen, daß
stets der andere schuld ist, ist seit alters her eine bewährte Strategie von
extremer Vergeltungssucht befallener Kreuzritter, Hexenverbrenner und
Moralapostel. Mit Feuer und Schwert ziehen sie gegen die Ungläubigen zu Felde,
das gilt auch heute noch, wenn auch mehr in Form rassistischer und homophober
Bezichtigungen.

Die grundmenschliche Strategie, bewährte Feindbilder aufzubauen und sich an
ihnen abzuarbeiten, fällt unter US-Evangelikalen auf besonders fruchtbaren
Boden. Predigern, die ihr Geschäft mit Angst, Schuld und Bestrafung machen, fällt
es naturgemäß schwer, eine Gelegenheit zur Feindbildproduktion ungenutzt
vorüberziehen zu lassen.

Zu einer schon seit Jahrhunderten bewährten Diffamierung greift der evangelikale
Pastor und Radiomoderator Rick Wiles auf der Webseite TruNews. Synagogen seien
von der Seuche verpestete Orte, wirbt Wiles um Zuspruch unter jenen Brüdern und
Schwestern, die JüdInnen niemals vergeben haben, daß sie den von Gott gesandten
Heiland ans Kreuz genagelt haben sollen. Um sich in der Synagoge nicht mit dem
Coronavirus anzustecken, sollten JüdInnen im Namen von Jesus Christus bereuen,
sich also zum Christentum bekehren, erst dann würde die Seuche stoppen [1]. Nur
bei Gott sei Schutz zu finden, kommentierte Wiles den Tod eines an COVID-19
erkrankten Anwaltes, der LGBTIQ-Menschen vertrat, die von evangelikalem
Schwulenhaß betroffen sind [2]. Der You Tube-Kanal von TruNews wurde schon 2019
gesperrt, doch dem Presseangebot des Weißen Hauses waren die Botschaften des
homophoben und antisemitischen Eiferers schon mehrfach willkommen.

Laut dem evangelikalen Musiker Bo Gardiner bauschen die Medien die Pandemie auf,
um Präsident Trump zu schaden. Er selbst werde von Gott vor dem Coronavirus
geschützt, behauptete Gardiner, um kurz darauf als erster an COVID-19 erkrankter
Patient im Bundesstaat North Carolina zu sterben [3]. Der populäre Reverend
Steven Andrew hat den März zum "Repent of LGBT Sin Month" erklärt. Gottes Liebe
zeige, wie wichtig es sei zu bereuen. In der Bibel sei zu lesen, daß
Homosexuelle ihre Seelen verlieren und Gott die LGBT-Communities zerstören
werde. Sich Gott zu unterwerfen schütze die USA vor Seuchen wie dem Coronavirus,
so der Begründer des evangelikalen Bündnisses America Is On the Lord's Side [4]. 
Derartige Dominanzphantasien könnten auch ganz andere Assoziationen hervorrufen,
wie die lange Liste evangelikaler Prediger zeigt, deren moralische
Unbeflecktheit in flagranti dementiert wurde [5].

Für den ergebenen Trump-Anhänger und Präsidenten der evangelikalen Liberty
University, Jerry Falwell jr., haben Nordkorea und China den Coronavirus in die
Welt gesetzt, um die US-Wirtschaft und damit ihren Präsidenten zu schädigen. 
Falwell hat zuletzt mit seinem diktatorischen Führungsstil und seinen
sexistischen Ansichten von sich reden gemacht [6], womit er bei diesem
Präsidenten keinen Fehler machen kann. Trump hat mit seinen Machoeskapaden unter
den Evangelikalen der USA keineswegs an Reputation verloren, ganz im Gegenteil. 
Öffentliche Auftritte beim Gebet im Weißen Haus haben den Präsidenten in die
Aura eines von Gott gesandten Retters getaucht und die Zustimmung unter seiner
christlichen Klientel weiter gefestigt. Der politische Einfluß der evangelikalen
Rechten auf die US-Administration kann kaum überschätzt werden. Bei der
Beurteilung des Ansehens von Donald Trump in der US-Bevölkerung ist nicht zu
vergessen, daß bei der Frage, wer in den Vereinigten Staaten das Sagen hat,
Zustimmungsraten weit weniger schwer wiegen als konkrete politische Macht, die
maßgeblich von christlich-evangelikalen Netzwerken ausgeht.

Von dieser Klientel ist nicht zu erwarten, daß sie am aktuellen Rettungsplan
Trumps etwas auszusetzen hat, der etwa Spielcasinos und Fluglinien mit
Milliardenbeträgen unter die Arme greift, während die einkommensarme Bevölkerung
mit Krümeln in Form einer Einmalzahlung abgespeist wird. Die evangelikale Rechte
steht für all das, was die USA angeblich zur Nummer Eins auf dem Planeten macht. 
Wer dabei unter die Räder gerät, kann noch so viele Sünden bekennen und wird
doch nicht mit am Tisch sitzen, wenn fürstlich gespeist und getrunken wird. Was
Gott auch immer mit dem Virus vorhat, zur Zeit scheint die Last unabgegoltener
Sünden im Land der Freien und Mutigen so groß zu sein, daß alle noch so finster
gezeichneten Feindbilder nicht ausreichen, um zu erklären, warum nicht nur
JüdInnen, MuslimInnen, AbtreibungsbefürworterInnen und LGBTIQ-Menschen von der
Pandemie betroffen sind.


Fußnoten:

[1] https://www.rightwingwatch.org/post/rick-wiles-says-god-is-spreading-the-coronavirus-in-synagogues-as-punishment-for-opposing-jesus/

[2] https://www.rightwingwatch.org/post/rick-wiles-says-coronavirus-death-of-lgbtq-lawyer-is-a-sign-of-gods-judgment/

[3] https://www.rawstory.com/2020/03/christian-pastor-who-thought-covid-19-is-just-mass-hysteria-among-the-first-in-virginia-to-die-from-virus/

[4] http://christiannewswire.com/news/107683567.html

[5] https://www.counterpunch.org/2020/02/17/megachurch-mess/

[6] https://www.marketwatch.com/story/sex-and-self-dealing-welcome-to-jerry-falwell-jrs-liberty-university-2019-09-09

[7] https://www.counterpunch.org/2020/03/27/gods-vengeance-the-christian-right-and-the-coronavirus/

31. März 2020
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REPRESSION/1685: Halle-Attentat - weißer Rassismus ... (SB)



"Unzufriedene weiße Männer"

Stephan B. (Attentäter von Halle über seinesgleichen) [1]

Am 9. Oktober 2019 hatte Stephan B. in Halle/Saale während der
Feierlichkeiten zum jüdischen Feiertag Jom Kippur versucht, bewaffnet
in die Synagoge der Stadt einzudringen und die dort versammelten
Menschen zu töten. Nachdem ihm dies aufgrund einer schweren Holztür
nicht gelungen war, erschoß er auf offener Straße eine Passantin,
worauf er in einen Dönerimbiß eindrang und dort einen Mann tötete. Auf
seiner Flucht verletzte er zwei weitere Menschen schwer. Er filmte
seine Taten und übertrug alles live im Internet. In den kommenden
Tagen wird der Generalbundesanwalt in Karlsruhe Anklage wegen
zweifachen Mordes und neunfachen Mordversuchs aus niedrigen
Beweggründen erheben. Er sieht darin Taten, die das Ansehen der
Bundesrepublik in der Staatengemeinschaft schädigen.

Die Taten gelten als umfassend ermittelt, bis hin zu einem
aufgefundenen Foto, in dem sich der frühere Panzergrenadier der
Bundeswehr am Morgen des Anschlags vor einem großen Bodenspiegel
selbst aufnahm. Er lächelte sich in voller Kampfmontur zu, die Hand
salutierend am Barett. Nach Recherchen von NDR, WDR und Süddeutscher
Zeitung hat der 28jährige ein umfassendes Geständnis abgelegt und über
sein Motiv gesprochen. Von entscheidender Bedeutung sind demnach
insgesamt vier Vernehmungen, die mit ihm stattgefunden haben. Zunächst
hatte er kurz nach der Tat beim Haftrichter des Bundesgerichtshofs
noch erklärt, er wolle nichts "beschönigen", aber auch nichts sagen.
Es ergebe sich doch alles aus den bei dem Attentat von ihm selbst
gefertigten Filmaufnahmen. Dann redete er aber doch, und zwar beim
Richter sowie drei weitere Male mit Ermittlern des
Bundeskriminalamtes. Schließlich, so erklärte er den Beamten, habe er
seine Angaben bei der ersten Vernehmung aufgrund seiner
Schußverletzung im Hals nicht "schön" ausformuliert.

Seinen Angaben zufolge war die Ankunft der Flüchtlinge im Jahr 2015
für ihn eine "Zäsur". Er habe entschieden, sich zu bewaffnen, denn
wenn keiner etwas tue, dann müsse er es tun. Nachdem er sich zunächst
überlegt habe, Muslime zu töten, sei seine Wahl schließlich auf einen
Anschlag gegen Juden gefallen, da diese schließlich für Leute wie ihn
das größte Problem seien. Auf die Frage, wer Leute wie er seien,
antwortete Stephan B.: "Unzufriedene weiße Männer." Er habe gegen
diejenigen vorgehen wollen, die ihn aus dem Leben drängen. Als er
gefragt wurde, ob er Juden kenne, antwortete B., er kenne auch Angela
Merkel und Adolf Hitler nicht, habe sich aber dennoch eine Meinung
über sie gebildet.

B. gab an, er sei vor der Tat zweimal an der Synagoge in Halle
vorbeigegangen, um den Ort auszuspähen. Er sei davon ausgegangen, daß
die Tür am Jom Kippur, einem hohen Feiertag der jüdischen
Glaubensgemeinschaft, offen stehen würde. Stephan B. bedauerte nicht
etwa die Tat, sondern daß er nicht noch mehr Menschen getötet und
keine Migranten getroffen habe. Als er die deutschen Namen seiner
Opfer Jana L. und Kevin S. gehört habe, sei er zusammengezuckt, da sie
weder Juden noch Migranten waren. Er "bedauere" es, Deutsche getötet
zu haben, gab er zu Protokoll. Er habe es in erster Linie auf Juden
abgesehen gehabt, dann sei er auf "Nahöstler" im Dönerladen
ausgewichen, heißt es in dem Bericht. [2]

Der Täter von Halle machte den Ermittlern gegenüber auch ausführliche
Angaben, wie er seine Waffen für den Anschlag aus Metallrohren und mit
Werkstücken aus einem 3-D-Drucker selbst zusammengebaut habe. Auch die
Molotowcocktails und Splitterbomben, die er bei sich hatte, habe er
selbst hergestellt, obgleich er handwerklich eigentlich nicht
sonderlich begabt sei. Der finanzielle Aufwand für die Herstellung sei
bescheiden gewesen, er habe Zinnfiguren, die er früher gesammelt habe,
über eBay verkauft. Die Patronen habe er gebraucht im Internet gekauft
und selbst gefüllt. Er habe der ganzen Welt zeigen wollen, daß man
Waffen sehr günstig herstellen könne.

Stephan B. hatte nach einem guten Abitur zunächst Chemie in Halle
studiert, aber offenbar nach einer schweren Operation nicht ins Leben
zurückgefunden. Er lebte zurückgezogen in einem kleinen Zimmer in der
Wohnung seiner Mutter in einem Dorf bei Eisleben und sagte selbst über
sich, er sei immer ein Einzelgänger gewesen. Seiner Familie zufolge
hatte er keine Freunde, keine Partnerin und war auch in keinem Verein
aktiv. Teilweise verbrachte er den ganzen Tag in seinem kleinen Zimmer
am Computer, nicht einmal zum Staubsaugen durfte seine Mutter
hineinkommen. Diese gab in einer Vernehmung an, ihr Sohn habe auf
alles geschimpft. Auf Greta Thunberg, den Wetterbericht oder Frauen in
der Politik. Immer wieder habe er die Fernsehkanäle durchgezappt, um
ihr zu zeigen, daß weiße Frauen ständig mit farbigen Männern zusammen
seien. B. erklärte, in Deutschland gebe es keine Redefreiheit, das
sehe man schon am Verbot der Holocaustleugnung.

Auf seinem Computer sicherten die Ermittler zahlreiche Videos, auf
denen Menschen auf brutalste Art umgebracht werden. Ein Film zeigt,
wie der sogenannte Islamische Staat zwei türkische Soldaten bei
lebendigem Leib verbrennt. Als Vorbild für seine Tat nannte Stephan B.
den Attentäter von Christchurch, der im März 2019 in Neuseeland zwei
Moscheen gestürmt, dabei 51 Menschen getötet und sich in der
vergangenen Woche vor einem neuseeländischen Gericht schuldig bekannt
hat. Über ihn habe er alles gesammelt und gespeichert. Helfer oder
Mitwisser hatte Stephan B. offenbar nicht, wohl aber geistige
Unterstützung im Internet. Den Angaben zufolge traf er sich im Netz
anonym auf sogenannten Image Boards mit Gleichgesinnten vor allem aus
den USA, die sich gegenseitig in ihrem Juden- und Frauenhaß
bestärkten. [3]

Was Stephan B. mit seinem Bezug auf die "unzufriedenen weißen Männer"
zusammenfaßt, ist Ausdruck seiner persönlichen Lebensgeschichte. Es
repräsentiert zugleich das im Diskurs über Rechtsextremismus oftmals
ausgeblendete Kernelement neurechter Gesinnung, die eine
nationalistische, weiße und männliche Identität verabsolutiert und
sich gegen Feindbilder wie Frauen, Ausländer und Minderheiten richtet,
die sie einerseits als Bedrohung, andererseits als minderwertig
einstuft. Im Osten Deutschlands sind dafür oftmals die nach dem Wegzug
vieler Frauen in den Westen "zurückgebliebenen" jungen Männer
empfänglich, die sich abgehängt fühlen. Das Leitmotov der Identitären
Bewegung, in einer bedrohten Lebensweise durch Konstitution
angreifbarer Feinde ein Bewußtsein für das Eigene hervorzubringen, das
Mann auf keinen Fall verlieren darf, zeichnet sich deutlich in der
rassistischen und neonazistischen Denk- und Handlungsweise des
Attentäters von Halle ab.

Von Abstiegsängsten gequält und verunsichert oder bereits verarmt,
entwürdigt und ohne Perspektive, kann dem Menschen in diesem Lande
alles genommen werden, doch eines nicht: Der Stolz, ein weißer
deutscher Mann zu sein! Diese ideologische Volte erlaubt die sofortige
Feindbildproduktion in Gestalt all jener, die sich als "undeutsch"
identifizieren lassen. Das können Frauen sein, die sich dem
patriarchalen Anspruch nicht unterordnen, wie auch all jene, die sich
dem Schema der Geschlechterzuweisung und Verkehrsformen nicht fügen.
Das können geflohene Menschen, Muslime oder Juden, aber auch Kreise in
Politik und Gesellschaft sein, die Fremden die Tür öffnen und eine
Mischung der Kulturen befördern.

Wo die lebensgeschichtliche Erfahrung, abgehängt und mißachtet zu
werden, nach einem Ventil für die aufgestaute Wut drängt, liefert die
Rechte irrationale Antworten, es nämlich all jenen zu zeigen, die als
vermeintliche Freßfeinde für das eigene Scheitern im erbitterten
Konkurrenzkampf verantwortlich gemacht werden können. Daß dies in
aller Regel Schwächere sind, ist dem Grundmuster nationalistischer und
patriarchaler Selbstvergewisserung inhärent, das seine Stärke daraus
zu gewinnen trachtet, für minderwertig befundene Menschen, Kulturen
und Nationen zu verachten, zu diskreditieren, zu verfolgen oder gar zu
vernichten. Im Land des ökonomischen Siegers zu leben und doch zu den
Verlierern zu gehören wird auf diese Weise weit vor einer Analyse der
Klassengesellschaft als Widerspruch entsorgt.

Das daraus extrahierte Fanal rechten Aufbruchs kann in verschiedenen
Formen vorangetragen werden, die weder pauschalisierend
gleichzusetzen, noch strikt voneinander zu trennen sind. Wie allein
die AfD zeigt, läßt sich das bislang parteipolitisch erfolgreiche
Projekt in eine nationalneoliberale, eine nationalkonservative und
eine völkische Strömung untergliedern, deren Machtkampf noch nicht
endgültig entschieden ist. Jenseits dieser Partei finden sich
zahlreiche Gruppierungen, Netzwerke und Personen, deren Spektrum vom
intellektuellen Theoriebilder bis zum Straßenschläger, vom offen
agierenden Verlag bis zum konspirativen "führerlosen Widerstand"
reicht. Von virtueller Anstachelung und Verschwörung ist der Übergang
zu Gewalttaten fließend. Wie das Beispiel Stephan B. zeigt, kann auch
und gerade ein sozial isolierter Einzeltäter, der nicht in realen
rechtsextremen Strukturen eingebunden ist, wohl aber im Geiste
virtuell kommunizierter rassistischer Abrechnungspläne seine Erfüllung
sucht, mörderische Wirkung entfalten.


Fußnoten:

[1] www.tagesschau.de/inland/halle-anklage-stephan-b-101.html

[2] www.n-tv.de/politik/Halle-Attentaeter-gesteht-und-nennt-Motiv-article21678033.html

[3] www.jungewelt.de/artikel/375578.rechter-terror-in-halle-balliet-wollte-mehr-menschen-töten.html

31. März 2020






Copyright 2020 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / POLITIK / MEINUNGEN





APPELL/008: Aufruf an die G20 - Investiert in das Gesundheitswesen statt weiterer Militarisierung (Pressenza)

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Aufruf an die G20: investiert in das Gesundheitswesen statt 
weiterer Militarisierung

Vom International Peace Bureau, 29. März 2020



IPB fordert eine dramatische Reduzierung der Militärausgaben zugunsten
der Gesundheitsversorgung und sozialer Leistungen.

Die älteste Friedens-NGO der Welt, die mit dem Nobelpreis
ausgezeichnete IPB, hat die Regierungen der G20, die sich in der
kommenden Woche auf virtuellem Wege versammeln, dazu aufgerufen, eine
Botschaft des Friedens und der Solidarität an die Welt zu senden, wenn
sie sich mit dem globalen Gesundheitsnotstand befassen.

Dies ist die Zeit, eine neue Seite in den globalen Beziehungen zu
öffnen, um geopolitische Spannungen zu überwinden,
Stellvertreterkriege zu beenden und einen Waffenstillstand für die
vielen Konflikte auf der ganzen Welt auszurufen, die alle eine globale
Solidarität in dieser Krisensituation behindern.

Wir müssen den Schatten des Krieges und des militärischen Engagements,
die die globale Zusammenarbeit in den letzten Jahren verdunkelt haben,
aufheben und daran arbeiten, dass ein Geist des Friedens und der
Solidarität herrscht.

Die IPB hat die Aufmerksamkeit der Welt seit langem auf die zunehmende
Dynamik des globalen Wettrüstens gelenkt. Unsere Gemeinschaften zahlen
einen hohen Preis für ein Wettrüsten, das Ressourcen von den
grundlegenden Gesundheits- und Wohlfahrtsbedürfnissen der Menschen
abgezogen hat.

Wir alle zahlen einen hohen Preis für eine gescheiterte Politik und
unangebrachtes, vom Markt gelenktes Wirtschaften, die unsere
Möglichkeiten zur Bewältigung dieser Notlage, die die Schwächsten am
härtesten getroffen hat, geschwächt haben.


Stress im Gesundheitswesen

Wir sehen jetzt die Folgen der Unterinvestition in die Infrastruktur
des Gesundheitswesens, in Krankenhäuser und Personal.

Die Krankenhäuser sind überlastet, die Krankenschwestern sind
erschöpft, das Material ist knapp, und es wird auf Leben und Tod
entschieden, wer Zugang zu der knappen Zahl von Beatmungsgeräten haben
kann und wer nicht. Ärzte und Krankenschwestern werden durch die
Verantwortungslosigkeit vergangener politischer und wirtschaftlicher
Entscheidungen behindert.

Überall auf der Welt stoßen die Gesundheitssysteme an die Grenzen
ihrer Leistungsfähigkeit, und die engagierten Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter steht unter massivem Druck.

Der Coronavirus-Notstand zeigt, in welch geschwächtem Zustand sich
unsere Gesellschaften befinden, um die Menschen zu schützen: Eine vom
Profit der Shareholder Value und Sparmaßnahmen getriebene Welt hat
unsere Fähigkeit zur Verteidigung des Gemeinwohls geschwächt und
Menschenleben im globalen Maßstab in Gefahr gebracht.

ArbeiterInnen und Angestellte, die sich vor Arbeitsplatz- und
Einkommensverlusten fürchten, sind versucht, krank zur Arbeit zu
gehen. Ältere Menschen sind verletzlich und brauchen Hilfe. Das Virus
trifft die Schwächsten am härtesten. Privatisierung, Sparmaßnahmen und
das neoliberale System haben die lokalen, regionalen und nationalen
Gesundheitsdienste an den Rand des Zusammenbruchs gebracht.

In den letzten zwei Jahrzehnten ist die Zahl der im Gesundheitswesen
tätigen Ärzte und anderer MitarbeiterInnen in den westeuropäischen
Ländern um ein Drittel zurückgegangen. In Italien wurde das
Gesundheitsbudget in den letzten Jahren um 37 Milliarden Euro gekürzt.
Die WHO warnt davor, dass bis 2030 18 Millionen Beschäftigte im
Gesundheitswesen fehlen werden.

Die Kommunen brauchen dringend Unterstützung, um die Zahl der
verfügbaren MitarbeiterInnen zu erhöhen. Und nun fordert diese Politik
ihren Tribut, vor allem dort, wo in den letzten Jahren Krankenhäuser
massiv geschlossen (oder zugunsten der Reichen privatisiert) wurden,
was in einigen (vor allem ländlichen) Regionen zu einer Einschränkung
der Grundversorgung geführt hat.

Wir können bereits jetzt Lehren für die Zukunft ziehen:


	Gesundheit ist ein Menschenrecht für Jung und Alt, für alle Menschen in allen Teilen der Welt.

	Gesundheits- und Krankenpflege darf niemals nach Profitinteressen ausgerichtet und durch Privatisierung zerstört werden.

	Die Bedeutung menschenwürdiger Arbeit für das gesamte Gesundheitspersonal und kontinuierliche Investitionen in ihre Aus- und Weiterbildung sind absolut notwendig




Zeit für einen globalen Sozialvertrag

Mit jeder Stunde wird das ganze Ausmaß der Krise deutlicher. In dieser
Woche berichtete die IAO über die Folgen für den Arbeitsmarkt:


	Ein potenzieller Verlust von 25 Millionen Arbeitsplätzen drohen, das ist mehr als die während der Finanzkrise von 2008 verlorenen.

	Es wird erwartet, dass die Armut erheblich zunehmen wird, wobei bis zu 35 Millionen zusätzliche Menschen betroffen sein könnten.

	Die Einkommensverluste der ArbeiterInnen und Angestellte könnten 3,4 Billionen Dollar erreichen.



Wir unterstützen die Bemühungen der Gewerkschaftsbewegung auf
globaler, regionaler und nationaler Ebene in ihrer Forderung nach
einem neuen Sozialvertrag.

Wir unterstützen ihre Forderung nach wirtschaftlichen Maßnahmen und
Ressourcen zum Schutz von Arbeitsplätzen, Einkommen, öffentlichen
Diensten und dem Wohlergehen der Menschen.

Dies alles erfordert eine Verpflichtung der Wirtschaft, die Menschen
in Arbeit zu halten, und die Unterstützung, die ihnen von ihren
Regierungen zugesagt wird, muss davon abhängig gemacht werden, dass
sie sich an den Sozialvertrag für Arbeitsplatzsicherheit und Einkommen
halten.


G20: Priorität für Abrüstung

Die Welt gibt jedes Jahr 1,8 Billionen Dollar für Militärausgaben aus,
und es ist geplant, in den nächsten 20 Jahren eine Billion Dollar für
neue Atomwaffen auszugeben. Weltweite Militärübungen kosten jedes Jahr
mehr als eine Milliarde Dollar, und in den führenden Volkswirtschaften
der Welt nehmen die Waffenproduktion und die Waffenexporte zu. Die G20
kann diese Tatsachen nicht unter den Teppich kehren.

Die Militärausgaben sind heute um 50 Prozent höher als am Ende des
Kalten Krieges. Sie liegen bei über 1.800 Milliarden US-Dollar pro
Jahr, während die NATO von ihren Mitgliedern weitere Erhöhungen
fordert.

Die bisherige internationale Rüstungskontrollpolitik des Kalten
Krieges berücksichtigt nicht, dass Länder wie China, Saudi-Arabien und
Indien ein wichtiger Faktor im globalen Wettrüsten sind. Diese Länder
müssen in die so dringend erforderlichen globalen Abrüstungsbemühungen
einbezogen werden.

Die G20 sind für 82 Prozent der weltweiten Militärausgaben
verantwortlich, machen fast alle Waffenexporte aus und halten 98
Prozent der weltweiten Atombomben auf ihrem gemeinsamen Territorium.
Die G20 ist die gemeinsame Plattform, die die Hauptakteure im globalen
Wettrüsten zusammenführt.

Darüber hinaus werden Milliarden für die militärische Forschung
ausgegeben, Geld, das besser in die Gesundheit und die menschlichen
Bedürfnisse sowie in die Forschung zur Unterstützung des Kampfes gegen
den globalen Klimawandel investiert werden sollte.

Die Militarisierung ist der falsche Weg für die Welt; sie schürt
Spannungen und verstärkt das Kriegs- und Konfliktpotential und
verschärft die bereits erhöhten nuklearen Spannungen. Dennoch wird die
politische Architektur, die zur Kontrolle der nuklearen Expansion und
Abrüstung geschaffen wurde, ignoriert und zerstört.

Das im Februar veröffentlichte Bulletin of atomic science mit der
Weltuntergangsuhr 2020 hat diese auf 100 Sekunden vor Mitternacht
vorgestellt. So nah war es in seiner 70-jährigen Geschichte noch nie
an Mitternacht - die Gefahren der Atomwaffen und die
Klimaveränderungen hat den Sekundenzeiger vorrücken lassen.

Die Regierungschefs der Welt müssen Abrüstung und Frieden wieder in
den Mittelpunkt der Politikgestaltung stellen.

Die führenden Politiker der Welt müssen eine neue Abrüstungsagenda
entwickeln, und dazu gehört auch das Verbot von Atomwaffen. Wir
fordern die Regierungen erneut auf, sich dem TPNW anzuschließen.

Ohne Abrüstung behindern sie den Kampf gegen künftige
Gesundheitspandemien, die Ausrottung von Armut und Hunger, die
Bereitstellung von Bildung und Gesundheitsversorgung für alle sowie
die Verwirklichung der Ziele der SDG 2030.

Abrüstung ist einer der Schlüssel zur großen Transformation unserer
Volkswirtschaften, um sicherzustellen, dass die Menschen und nicht der
Profit im Mittelpunkt stehen; Volkswirtschaften, das die ökologische
Herausforderungen - vor allem die Herausforderungen des Klimawandels -
gelöst und globale soziale Gerechtigkeit angestrebt wird.

Mit der Abrüstung, der Umsetzung der SDGs, einem globalen
Sozialvertrag und einem neuen globalen grünen Friedensabkommen können
wir die Herausforderungen der Coronavirus-Pandemie angehen.

Wir wissen aus der Geschichte unserer eigenen Organisation und vieler
unserer Mitgliedsorganisationen, dass in solchen Krisen vor allem die
Demokratie verteidigt werden muss, und zwar besonders gegen zunehmend
autoritäre Staaten.

Wir rufen zu einer Kultur des Friedens auf. Ein friedlicher Weg
bedeutet, dass wir eine globale Strategie, einen globalen
Gesellschaftsvertrag und eine globale Zusammenarbeit brauchen, um eine
weltweite Entwicklung zu gewährleisten. Das wird die menschliche
Solidarität des 21. Jahrhunderts sein - für und mit den Menschen.

IPB ist willens und fähig, an der Etablierung dieses friedlichen Weges
zu arbeiten - in Zusammenarbeit mit Partnern in der ganzen Welt.
Deshalb sagen wir, dass eine Initiative der G20 für Abrüstung
notwendig ist, um von einer Kultur der Militarisierung zu einer Kultur
des Friedens überzugehen. Dies ist sowohl dringend erforderlich als
auch notwendig.


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/
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Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin
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FRAGEN/007: Politikwissenschaftler - "Kein Masterplan in den Schubladen der Ministerialbürokratie" (idw)

Universität Leipzig - 30.03.2020

Politikwissenschaftler: "Kein Masterplan in den Schubladen der
Ministerialbürokratie"



Die Corona-Pandemie stellt bisher nie dagewesene Anforderungen an das
Krisenmanagement der Bundesregierung. Obwohl es für eine solch schwierige
Situation keinen Masterplan gibt, handele sie im Vergleich zu anderen
Regierungen fokussiert und agiere bedacht, ohne Panik zu verbreiten, sagt
Politikwissenschaftler Dr. Hendrik Träger (38) von der Universität
Leipzig. Aber: "Bei der Kommunikation besteht noch Potenzial nach oben."
Zugleich konstatiert er im nachfolgenden Interview, dass der Föderalismus
vor allem in Krisenzeiten wie diesen an seine Grenzen stößt.


Wie beurteilen Sie generell das Corona-Krisenmanagement der
Bundesregierung?

Bei der Beurteilung des Krisenmanagements ist zu berücksichtigen, dass die
politischen Akteure in Deutschland ebenso wie in den anderen Ländern vor
einer extrem großen Herausforderung stehen, für die es wahrscheinlich
keinen Masterplan in den Schubladen der Ministerialbürokratie gibt.
Außerdem hat sich die Situation vor allem in der ersten Zeit täglich
beziehungsweise fast stündlich geändert, sodass der politische Prozess
einer erheblichen Dynamik unterworfen war. Das, was am Mittag besprochen
wurde, konnte bereits am Abend von der neuen Realität überholt gewesen
sein. Welche enorme psychische Belastung die gegenwärtige Situation
offenbar auf politische Entscheidungsträger - wie für alle Berufsgruppen,
die in der aktuellen Lage besonders gefordert sind - bedeuten kann, zeigt
der Suizid des hessischen Finanzministers Thomas Schäfer am Wochenende.

Angesichts der Dimension der Herausforderung ist zu konstatieren, dass die
Bundesregierung auch im Vergleich zu anderen Staaten fokussiert und
bedacht agiert, ohne Panik zu verbreiten oder die Lage zu beschönigen. Die
einzelnen Ministerien treffen in ihrem jeweiligen Zuständigkeitsbereich
Entscheidungen beziehungsweise bereiten diese vor. Das betrifft nicht nur
das Gesundheitsministerium unter Führung von Jens Spahn, sondern auch
andere Ressorts: Während sich beispielsweise Innenminister Horst Seehofer
um die Schließung der staatlichen Grenzen kümmerte, ließen Arbeitsminister
Hubertus Heil und Wirtschaftsminister Peter Altmeier Programme zur
Unterstützung von Unternehmen und Arbeitnehmern erarbeiten. Im
Finanzministerium von Olaf Scholz musste geklärt werden, wieviel Geld für
die einzelnen Maßnahmen zur Verfügung gestellt werden kann. Jetzt, in der
Krisensituation, zahlte sich die rigide und oft kritisierte
Haushaltspolitik der letzten Jahre aus; mit leeren Kassen wären
verschiedene Programme kaum finanzierbar gewesen. Mittlerweile hat der
Bundestag sogar schon einige Projekte verabschiedet und damit gezeigt,
dass die parlamentarische Demokratie auch in Krisenzeiten handlungsfähig
ist.

Zu kritisieren ist aber teilweise die Kommunikation gegenüber der
Öffentlichkeit. Am Anfang sind einige Tage vergangen, an denen sich
diverse Minister mehrmals zu Wort gemeldet haben, bevor Kanzlerin Angela
Merkel etwas wirklich Wahrnehmbares sagte. In ihrer Fernsehansprache hat
sie dann doch aber geeignete Worte gefunden. Dass Frau Merkel kein
rhetorisches Talent wie Krisenmanager vom Schlage eines Helmut Schmidt
hat, dürfte nach fast 15 Jahren allen klar sein. Es wäre aber
wünschenswert, dass sich die Kanzlerin etwas häufiger öffentlich zu Wort
meldet und den aktuellen Stand der Dinge erklärt. Diesen Part hat Olaf
Scholz als Vize-Kanzler teilweise übernommen und betont, dass es zynisch
sei, die Verluste der Wirtschaft und Menschenleben gegeneinander
aufzurechnen. Problematisch finde ich allerdings, wenn nicht die
Regierungschefin, sondern der Kanzleramtschef Helge Braun, der nur
politisch interessierten Kreisen der Bevölkerung bekannt sein dürfte,
erklärt, dass vor dem 20. April wahrscheinlich nicht über eine Änderung
der Ausgangsbeschränkungen nachgedacht werde. Eine solche Botschaft wäre
die Aufgabe der Kanzlerin gewesen. Bei der Kommunikation besteht also
noch Potenzial nach oben.

Welche Parteien profitieren von der gegenwärtigen Krisensituation,
welche nicht?

In Krisenzeiten können häufig die Regierungsparteien punkten. Das war zum
Beispiel auch 2002 bei der sogenannten "Jahrhundertflut" an der Elbe zu
beobachten, die von der Dimension her aber nicht mit der Corona-Pandemie
vergleichbar ist. Damals hat die SPD vom Krisenmanagement von Kanzler
Gerhard Schröder profitiert und letztlich auch deswegen die Bundestagswahl
knapp gewonnen.

Aus aktuellen Umfragen wissen wir, dass vor allem die Unionsparteien und
auch etwas die SPD in den Zustimmungswerten gestiegen sind. Demgegenüber
haben die Oppositionsparteien einige Punkte verloren, denn sie kommen in
der öffentlichen Wahrnehmung nicht mehr richtig vor. Was sollen sie auch
machen? Kritisieren sie stets und ständig die Regierung, gelten sie als
Dauernörgler, die aus der Komfortzone der Opposition heraus alles besser
wissen, aber sich nicht dem Praxistest unterziehen müssen. In diesem
Kontext ist vor allem die FDP, die 2017 die Gespräche über eine
"Jamaika-Koalition" hat platzen lassen, in einer schwierigen Situation.

Ob die gestiegenen Zustimmungswerte der Regierungsparteien eine
langfristige Wirkung haben oder nur kurze Strohfeuer sind, wird von der
Entwicklung in den nächsten Wochen und Monaten abhängig sein. Wenn
einzelne Maßnahmen wie die Ausgangsbeschränkungen oder Hilfeleistungen für
bestimmte Wirtschaftszweige nicht greifen oder verlängert werden müssen
oder das Gesundheitswesen kollabiert, dann kann sich das Blatt für die
Regierung ganz schnell wenden.

Langfristig sollten Bund und Länder ernsthaft darüber nachdenken, ob die
Kürzungen und Stellenstreichungen in Krankenhäusern und
Pflegeeinrichtungen sowie bei der Polizei und anderenorts politische
Fehler im Ökonomisierungswahn nahezu sämtlicher Bereiche waren und
zumindest teilweise revidiert werden müssen. Dem Polizisten, der
Altenpflegerin, dem Arzt oder der Krankenschwester hilft es nichts, wenn
in den sozialen Netzwerken dazu angerufen wird, sich gefühlt alle drei
Stunden auf den Balkon zu stellen und zu klatschen oder zu singen. Davon
kann sich niemand etwas kaufen, und davon verbessern sich die
Arbeitsbedingungen nicht. Hier besteht vor allem für die Zeit nach der
Corona-Pandemie erheblicher Handlungsbedarf für die Politik. Daran wird
sich langfristig auch die Bundesregierung messen lassen müssen.

Unterschiedliche Restriktionen in den einzelnen Bundesländern beim
Durchsetzen der Kontaktbeschränkungen, eine Debatte über
Schleswig-Holsteins Vorstoß beim Thema Abiturprüfungen - ist der
Föderalismus in Deutschland durch die Corona-Krise an seine Grenzen
gestoßen?

In einem föderalen Staat sind politische Entscheidungsprozesse oft
komplexer und damit langwieriger und schwieriger als in Zentralstaaten wie
in Frankreich. Wenn der französische Staatspräsident Emmanuel Macron mit
seinem Ministerrat in Paris etwas beschließt, dann gilt das gleichermaßen
im ganzen Land. Insofern stößt der Föderalismus vor allem in Krisenzeiten
an seine Grenzen. Das heißt aber nicht, dass wir den Föderalismus
abschaffen sollten. Allerdings könnten bestimmte Aspekte verbessert
werden. Hinsichtlich der Abiturprüfungen, der Schulschließungen und der
Ausgangsbeschränkungen wäre es sinnvoll gewesen, wenn sich die
Ministerpräsidentinnen und Ministerpräsidenten auf eine gemeinsame Linie
verständigt und diese auch gemeinsam verfolgt hätten. Zeitweise wirkte es
wie eine Rückkehr in die Kleinstaaterei, wenn Mecklenburg-Vorpommern etwas
anderes als Brandenburg macht.

In föderalen Systemen ist eine Unitarisierung im Sinne von Absprachen auf
Augenhöhe anstatt von Verordnungen "von oben" möglich und in manchen
Bereichen sinnvoll. Das gilt nicht nur für Krisenzeiten. Vor einigen
Jahren haben die Innenminister der Länder beschlossen, einen Musterentwurf
für die Landespolizeigesetze erarbeiten zu lassen. Dadurch kann die
Polizeipolitik harmonisiert werden, ohne dass die Landesregierungen ihre
Kompetenzen in dem Bereich abgeben müssten, denn die Innenministerien
bleiben weiterhin für die Landespolizeien verantwortlich. Ähnliches wäre
jetzt beispielsweise mit Blick auf die Abiturprüfungen sinnvoll, ohne
etwas Grundlegendes an der generellen Zuständigkeit der Länder für den
Kultusbereich zu ändern.


Weitere Informationen unter:

https://expertendienst.uni-leipzig.de/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution232
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Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung
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LAIRE/1369: Hunger - Verschärfung zu erwarten ... (SB)



Die Bekämpfung der Coronaviruspandemie könnte den weltweiten
Nahrungsmittelmangel dramatisch verschärfen, sagt der Chefökonom der
FAO, Maximo Torero Cullen. Er fordert deshalb, einen Schlachtplan zu
entwerfen, damit nicht die ärmeren Menschen, die unter anderem von
neuen Handelsbeschränkungen, Unterbrechungen der Logistikkette und
totalen Verlusten ihrer sowieso schon geringen Einnahmen geschädigt
werden, Hunger leiden müssen.

Was der FAO-Vertreter nicht erwähnt: Weil schon heute über 820
Millionen Menschen Hunger leiden und zwei Milliarden Menschen
unterernährt sind, ist nicht damit zu rechnen, daß die sogenannte
internationale Gemeinschaft mit den verheerenden Folgen der Pandemie
anders umgehen wird als mit der alltäglichen Hungerkatastrophe. Vor
dieser werden nicht etwa die Augen geschlossen, sondern sie wird
sehenden Auges in Kauf genommen.

Beispielsweise Indien. In Folge der landesweiten Ausgangssperre haben
Millionen Arbeitsmigranten ihre geringfügige Einkommensquelle
verloren und stehen nun ohne jedes ökonomisches Auffangnetz auf der
Straße, oftmals weit entfernt von ihren Heimatdörfern oder ihrer
Heimat Bangladesch. Indien ist sowieso schon das Land mit der
weltweit höchsten Zahl an Hungernden. Die Maßnahmen zur
Pandemiebekämpfung könnten diese noch sehr viel weiter nach oben 
treiben.

Beispielsweise Deutschland, stellvertretend für die EU. Die Grenzen
dicht zu machen, um Infektionsketten unter Kontrolle zu bekommen, ist
eine Sache. Eine andere ist es, auf diese Weise wirtschaftlich aufs
engste mit dem EU-Raum verbundene Staaten auszugrenzen. Oder den
Export von Schutzmasken zu untersagen (gilt natürlich auch für
Frankreich, China, Taiwan, Südkorea). Im Notfall wird also
Protektionismus betrieben - die "anderen" müssen dafür einen hohen
Preis entrichten.

Beispiel Afrika: In den 1960er Jahren waren viele Staaten Afrikas
Nahrungsmittelexporteure. Doch seit Jahrzehnten folgen sie den
Anforderungen internationaler Kreditgeber. Die westlichen
Regierungen, die den wirtschaftlich unterlegenen Staaten abverlangt
haben, ihre Staatsquote zu senken, die Zollschranken anzuheben, die
Märkte zu öffnen und Privatisierungen zu fördern, haben sich selbst
nicht daran gehalten, sondern ihre eigenen Märkte geschützt.

Zu diesem Mittel greifen nun einige Staaten, um der
Coronaviruspandemie Herr zu werden. Kasachstan hat den Export von
Weizenmehl verboten und unter anderem die Ausfuhr von Buchweizen,
Zucker, Zwiebeln, Karotten, Kartoffeln und Sonnenblumenöl beschränkt.
Vietnam hat den Abschluß neuer Reisexportverträge vorübergehend
ausgesetzt. Das russische Landwirtschaftsministerium schlägt vor, von
April bis Juni die Weizenexporte zu begrenzen. Ähnliches ist von der
Ukraine zu erwarten.

Bereits die Verteuerung von Grundnahrungsmitteln, wie um das Jahr
2008 herum, hatte in rund drei Dutzend Ländern zu Unruhen geführt und
Regierungen in Bedrängnis oder sogar zu Fall gebracht. Die aktuelle
Pandemie könnte ähnliche Verknappungen erzeugen und entsprechende
Reaktionen der Bevölkerung hervorrufen, was wiederum den Staaten den
Vorwand für die Verschärfung der Repressionen liefern würde.

Es wird genügend Nahrung für alle Menschen produziert, heißt es immer
wieder. Wenn nun davor gewarnt wird, daß Protektionismus und andere
Maßnahmen der Pandemiebekämpfung die ärmeren Menschen in
existentielle Not stürzen könnten, da sie über keinerlei finanziellen
Rückhalt verfügen, dann trifft das zwar zu, aber es genügt nicht im
mindesten zur Beschreibung der Not und ihrer Voraussetzungen. Die
Hungerkatastrophe tritt nicht erst morgen ein, falls weitere Staaten
ihre Nahrungsexporte beschränken, sondern läuft jetzt, in dieser
Minute, ab. Jene 820 Millionen Hungernden sind Bestandteil der
gegenwärtig vorherrschenden globalen Produktionsverhältnisse, und mit
der Behauptung, daß ja eigentlich genügend Nahrung produziert wird,
wird dieser Umstand ignoriert.

Wovor der FAO-Ökonom warnt, dürfte weiterhin die Wahl des Mittels
bleiben. Es muß mit einer Steigerung der Nahrungsnot gerechnet
werden. So ist Italien eigentlich nicht für Nahrungsmittelengpässe
bekannt. Doch dort weigern sich bereits einige Menschen, an der
Supermarktkasse zu bezahlen. Und in Palermo wurde ein Supermarkt
überfallen.

Als die Coronaviruspandemie die USA erreichte, gingen die
Verkaufszahlen für Schußwaffen in die Höhe. Die Menschen bereiten
sich auf Verhältnisse vor, in denen sich der Staat noch mehr aus der
Versorgungsleistung der Bevölkerung zurückzieht, als er es sowieso
schon getan hat. Der Instinkt dürfte die Leute nicht getäuscht haben,
läßt doch die Regierung allein schon durch die Verzögerung und
Vermeidung machbarer Seuchenbekämpfungsmaßnahmen Menschen über die
Klinge springen.

Nicht nur die US-Regierung wird bei der wahrscheinlich bevorstehenden
Lebensmittelverknappung zu administrativen Maßnahmen greifen, wie sie
heute schon von Ärztinnen und Ärzten angesichts der Knappheit von
Mitteln praktiziert wird: Triage. Wer an der Lungenkrankheit Covid-19
erkrankt ist und künstlich beatmet werden müßte, wird "bewertet",
falls nicht genügend Beatmungsgeräte zur Verfügung stehen. Ethiker in
Italien empfehlen in diesem Zusammenhang als eines von mehreren
Kriterien, die Zahl der zu erwartenden Lebensjahre heranzuziehen, ob
eine Person künstlich beatmet wird oder nicht. Das richtet sich
direkt gegen alte Menschen.

Allerdings setzt die Triage oder besser, das Unterscheiden von
Menschen, viel früher an. So steht nicht jedem krebserkrankten
Menschen in Deutschland das wirksamste und teuerste Medikament zur
Verfügung. In den USA begeben sich Menschen, die Symptome einer
Sars-CoV-2-Infektion aufweisen, gar nicht erst ins Krankenhaus, weil
sie die Rechnung für den Test nicht bezahlen können. Im Zweifelsfall
stirbt deshalb ein Teil der ärmeren Menschen vorzeitig.

Die gesellschaftlichen Verhältnisse sind so beschaffen, daß das
gleiche Sterben auch dann arrangiert würde, wenn die Nahrung knapp
wird. Doch auch dafür gilt, daß damit kein zukünftiges Geschehen
beschrieben wird, sondern bestehender Alltag. Viele Menschen auch in
der westlichen Welt können sich keine gesunde Nahrung leisten,
erkranken daran und sterben vorzeitig. Ärmere Menschen haben im
Durchschnitt ein zehn Jahre kürzeres Leben als reiche.

Was bedeutet das für die Covid-19-Bekämpfung? Erstens werden die
Nationalstaaten versuchen, ihre Bevölkerungen zu schützen, indem sie
Nahrungsmittel einbehalten oder gegebenenfalls zu Preisen auf dem
Weltmarkt erwerben, die sich andere nicht leisten können. Zweitens
werden sie im Falle einer weiteren Verknappung die bereits im System
angelegte Mangelverwaltung qualifizieren und Nahrung nur jenen
zukommen lassen, die es wert sind, also an denen Interesse besteht.
Beispielsweise gesellschaftliche Funktionseliten, Politiker,
Sicherheitskräfte.

Die Warnung des FAO-Ökonomen vor den Folgen des Protektionismus
gründet im Liberalismus. Grundlage beider Konzepte bildet allerdings
der Staat als Organisationsform der Gesellschaft. Er regelt in Zeiten
der Pandemie wie in "normalen" Zeiten, in der Menschen fügsam ihrer
Lohnarbeit nachgehen, die Produktionsverhältnisse und damit auch die
Versorgung und Nicht-Versorgung der Bevölkerung.

31. März 2020
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STANDPUNKT/941: Trump in Wildwest-Manier - US-Terror gegen Venezuela stoppen (Netzwerk Cuba)

Netzwerk Cuba - Pressemitteilung vom 29. März 2020

TRUMP in Wildwest-Manier: US-Terror gegen Venezuela stoppen!



Inmitten der weltweiten Corona-Pandemie, in der es um den Schutz von
Menschenleben und Versorgung aller Menschen geht, hat der
US-Generalstaatsanwalts im Namen der US-Regierung Strafanzeige gegen den
Präsidenten der Bolivarischen Republik Venezuela und andere hochrangige
Beamte erstattet. Vor einigen Tagen Woche wurden bereits die Twitterzugänge
von 40 hochrangigen Regierungsbeamten (u.a. aus dem Gesundheitsministerium)
blockiert - mitten in der Bekämpfung der Pandemie. Und vom US-dominierten
IWF wurde ein dringlicher Kreditantrag Venezuelas abgelehnt.

Das venezolanische Volk leidet bereits seit Jahren unter den unmenschlichen
harten Sanktionen und Beschränkungen, die von der Trump-Administration und
Verbündeten verhängt wurden und die es dem Land seit fast zwei Jahren
verunmöglichen, Medikamente und andere lebenswichtige Produkte zu kaufen.
Die USA waren sogar bereits maßgeblich am Putsch 2002 beteiligt und lassen
nichts unversucht, die Bolivarische linke Regierung in Venezuela zu
schwächen, zu unterminieren und zu stürzen. Dabei wurde Nicolás Maduro 2016
mit 67,7 Prozent für eine zweite Amtszeit bis 2025 wiedergewählt, die
internationalen Wahlbeobachter erklärten die Wahlen für korrekt. Präsident
Trump droht sogar mit militärischer Intervention.

Die Anschuldigung gegen die venezolanische Regierung lautet, angeblich am
internationalen Drogenhandel beteiligt zu sein. Fast 200 Mio. US$ sind für
die Ergreifung des Präsidenten Maduro und führender Persönlichkeiten des
Landes ausgesetzt. Das ist ohne Präzedenzfall, willkürlich und nichtig. Und
es wird von einer US-Regierung vorgebracht, die im eigenen Land und
international höchst umstritten ist. So konstatierten Tausende von
Psychologen schon 2017 in einem Brief: "Wir sind Zeuge von mehr als dem
üblichen Zustand der Instabilität - in der Tat einem Muster von
Persönlichkeitsstörung: zunehmender Verlust des Kontaktes mit der Realität,
deutliche Anzeichen von Unbeständigkeit und unvorhersehbarem Verhalten und
eine Neigung zur Gewalt als Mittel zur Problembewältigung. Diese Merkmale
setzen unser Land und die Welt einer extremen Gefahr aus." Und die
Washington Post stellte im Januar mit ihrer laufenden Faktenprüfung von
Trumps Äußerungen fest: seit Amtsantritt, also "im Laufe von 1.095 Tagen
hat Präsident Trump 16.241 falsche oder irreführende Aussagen gemacht!"
Also jeden Tag durchschnittlich 16 Lügen oder Unsinn. Und er ist umgeben
von außenpolitischen Hardlinern und deren "Politik der Angstverbreitung",
die neben Venezuela auch gegen China, Iran, Russland und Kuba hetzen und
nichts unversucht lassen, diese Länder zu malträtieren: mit einseitigen
Sanktionen, subversiven Kampagnen und teilweise terroristischen Aktionen.
Die USA haben derzeit gegen 39 Staaten Sanktionen verhängt, die meisten
davon unilateral und willkürlich.

Mitschuld an diesen völkerrechts- und menschenrechtsverletzenden Attacken
sind Bundesregierung, zahlreiche EU-Staaten und die EU-Kommission:
unzählige vorhergehende völkerrechts- und menschenrechtsverletzenden
Attacken der US-Regierungen gegen andere Staaten, Unternehmen,
Intellektuelle, Whistleblower, haben sie toleriert und sich ihnen
unterworfen.

Inzwischen haben sogar der UN-Generalsekretär António Guterres und die
UN-Hochkommissarin für Menschenrechte Michelle Bachelet, sowie weitere
internationale Organisationen und zahlreiche Expert:innen und
Persönlichkeiten eine umgehende Beendigung der Sanktionen gegen Venezuela
und andere Länder gefordert, um den Zusammenbruch von ganzen
Gesundheitssystemen und ein Massensterben zu verhindern.

Und selbst eine Gruppe angesehener US-Wirtschaftswissenschaftler hat ihre
Regierung aufgefordert, einseitige Zwangsmaßnahmen gegen Länder wie
Venezuela, Kuba und Iran angesichts der Corona-Krise unverzüglich
aufzuheben. Sie betonen, dass ihre Forderung nach einem Ende der Sanktionen
darauf abzielt, eine Ausbreitung des Coronavirus SARS-nCo-2, auszubremsen.
Die Sanktionspolitik sei ohnehin unverhältnismäßig und verstoße eklatant
gegen das Völkerrecht. "Noch schlimmer aber ist, dass diese
Sanktionspolitik nun die Coronavirus-Pandemie verstärkt. Es ist unbedingt
erforderlich, dass die Vereinigten Staaten diese unmoralischen und
illegalen Sanktionen aufheben, damit Iran und Venezuela die Epidemie so
effektiv und schnell wie möglich bekämpfen können", sagte der Professor an
der Columbia University, Jeffrey Sachs.

Der Weltfriedensrat (WPC) stellt hierzu fest: "Diese Entscheidung der
US-Administration stellt nicht nur eine weitere Eskalation der
Provokationen, Zwangsmaßnahmen und Einmischung gegen ein souveränes Land
dar, sondern beweist auch die zynische und arrogante Vorgehensweise der
USA, die die kritischen Zeiten der weltweiten Pandemie COVID 19 nutzen, um
neue zusätzliche Sanktionen gegen das Land und seine Bevölkerung zu
verhängen."

Wir als Vorstand des NETZWERK CUBA unterstützen den Aufruf des WPC, die
Solidaritätsaktionen mit dem venezolanischen Volk zu verstärken und für den
19. April, den Internationalen Tag der Solidarität mit der Bolivarischen
Republik Venezuela, Aktionen zum Protest gegen die imperialistischen
Drohungen und Solidaritätsaktionen des venezolanischen Volkes zu planen.

Jetzt ist an der Zeit, alle möglichen Wege gegen die destruktiven und
imperialen Aggressionen und Unmenschlichkeiten der US-Regierung vorzugehen.
Die permanenten Eskalationen und Konfliktzuspitzungen der
Trump-Administration müssen umgehend beendet werden. Der offenkundige
Amok-Lauf des Psychopaten und Wahlkämpfers, der aber an den Hebeln der
Macht sitzt, muss gestoppt werden. Alle relevanten Gremien und Kräfte
müssen dafür genutzt werden, darunter UN-Sicherheitsrat, Internationaler
Strafgerichtshof, WTO, EU, Weltbank, IWF.

 * 

Quelle:

Netzwerk Cuba - informationsbüro - e.V.

Weydingerstr. 14-16, 10178 Berlin

E-Mail: info@netzwerk-cuba.de

Internet: www.eurocubasoli2012.de, www.netzwerk-cuba.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 1. April 2020 
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STANDPUNKT/940: Argentinien - 24. März. Die Fahne in unseren Herzen (poonal)

poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Argentinien 

24. März - Die Fahne in unseren Herzen
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Wegen der Pandemie ist es ein untypischer 24. März, an dem wie
jedes Jahr die Fahnen für Erinnerung, Wahrheit und Gerechtigkeit
erhoben werden.

(Buenos Aires, 24. März 2020, Marcha) - Es ist der erste 24. März
unter der Regierung von Alberto Fernández. Ein Tag, der in der
Tradition des Respekts und für eine Politik der Erinnerung, der
Wahrheit und der Gerechtigkeit steht. Es ist ein Tag, den wir dieses
Mal nicht wie sonst begehen können. Es wird ein untypischer Tag
werden, dieser erste 24. März in der Ära Post-Macri. Er wird uns
Bilder von leeren Straßen und Plätzen bringen, weil es notwendig ist,
sich an die von der Regierung verordnete Quarantäne zu halten.


Empörung, Erinnerung, Kampf für die 30.000

Am 24. März erinnern wir an den Beginn der dunkelsten Nacht vor 44
Jahren. Ein durch das Militär besetzter Staat entführte Menschen,
folterte und ließ sie verschwinden. Er behielt ihren Besitz,
beschlagnahmte ihre Babys, deren Identitäten bis heute nicht bekannt
sind und versuchte, die Geschichte zu löschen, um seine eigene zu
schreiben. Dieser Staatsterror produzierte ein Grauen, dessen
Verantwortliche immer noch nicht verurteilt sind. Mörder wie Astiz
oder Etchecolatz verlangen, ihre Strafe zuhause absitzen zu dürfen -
und sie sind nicht die Einzigen.

Unter so vielen anderen sticht die erschreckende Zahl von fast 60
ehemaligen Unterdrückern ins Auge, die fordern, ihre Haft zuhause
antreten zu dürfen. Es ist wichtig hervorzuheben, auch wenn es finster
erscheint, dass heute schon hunderte Völkermorde in der Annehmlichkeit
der eigenen vier Wände verbüßt werden.

Mit dieser aktiven Erinnerung begehen wir den Gedenktag. Jeden 24.
März erwarten wir die Entschlossenen, auf dass sie Straßen und Plätze
füllen, um uns zu versammeln und die Träume und den Kampf der 30.000
Opfer des Staatsterrors wiederaufzunehmen. Wir empören uns, erinnern
uns, denken nach und jedes Recht, für das wir noch streiten müssen,
motiviert uns.


Das Virus bringt die Verwundbarkeit der Grundrechte ans
Licht

Auch die Verbreitung des Coronavirus leistet hier ihren Beitrag. Sie
hat die Notwendigkeit eines stabilen öffentlichen Gesundheitssystems
und die Großzügigkeit Kubas aufgezeigt. Mit dem Virus wurden liberale
Ansprüche erhoben, außerdem hat es hierzulande wieder die
Verwundbarkeit der Grundrechte derer ans Licht gebracht, die keine
feste Bleibe haben, informell beschäftigt sind oder keinen Zugang zu
wichtigen Information haben. Es hat sich bestätigt, was viele schon
angeklagt hatten. Dafür ist es umso unerlässlicher, dass sich das
Schicksal der 30.000 niemals fortsetzt.

Trotzdem sind sie hier, sind wir hier. Zwar ohne die Fahnen unserer
Träume ausbreiten zu können, aber dafür rollen wir sie aus in unseren
Herzen, für Erinnerung, Wahrheit und Gerechtigkeit. Und für die
Menschenrechte von gestern, heute und morgen.


Zivile Komplizenschaft in der Regierung Macri

Erst vor ein paar Monaten sind vier Jahre zu Ende gegangen, in der die
Exekutive von einer Regierung geführt wurde, die von zivilen,
finanziellen und kommerziellen Komplizen der Diktatur durchsetzt
war - Komplizen, die nie verurteilt wurden. Eine Regierung, die es wie
keine zuvor wagte, in ihrer staatlichen Vormachtstellung verleugnende
Positionen einzunehmen und zu versuchen, die Geschichte zu
manipulieren. Sie versuchte, dem Gemeinsinn die unseligsten Ausdrücke
von Versöhnung sowie die Theorie der zwei Teufel einzupflanzen (als
"teoría de los dos demonios" wird die Auffassung bezeichnet, dass die
Akte von Gewalt und Terrorismus durch den Staat während der
Militärdiktatur in irgendeiner Form mit den Gewaltakten von
Guerrilla-Organisationen gegen demokratisch gewählte Regierungen oder
ebenjene Militärregierung vergleichbar wären).

Ex-Präsident Mauricio Macri, Mitglied einer der Familien, die sich in
der Diktatur 1976-1983 am meisten bereichterten, war selbst Vorreiter
dieser Linie. Und sogar der damalige Generalsekretär für die
Menschenrechte in Argentinien, Claudio Avruj, unterstützte diese
Positionen auf peinlichste Art und Weise, als er am 2. März 2017
erklärte: "Die 30.000 sind eine Konstruktion." Auch auf unsere jüngste
Vergangenheit müssen wir die aktive Erinnerung also anwenden. Während
die Vergangenheit den meisten als ein offenes Buch für die Enthüllung
der Staatsverbrechen galt, versuchte eine mächtige Gruppe dessen
Seiten zu versiegeln.


Menschenrechtsorganisationen wie die Madres wurden auch
unter Macri verfolgt

In diesem Trott vergingen vier Jahre, in denen unsere Mütter und
Großmütter von der Regierung erniedrigt, beleidigt und schlecht
behandelt wurden. Ausgehend vom "Feierabend für die Menschenrechte"
(Zitat des Anwalts freigesprochener Oppressoren aus der
Militärdiktatur) wurde ihnen und den verschiedenen
Menschenrechtsorganisationen in dieser Kampagne sogar die Verfolgung
versprochen, verwirklicht durch öffentliche Schmähungen und
Polizeiautos vor dem Sitz der Madres (Associción Madres de Plaza de
Mayo) in Buenos Aires.
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Ein Meer aus den weißen Tüchern der Madres
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Jeden 24. März mussten wir die Straßen mit unseren Parolen überfluten,
aber auch an jedem anderen Tag in unserem studentischen, beruflichen
oder aktivistischen Umfeld. Es ist nicht so, dass wir das früher nicht
getan hätten oder jetzt damit aufhören würden. Nein, wir haben die
Pflicht, ebensolche "Prozesse" (Proceso: Bezeichnung der
Militärregierung 1976-1983) sichtbar zu machen und zu kritisieren.
Diese Prozesse sind verwandt mit dem gewaltsamen Verschwindenlassen
und dem nachträglichen Verbrechen an Santiago Maldonado oder der
Erschießung von Rafael Nahuel. Auch sind sie verwandt mit Kräften der
inneren Sicherheit, die sich - den Finger immer am Abzug - in einer
Art und Weise aufspielten, wie es seit der Rückkehr zur Demokratie
nicht mehr gesehen war. Hunderttausende mobiliserten sich, um das
2x1-Gesetz für Genozide zu verhindern (Gesetz, das den ehemaligen
Unterdrückern kürzere Haftstrafen ermöglichte). Wir heben jede*n
wiedergefundene*n Enkel*in hervor, jedes verteidigte Recht, jede
Errungenschaft und jedes Mal, an dem sich die Straßen trotz der tauben
Ohren der Regierung füllten.

Die Jahre des Macrismo waren ein Meilenstein in jener Demokratie, die
uns immer noch so viel schuldet. Es waren Jahre des standhaften
Kampfes für Wohnen, Gesundheit, öffentliches Bildungswesen und würdige
Arbeit. So konnten unsere Zeitgenoss*innen bestmöglich denen Ehre
darbringen, die uns vorangegangen waren.


Der Feminismus vorneweg

Schon in den ersten Jahren nach der Rückkehr zur Demokratie gab es
einen Meilenstein: 1986 fand das erste Treffen der Frauen auf
Nationalebene statt, ein Ergebnis von Jahren der Forderungen und der
Organisierung, von denen die offizielle Geschichte nichts erzählt.
Heute sprechen wir bereits vom Plurinationalen Treffen der Frauen und
Queers.

Der feministische Kampf hatte immer eine große Dynamik, er stellt
nicht nur die historischen Forderungen der Frauen und Queers wie die
legale, sichere und kostenlose Abtreibung, sondern attackiert all jene
Strukturen unserer Gesellschafft, die nach den Parametern des
Patriarchats und Machismos organisiert sind. So wurden die Rechte von
Menschen mit nicht-binären Identitäten vorangetrieben und auch
Arbeits- und Machtverhältnisse zur Diskussion gestellt wie seit langem
nicht mehr. Sogar die eigenen liberaleren Perspektiven wurden
hinterfragt, ohne jedoch das Grundsätzliche infrage zu stellen.


Errungenschaften der grünen Flut

Während der Jahre des Macrismo überflutete das Grün des Feminismus die
Straßen und forderte vor dem Kongress das Recht auf legale, sichere
und kostenlose Abtreibung, wobei es für dieses heute weiterhin
streitet wie nie und die Kampagne in diesem offenen Prozess
vorantreibt.

Mit dem Wandel der politischen Tatsachen wird man über die
Orientierung diskutieren können. Aber die Existenz eines eigenen
Ministeriums für Frauen, Geschlechter und Vielfalt ist auch eine
Errungenschaft dieser Bewegung.


Gleichheit und Solidariät statt Egoismus und Wettbewerb

Wir könnten noch viel mehr über die Errungenschaften des Feminismus
erzählen, die nicht nur dem Wohl der Frauen dienen, auch wenn man
jenes eigentlich gar nicht zu erwähnen braucht. Hervorzuheben ist auch
die Forderung nach Umsetzung einer kritischen und modernen
Sexualerziehung, sowie die nach der Betreuung und Begleitung für jede
missbrauchte Frau, ebenso wie die entschlossene Verurteilung von
Gewalt- und Sexualstraftätern. Hinter allem steht die Forderung nach
einem System, das auf Gleichheit und Solidariät statt auf Egoismus und
Wettbewerb fußt.
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 ... und ein Meer aus den grünen Tüchern der Bewegung für ein Recht
auf legale und kostenlose Abtreibung 
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Natürlich sind viele Gräben zu füllen und Streitereien beizulegen,
sogar innerhalb der Bewegung. Trotzdem ist die Zuspitzung unabdingbar,
denn eben jene Geschichtsschreibung, die große Frauen und trans
Personen uns vorausgehender Ereignisse versteckt, ist die gleiche, die
Verletzung, Schikanierung und Missbrauch an den Unterworfenen nicht
anklagt. Nicht zu vergessen die so einflussreiche Rolle, die jene
Unterworfenen in der Organisation, dem Widerstand und dem Kampf vor
dem Hintergrund des Genozids innehatten. Für sie muss es heißen Nunca
más ("Nie wieder!"). Für uns dagegen: Para siempre ("Für immer").


Wie können wir die Geschichte nicht nur als bloße Chronik
verstehen?

Dieser 24. März wird untypisch in vielerlei Hinsicht sein. Zum ersten
Mal wird man sich die Umarmungen sparen, kein Mate wird von Hand zu
Hand gehen. Wir werden nicht gemeinsam lachen können, nicht gemeinsam
Tränen vergießen. Auch die Bilder jener, die heute so lebendig sind
wie nie, die Rufe der Gegenwart, "jetzt und immer", und die besondere
Atmosphäre, die die Plätze und Straßen am 24. März normalerweise
bestimmt, werden fehlen. Eine Stimmung, die die Kraft der Erinnerung
verbreitet, die Liebe mit Schmerz, Weinen mit Lachen, Errungenschaften
mit Schulden, alten mit neuem Schmerz verschmelzen lässt. Die uns
umarmt und uns die Erinnerung zurückbringt, Wahrheit, um
weiterzumachen.


Die Militarisierung auf den Straßen

Und trotzdem ist mit Sicherheit die größte Besonderheit, dass, zum
ersten Mal seit 1986, der 24. März eine Gesellschaft vorfinden wird,
die in den Häusern eingesperrt ist. Jede*r bleibt für sich, während
Polizei, Gendarmerie und Präfektur die Straßen beherrschen, einen
möglichen Ausnahmezustand erwartend. Dieser trifft uns vor einem
untypischen wie fraglichen Hintergrund. Kurz nach den letzten vier
Jahren, in denen Polizeikräfte den Finger oft beängstigend schnell am
Abzug hatten, die Gendamerie Schuld am Verschwinden und der Ermordung
von Santiago Maldonado hatte, die Präfektur Rafael Nahuel ermordete,
der Administration für diese bewaffneten Kräfte Kontrollmechanismen
zur Verfügung stehen, die vernachlässigbar und außerdem völlig
veraltet sind, scheint es, dass uns die gegenwärtige Militarisierung
auf den Straßen weit zurückwirft.

Die Schulden an der Demokratie sind auch nach 44 Jahren immer noch
hoch. Der durch das Virus hervorgerufene Ausnahmezustand bringt uns
auf den Boden der Tatsachen zurück. Jene drei staatlichen Kräfte
beherrschen heute mit tausend Verhaftungen täglich die Straßen der
Siedlungen und der seit Beginn der Demokratie ausgegrenzten
Stadtviertel, unabhängig von der jeweiligen Regierung. Es sind Kräfte,
die die Gewalt monopolisieren und Autoritäten einsetzen, die über
Staat und Verfassung stehen sollen, mit Gewalt und Festnahmen nach
Lust und Laune.


Die Pandemie bringt auch prekarisierte Realitäten ans
Licht

Die Quarantäne bringt uns, abseits von Netflix, Schokolade, Büchern
oder Siesta auch die Realität jener Arbeiter*innen, die ausgeschlossen
oder prekarisiert sind, näher. Sie können sich nicht dem Vergnügen
hingeben, zuhause bleiben, weil es für sie keine Pandemie gibt, die
sie ernähren kann. Oder die Realität in einer misslichen Behausung zu
leben, nur mit eingeschränktem Zugang zu den wesentlichen
Dienstleistungen. Laut der letzten Erhebung des argentinischen
Statistikinstituts INDEC leben auf argentinischem Staatsgebiet fast
eineinhalb Millionen Menschen in beengten Verhältnissen.

Vor diesem Hintergrund tritt nun ein großer Teil der Gesellschaft auf
die Balkone und ruft "Bleibt zuhause", gefolgt von Beleidigungen und
der Rechtfertigung der Militärpräsenz auf den Straßen für "Vorsicht
und Sicherheit". Die Medien berichten rund um die Uhr über diejenigen,
die sich nicht an die Quarantäne halten, zeigen diese
Freiheitsberaubungen im Stile von Big Brother und präsentieren
Vorteile des Ausnahmezustands und eines Militärs, das die sozialen
Aufgaben übernimmt.


Aktiv zu erinnern heißt auch, neue und aktuelle Fragen
aufzuwerfen 

Die große Herausforderung dieses 24. März wird sein, all die
traditionell großen Mobilisierungen dieses Tages in der Individualität
unserer eigenen vier Wände zu multiplizieren. Die pompösen Hashtags
und Instagram-Stories von den Balkonen werden ihren Teil beitragen.
Aber wir müssen die aktive Erinnerung als Aufgabe verstehen, die uns
dazu herausfordert weiterzugehen, weiterzudenken, unseren
Gesellschaftsentwurf zu überdenken und an diesem zu feilen. Wir müssen
uns fragen, warum es in einer Situation von Krise, Solidarität und
gesellschaftlicher Verantwortung notwendig sein sollte, dass es
repressive bewaffnete Kräfte auf den Straßen gibt. Wir müssen
aufhören, uns in so simple Kategorien aufzuteilen wie die
Zuhause-Bleiber und die Rausgeher, ohne nach dem Warum zu fragen.
Außerdem müssen wir darüber nachdenken, was passieren wird, wenn
dieses oder irgendein anderes Virus sich in einem der überfüllten
Viertel ausbreitet, mit beengten Häusern und Körpern mit schwachen
Immunsystemen. Und wir müssen diskutieren, was die Rolle von
Wirtschafts- und Finazmächten in solchen Krisen sein sollte.

Die Demokratie ist unsere größte Errungenschaft aus dem vergangen
Jahrhundert. Aber es gilt, unsere hohen Schulden an den
Menschenrechten zu begleichen. Schulden, die sich erneuern und
dringlich sind. Unsere Kraft schöpfen wir aus der Erinnerung und der
Präsenz von 30.000 Gefährt*innen. Sie sind unsere Kraft und unser
Trumpf.


URL des Artikels:

https://www.npla.de/thema/memoria-justicia/24-maerz-die-fahne-in-unseren-herzen/


Der Text ist lizenziert unter Creative
Commons Namensnennung-Weitergabe unter gleichen Bedingungen 4.0
international.

https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/
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NAHOST/1709: Irak - das Chaos wächst an ... (SB)

Irak - das Chaos wächst an ...



Im Irak stehen die Amerikaner vor einer schwierigen Frage: Eskalation
oder Abzug? Der Vorwand, unter dem die US-Streitkräfte 2014 wieder in
den Irak eingezogen waren - Bekämpfung der sunnitischen "Terrormiliz"
Islamischer Staat (IS) - hat sich 2018 mit der Vernichtung des
"Kalifats" von Abu Bakr Al Baghdadi weitgehend erledigt. Seitdem sind
die US-Soldaten im Irak unwillkommene Gäste, die jedoch ihren Rückzug
verweigern. Deswegen werden US-Stützpunkte im Land seit 2019 zunehmend
zum Ziel von Raketenangriffen, mit denen die schiitischen Milizen die
einstigen Verbündeten beim gemeinsamen Kampf gegen den IS bislang
vergeblich zum Abzug zu animieren versuchen. In Washington wehren sich
die Falken vehement gegen die Räumung der US-Basen im Irak, weil dies
als Sieg des Irans angesehen werden und damit Amerikas Ruf als
Militärmacht beschädigen könnte. Statt dessen plädieren diese Kräfte,
die sich mit dem Sturz ihrer Marionette, des Shahs Mohammad Reza
Pahlavi vor 31 Jahren, bis heute nicht abgefunden haben und deshalb
seitdem einen tiefsitzenden Groll gegen das "Mullah-Regime" in Teheran
hegen, für eine umfassende Offensive gegen alle irakischen
Besatzungsgegner, selbst wenn dies einen großen Krieg am Persischen
Golf auslösen sollte.

Am 22. und am 28. März hat die New York Times ausführlich über den
laufenden Streit innerhalb der Regierung von US-Präsident Donald Trump
zwischen Hardlinern und Gemäßigten in der Irak-Iran-Frage berichtet.
Zur ersten Gruppe gehören Außenminister Mike Pompeo, der Nationale
Sicherheitsberater Robert O'Brien sowie Geheimdienstkoordinator
Richard Grenell, zur letzteren Verteidigungsminister Mark Esper und
Generalstabschef Mark Milley. Aus dem ersten der beiden Artikel geht
hervor, daß sich nach dem Raketenangriff, der am 11. März zwei auf dem
Militärstützpunkt Al Taji stationierte US-Soldaten und eine britische
Soldatin tötete, die Pompeo-Fraktion für schwere Vergeltungsangriffe
nicht allein auf die irakische Kataib Hisb Allah, sondern auch im Iran
selbst plädiert hat. Und das ungeachtet der Tatsache, daß die
Urheberschaft des Angriffs bis heute völlig ungeklärt ist.

Wegen der Gefahr einer Großkonflikts hat sich Trump auf die Seite von
Esper und Milley geschlagen und begrenzte Luftangriffe im Irak
angeordnet. Diese töteten eine Anzahl von Angehörigen der
Kataib-Hisb-Allah, aber auch mehrere reguläre irakische Soldaten und
einen Polizisten. Schließlich sind Iraks schiitische Milizen Teil der
2014 von Ajatollah Ali Sistani ins Leben gerufenen
Volksmobilisierungskräfte und damit den regulären Streitkräften des
Landes angegliedert, mit denen sie häufig Ausrüstung und Quartiere
teilen. Aus Sicht der meisten Iraker handelte es sich bei der jüngsten
amerikanischen "Vergeltungsoperation" um einen gravierenden und
unzulässigen Angriff auf die irakische Souveränität, der mindestens so
schwer, wenn nicht sogar schwerer als das Attentat auf den iranischen
Kriegshelden General Qassem Suleimani am 3. Januar am Bagdader
Flughafen wiegt. Seitdem reißen die Raketenangriffe auf die
US-Militärbasen im Irak sowie auf die Grüne Zone in Bagdad, auf deren
weiträumigem Gelände sich auch die gigantische US-Botschaft befindet,
nicht mehr ab.

Angesichts dieser Entwicklung hat das US-Militär begonnen, die Anzahl
seiner Stützpunkte zu reduzieren und die rund 5000 US-Soldaten sowie
die sie unterstützenden rund 15.000 Militärdienstleister auf größeren
Basen zusammenzulegen, die leichter und besser zu verteidigen sein
sollen. In den letzten Tagen ist die Räumung mehrerer Stützpunkte,
darunter Al Qayyara und K1 in den nördlichen Provinzen Nineveh und
Kirkuk sowie Habbaniyah in der westlichen Provinz Anbar, erfolgt.
Trotzdem setzen die schiitischen Milizen ihre Nadelstiche fort,
weshalb laut der New York Times im zweiten der vorhin erwähnten
Artikel das Pentagon auf Drängen der Pompeo-Fraktion in der
Trump-Administration bereits einen Plan für eine umfassende
Militäroffensive gegen Iraks schiitische Milizen und deren
vermeintliche Hintermänner im Iran erarbeitet hat.

Der waghalsige Plan, der im Fall seiner Ausführung sogar ausdrücklich
die Versenkung iranischer Kriegsschiffe im Persischen Golf vorsieht,
hat bei den Militärs, die ihn umsetzen sollen, heftigen Widerstand
ausgelöst. Nach Erteilung der entsprechenden Direktive am 15. März zur
raschen Erstellung einer Liste der anzugreifenden Ziele meldete am
darauffolgenden Tag Generalleutnant Robert White, Oberfehlshaber aller
US-Streitkräfte im Irak, schriftlich seine Bedenken an. White wies
laut NYT darauf hin, daß ein offener Konflikt mit den mehr als 100.000
schiitischen Milizionären im Irak, wenn überhaupt, dann nicht ohne
eine massive Aufstockung der US-Truppenpräsenz zu gewinnen wäre, keine
völkerrechtliche Grundlage hätte und zwangsläufig auf einen heißen
Krieg mit dem Iran hinausliefe.

In einer eigenen Analyse, die am 29. März in der Onlineversion der
Zeitschrift The American Conservative erschienen ist, hat der
Historiker und sicherheitspolitische Kommentator Daniel Larison die
von Washingtons Neokonservativen anvisierte Eskalation ihres Streits
mit dem Iran über den Umweg der irakischen Schiitenmilizen als
"irrsinnig" bezeichnet. Larison macht darauf aufmerksam, daß es den
US-Streitkräften im ersten Jahrzehnt des 21. Jahrhunderts nach dem
gewaltsamen Sturz Saddam Husseins trotz einer Stärke von mehr als
160.000 Mann im Irak nicht gelungen ist, den damaligen Aufstand
sunnitischer und schiitischer Gruppen in den Griff zu bekommen. Die
Kämpfe flauten erst ab, als 2007 US-General David Petraeus in mühsamer
Kleinarbeit eine Serie informeller Feuerpausen aushandelte und das
Einverständnis der Gegner zu einem Waffenstillstand mittels größerer
finanzieller Zuwendungen erkaufte.

Da das auch Pompeo, O'Brien et al bekannt sein muß, liegt die
Vermutung nahe, daß es ihnen nicht so sehr um die erneute Auflage
eines Konflikts niedriger Intensität mit den schiitischen Milizen im
Irak, als vielmehr um einem Krieg mit dem Iran geht, bei dem das
Pentagon endlich die angeblichen Vorteile seiner Luftwaffe und Marine
im Bereich der High-Tech-Waffen zum Tragen bringen könnte. Der
Ausstieg Trumps aus dem Atomabkommen mit dem Iran 2018 und die
Verhängung schwerer Finanzsanktionen der USA haben die Wirtschaft der
Islamischen Republik an den Rand des Zusammenbruchs gebracht. Die
Verbreitung der Corona-Virus-Epidemie in den vergangenen Wochen hat
zudem das gesellschaftliche Leben im Iran völlig durcheinander
gebracht. In kaum einem anderen Land sind so viele Politiker und hohe
Beamten an den Folgen einer COVID-19-Infektion gestorben.

Dessen ungeachtet hat Pompeo erst letzte Woche weitere Sanktionen
gegen den Iran verhängt, die dessen Zugang zum internationalen Markt
für medizinische Ausrüstung und Medikamente noch schwerer gemacht
haben. Es ist also gut möglich, daß die Fraktion der Kriegsfalken in
Washington glaubt, ihre "Politik des maximalen Drucks" gegenüber dem
Iran stehe kurz vor dem großen Durchbruch und es bedürfe nur einer
kurzen, aber heftigen Strafaktion gegen das iranische Militär und die
Revolutionsgarden, um das klerikale "Regime" in Teheran ein für
allemal zu beseitigen. Wenn das die Kalkulation sein sollte, wird sie
sich - wie von Daniel Larison und anderen prognostiziert - als völlige
Verkennung der Realität erweisen.

31. März 2020
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ALTER/254: Menschen in der Pflege nicht allein lassen (BAGSO)

Bundesarbeitsgemeinschaft der Senioren-Organisationen e.V. (BAGSO)

Pressemitteilung vom 31. März 2020

Menschen in der Pflege nicht allein lassen!

Stellungnahme der BAGSO zur Corona-Epidemie in Deutschland



Anlässlich des Tags der älteren Generation am 1. April fordert die BAGSO
die Politik auf, bei der Bekämpfung der Folgen der Corona-Epidemie die
Anstrengungen zum Schutz älterer Menschen zu Hause, in der ambulanten
Pflege und in Pflegeeinrichtungen zu verstärken. Die bekannt gewordenen
Infektionsfälle mit vielen Todesfällen in Pflegeheimen zeigen, dass auch
die Altenpflege nur unzureichend auf die Epidemie vorbereitet ist. Die
derzeitige Ausnahmesituation stellt die Gesellschaft vor Fragen von hoher
ethischer Relevanz. Dies betrifft den Umgang mit begrenzten Ressourcen wie
Schutzausrüstung und Beatmungsgeräten ebenso wie die Verhältnismäßigkeit
von Maßnahmen zur Reduzierung sozialer Kontakte in Pflegeheimen.

Überall wo Menschen pflegerisch versorgt werden, braucht es dringend und in
ausreichendem Umfang Atemschutzmasken und Schutzkleidung. In der häuslichen
Pflege geht es zudem um die Sicherstellung der Versorgung. Für
osteuropäische Pflegekräfte müssen in bilateralen Gesprächen Lösungen
gefunden werden, die ihnen Reisefreiheit garantieren. Pflegende Angehörige
müssen schnell und unbürokratisch unterstützt werden.

Die BAGSO hält es für richtig und wichtig, dass die in Deutschland erst vor
einer Woche in Kraft getretenen Regelungen zur Einschränkung physischer
Kontakte bis auf Weiteres unverändert gelten. Ein besonderes Augenmerk muss
aber auf die Situation allein lebender älterer Menschen sowie auf die
Situation in Alten- und Pflegeheimen gelegt werden. Für allein lebende
Menschen braucht es überall lokale "Anrufstationen" und die Betroffenen
müssen davon erfahren. Die Einschränkungen persönlicher Kontakte zwischen
Bewohnerinnen und Bewohnern in Pflegeeinrichtungen und mit ihren
Angehörigen bergen selbst gesundheitliche Risiken und müssen so bald wie
möglich durch mildere Maßnahmen wie besondere Hygienevorkehrungen ersetzt
werden.


Über die BAGSO

Die Bundesarbeitsgemeinschaft der Seniorenorganisationen vertritt über ihre
120 Mitgliedsorganisationen viele Millionen ältere Menschen in Deutschland.
Mit ihren Publikationen und Veranstaltungen - dazu gehören auch die alle
drei Jahre stattfindenden Deutschen Seniorentage - wirbt die BAGSO für ein
möglichst gesundes, aktives und engagiertes Älterwerden.

 * 

Corona-Epidemie in Deutschland: Menschen in der Pflege nicht allein
lassen! 

Stellungnahme der BAGSO zum Tag der älteren Generation am 1. April
2020

Als Interessenvertretung der älteren Generationen hat die BAGSO bereits am
24. März 2020 Empfehlungen verabschiedet, wie der gesundheitliche Schutz,
die Versorgung und die soziale Situation älterer Menschen angesichts der
Ausbreitung des Coronavirus SarsCoV-2 in Deutschland verbessert werden
können. Die Empfehlungen betreffen die Situation von älteren Menschen, die
aktuell zu ihrem eigenen Schutz den ganzen Tag - vielfach allein - zu Hause
bleiben, ebenso wie von Menschen in der ambulanten Pflege
und in Pflegeeinrichtungen.[1]

Zum Tag der älteren Generation stellen wir fest: Der von der
Bundesregierung, gemeinsam mit den Regierungschefs der Länder,
eingeschlagene Weg ist richtig, aber wir müssen in Deutschland noch besser
werden. Das gilt im Besonderen für den Schutz besonders verletzlicher
Bevölkerungsgruppen, zu denen nicht nur die Älteren und Menschen mit
bestimmten Vorerkrankungen zählen, sondern auch alle, die sich etwa im
Bereich der Pflege um deren Versorgung kümmern. Zudem ergeben sich, gerade
wenn die Ausnahmesituation lange Zeit andauern sollte, Fragestellungen von
hoher ethischer Relevanz. Hier müssen alle Maßnahmen immer wieder neu auf
ihre Verhältnismäßigkeit geprüft und bei Bedarf korrigiert werden.[2]

Pflegerische Versorgung

Die bekannt gewordenen Infektionsfälle mit vielen Todesfällen in
Pflegeheimen zeigen, dass auch die Altenpflege nur unzureichend
auf die Epidemie vorbereitet ist. Es braucht dringend und in ausreichendem
Umfang Atemschutzmasken und andere Schutzkleidung überall dort, wo Menschen
pflegerisch versorgt werden, sei es stationär oder ambulant, zum Schutz der
Pflegebedürftigen und zum Schutz von professionellen Pflegekräften und
pflegenden Angehörigen. Der bisherige Verlauf zeigt, dass sich das Virus
sonst dramatisch schnell mit verheerenden Folgen verbreitet.

In der häuslichen Pflege geht es neben dem Schutz vor Ansteckung um die
Sicherstellung der Versorgung. Viele osteuropäische Pflegekräfte haben
Deutschland bereits verlassen, aus Sorge, zu einem späteren Zeitpunkt
nicht mehr in ihre Heimatländer zurückkehren zu können. Wie es beim
grenzüberschreitenden Pendlerverkehr zum Teil bereits gelungen ist, müssen
hier in bilateralen Gesprächen dringend Lösungen gefunden werden, die den
Pflegekräften Reisefreiheit garantieren.

Ausfälle in der häuslichen Versorgung können häufig nicht allein von den
Familien aufgefangen werden. Leistungen zur Entlastung pflegender
Angehöriger sollten deshalb schnell und unbürokratisch erhöht und
flexibilisiert werden.[3]

Medizinische Versorgung

Wir begrüßen die vielfältigen Bemühungen, sich auf eine große Zahl von
stationär und speziell intensivmedizinisch zu versorgenden
COVID-19-Patientinnen und Patienten vorzubereiten. Und wir hoffen, dass mit
den getroffenen Maßnahmen die Zahl der Neuinfektionen so weit reduziert
werden kann, dass alle Patientinnen und Patienten mit schwerem
Krankheitsverlauf angemessen versorgt werden können.

Berichte aus anderen Staaten, dass bei nicht mehr ausreichenden
intensivmedizinischen Ressourcen nach dem Lebensalter entschieden wird, wer
eine kurative und wer nur noch eine palliativmedizinische Behandlung
bekommt, lösen bei vielen älteren Menschen Ängste aus. Die relevanten
medizinischen Fachgesellschaften in Deutschland haben nun
Handlungsempfehlungen auf der Grundlage allgemein geltender
notfallmedizinischer Regeln verabschiedet.[4] Die klare Botschaft der
deutschen Medizin ist: "Wir entscheiden nicht nach Alter!" Maßgeblich
ist vielmehr die Erfolgsaussicht der Behandlung.[5] Mit Blick auf die
entstandene Besorgnis begrüßen wir diese Klarstellung sehr.

Einschränkungen von Freiheitsrechten

Wir halten es für richtig und wichtig, dass die in Deutschland erst vor
einer Woche in Kraft getretenen Regelungen zur Einschränkung physischer
Kontakte bis auf weiteres bis zum 20. April 2020 unverändert gelten
werden. Wir begrüßen alle Bemühungen, in dieser Zeit weitere
intensivmedizinische Kapazitäten zu schaffen und die Zahl der
Testungen weiter zu erhöhen. Wir verbinden dies mit der Hoffnung, dass es
damit gelingen kann, die Infizierten und Kranken zu isolieren und
bestmöglich zu versorgen und gleichzeitig die Einschränkungen für
die Nicht-Infizierten schrittweise lockern zu können. Hier können
differenzierende Lösungen angezeigt sein: So ist es vorstellbar, dass
Schulen und Universitäten wieder öffnen, die - gerade auch von älteren
Menschen genutzten - Angebote der Erwachsenenbildung oder des
Seniorenstudiums vorerst jedoch weiterhin nur online bereitgestellt werden.

Sorge bereitet uns vor allem die Situation allein lebender älterer Menschen
ohne soziales Netzwerk und die von Bewohnerinnen und Bewohnern von Alten-
und Pflegeeinrichtungen. Über die Situation älterer Menschen in
Einpersonenhaushalten ist im Verlauf der Corona-Krise bisher wenig
berichtet worden. Wir befürchten, dass dort nicht wenige alte Menschen in
Angst vor Ansteckung oder sogar bereits erkrankt sind, die sich nur
begrenzt selbst helfen und nicht das Nötigste für ihre gesundheitliche
Sicherheit tun können. Lokale Anrufstationen, die um Hilfe und
Unterstützung gebeten werden können, sollten - soweit noch nicht geschehen -
eingerichtet werden. Diese Angebote müssen vor Ort in geeigneter Weise an
die möglichen Betroffenen vermittelt werden.

Besonders belastend sind die Einschränkungen persönlicher Kontakte zwischen
Bewohnerinnen und Bewohnern in Pflegeheimen untereinander und zu ihren
Angehörigen. In Anbetracht der Größe der Bedrohung erscheinen solche
Maßnahmen derzeit vom Grundsatz her gerechtfertigt. Das entbindet
alle Akteure jedoch nicht von der Pflicht, den
Verhältnismäßigkeitsgrundsatz zu beachten.

Die Einschränkungen bergen zum Teil erhebliche gesundheitliche Risiken. Der
in vielen Heimen bestehende Personalmangel hat in den vergangenen Jahren
dazu geführt, dass Angehörige Pflegeaufgaben übernehmen, die nicht
wegfallen dürfen, etwa bei der Sicherstellung ausreichender
Flüssigkeitsaufnahme, bei der - häufig zeitaufwendigen -
Nahrungsaufnahme, vor allem aber bei der Sicherstellung individueller
Ansprache und Beschäftigung.

Weiter gibt es Berichte über Pflegeheime, die die von den Landesregierungen
oder lokalen Behörden erlassenen Regelungen oder Empfehlungen eigenmächtig
verschärfen.[6] Eine von Einrichtungsleitungen generell angeordnete
vollständige Isolation von Menschen in Altenpflegeeinrichtungen etwa
in der Form, dass alle Bewohnerinnen und Bewohner - ohne dass es
Verdachtsfälle gibt - ihre Zimmer nicht mehr verlassen dürfen,
ist nicht gerechtfertigt. Das Gebot körperlicher Distanz darf nicht zu
einer nahezu vollständigen sozialen Ausgrenzung führen. Dies gilt umso
mehr, als vor allem demenziell Erkrankte, die den überwiegenden Teil der
Bewohnerschaft mancher Pflegeheime ausmachen, den Grund für die Maßnahmen
nicht verstehen können. Stattdessen müssen die Einrichtungen Wege finden,
wie in der aktuellen Situation ein regelmäßiger Kontakt innerhalb der
Einrichtung und nach außen organisiert werden kann. Hier sind Bund, Länder
und Kommunen in der Pflicht, an vertretbaren Lösungen mitzuwirken und ggf.
finanzielle und organisatorische Unterstützung zur Nutzung von digitalen
Kommunikationstechnologien zu leisten.

Alle Einschränkungen für die Besuche von Angehörigen stehen fortwährend auf
dem Prüfstand und müssen so bald wie möglich durch mildere Maßnahmen wie
besondere Hygienevorkehrungen ersetzt werden. Dies ist ein Gebot der
Verhältnismäßigkeit und der Menschlichkeit.

Verabschiedet vom BAGSO-Vorstand am 30. März 2020


Anmerkungen:

[1] Die Stellungnahme ist abrufbar unter:

https://www.bagso.de/publikationen/menschenleben-schuetzen-zusammenhalt-staerken/

[2] Siehe hierzu auch die aktuelle Stellungnahme des Deutschen Instituts
für Menschenrechte zur Corona-Krise:

https://www.institut-fuer-menschenrechte.de/publikationen/show/corona-krise-menschenrechte-muessen-daspolitische-handeln-leiten/ 

sowie die Stellungnahme der Unabhängigen Expertin der Vereinten Nationen
für die Rechte älterer Menschen: 

https://www.ohchr.org/EN/NewsEvents/Pages/DisplayNews.aspx?NewsID=25748&LangID=E

[3] Vorschläge von BAGSO und wir pflegen e.V. zur Sicherung der häuslichen
Pflege unter: 

https://www.bagso.de/fileadmin/user_upload/bagso/01_News/Aktuelles/2020/Massnahmen_zur_Corona-Soforthilfe_fuer_die_haeusliche_Pflege.pdf

[4] Die klinisch-ethischen Empfehlungen der Deutschen Interdisziplinären
Vereinigung für Intensiv- und Notfallmedizin sind abrufbar unter:

https://www.divi.de/empfehlungen/publikationen/covid-19/1540-covid-19-ethikempfehlung-v2/file

In die gleiche Richtung geht die Ad-hoc-Empfehlung "Solidarität und
Verantwortung in der Corona-Krise" des Deutschen Ethikrates: 

https://www.ethikrat.org/fileadmin/Publikationen/Ad-hoc-Empfehlungen/deutsch/ad-hoc-empfehlung-corona-krise.pdf

[5] In den Empfehlungen wird auch klargestellt, dass dabei immer alle
Patientinnen und Patienten betrachtet werden, nicht nur die Gruppe der
COVID-19-Erkrankten.

[6] Siehe auch https://www.biva.de/positionspapier-besuchsbeschraenkungen-pflegeheim/

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 31. März 2020

Bundesarbeitsgemeinschaft der Senioren-Organisationen e.V. (BAGSO)

Noeggerathstr. 49, 53111 Bonn

Telefon 0228 / 24 99 93-0, Fax 0228 / 24 99 93-20

E-Mail: kontakt@bagso.de

Internet: www.bagso.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 1. April 2020 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / POLITIK / SOZIALES





GEWERKSCHAFT/339: ver.di warnt vor Infektionsgefahr in Pflegeeinrichtungen und bei ambulanten Diensten (ver.di)

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
31. März 2020

ver.di warnt vor Infektionsgefahr in Pflegeeinrichtungen und bei
ambulanten Diensten - Schutz und bessere Bezahlung gefordert



Berlin - Die Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) weist auf die
hohen Risiken der Corona-Pandemie für Beschäftigte und Pflegebedürftige in
der stationären Langzeitpflege sowie bei ambulanten Diensten hin. "Es
fehlt an allen Ecken und Enden an der nötigen Schutzausrüstung. Es
besteht deshalb die große Gefahr, dass Pflege- und Betreuungskräfte
sich selbst mit dem Coronavirus infizieren und ihn weitertragen. Das
muss unbedingt verhindert werden", mahnte Sylvia Bühler, die im
ver.di-Bundesvorstand für das Gesundheits- und Sozialwesen zuständig
ist. Die Beschäftigten in Pflegeheimen, bei ambulanten Pflegediensten
und in der Behindertenhilfe sorgten allesamt für Menschen, die von
einer Infektion mit dem Coronavirus besonders gefährdet seien. Sie
trügen eine enorme Verantwortung und seien zugleich extremen
Belastungen ausgesetzt. Wenn Anbieter von Schutzausrüstungen diese
lebensrettenden Produkte zu völlig überhöhten Preisen anböten,
müssten diese beschlagnahmt und zügig verteilt werden, forderte die
Gewerkschafterin. Gewerbliche Firmen, die dazu technisch in der Lage
seien, müssten zur Produktion auf Schutzanzüge, Mundschutz und
Desinfektionsmittel verpflichtet werden.

Zum Schutz braucht es auch mehr Personal, um die Hygieneregeln
penibel einhalten zu können. Vor diesem Hintergrund begrüßte Bühler
die Ankündigung des Spitzenverbands der Gesetzlichen Krankenkassen,
dass sowohl zusätzliches Personal als auch Schutzausrüstung
vollständig von der Pflegeversicherung refinanziert werden.

Um das Ansteckungsrisiko zu verringern, sollten ambulante Dienste die
Touren so planen, dass möglichst immer die gleichen Pflegekräfte zu
den gleichen Menschen fahren, forderte Bühler. Beschäftigte, die
selbst zu den besonders gefährdeten Personengruppen gehörten, sollten
nur in Bereichen mit geringerem Infektionsrisiko eingesetzt werden.

»Personal lässt sich am besten mit dauerhaft guten Arbeitsbedingungen
finden«, erklärte Bühler. Deshalb müsse jetzt ein Zeichen gesetzt und
das für die stationäre Langzeitpflege entwickelte Instrument zur
Personalbemessung sofort eingeführt sowie die Zahl der Fachkräfte
erhöht werden.

"Die Arbeit in Pflegeeinrichtungen und bei ambulanten Diensten muss
dringend finanziell aufgewertet werden", so Bühler weiter. Gerade die
kommerziellen Unternehmen in der Altenhilfe verweigerten ihren
Beschäftigten vielfach eine tarifvertragliche Bezahlung. Die
beschlossene Anhebung der Mindestlöhne sei bei Weitem nicht
ausreichend. Denn eine Pflegehilfskraft, die lediglich den
Mindestlohn erhält, komme bei einer 39-Stunden-Woche bis April 2021
auf weniger als 2.000 Euro brutto im Monat. Eine examinierte
Pflegekraft bekomme ab Juli 2021 lediglich etwas mehr als 2.500 Euro.
"Das ist weit entfernt von dem, was Pflegekräfte wirklich verdienen.
Doch selbst um diese Verbesserungen mussten wir in der
Pflegekommission heftig ringen", sagte Bühler. "Als Sofortmaßnahme
fordern wir in dieser Krise für alle Beschäftigten im
Gesundheitswesen 500 Euro mehr im Monat. Sie sind systemrelevant", so
Bühler weiter. "Die Beschäftigten wollen nicht nur beklatscht und
gelobt werden. Sie brauchen bessere Arbeitsbedingungen und eine
angemessene Bezahlung - jetzt, nicht irgendwann."

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 31.03.2020

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Bundesvorstand, Pressestelle

Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin

Telefon: 030/6956-1011 und -1012, Fax: 030/6956-3001

E-Mail: pressestelle@verdi.de

Internet: www.verdi.de
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LEISTUNGEN/656: Corona-Krise - Paritätischer fordert Notprogramm für Menschen in Hartz IV (Paritätischer Wohlfahrtsverband)

Deutscher Paritätischer Wohlfahrtsverband - Pressemeldung vom 31. März 2020

Corona-Krise: Paritätischer fordert Notprogramm für Menschen in Hartz
IV



Der Paritätische fordert ein sofortiges Notprogramm für Menschen in Hartz
IV und in der Altersgrundsicherung. Die mit der Corona-Krise verbundene
Schließung von Tafeln und anderen Unterstützungssystemen stürze arme
Menschen in existentielle Krisen. Der Verband fordert finanzielle
Soforthilfen für Bedürftige, darüber hinaus müssten alle
Leistungskürzungen, etwa durch Sanktionen, sofort beendet werden.

Konkret fordert der Paritätische eine sofortige Erhöhung der Regelsätze in
der Grundsicherung um 100 Euro pro Monat und Haushaltsmitglied, um
insbesondere eine ausgewogene Ernährung sicherzustellen. Zusätzlich sei
eine Einmalzahlung von 200 Euro notwendig für coronakrisenbedingte Mehraufw

 * 

Quelle:

Deutscher Paritätischer Wohlfahrtsverband - Gesamtverband e. V.

Oranienburger Str. 13-14, 10178 Berlin

Telefon +49(0)30|24636-0, Telefax +49(0)30|24636-110

Internet: www.paritaet.org, www.der-paritaetische.de
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ARBEIT/3031: Zahl der Kurzarbeitsanzeigen vervielfacht sich (BA)

Pressemitteilung der Bundesagentur für Arbeit vom 31. März 2020

Zahl der Kurzarbeitsanzeigen vervielfacht sich 

Bundesarbeitsminister Hubertus Heil und BA-Vorsitzender Detlef Scheele zur
Lage am deutschen Arbeitsmarkt im März



Die Anzeigen auf Kurzarbeit, die bei der Bundesagentur für Arbeit (BA)
aufgrund der aktuellen Lage eingehen, sind seit Beginn der
Ausgangsbeschränkungen auf ein neues Höchstniveau angestiegen. Heute hat
die BA gemeinsam mit dem Bundesministerium für Arbeit und Soziales eine
erste Auswertung für den März veröffentlicht. Demnach sind im März
bundesweit rund 470.000 Anzeigen auf Kurzarbeit bei der BA eingegangen.

Zum Vergleich: Im Jahr 2019 zeigten durchschnittlich etwa 1.300 Betriebe
pro Monat Kurzarbeit an. Im Februar 2020 lag die Zahl der
Kurzarbeitsanzeigen noch bei 1.900. Die Nachfrage ist in allen
Bundesländern hoch. Die Anzeigen kommen aus nahezu allen Branchen, anders
als in der Wirtschafts- und Finanzkrise 2008/2009, als vor allem das
verarbeitende Gewerbe betroffen war. Branchenschwerpunkte sind unter
anderem der Handel und das Hotel- und Gaststättengewerbe. Die oben
genannten 470.000 Anzeigen basieren auf einer Sonderauswertung der BA. Sie
beinhalten die Anzeigen, die bis zum 27. März 2020 bei der BA eingegangen
sind. Diese bilden aber nicht die amtliche Statistik ab.

Bundesarbeitsminister Hubertus Heil:

"Die Bewältigung der Corona-Krise wird ein historischer Kraftakt. Wir sind
dieser Krise ausgesetzt - aber nicht ausgeliefert. Trotz vieler Sorgen und
Unsicherheiten haben wir auch Anlass zur Zuversicht. Wir haben einen der
stärksten Sozialstaaten der Welt und wir haben in guten Zeiten Rücklagen
gebildet für schwere Zeiten. Wir haben eine krisenfeste Demokratie, die in
kürzester Zeit ein umfangreiches Schutzprogramm auf den Weg gebracht hat.
Und wir haben Millionen von Krisenhelden, die über sich hinauswachsen - in
den Krankenhäusern, aber auch in der Nachbarschaft. Gemeinsam werden wir
unser Land sicher durch die Krise bringen. Mit Wirtschaftshilfen,
Kurzarbeit, Lohnfortzahlungen für Eltern, deren Kinder derzeit nicht in
Schule oder Kita betreut werden können und mit unserem Sozialschutzpaket,
unter anderem für Soloselbständige, unterstützen wir die Bürgerinnen und
Bürger nach Kräften. Unsere Ziele sind: Der Schutz der Gesundheit, die
Sicherung von Arbeitsplätzen und die Gewährleistung sozialer Sicherheit."

Detlef Scheele, Vorstandsvorsitzender der BA:

"Kurzarbeit ist das Mittel der Wahl in dieser historischen Herausforderung
für Wirtschaft und Arbeitsmarkt. Wir helfen Unternehmen, ihre Beschäftigten
zu halten und sichern die Arbeitsplätze der Menschen. Die Bundesagentur für
Arbeit ist damit ein wichtiger Stabilitätsanker für Wirtschaft und
Sozialstaat. Wenngleich wir noch nicht seriös prognostizieren können, wie
viele Personen von Kurzarbeit betroffen sein werden, rechnen wir damit,
dass ihre Zahl deutlich höher ausfallen wird als in der Wirtschafts- und
Finanzkrise. Damals hatten wir in der Spitze 1,4 Millionen Kurzarbeitende.
Wir haben hierfür bereits jetzt überplanmäßig rund 10 Milliarden Euro
zusätzlich bei unserem Verwaltungsrat und dem Bundesarbeitsministerium
beantragt. Niemand muss fürchten, kein Geld zu erhalten. Kurzarbeitergeld
ist eine Pflichtleistung, die in jedem Fall ausgezahlt wird."

Um eingehende Fragen und Anträge schnell und umfassend beantworten und
bearbeiten zu können, hat die BA ihre Organisation kurzfristig umgebaut.
Sie fokussiert zurzeit auf die Beratung zur Kurzarbeit und die rasche
Leistungsgewährung von Kurzarbeitergeld, Arbeitslosengeld und
Grundsicherung.

Dafür werden unter anderem im Moment die Teams, die Kurzarbeit abrechnen,
in einem ersten Schritt von knapp 800 auf rund 4.500 Personen verstärkt.
Außerdem sind inzwischen gut 18.000 Kolleginnen und Kollegen in der
telefonischen Beratung tätig - regulär sind es etwa 4.000. Das Telefonnetz
der BA wurde technisch deutlich erweitert; neben den bekannten
Service-Hotlines gibt es nun auch lokale Rufnummern für Betroffene.

Die BA bittet Arbeitgeber, verstärkt ihre Online-Angebote zu nutzen. Sowohl
die Anzeige als auch die Beantragung von Kurzarbeitergeld können schnell,
sicher und jederzeit online erfolgen.

Informationen zum Thema Kurzarbeit und zu den erleichterten Regelungen
finden Arbeitgeberinnen/Arbeitgeber und Arbeitnehmerinnen/Arbeitnehmer auch
auf den Internetseiten der BA sowie des BMAS unter www.arbeitsagentur.de
und www.bmas.bund.de.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung der Bundesagentur für Arbeit Nr. 19 vom 31.03.2020

Bundesagentur für Arbeit, Pressestelle

Regensburger Strasse 104, 90478 Nürnberg

Telefon: 0911/179-2218, Fax: 0911/179-1487

E-Mail: zentrale.presse@arbeitsagentur.de

Internet: www.arbeitsagentur.de
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ARBEIT/3030: Der Arbeitsmarkt im März 2020 - Vor Verschärfung der Corona-Krise (BA)

Pressemitteilung der Bundesagentur für Arbeit vom 31. März 2020

Der Arbeitsmarkt im März 2020 - Vor Verschärfung der Corona-Krise 



Durch die Corona-Pandemie ist die deutsche Wirtschaftsleistung
eingebrochen, und das öffentliche Leben kam zunehmend zum Stillstand. Dies
hinterlässt deutliche Spuren in allen Bereichen der Wirtschaft. In den
Arbeitsmarktzahlen konnte sich die aktuelle Verschärfung der Corona-Krise
noch nicht widerspiegeln, weil die Angaben bis zum 12. März reichen und
damit die jüngste Entwicklung nicht umfassen. Detlef Scheele, Vorsitzender
des Vorstands der BA, und Bundesarbeitsminister Hubertus Heil informieren
heute um 14.00 Uhr über die aktuelle Situation. Die gemeinsame
Pressekonferenz wird in der Bundespressekonferenz stattfinden.

Arbeitslosenzahl im März: -60.000 auf 2.335.000

Arbeitslosenzahl im Vorjahresvergleich: +34.000

Arbeitslosenquote gegenüber Vormonat: -0,2 Prozentpunkte auf 5,1 Prozent

Arbeitslosigkeit, Unterbeschäftigung und Erwerbslosigkeit 

Die Arbeitslosenzahl ist von Februar auf März jahreszeitlich bedingt um
60.000 auf 2.335.000 gesunken. Die aktuelle Entwicklung auf den
Arbeitsmarkt spiegelt sich in diesen Zahlen noch nicht wider, da der
Zähltag für die Statistik vor der Verschärfung der Corona-Krise lag.
Bereinigt um die saisonalen Einflüsse wird für den März ein leichtes Plus
von 1.000 im Vergleich zum Vormonat errechnet. Gegenüber dem Vorjahr hat
sich die Arbeitslosenzahl um 34.000 erhöht. Die Arbeitslosenquote ist um
0,2 Prozentpunkte auf bei 5,1 Prozent gesunken und hat sich im Vergleich
zum März des vorigen Jahres nicht verändert. Die nach dem
ILO-Erwerbskonzept vom Statistischen Bundesamt ermittelte Erwerbslosenquote
belief sich im Februar auf 3,4 Prozent.

Die Unterbeschäftigung, die auch Veränderungen in der Arbeitsmarktpolitik
und kurzfristiger Arbeitsunfähigkeit berücksichtigt, hat sich
saisonbereinigt gegenüber dem Vormonat um 1.000 erhöht. Insgesamt lag die
Unterbeschäftigung im März 2020 bei 3.287.000 Personen. Das waren 35.000
mehr als vor einem Jahr.

Erwerbstätigkeit und sozialversicherungspflichtige Beschäftigung

Erwerbstätigkeit und sozialversicherungspflichtige Beschäftigung sind
weiter gestiegen, allerdings mit geringeren Zuwächsen als im vergangenen
Jahr. Nach Angaben des Statistischen Bundesamtes hat sich die Zahl der
Erwerbstätigen (nach dem Inlandskonzept) im Februar saisonbereinigt
gegenüber dem Vormonat um 18.000 erhöht. Mit 45,10 Millionen Personen fiel
sie im Vergleich zum Vorjahr um 218.000 höher aus. Das Plus beruht weit
überwiegend auf dem Zuwachs der sozialversicherungspflichtigen
Beschäftigung. Diese ist im Vergleich zum Vorjahr um 447.000 gestiegen.
Insgesamt waren im Januar nach hochgerechneten Angaben der BA 33,60
Millionen Menschen sozialversicherungspflichtig beschäftigt.
Saisonbereinigt ergibt sich von Dezember auf Januar ein Anstieg um 52.000.

Arbeitskräftenachfrage

Die Nachfrage nach neuen Arbeitskräften gibt im Vorjahresvergleich weiter
deutlich nach. Im März waren 691.000 Arbeitsstellen bei der BA gemeldet,
106.000 weniger als vor einem Jahr. Saisonbereinigt hat sich der Bestand
der bei der BA gemeldeten Arbeitsstellen um 10.000 verringert. Der 
BA-Stellenindex (BA X) - ein Indikator für die Nachfrage nach Personal in
Deutschland - sank im März 2020 um 3 Punkte auf 113 Punkte. Er liegt damit
20 Punkte unter dem Vorjahreswert.

Geldleistungen

842.000 Personen erhielten im März 2020 Arbeitslosengeld, 72.000 mehr als
vor einem Jahr. Die Zahl der erwerbsfähigen Leistungsberechtigten in der
Grundsicherung für Arbeitsuchende (SGB II) lag im März bei 3.747.000.
Gegenüber März 2019 war dies ein Rückgang von 255.000 Personen. 6,9 Prozent
der in Deutschland lebenden Personen im erwerbsfähigen Alter waren damit
hilfebedürftig.

Ausbildungsmarkt 

Von Oktober 2019 bis März 2020 meldeten sich bei den Agenturen für Arbeit
und den Jobcentern 369.000 Bewerberinnen und Bewerber für eine
Ausbildungsstelle. Das waren 23.000 weniger als im Vorjahreszeitraum.
Gleichzeitig waren 447.000 Ausbildungsstellen gemeldet, 27.000 weniger als
vor einem Jahr. Da die Daten zum Berichtsmonat März die
Ausbildungsmarktlage bis zum Stichtag 12. März 2020 widerspiegeln, sind
noch keine Auswirkungen der Corona-Krise zu verzeichnen. Am häufigsten
waren Ausbildungsstellen gemeldet für angehende Kaufleute im Einzelhandel
(29.000) sowie Verkäuferinnen/Verkäufer (19.000) und Kaufleute für
Büromanagement mit 17.000 Ausbildungsangeboten. Der Ausbildungsmarkt ist im
März aber noch sehr stark in Bewegung. Deshalb ist es für eine fundierte
Bewertung zu früh.

Den ausführlichen Monatsbericht finden Sie im Internet unter:

https://statistik.arbeitsagentur.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung der Bundesagentur für Arbeit Nr. 18 vom 31.03.2020

Bundesagentur für Arbeit, Pressestelle

Regensburger Strasse 104, 90478 Nürnberg

Telefon: 0911/179-2218, Fax: 0911/179-1487

E-Mail: zentrale.presse@arbeitsagentur.de

Internet: www.arbeitsagentur.de
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GEWERKSCHAFT/1942: Absenkung der Gehälter im Einzelhandel kommt nicht in Frage (ver.di)

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
31. März 2020

ver.di: Absenkung der Gehälter im Einzelhandel kommt nicht in Frage -
scharfe Kritik an Vorstellungen des Handelsverbandes Deutschland



Berlin - Mit scharfer Kritik hat die Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft
(ver.di) auf die Absage des Handelsverbandes Deutschland (HDE)
reagiert, der eine bundesweite Regelung zur Erhöhung des
Kurzarbeitergeldes im Einzelhandel auf 90 Prozent ablehnt. "Damit
lehnt der HDE die tarifpolitische Verantwortung ab und verweigert
hunderttausenden Beschäftigten den existentiellen Schutz", erklärte
ver.di-Bundesvorstandsmitglied Stefanie Nutzenberger. Die
Einkommensreduzierung durch das Kurzarbeitergeld auf 60 bzw. 67
Prozent stürze viele Einzelhandelsbeschäftigte in existenzbedrohende
Notlagen. "Der HDE kommt seiner Aufgabe als Verband in dieser
Krisensituation nicht nach", so Nutzenberger.

Umso erfreulicher sei es, dass viele Unternehmen der Branche wie
Primark, H&M, Zara, Walbusch oder Fielmann bereits eine Aufstockung
des Kurzarbeitergeldes auf 90 und 100 Prozent vereinbart haben.

Die Bundesregierung investiere Milliarden in
Einzelhandelsunternehmen, um die wirtschaftlichen Auswirkungen der
Corona-Krise aufzufangen. Dazu bekommen die Unternehmen bei
Kurzarbeit ihre Sozialabgaben zu 100 Prozent ersetzt. "Unternehmen im
Handel, die nur Geld nehmen, aber nicht auch Verantwortung für die
Beschäftigten übernehmen, dürfen aus meiner Sicht keine staatliche
Unterstützung erhalten", sagte Nutzenberger. Es sei "unverantwortlich
vom Handelsverband Deutschland, die Beschäftigten in dieser Situation
mit 60 Prozent des Gehaltes im Regen stehen zu lassen und die eigene
Verantwortung auf die gesamte Gesellschaft abzuwälzen".

Die vom HDE ins Spiel gebrachte Regelung zur Absenkung der Einkommen
der Einzelhandelsbeschäftigten sei der durchsichtige Versuch,
geltende Tarifverträge auszuhebeln. In dieser Krise gehe es nicht um
kurzfristen Lohnverzicht, sondern um die Zukunft der Unternehmen im
Einzelhandel und ihrer Beschäftigten. "Die sitzen an der Kasse,
arbeiten im Verkauf und im Lager. Sie sind für die Daseinsvorsorge
da, ihnen wird von der Gesellschaft Beifall gezollt. Das ist gut,
reicht aber nicht. Tarifverträge sind in Deutschland auch in
Krisenzeiten ein verlässlicher Sicherheitsanker für Beschäftigte und
Unternehmen. Wenn der Verband seine tarifpolitische Verantwortung
nicht wahrnimmt, müssen wir Tarifverträge direkt mit den Unternehmen
abschließen, um den existenziellen Schutz der Beschäftigten im
Einzelhandel sicherzustellen."

Der Arbeitgeberverband hatte vorgeschlagen, das Geld der anstehenden
Tariferhöhung von 1,8 Prozent zu einer kleinen Aufstockung des
Kurzarbeitergeldes zu nutzen. "Dann würden die Beschäftigten diese
Aufstockung des Kurzarbeitergeldes selbst bezahlen. Dafür brauchen
sie keinen Arbeitgeberverband," erklärte Nutzenberger.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 31.03.2020

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Bundesvorstand, Pressestelle

Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin

Telefon: 030/6956-1011 und -1012, Fax: 030/6956-3001

E-Mail: pressestelle@verdi.de

Internet: www.verdi.de
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INTERNATIONAL/313: Gefängnisaufstand von IS-Häftlingen in Hesekê/Nordsyrien (Civaka Azad)

Civaka Azad - Kurdisches Zentrum für Öffentlichkeitsarbeit

Pressemitteilung vom 30. März 2020

Gefängnisaufstand von IS-Häftlingen in Hesekê/Nordsyrien



Immer wieder warnten die Autonomiebehörden und Sicherheitskräfte vergebens
vor dem Bedrohungspotential durch IS-Mitglieder in den Gefängnissen Nord-
und Ostsyriens. Nun haben sich die Befürchtungen bestätigt: Bei einem
Aufstand im Gefängnis von Hesekê haben Dschihadisten der Terrororganisation
"Islamischer Staat" (IS) am Sonntagabend Teile der Haftanstalt unter ihre
Kontrolle gebracht. Einer bislang unbekannten Anzahl Islamisten gelang die
Flucht. Die Lage ist angespannt.

Die Revolte begann gegen 19 Uhr Ortszeit. Häftlinge einer überbelegten
Gemeinschaftszelle schwenkten im Blickfeld der Kamera zunächst ein Stück
Stoff mit der Aufschrift "Wir fordern humanitäre Hilfe". Der Appell
richtete sich offenbar an das Internationale Komitee vom Roten Kreuz.
Danach brachen die Gefangenen eine Tür auf, nahmen diese auseinander und
schlugen mit den Einzelteilen die marode Innenmauer ein. Durch diese
Öffnung gelangten die Häftlinge auf den Korridor und anschließend in andere
Teile der Haftanstalt. Inzwischen befindet sich das gesamte erste Geschoss
unter IS-Kontrolle, einige der Dschihadisten haben sich im Hof verschanzt.

Versuche, die Sicherheitskräfte in ihre Gewalt zu bringen, gelangen nicht.
Auch ist mehreren IS-Dschihadisten die Flucht geglückt. Einige Quellen
sprechen von vier Islamisten, die sich in Freiheit befinden. Mustafa Bali,
Pressesprecher der Demokratischen Kräfte Syriens (QSD), nannte zwar keine
Zahlen, bestätigte aber, dass nach mehreren Häftlingen gefahndet wird.
Außerdem wurden Antiterroreinheiten und zusätzliche Kämpfer zu dem
Gefängnis verlegt.

 * 

Quelle:

Civaka Azad - Kurdisches Zentrum für Öffentlichkeitsarbeit e.V.

Residenzstraße 54, 13409 Berlin

Tel.: 030/91446137

E-Mail: info@civaka-azad.org
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Chile

Deutsch-chilenischer Folterer lebte unbehelligt im Rheinland

Von Ute Löhning



Vier Jahre lang lebte der in Chile wegen mehrfachen Mordes
verurteilte Ex-Militär Walther Klug Rivera unbehelligt in Deutschland.
Erst jetzt steht er dort wieder vor Gericht.

(Berlin, 26. März 2020, taz/npla) - Vier Jahre lang lebte der in Chile
wegen mehrfachen Mordes verurteilte Ex-Militär Walther Klug Rivera
unbehelligt in Deutschland. Erst bei einer Reise nach Italien wurde
der über Interpol gesuchte Deutsch-Chilene im Sommer 2019 verhaftet.
Anfang Februar hat Italien den 69-jährigen Offizier a.D. nach Chile
ausgeliefert. Dort steht er jetzt wieder vor Gericht.

Seit den ersten Tagen nach dem 11. September 1973, als General
Pinochet sich in Chile an die Macht putschte, leitete Walther Klug
Rivera [1] ein Gefangenen- und Folterlager im Süden Chiles. Der damals
23-jährige Oberleutnant Klug richtete dieses in den Pferdeställen des
3. Infanterieregiment Los Ángeles ein. Hunderte Gefangene
wurden dort gefoltert, viele von ihnen ermordet. Nach Angaben von
Menschenrechtsorganisationen gingen die meisten der über hundert
Verschwundenen aus der südchilenischen Bio-Bio-Region durch dieses
Lager. Überlebende Gefangene [2] beschreiben Klug als besonders brutal
und sadistisch. Die chilenische Menschenrechtsanwältin Patricia Parra,
die Familienangehörige von Verschwundenen gegen Klug vertritt,
bezeichnet ihn - neben den Leitern des Regiments und der dort
operierenden militärischen Geheimdienstabteilung - als
Hauptverantwortlichen für Folter und Mord in diesem Militärstützpunkt.


Verurteilung nach 40 Jahren

Dennoch konnte Klug seine Karriere - während der Diktatur bis 1990 und
auch danach - fortsetzen und stieg bis zum Oberst auf. Erst im Oktober
2014, kurz nach seiner Pensionierung, verurteilte [3] Chiles Oberster
Gerichtshof ihn rechtskräftig zu einer Haftstrafe von zehn Jahren
wegen Beteiligung am Mord von sieben bzw. dem Verschwindenlassen von
vierzehn weiteren Arbeitern aus den Wasserkraftwerken El Toro und El
Abanico in der Nähe der Stadt Los Ángeles im Jahr 1973. Weitere
Strafprozesse gegen ihn wegen Verschwindenlassens von Gefangenen
stehen noch aus.

Doch Klug entzog sich der Justiz. Im November 2014 erhielt er - dessen
Großvater aus Deutschland stammte - in der deutschen Botschaft in
Santiago einen deutschen Pass und floh kurz darauf aus Chile. Hätte
die Botschaft Klug die Ausgabe des Reisepasses verweigern können oder
sogar müssen? Aus dem Auswärtigen Amt heißt es dazu, die
Auslandsvertretungen prüften, "ob der Antragsteller im deutschen
Fahndungsbuch gelistet ist", da das einen Hinderungsgrund für die
Ausstellung oder Ausgabe eines Passes darstellen könne. Mit
Fahndungslisten der Gastländer finde kein Abgleich statt.


Trotz Verurteilung Pension vom chilenischen Staat

Da auch die chilenischen Behörden Klugs Flucht nicht verhinderten, kam
er Ende 2014 nach Deutschland und lebte seitdem über vier Jahre
unbehelligt in der rheinland-pfälzischen Kleinstadt Vallendar; das
bestätigt die Vermieterin der Wohnung, in der er dort lebte, gegenüber
der taz. Sie beschreibt ihn als korrekt auftretenden Menschen, der
kein Deutsch sprach und es auch im Laufe der Jahre nicht gelernt habe.
Seine Miete habe er immer pünktlich in bar bezahlt - wenn er wegfuhr,
auch mal für ein paar Monate im voraus.

Um Geld musste sich Klug nicht sorgen. Denn der chilenische Staat
zahlte ihm als pensioniertem Offizier jeden Monat eine Pension. Die
Rechtsanwältin Parra kritisiert die in Chile übliche Praxis, dass auch
verurteilte Militärs solche Privilegien genössen. Seinem Dienstgrad
entsprechend erhält Klug bis heute ein Basisentgelt von umgerechnet
rund 1.500 Euro monatlich - etwa das Dreifache eines mittleren
chilenischen Einkommens - plus diverse Zulagen.


"Lebendiger Eindruck von Chile"

Warum Klug 2014 in den 9.000-Seelen-Ort Vallendar kam, ist nicht ganz
klar. Doch scheinbar hatte oder suchte er Kontakt zur katholischen
Schönstattbewegung mit Hauptsitz in Vallendar. Im März 2015 war Klug
in der "Marienschule Schönstatt", dem ortsansässigen katholischen
Mädchengymnasium, im Spanischunterricht zu Gast. Als "Insider", so
berichtete das örtliche Lokalblatt "Blick aktuell" [4], habe er den
Schülerinnen seine Sicht auf Chile "näher" gebracht, und "herrliche
Bilder" bei ihnen hinterlassen. Die aktuelle Schulleitung bedauert im
nachhinein, "dass dieser Verbrecher bei uns im Haus gewesen ist". Sie
verweist darauf, dass die damalige Schulleiterin, die Lehrkraft und
die Schülerinnen des Spanischkurses inzwischen nicht mehr an der
Schule seien. Vermutlich habe niemand Klugs wahre Geschichte gekannt,
heißt es in einer Stellungnahme der Schule gegenüber der taz,
"ansonsten wäre es nie zu diesem Besuch gekommen".

Allerdings ist Klug bereits der zweite "prominente" Chilene im Umfeld
der Schönstattbewegung, zu der die Marienschule gehört: Francisco Cox,
ein des vielfachen sexuellen Missbrauchs beschuldigter früherer
Erzbischof aus dem chilenischen La Serena, hatte über zehn Jahre in
Schönstatt gelebt, Er wurde wegen eines 2004 dort begangenen weiteren
Missbrauchs an einem 17-Jährigen angezeigt, 2018 von Papst Franziskus
aus dem Klerikerstand entlassen und ging 2019 schließlich nach Chile
zurück, um sich dortigen Ermittlungen gegen ihn zu stellen.

Die Schönstattgemeinde ist eine 1914 in Vallendar gegründete,
inzwischen international aufgestellte Institution, die auch religiöse
Einrichtungen und private Schulen in Chile unterhält. Der Sprecher des
PressOffice Schönstatt, Heinrich Brehm, erklärte inzwischen gegenüber
der taz, dass nach seinem Kenntnisstand "zwischen Herrn Walther Klug
und Schönstätter Einrichtungen in Deutschland und in Chile keine
Beziehungen bestanden haben oder bestehen." Wohl aber habe Klug an
spanischsprachigen Gottesdiensten in Schönstatt teilgenommen und
Kontakte gesucht. Andere chilenische Gottesdienstbesucher hätten ihn
erkannt und dies dem chilenischen Konsulat gemeldet. Dort habe man
empfohlen, Abstand von Klug zu halten, und darauf verwiesen, dass
Deutschland ihn als deutschen Staatsbürger nicht nach Chile ausliefern
würde. Das chilenische Konsulat in Frankfurt a.M. erklärte jedoch,
ihnen lägen keine entsprechenden Berichte vor.


Verhaftung erst 2019

So verbrachte Klug gut vier Jahre vermutlich recht beschaulich im
Rheinland. Erst als er Anfang Juni 2019 mit seiner Partnerin nach
Italien reiste, flog er auf. In einem Hotel in Parma wurde er aufgrund
eines internationalen Haftbefehls wegen eines noch nicht
abgeschlossenen Gerichtsverfahrens festgenommen und saß seitdem in
Haft. Dabei geht es um Klugs mutmaßliche Beteiligung an der Entführung
und dem Verschwindenlassen des 23-jährigen Studentenführers und
Angehörigen des Kommunistischen Jugendverbands, Luis Cornejo
Fernández; auch dessen Spur verlor sich 1973 im 3. Infanterieregiment
Los Ángeles. Für die rechtskräftige Verurteilung wegen Mordes
an den Arbeitern der Wasserkraftwerke hatte Chile bis dahin nicht über
Interpol nach Klug gesucht.

Im Juli 2019 beantragte Chile Klugs Auslieferung und berief sich auf
ein mit Italien vereinbartes Auslieferungsabkommen. Mit der
Begründung, es gehe um Verbrechen gegen die Menschlichkeit, gab der
Oberste Gerichtshof Italiens dem chilenischen Ersuchen am 4. Dezember
2019 in letzter Instanz statt.

Am 6. Februar schließlich wurde Klug nach Chile ausgeliefert. Er sitzt
in Untersuchungshaft im südchilenischen Concepción und wurde im
Verfahren um den 1973 verschwundenen Luis Cornejo bereits dem Richter
vorgestellt, wie das chilenische Justizministerium bestätigte. Klugs
Anwalt beantragte dessen Entlassung aus der Haft, was der zuständige
Richter Carlos Aldana jedoch mit der Begründung ablehnte, Klug stelle
eine Gefahr für die Sicherheit der Gesellschaft dar.

Auch seine bereits rechtskräftige Strafe von zehn Jahren Haft wegen
23-facher Entführung, Verschwindenlassens bzw. Mordes wird Klug nun in
einem chilenischen Gefängnis verbüßen müssen. Rechtsanwältin Parra,
die Luis Cornejos Schwestern vertritt, erwartet, dass Klug sich auch
in einem weiteren Verfahren wegen Verschwindenlassens - in dem Fall
von Adelino Pérez Navarrete - vor Gericht wird verantworten müssen.


Fragen an die deutsche Justiz

Offen bleiben viele Fragen an die deutsche Justiz. Aus der Antwort auf
eine Kleine Anfrage [5] des Parlamentarischen Geschäftsführers der
Bundestagsfraktion der Linken, Jan Korte, geht hervor, dass der
Bundesregierung und dem Bundeskriminalamt (BKA) bereits seit 2015 ein
Interpol-Fahndungsersuchen gegen Klug vorlag. Allerdings, so heißt es
da, wurde "in Deutschland wegen der deutschen Staatsangehörigkeit des
Verfolgten" nicht nach Klug gefahndet. Dabei wird auf Artikel 16
Absatz 2 des Grundgesetzes verwiesen. Denn in diesem Artikel ist nicht
nur das Asylrecht festgeschrieben, sondern auch, dass deutsche
Staatsangehörige nicht an Staaten außerhalb der EU ausliefert werden.

Eigenständige strafrechtliche Ermittlungen seitens der deutschen
Justiz gegen Klug wären jedoch möglich - und wie Korte betont - "das
Mindeste gewesen, was man (...) hätte erwarten können." Tatsächlich
hatte die Staatsanwaltschaft Koblenz im März 2016 die Aufnahme von
eigenständigen strafrechtlichen Ermittlungen gegen Klug geprüft - und
diese verworfen, wie Oberstaatsanwalt Rolf Wissen erklärt. In dem
damals vorliegenden Interpol-Festnahmeersuchen für den Fall Luis
Cornejo sei dargestellt worden, "dass der Gesuchte 1973 in Chile ein
Lager geleitet haben soll, in das eine Person verbracht worden sei,
die danach nicht wiederaufgetaucht sei." Diese Tatvorwürfe seien nach
deutschem Recht verjährt, allenfalls der Vorwurf des Mordes wäre nicht
verjährt gewesen, so Wissen; dafür habe es nach dem Inhalt des
chilenischen Festnahmeersuchens jedoch keine ausreichenden
Anhaltspunkte gegeben, "da nicht klar ist, ob, wo, wie und durch wen
die in Chile verschwundene Person umgebracht worden ist".

Nach so vielen Jahren des Verschwindenlassen müsse man jedoch einen
Mord in Erwägung ziehen, erklärt Andreas Schüller vom European Center
for Constitutional and Human Rights (ECCHR). Diese Prüfung sollte ein
Generalstaatsanwalt vornehmen und von dem könne man erwarten, "dass er
weiß, dass in den 1970er Jahren u.a. in Chile Verbrechen gegen die
Menschlichkeit begangen wurden und dass er Hinweise auf Taten in
diesem Zeitraum und Kontext auch entsprechend einordnen kann."
Schließlich gehe es nicht um Bagatelldelikte, sondern um schwerste
Menschenrechtsverletzungen und Staatsverbrechen.

Laut der 2010 in Kraft getretenen "UN-Konvention gegen das
Verschwindenlassen" stellt die systematische Praxis des
Verschwindenlassens ein Verbrechen gegen die Menschlichkeit dar.
Deutschland ist als Vertragsstaat verpflichtet, in Fällen von
Verschwindenlassen zu ermitteln und angehalten, einen eigenen
Straftatbestand des erzwungenen Verschwindenlassens mit ausreichend
langer und der besonderen Schwere der Tat angemessenen
Verjährungsfrist ins Strafgesetzbuch aufzunehmen. Bis zum 28. März
sollte Deutschland der UNO einen Bericht über die Fortschritte auf
diesem Gebiet vorlegen.


Deutschland soll kein Safe Haven für Verbrecher sein

Zumindest für die Zukunft müsse die Bundesregierung sicherstellen,
"dass Deutschland kein Safe Haven für flüchtige deutsche
Diktaturverbrecher ist" und die Täter hierzulande zur Rechenschaft
ziehen, fordert Jan Korte von der Linkspartei.

Denn Klug ist kein Einzelfall: "Deutsche Strafverfolgungsbehörden
stehen in der Verantwortung, umfassend zu ermitteln, weil auch
deutsche Staatsbürger involviert waren", erklärt Schüller und
kritisiert, sie "sehen jedoch seit Jahrzehnten weg. So wie auch im
Fall der Ermittlungen wegen Verbrechen der Colonia Dignidad". In
dieser deutschen Sekte im Süden Chiles wurden Oppositionelle gefoltert
und ermordet. Strafrechtliche Ermittlungen zur Aufklärung seien in
Deutschland im Sande verlaufen. Über eine Wiederaufnahme der
Ermittlungen u.a. gegen den ehemaligen Sektenarzt Hartmut Hopp, der
als Verbindungsmann der Sekte zum chilenischen Geheimdienst galt, hat
derzeit die Generalstaatsanwaltschaft Düsseldorf zu entscheiden.

"Es fehlt der politische Wille. Auch wenn alle diese Taten schon
länger her sind, muss man da einen anderen Fokus darauf legen", sagt
Schüller, denn "das einfach zeitlich auslaufen zu lassen, das geht
nicht."


Anmerkungen:
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MELDUNG/653: Soforthilfen für die Anwaltschaft - Klarstellung erforderlich (DAV)

Deutscher Anwaltverein (DAV) - Berlin, 31. März 2020

Soforthilfen für die Anwaltschaft - Klarstellung erforderlich



Berlin (DAV). Bei den Soforthilfen des Bundes und der Länder wird auf
Liquiditätsengpässe abgestellt, die im Antrag konkret zu beziffern
sind. Dies greift aber nach Meinung des Deutschen Anwaltvereins (DAV)
zu kurz. Es geht darum, dass in vielen Kanzleien zurzeit keine oder
nur eine sehr geringe umsatzrelevante Tätigkeit ausgeübt werden kann.
Die Pandemie wirkt sich also schon jetzt aus. Unabhängig davon, dass
noch Zahlungseingänge aus anwaltlicher Tätigkeit und Rechnungsstellung
aus der Zeit vor der Pandemie erfolgen. Daher strebt der DAV eine
Klarstellung mit Hilfe des Bundesverbandes der freien Berufe (BfB) an.
Dieser hat bereits am 27. März 2020 den Bundeswirtschaftsminister dazu
aufgefordert.

Hierzu Edith Kindermann, DAV-Präsidentin:

"Wir brauchen eine klare Regelung für alle freien Berufe! Mit Hilfe
des BfB nutzen wir deren ganze Kraft für die Durchsetzung. Die jetzt
genannte Antragsfrist 31.05.2020 darf nicht dazu führen, dass die
Anwaltschaft nicht die Soforthilfen geltend machen kann.
Mandatsabrechnung und damit der Liquiditätsengpass erfolgt erst mit
Zeitverzögerung. Allerdings kann ggf. schon jetzt ein Wegfall neuer
Aufträge/Mandatierungen als unmittelbare Folge der Corona-Krise
festgestellt werden. Dieser Wegfall wird finanziell allerdings erst
mit gewisser zeitlicher Verzögerung durchschlagen.

Nicht nachvollziehbar ist, wenn einzelne Bundesländer die Anwaltschaft
und andere freie Berufe von den Soforthilfen der Länder ausschließen.
Gerade Anwälte leisten nicht nur einen wichtigen Beitrag zum Erhalt
und funktionieren unseres Rechtsstaates, sie schaffen auch in
Krisensituationen Zugang zum Recht und beschäftigen als Arbeitgeber
weitere Angestellte, die mit ihrem Auskommen vom wirtschaftlichen
Fortbestand der Kanzlei abhängen. In krisenbedingten Notsituationen
benötigen sie genauso Hilfe wie andere Unternehmen und Professionen
auch."

 * 
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MELDUNG/067: Expertise "Wer studiert Islamische Theologie?" veröffentlicht (idw)

Akademie für Islam in Wissenschaft und Gesellschaft (AIWG) - 30.03.2020

AIWG veröffentlicht Expertise "Wer studiert Islamische Theologie?"



Frankfurt am Main. Seit knapp zehn Jahren bilden mittlerweile elf
Hochschulen in Deutschland Lehrkräfte für den islamischen
Religionsunterricht und muslimische Theolog_innen aus. Aktuell gibt es
knapp 2.500 Studierende. Doch wer studiert Islamische Theologie oder
Religionspädagogik? Was sind die Beweggründe, dieses noch relativ junge
Fach zu studieren? Antworten geben Lena Dreier und Constantin Wagner, die
beiden Autor_innen der Expertise "Wer studiert Islamische Theologie? Ein
Überblick über das Fach und seine Studierenden". Die heute veröffentlichte
Expertise wurde von der Akademie für Islam in Wissenschaft und
Gesellschaft (AIWG) in Auftrag gegeben.

Wie setzt sich die Studierendenschaft zusammen?

Die Expertise nimmt zum ersten Mal die Studierenden der Islamischen
Theologie genauer in den Blick. Auffällig ist, dass die überwiegende
Mehrheit von ihnen weiblich ist. Circa 70% der Studierenden sind zudem die
ersten in ihrer Familie, die eine Universität besuchen. Knapp 80 % der
Studierenden haben Deutsch nicht als Muttersprache erlernt. Damit
unterscheidet sich die Studierendenschaft laut den Autor_innen der
Expertise stark von anderen Fächern. "Da im Vergleich zu anderen
Studiengängen überdurchschnittlich viele Studierende mit relativ wenig
Bildungskapital in die Universität einsteigen, ist es nötig, die Didaktik
des Fachs inhaltlich und finanziell zu stärken, sodass viele Studierende
zu einem erfolgreichen Abschluss geführt werden können", so Constantin
Wagner.

Warum studieren junge Menschen Islamische Theologie?

Die Gründe, ein Studium der Islamischen Theologie aufzunehmen, sind ebenso
vielfältig wie der biografische, kulturelle oder religiöse Hintergrund der
Studierenden selbst. Allerdings zeichnen sich laut Autor_innen zwei
Hauptmotive ab: Religiöse und gesellschaftspolitische Beweggründe sind für
die Mehrheit der Studierenden bei ihrer Studienwahl entscheidend. Über 90%
der Studierenden fühlen sich dem Islam sehr stark oder stark zugehörig.
Religion spielt im Alltag der Studierenden eine große Rolle. Daneben fühlt
sich über die Hälfte der Studierenden einer muslimischen Gemeinde
zugehörig. Mehr als 60% der Studierenden bringen ein starkes Interesse an
religiösen Fragestellungen mit.

Während dies bei einem religionsbezogenen Studiengang wenig überrascht,
sticht der Wunsch der Studierenden, gesellschaftsverändernd zu wirken,
besonders hervor, insbesondere im Vergleich zur Gesamtstudierendenschaft
an deutschen Hochschulen. Die Studierenden wollen einen gesellschaftlichen
Beitrag leisten. Jedoch nicht nur innerhalb der Berufsfelder, über die
häufig diskutiert und zumeist von außen an die Studierenden herangetragen
wird: Imame und Lehrer_innen für den islamischen Religionsunterricht.
Wie lässt sich dieser starke Wunsch nach Veränderung bei den Studierenden
erklären? Laut den Autor_innen spielen hier biografische Erfahrungen
während der Schulzeit eine Rolle. Sie gaben an, als Muslim_in adressiert,
mitunter auch diskriminiert worden zu sein.

Professionalisierungsstrategien anzubieten, etwa im Umgang mit
Fremdzuschreibungen, bilde bislang noch eine Leerstelle im Curriculum.
"Die Vorerfahrungen der muslimischen Studierenden und ihre Adressierung
als Muslim_in ist für sie als Teil ihres Studiums der Islamischen
Theologie zentral", sagt Lena Dreier.

Studierende der Islamischen Theologie brauchen klare
Berufsperspektiven

Die Interviews mit den Studierenden zeigen, dass es zukünftig noch stärker
darum geht, den Studierenden Berufsperspektiven deutlicher aufzuzeigen und
zu ermöglichen - auch schon im Studium. Absolvent_innen der Islamischen
Theologie sehen aufgrund der unklaren Berufsperspektiven aktuell nur
selten konkrete Anschlussperspektiven. Aber auch für Lehramtsstudierende
bestehen noch Unsicherheiten über die Ausrichtung und weitere Etablierung
des islamischen Religionsunterrichts, etwa in Bayern und Hessen.
Erschwerend hinzu kommt, dass es vielen Absolvent_innen an Vorbildern und
Mentor_innen in der Berufswelt fehlt.

Prof. Dr. Bekim Agai, Direktor der AIWG, über die Ergebnisse der
Expertise:

Die Studie zeigt, dass die Absolvent_innen sehr motiviert sind, sich in
der Gesellschaft und den Gemeinden einzubringen. Dabei ist vielen unklar,
wie sie das im Rahmen von konkreten Berufen tun können. Hier kommt es
jetzt auf die Akteur_innen in denjenigen Handlungsfeldern an, in denen
ihre Expertise gefragt ist. Sie müssen Berufsperspektiven für ein neues
Qualifikationsprofil öffnen. Hierfür kann das Fach selbst einen Beitrag
leisten, indem es die eigenen Qualifikationsleistungen stärker nach außen
trägt."

Dr. Jan Felix Engelhardt, Geschäftsführer an der AIWG, über die
Ergebnisse der Expertise:

"Fast drei Viertel der Studierenden der Islamischen Theologie stammen
nicht aus akademischen Elternhäusern. Sie sind die ersten in ihrer
Familie, die studieren. Damit ermöglichen die islamisch-theologischen
Studien an deutschen Universitäten Geschichten von Bildungsaufstieg, von
gesellschaftlicher Partizipation und von sozialer Anerkennung in unserer
Wissensgesellschaft. Jetzt gilt es, diese Potenziale nutzbar zu machen."


Über die Autoren:

Lena Dreier ist Promotionsstipendiatin der Friedrich-Ebert-Stiftung und
forscht an der Universität Leipzig.

Constantin Wagner ist Juniorprofessor für Erziehungswissenschaften mit
Schwerpunkt Heterogenität an der Johannes-Gutenberg-Universität Mainz.

Für die Expertise haben die beiden Autor_innen narrative Interviews mit
insgesamt 71 Studierenden an vier Standorten geführt. Die Befragungen
fanden zwischen 2016 und 2019 statt.

Über die Publikationsreihe "AIWG-Expertisen" und "AIWG in puncto"

Mit ihren Publikationsreihen "AIWG-Expertisen" und "AIWG in puncto" möchte
die AIWG Wissensbedarfe zum Islam in Deutschland decken, Debatten
versachlichen sowie Erkenntnislagen verbessern. Den von Expert_innen
erarbeiteten Wissensstand, ihre Einschätzung und Diskussionspunkte stellt
die AIWG in anschaulicher Form einer breiten Öffentlichkeit bereit. Die
AIWG-Expertisen präsentieren eine vertiefte Erörterung des jeweiligen
Themas. AIWG in puncto behandelt eine konkrete Fragestellung in Kurzform
und stellt thesenartige Einschätzungen zur breiten Diskussion.

Über die AIWG

Die AIWG ist eine universitäre Plattform für Forschung und Transfer in
islamisch-theologischen Fach- und Gesellschaftsfragen. Sie ermöglicht
überregionale Kooperationen und Austausch zwischen Wissenschaftlerinnen
und Wissenschaftlern der islamisch-theologischen Studien und benachbarter
Fächer sowie Akteurinnen und Akteuren aus der muslimischen
Zivilgesellschaft und weiteren gesellschaftlichen Bereichen. Die AIWG wird
gefördert vom Bundesministerium für Bildung und Forschung (BMBF) und der
Stiftung Mercator.


Die vollständige Publikation kann auf der Website der AIWG kostenfrei
heruntergeladen werden unter:

https://aiwg.de/wp-content/uploads/2020/03/Wer-studiert-islamische-Theologie_Expertise.pdf

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution2264
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Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Akademie für Islam in Wissenschaft und Gesellschaft (AIWG), 30.03.2020
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SCHACH-SPHINX/07227: Kniff, Wendung und gezielter Schlag (SB)

Kunstvoll sind mitunter die Wege, wie materielle Gewinne erzielt
werden. Sie stecken voller Kniffe, geistreicher Wendungen und sind der
Ausdruck elementarer Ausnutzung latent in jeder Stellung vorhandener
Lücken. Und sie werden gemeistert durch Erfahrung, selten, daß sie in
einem Geistesblitz an die Oberfläche drängen. Wer sie beherrscht,
beweist, daß er sich tief und gründlich mit der Materie befaßt hat.
Sie gleichen nicht dem Herbeifliegen einer Idee, sondern sind das
Produkt und die Summe vieler Analysestunden. Im heutigen Rätsel der
Sphinx hatten beide Seiten gleich viel Material, und es ähnelten sich
auch die Aufstellungen der Figuren. Die massive Konzentration der
Türme auf der e-Linie, verdeckt durch den weißen Springer auf e4, ließ
die Gedanken des Anziehenden in eine bestimmte Richtung gehen. In
seinen Überlegungen kreuzten sich bestimmte Details. Der schwarze
König stand auf der e-Linie hinter der Batterie der Türme. Der Gedanke
der Fesselung rückte nicht mehr von ihm ab. Vor seinen Augen tanzten
die Möglichkeiten einen wirren Reigen, aus dem sich endlich eine
Stoßrichtung herauswuchtete. Nun, Wanderer, was hatte Weiß gesehen?






[image: SCHACH-SPHINX/07227: Kniff, Wendung und gezielter Schlag (SB)]



Glotow - Osipow

UdSSR 1978


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Den geopferten Bauern konnte Weiß leicht und schulterzuckend
verkraften, denn ein Endspiel drohte ihm nicht, da er mit 1.Te1xe6+!
Ld7xe6 - 1...f7xe6 2.Ld3-g6# - 2.Ld3-b5+ Le6-d7 3.Ta1-e1+ die Partie
sofort für sich entschied. Damenverlust war für Schwarz nicht mehr zu
verhindern.
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FORSCHUNG/174: Hamsterkäufe sind ein Versuch der Rebellion gegen die eigene Hilflosigkeit (idw)

Universität zu Köln - 30.03.2020

Hamsterkäufe sind ein Versuch der Rebellion gegen die eigene
Hilflosigkeit

• Eine Studie der Universität Köln hat die Ursachen des veränderten
Konsumverhaltens in Zeiten des Coronavirus untersucht

• Erste Ergebnisse aus Deutschland zu den Gründen für
Hamsterkäufe



Ein Forschungsteam aus dem Bereich Marketing der Wirtschafts- und
Sozialwissenschaftlichen Fakultät der Uni Köln hat mithilfe einer Umfrage
herausgefunden, dass Käuferinnen und Käufer derzeit besonders oft Ängste
als Gründe für vermehrtes Kaufverhalten angeben.

Die aktuelle Coronavirus-Krise bestimmt derzeit unseren Alltag. Dazu
gehören auch durch Hamsterkäufe leergekaufte Regale. Die
Marketingwissenschaftler Professor Dr. André Marchand, Juniorprofessor Dr.
Martin Fritze und die Doktorandin Friederike Gobrecht gehen diesem
Phänomen und seinen Ursachen nach.

Die Brisanz der Thematik wird mit Blick auf aktuelle Daten des
Statistischen Bundesamtes (Destatis) deutlich: Laut diesem stiegen die
Verkaufszahlen für ausgewählte Produkte in der Woche vom 16. bis 22. März
2020, wie schon in den drei Wochen zuvor, auf ein extrem hohes Niveau.
Beispielsweise war die Nachfrage nach Seife mehr als vier Mal so hoch wie
in den sechs Monaten zuvor (+337 Prozent), während die Nachfrage nach
Toilettenpapier mehr als drei Mal so hoch lag (+211 Prozent).

André Marchand erläutert: "Es gibt zahlreiche theoretisch plausible Gründe
für das derzeit stattfindende Hamsterkaufverhalten. In unserer Studie
wollten wir herausfinden, was die Konsumentinnen und Konsumenten selbst
über ihr mögliches eigenes Hamsterkaufverhalten und das anderer Menschen
denken."

Für die Umfrage befragte das Team 250 zufällig ausgewählte Personen in
Deutschland am 23. März 2020 anonym und online. Das Alter der Befragten
lag dabei bei 18 bis 71 Jahren (Mittelwert: 37), 44 Prozent weiblich, 56
Prozent männlich. Knapp 40 Prozent der Befragten wohnte zur Zeit der
Umfrage in einer Großstadt, ähnlich viele in einer Kleinstadt und der Rest
auf dem Land.

Nur 21 Prozent der Teilnehmer gaben an, selbst mehr Toilettenpapier als
üblich gekauft zu haben. Professor Marchand erklärt dazu: "Da das
sogenannte Hamsterkaufen gesellschaftlich nicht erwünscht ist und als
unsolidarisch wahrgenommen wird, könnte an dieser Stelle die Scham eine
ehrliche Antwort verhindert haben. Mit für die Teilnehmer nicht
eindeutigen Fragen zu anderem, sozial erwünschtem Verhalten, konnten wir
solche Verzerrungen jedoch weitestgehend herausfiltern."

Der am häufigsten genannte Grund bei etwas mehr als 50 Prozent der
Teilnehmerinnen und Teilnehmer, die selbst mehr als sonst gekauft hatten,
war Sorge um die Verfügbarkeit. Die Forscher und Forscherin erklären diese
Sorge durch die vielen Fotos leerer Regale und Hamsterkäufer und
-käuferinnen in sozialen Netzwerken und sonstigen Medien. "Wenn die
Menschen im Supermarkt nach den einprägsamen Bildern auf Social Media dann
selbst vor leeren Regalen stehen, ist das aufgrund der Fläche, die
Toilettenpapier einnimmt, besonders auffallend. So lassen sich mehr
Menschen von den Hamsterkäufen anderer quasi anstecken, da sie den
Eindruck bekommen, besser jetzt auch möglichst mehr zu kaufen, bevor die
Produkte wieder vergriffen sind", sagt Professor Marchand.

Die Hälfte der Konsumentinnen und Konsumenten, die selbst hamstern, führen
als Gründe die Angst an, dass Supermärkte geschlossen werden könnten, oder
die generelle Machtlosigkeit in der derzeitigen Situation. Von den übrigen
Befragten, die selbst angeben nicht zu hamstern, glauben sogar 82 Prozent
daran, dass dies ein Grund für das Hamstern bei anderen Menschen ist.

Weitere, von "Hamsternden" genannte Gründe, sind die lange Haltbarkeit von
Toilettenpapier, zusätzliche Käufe für Verwandte und Freunde sowie das
Bedürfnis nach mehr Sicherheit und Kontrolle durch Hamsterkäufe.

"Interessanterweise fanden wir keine Unterschiede beim Alter, jedoch bei
der individuellen Mortalitätssalienz, also der individuellen Einschätzung
und Sorge, dass man bald sterben könnte. Dies kann, muss aber nicht, vom
Alter oder von Vorerkrankungen abhängig sein", sagt Juniorprofessor Martin
Fritze. Diejenigen Teilnehmerinnen und Teilnehmer der Studie, die angaben,
selbst nicht mehr als sonst zu kaufen, vermuteten, dass es hauptsächlich
am Herdentrieb liege, also sachlich unbegründet sei.

Mehr als die Hälfte der befragten Hamsterkäuferinnen und -käufer gaben
auch an, andere Produkte wie Nudeln, Konserven und Hygieneartikel mehr als
üblich gekauft zu haben. Bei den Ausgaben für digitale Dienstleistungen
konnte das Team allerdings keine signifikanten Unterschiede im
Kaufverhalten feststellen.

Professor Marchand zieht ein Zwischenfazit zur bisherigen Untersuchung,
die noch ausgebaut werden soll: "Unsere Studie hat bereits spannende
Einblicke über die Beweggründe der Hamsterkäufer in Deutschland gegeben.
Derzeit ist geplant, die Befragung auf andere Länder auszudehnen, um mehr
über kulturelle und regionale Unterschiede zu lernen und nach der
Coronakrise zu wiederholen." Eine Veröffentlichung der gesammelten
Studienergebnisse soll danach folgen.

In einer weiteren Studie untersucht das Forschungsteam aktuell außerdem
die Auswirkungen von Ausgangssperren auf den Konsum.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution19
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FORSCHUNG/250: COVID-19 - Wirksamkeit von sozialer Distanzierung hängt von Erwartungen zu ihrer Dauer ab (idw)

Freie Universität Bozen - 30.03.2020

COVID-19: Wirksamkeit von sozialer Distanzierung hängt von Erwartungen zu
ihrer Dauer ab



Die experimentelle Wirtschaftsforschung kann einen Beitrag zum
Verständnis leisten, wie die Eindämmungsmaßnahmen in Zusammenhang mit der
COVID-19-Pandemie am besten anzulegen sind. In einer Studie von vier
italienischen Ökonomen, die in den Working Papers del National Bureau of
Economic Research (NBER WP) veröffentlicht worden ist, wird aufgezeigt,
dass die Einhaltung der von der Regierung auferlegten
Ausgangsbeschränkungen in direktem Zusammenhang mit der Wahrnehmung steht,
wie lange diese Maßnahmen andauern werden. Einer der Professoren, Mirco
Tonin, lehrt an der Freien Universität Bozen in Südtirol/Italien.

Die COVID-19-Pandemie hat Italien auf besonders dramatische Weise erfasst
und zwingt das ganze Land zu rigorosen Isolationsmaßnahmen, um die
Ansteckung zu verlangsamen. Viele andere Staaten haben mittlerweile
vergleichbare Schritte gesetzt. Laut aktuellen Schätzungen sind derzeit
weltweit rund zwei Milliarden Menschen solchen Restriktionen unterworfen.
Wie wirksam diese Restriktionen sind, hängt allerdings davon ab, wie sehr
sich die Bürgerinnen und Bürger daran halten. Dieses Verhalten kann von
vielen Faktoren beeinflusst werden, wie dem Risikobewusstsein, der
Klarheit der Regeln, der Sanktionen im Falle einer Überschreitung, dem
Vertrauen in die Behörden und der Bedeutung der wirtschaftlichen und
psychologischen Kosten der Isolation.

Ein weiterer Schlüsselfaktor, von dem die Einhaltung der Regeln abhängt,
wird in der Studie Compliance with COVID-19 social-distancing measures in
Italy: the role of expectations and duration beleuchet, die in den Working
Papers des National Bureau of Economic Research veröffentlicht wurde. Vier
italienische Verhaltensökonomen - Mirco Tonin (Freie Universität Bozen),
Mario Macis (John Hopkins University), Guglielmo Briscese (University of
Chicago) und Nicola Lacetera (University of Toronto) - haben darin die
Bedeutung der Erwartungen von Menschen zur Dauer des Kontaktverbote
genauer untersucht. Diesbezüglich gibt es unterschiedliche staatliche
Vorgehenswesen: Während Länder wie China den Corona-Shutdown auf
unbestimmte Zeit eingeführt haben, also sie nicht von vornherein mit einem
Datum begrenzt haben, haben Italien wie auch viele andere Länder sich
dafür entschieden, erst einmal einen beschränkten Zeitraum zu definieren,
der dann klarerweise verlängert werden kann.

"In einer gemeinsamen Umfrage mit dem Meinungsforschungsinstitut SWG haben
wir eine repräsentative Anzahl von Italienerinnen und Italienern nach
ihren Absichten befragt, sich an die Vorgaben zur häusliche Isolation zu
halten. Dabei stellten wir drei verschiedenen Szenarien in Aussicht - eine
Verlängerung der Maßnahmen um einige Wochen, um einige Monate oder auf
unbestimmte Zeit", erklärt Mirco Tonin, Professor für Wirtschaftspolitik
an der Fakultät für Wirtschaftswissenschaften der unibz. Die Ergebnisse
zeigen, dass die Neigung zur Einhaltung der Regeln von den individuellen
Erwartungen an eine mögliche Verlängerung der Einschränkungen abhängt. Bei
einer positiven Überraschung, also einer Verlängerung, die kürzer als
erwartet ausfällt, zeigten die Befragten eine größere Bereitschaft zur
strengen Selbst-Isolation. "Bei einer negativen Überraschung, sprich einer
Verlängerung der Kontaktverbote, die über die eigenen Erwartungen
hinausgeht, tritt der gegenteilige Effekt ein, und die Neigung, die
häusliche Isolation beizubehalten oder noch konsequenter zu betreiben,
sinkt", so der Dozent der unibz.

Auch weitere Ergebnisse der Studie könnten für Behörden hilfreich sein, um
die Kommunikationspolitik in der aktuellen Krise bzw. bei künftigen
Notfällen anzupassen: Allen voran zeigen sie, dass sich in Italien rund
50% der Befragten noch nicht an alle Vorgaben der Ausgangsbeschränkungen
halten, wie zum Bespiel das Verbot, Freunde zu treffen. Die Mehrheit der
Befragten wusste zwar, bis wann die Maßnahmen verhängt wurden (3. April).
Personen über 60 Jahre hatten damit allerdings weit größere Probleme:
Jeder dritte Befragte dieser Altersgruppe nannte bei dieser Frage ein
falsches Datum. Fast alle Befragten erwarten, dass die Einschränkungen
über den 3. April hinausgehen werden. Allerdings gibt es unterschiedliche
Vorstellungen über die Dauer: rund 40% der Befragten erwarten, dass sie um
einige Wochen verlängert werden, 20% gehen von einigen Monaten aus und 40%
glauben, dass sie auf unbestimmte Zeit, also so lange wie es notwendig
sein wird, fortgeführt werden. Ältere Befragte haben tendenziell die
Erwartung, dass die Maßnahmen früher enden.

Sollten die Maßnahmen verlängert werden, beabsichtigt eine klare Mehrheit
der Befragten, die häusliche Isolation fortzuführen, und zwar unabhängig
von der Dauer. Darüber hinaus zeigte sich eine Mehrheit bereit, in diesem
Zeitraum ihre Bemühungen der Selbstisolation eher zu verstärken als zu
verringern.

Wer sich allerdings bereits heute an alle vorgeschriebenen Maßnahmen der
Ausgangsbeschränkungen hält, ist eher dazu geneigt, dagegen zu verstoßen,
wenn die Einschränkungen noch über die eigenen Erwartungen hinaus
verlängert werden. Dies deutet auf drohende Ermüdungserscheinungen hin,
also auf die Gefahr, dass nicht unbegrenzt auf die Disziplin der Menschen
gesetzt werden kann, die sich derzeit besonders regelkonform verhalten.
"Jene Befragten, die derzeit die Vorschriften zur Selbstisolation nur
teilweise befolgen, zeigen eine größere Bereitschaft, sich strenger daran
zu halten, wenn die Verlängerung der Maßnahmen kürzer ausfallen sollte als
sie erwarten. Liegt sie dagegen über ihren Erwartungen, sinkt auch bei
ihnen die Bereitschaft zu mehr Disziplin", erklärt Mirco Tonin.

Vor dem Hintergrund solcher Daten, sollten die Behörden laut dem Professor
der unibz im Rahmen der Krisenkommunikation ein besonderes Augenmerk auf
die Dauer der Einschränkungen von persönlichen Freiheiten legen. "Es wäre
angemessen, dabei auch die Erwartungshaltung der Bevölkerung zu
berücksichtigen, um eine möglichst strikte Einhaltung der
Eindämmungsmaßnahmen zu erreichen," so Tonin. "Denn eine unerwartet lange
Verlängerung könnte die Bereitschaft der Menschen zur Einhaltung der
Regeln verringern."


Originalpublikation:

https://www.nber.org/papers/w26916

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1890
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MEDIEN/078: Lernen mit digitalen Medien - Was jetzt aus psychologischer Sicht bedacht und beachtet werden sollte (idw)

Pädagogische Hochschule Karlsruhe - 30.03.2020

Lernen mit digitalen Medien: Was jetzt aus psychologischer Sicht bedacht
und beachtet werden sollte



Angesichts von Homeschooling und der Ausweitung digitaler Angebote an den
Hochschulen empfiehlt Prof. Dr. Mechthild Kiegelmann, gelassen und
freundlich mit sich selbst, mit anderen und der Technik umzugehen. Wichtig
sei, so die Professorin für Sozialpsychologie und Sozialpädagogik an der
Pädagogischen Hochschule Karlsruhe, sich auszutauschen und vertraute
Kommunikationswege nicht aus dem Blick zu verlieren. Lerngruppen könnten
helfen.

Die Corona-Pandemie hat unseren Alltag grundlegend verändert. Viele
direkte soziale Kontakte fehlen und das Leben ist in kürzester Zeit so
digital geworden wie nie zuvor. Auch Lernen und Lehren sind momentan ohne
digitale Medien kaum denkbar. Betroffen sind nicht zuletzt Schülerinnen
und Schüler, Studierende, Eltern und Lehrende. Wie können sie mit den
Herausforderungen dieser sehr schnellen und weitreichenden Umstellung
umgehen? Und welche Chancen bietet digitales Lernen?

Prof. Dr. Mechthild Kiegelmann lehrt Sozialpsychologie und Sozialpädagogik
an der Pädagogischen Hochschule Karlsruhe und hat sich im Rahmen ihrer
Habilitation auf Pädagogische Psychologie spezialisiert. Sie macht
deutlich, dass "persönliche Beziehungen und Gruppenerleben für das Lernen
sehr wichtig sind". Digitale Kommunikationsformen seien immer "ärmere"
Begegnungen als persönliche Treffen, weil vertraute Informationen wie
Körpersprache oder Gruppendynamik fehlen. Deshalb, so Prof. Dr.
Kiegelmann, sei es zentral, sich weiterhin regelmäßig mit anderen Personen
auszutauschen.

"Lehrende sollten für Schüler oder Studierende konkrete Kleingruppen oder
Lernpaare bestimmen, die verbindlich und regelmäßig direkt miteinander
kommunizieren. Denn auch in Präsenzlehre oder Unterricht wird die reine
Konzentrationszeit immer von vielen sozialen Kontakten umrahmt", so die
Dozentin mit langjähriger Erfahrung im Blended Learning, der Kombination
von E-Learning und Präsenzlehre.

Die Ausnahmesituation anerkennen

"Vor dem ersten persönlichen Treffen in einem Seminar schaffen es nur
wenige Studierende oder Lehrende, sich online auszutauschen", berichtet
Prof. Dr. Kiegelmann. Als Einstieg in die Fernlehre hätten sich Telefonate
und E-Mails bewährt, also vertraute Kommunikationsformen ohne hohe
technische Hürden. "Eine einmal nicht zustande gekommene Videokonferenz
wirkt belastender als ein Besetztzeichen am Telefon", so die
Wissenschaftlerin. Lehrende und Lernende sollten deshalb vertrautere
Fernkommunikationswege wertschätzen und einbeziehen. Wie bei anderen
Neuerungen auch würden Lehrende und Lernende im Zuge der fortschreitenden
Gewöhnung an neue Formen digitalen Lernens zunehmend gelassener.

Jetzt gelte es zunächst, die Ausnahmesituation anzuerkennen. "Gehen wir
mit uns selbst, der Technik und unseren Mitmenschen gelassen und
freundlich um", appelliert Prof. Dr. Kiegelmann. Lernen mitten in einer
Weltkrise weiterhin zu ermöglichen, sei eine große Leistung von Schulen
und Hochschulen. "Erwarten wir nicht, dass alle und alles gleich
leistungsfähig ist", sagt die Psychologin.

Wir sind gerade Teil eines großen Reallabors Digitale Lehre

Wer jetzt durch Homeoffice, Homeschooling und Homeuniversity in
unterschiedlicher Kombination herausgefordert sei, habe andere Belastungen
als Personen, die sich ohne Zusatzaufgaben in geänderte Lernformen
einarbeiten können. Außerdem hätten nicht alle Zugang zu Lernumgebungen,
in denen ein weitgehend ungestörtes Arbeiten möglich ist. "Die
Rahmenbedingungen für Konzentration sind zu Hause schlichtweg schlechter",
sagt Kiegelmann.

Eine positive Herausforderung für einige Lernende sei, dass Studierende
sowie Schülerinnen und Schüler nun freier seien in der Zeiteinteilung
ihrer Lernarbeit. Diese Freiheit übe Zeitmanagement und Abwehr von
Störungen. Denn die sozialen Beziehungen in oft engen Privatwohnungen
erforderten von allen Zusammenlebenden, Bedürfnisse und Notwendigkeiten
für Ruhe anzuerkennen oder auch einzufordern.

"Lehrende und Lernende sind gerade Teil eines großen Reallabors Digitale
Lehre. Sie machen jede Menge Erfahrungen, die auch die Erforschung
digitaler Lehre voranbringen können", so die Wissenschaftlerin. So
änderten sich beispielsweise in einigen Lehr-Lernbeziehungen gerade die
Rollengefüge, "weil Lehrende und Studierende gleichzeitig lernen, wie sie
die Herausforderungen der Umstellung meistern können."

Chance in der Krise nutzen

Und die Lernformen Voneinander Lernen, Miteinander Lernen und Übereinander
Lernen sieht Prof. Dr. Kiegelmann aktuell ergänzt durch eine vierte Form,
das Füreinander Lernen. Etwa wenn Eltern sich in Homeschooling und
Schulstoff einarbeiten, um ihre Kinder zu unterstützen. Außerdem biete der
Digitalisierungsschub die Chance, Menschen ein Hochschulstudium zu
ermöglichen, die bisher teilweise ausgeschlossen waren. "Wir sollten die
Chance in der Krise nutzen, Ängste ernstnehmen und Freiraum zulassen",
sagt Prof. Dr. Kiegelmann.


Zur Person

Prof. Dr. Mechthild Kiegelmann ist seit 2014 Professorin für
Sozialpsychologie und Sozialpädagogik am Institut für Psychologie der
Pädagogischen Hochschule Karlsruhe. Darüber hinaus begleitet sie
zahlreiche Projekte mit Forschungsschwerpunkten in den Bereichen
Empirische Methodenlehre sowie Sozial- und Entwicklungspsychologie. Nach
ihrer Promotion in Entwicklungspsychologie an der Harvard Universität
(USA) spezialisierte sie sich im Rahmen ihrer Habilitation an der Eberhard
Karls Universität Tübingen auf Pädagogische Psychologie. An der
Pädagogischen Hochschule Karlsruhe ist sie außerdem Leiterin des
berufsbegleitenden Masterstudiengangs Geragogik sowie der
Weiterbildungszertifikate Bildungsarbeit mit Älteren, Theologie und
Philosophie des Alters, Diversity und Generationenmanagement sowie
LSBTIQ*-Beratung.

Über die Pädagogische Hochschule Karlsruhe

Als bildungswissenschaftliche Hochschule mit Promotions- und
Habilitationsrecht forscht und lehrt die Pädagogische Hochschule Karlsruhe
zu schulischen und außerschulischen Bildungsprozessen. Ihr
unverwechselbares Profil prägen der Fokus auf MINT, mehrsprachliche
Bildung und Heterogenität sowie eine aktive Lehr-Lern-Kultur. Das
Studienangebot umfasst Lehramtsstudiengänge für Grundschule und
Sekundarstufe I, Bachelor- und Masterstudiengänge für andere
Bildungsfelder sowie professionelle Weiterbildungsangebote. Rund 220 in
der Wissenschaft Tätige betreuen rund 3.600 Studierende.

Weitere Infos auf:

https://www.ph-karlsruhe.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution330
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MELDUNG/570: Aggressionsbereitschaft - Die zuletzt erlebte Provokation ist die Entscheidende (idw)

Universität Regensburg - 30.03.2020

Die zuletzt erlebte Provokation ist die Entscheidende

Regensburger Psychologinnen und Psychologen erforschen Aggressionen



Ein Punkt erscheint auf dem Bildschirm. Nun müssen die Spieler reagieren.
Wer ist schneller? Der Gewinner kann seinem Gegner Geldbeträge abziehen.
Alles nur ein Spiel? An der Universität Regensburg nicht nur. Hier dient
das Spiel gleichzeitig der Forschung. Regensburger Psychologinnen und
Psychologen haben damit Aggressionsbereitschaft untersucht. Ihre
Ergebnisse sind im Journal of Experimental Social Psychology erschienen.

"Wir wollten wissen, ob das Aggressionslevel höher wird, wenn ein Spieler
häufig hintereinander verliert oder ob nur der zuletzt erlebte Durchgang
entscheidend ist", erzählt der Regensburger Psychologe Julian Konzok. Um
das herauszufinden, konzipierten die Psychologen das Spiel, bei dem 209
Teilnehmerinnen und Teilnehmer an 100 Durchgängen teilnahmen. Vor jedem
Durchgang konnten die Spieler entscheiden, wie viel Geld sie dem Gegner
abziehen, wenn dieser verliert. Je höher die Summe ausfiel, umso höher
wurde das Aggressionslevel eingestuft. "Es hat sich gezeigt, dass sich die
Aggressionen meist nicht potenzieren. Es ist meist die zuletzt erlebte
Provokation, die den entscheidenden Einfluss auf die Höhe der Aggression
hat", so Konzok. Daneben stellten die Wissenschaftler fest, dass Personen,
die sich selbst aggressiver einstuften, auch in dem Spiel aggressiver
vorgingen. Darüber hinaus konnten die Forscher bestätigen, dass Männer im
Durchschnitt aggressiver sind als Frauen.

Nun wollen die Forscher herausfinden, was während des Spiels auf
neuronaler Ebene passiert. Sie haben deshalb Teilnehmerinnen und
Teilnehmer zum Spielen in den Magnetresonanztomographen geschickt. "Hier
haben wir uns die Persönlichkeitseigenschaft Externalisierung angeschaut
und Personen unterschiedlichen Ausprägungsgrades untersucht: Das
externalisierende Verhaltensspektrum ist durch Impulsivität und
aggressives Verhalten sowie Substanzgebrauch charakterisiert", erklärt
Julian Konzok. Die Daten werden zurzeit ausgewertet.

Die Ergebnisse können möglicherweise künftig dazu beitragen, das
Aggressions- und Gewaltpotential z. B. von gewaltbereiten Straftätern
besser einzuschätzen.


Originalpublikation:

Julian Konzok, Ludwig Kreuzpointner, Gina-Isabelle Henze, Lisa Wagels,
Christian Kärgel, Kathrin Weidacker, Boris Schiffer, Hedwig Eisenbarth,
Stefan Wüst and Brigitte M. Kudielka,

"Validation of a monetary Taylor Aggression Paradigm: Associations with
trait aggression and role of provocation sequence",

Journal of Experimental Social Psychology, 2020.

DOI: 10.1016/j.jesp.2020.103960

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution87

 * 

Quelle:
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BILDUNG/065: Schneeleoparden live erleben - NABU startet Webcam im Neunkircher Zoo (NABU)

Naturschutzbund Deutschland (NABU) e.V. - Pressedienst, 31. März 2020

Schneeleoparden live erleben

NABU startet Schneeleoparden-Webcam im Neunkircher Zoo



Neunkirchen - Um Naturfreunden die faszinierenden Schneeleoparden trotz
derzeit geschlossener Zoos näherzubringen und auf ihre Gefährdung
aufmerksam zu machen, startet der NABU am 31. März im Neunkircher Zoo
drei Webcams. Die Kameras übertragen auf www.NABU.de/leos-live aus dem
Außengehege und der Wurfbox das Leben des Neunkircher
Schneeleoparden-Pärchens "Sagar" und "Luisa". Sollte "Luisa" wie
erhofft Junge bekommen, können die Tiere sogar bei der Geburt und
Aufzucht ihres Nachwuchses beobachtet werden.

"Mit der Schneeleoparden-Webcam möchten wir vor allem Wissen über eine
stark gefährdete, aber leider relativ unbekannte Tierart vermitteln",
erklärte Thomas Tennhardt, NABU-Direktor Internationales. "Die
Zuschauer können die seltenen Schneeleoparden, die eigentlich so weit
entfernt von uns leben, hautnah erleben, sie begleiten und verstehen
lernen. Dies begreifen wir als Chance, über die beiden Neunkircher
Schneeleoparden als Botschafter ihrer Art auf die dringliche Situation
der freilebenden Schneeleoparden und ihre Schutzbedürftigkeit
hinzuweisen", so Tennhardt weiter.

Schneeleoparden gelten mit einem weltweiten Bestand von nur noch 4.000
bis 6.400 Tieren laut Roter Liste als "gefährdet". In freier Wildbahn
werden die scheuen Großkatzen, die in den kargen Hochgebirgen Asiens
zuhause sind, vor allem wegen ihres schönen Fells, aber auch ihrer
Knochen gejagt. Letztere sind beliebte Mittel in der Traditionellen
Chinesischen Medizin. Außerdem macht der Mensch ihnen und ihren
Beutetieren zunehmend den Lebensraum streitig und es kommt immer
wieder zu Konflikten mit lokalen Hirten. Daneben bedroht auch der
Klimawandel ihren Lebensraum. Der NABU setzt sich seit 20 Jahren
erfolgreich für den Schutz von Schneeleoparden in freier Wildbahn ein
und konnte bisher signifikant zu einem Rückgang der Wilderei
beitragen.

Auch in Zoologischen Gärten sind Schneeleoparden relativ selten. In
Deutschland gibt es insgesamt zwölf Zoos, in denen sie gehalten
werden, darunter seit 2013 der Neunkircher Zoo, in dem das knapp acht
Jahre alte Schneeleoparden-Pärchen lebt. "In Zeiten der Corona-Krise,
in denen wir unseren Zoo erstmals über so lange Zeit schließen müssen
und die Menschen viel Zeit Zuhause verbringen müssen, freuen wir uns
besonders über die Möglichkeit, den Menschen das Erlebnis einer
Schneeleopardenaufzucht über eine Webcam näherbringen zu können",
sagte Dr. Norbert Fritsch, Zoodirektor des Neunkircher Zoos. "Der
Neunkircher Zoo ist dem Schneeleoparden-Projekt des NABU schon lange
verbunden und setzt sich mit seiner Teilnahme am Europäischen
Erhaltungszuchtprogramm (EEP) für Schneeleoparden ebenfalls für die
Erhaltung der Art ein." Ziel des EEPs ist es, in Zoologischen Gärten
eine Reservepopulation von mindestens 200 genetisch möglichst
unterschiedlichen Schneeleoparden zu bilden. Für genetische Vielfalt
bei dem dieses Jahr erhofften Schneeleoparden-Nachwuchs in Neunkirchen
sorgt zumindest Luisa: Ihre Großmutter Dshamilja wurde in freier
Wildbahn geboren und vom NABU als Jungtier in Kirgistan aus den Händen
von Wilderern befreit. Um ihr Leben zu retten, wurde sie nach
Deutschland gebracht und gesund gepflegt.

Bereits 2016 ließen der NABU und der Neunkircher Zoo
Schneeleopardenfreunde an der Geburt und Aufzucht der
Schneeleopardenzwillinge "Anusha" und "Askar" über eine Webcam
teilhaben. Die Patenschaft für die beiden Schneeleoparden übernahm die
damalige Bundesumweltministerin Barbara Hendricks in Gegenwart der
damaligen saarländischen Ministerpräsidentin und heutigen
CDU-Vorsitzenden Annegret Kramp-Karrenbauer.

Link zur Schneeleoparden-Webcam:

www.NABU.de/leos-live

Mehr zum Schneeleoparden-Projekt des NABU:

www.schneeleopard.de

 * 
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INSEKTEN/310: Das Hummeljahr beginnt (Naturschutz heute)

NATURSCHUTZ heute - Frühjahr 2020

Mitgliedermagazin des Naturschutzbundes (NABU) e.V.

Hummelschutz

Das Hummeljahr beginnt

von Helge May



Hummelköniginnen gehören zu den frühesten tierischen Gartengästen. Um
ein Nest zu bauen und für Nachwuchs zu sorgen, darf ihnen die Nahrung
nicht ausgehen. Wir können ihnen helfen, indem wir unsere Gärten
hummelfreundlich gestalten.


Hummelköniginnen wagen sich bereits ab März ins Freie. Sie
vertragen relativ tiefe Temperaturen, weil ihr massiger Körper eine
relativ geringe Oberfläche aufweist und so nur schwer auskühlt. Durch
ihre Flugmuskulatur besitzen sie eine ausgeklügelte Heizung und die
dichte Behaarung hilft ihnen, Energie zu sparen.

Wenn Hummeln aus dem Winterschlaf erwachen, muss zuerst der hungrige
Magen gefüllt werden, denn über den Winter haben sie ihre gesamten
Vorräte aufgebraucht. Zudem müssen sie schnellstmöglich mit dem Bau
des Nestes für einen neuen Hummelstaat beginnen - dafür benötigen sie
viel Energie. Energie, die ihnen früh blühende Pflanzen geben. Aus
ihnen können Hummeln Nektar und Pollen ziehen.

Futter für das ganze Jahr · Ein reichhaltiges Nahrungsangebot
ist das gesamte Jahr über wichtig. Denn nicht nur die Jungköniginnen
zu Beginn des Jahres, sondern auch die Arbeiterinnen im Sommer und die
neuen Königinnen später im Jahr brauchen viele Blüten, die sie
ansteuern können. Anders als etwa die Honigbienen legen Hummeln kaum
Vorräte an, der Nachwuchs muss täglich "frisch" versorgt werden.

Manche Arten erwachen auch erst im Mai und suchen dann nach Nahrung.
Hummeln sind zudem bis in den November hinein aktiv. Bei der
Nahrungssuche bevorzugen die verschiedenen Arten unterschiedliche
Blütenformen, da sie alle über ein individuelles Saugwerkzeug
verfügen. Die Erdhummel beispielsweise hat einen so kurzen Rüssel,
dass sie manche Blüten seitlich aufbeißt, um an den Nektar zu
gelangen.

Akelei und Natternkopf · Hummeln benötigen von Frühjahr bis zum
Herbst ein ununterbrochenes Nahrungsangebot, schon drei bis fünf Tage
Hunger können für einen Hummelstaat das Ende bedeuten. Auch wenn es
artbedingte Vorlieben gibt, sind die meisten Wildpflanzen und
ungefüllten Zierpflanzen hummelgeeignet, von Krokus bis Malve und von
Akelei bis Natternkopf. Wichtig ist, dass im Garten das Blütenangebot
möglichst keine Pause macht.

Auf der Suche nach einem Nistplatz, an dem sie ein neues Hummelvolk
gründen können, inspizieren die Königinnen Holzhaufen, Steinspalten
und Mäuselöcher, manchmal auch Vogelnester oder gar Hausisolierungen.
Gerne nehmen Hummeln menschengemachte Nistkästen an. Solche
Unterkünfte lassen sich problemlos selbst basteln, auch der Fachhandel
bietet Nistkästen an.

Unterkünfte aus Menschenhand · Die Ansprüche der Hummelarten
sind so verschieden, dass es sich lohnt, unterschiedliche Nisthilfen
herzurichten. Im Prinzip ahmen aber die meisten einfach ein Mäusenest
nach. Es entsteht ein Kasten aus Sperrholz mit Vorbau und Dach sowie
einer Zwischenwand mit Pappröhre und Polstermaterial für das
Nestinnere.

Die Pappröhre ist der Eingang zum "Mäusenest", der gegen Fressfeinde
ebenso wie gegen die als Parasiten gefürchteten Wachsmotten geschützt
werden sollte. Der Standort sollte im Halbschatten liegen und der
Kasten vor Bodenfeuchtigkeit geschützt werden. Eine
Besiedlungsgarantie gibt es nicht. Die "Impfung" mit Nistmaterial aus
einem alten Mäusenest oder einem bereits im Vorjahr belegten
Hummelnest erhöht aber die Chance, dass die Königin das Kunstnest
annimmt.


Insekteenrsommer 2020

Wer brummt denn da?

Hummel-Beobachtung beim "Insektensommer"

Vom 29. Mai bis 7. Juni und vom 31. Juli bis 9. August
findet zum dritten mal der NABU-Insektensommer statt. Dabei gilt es,
eine Stunde lang an einem Ort Insekten zu beobachten und zu notieren.
Gezählt werden kann überall, die meisten Teilnehmer*innen bevorzugen
den eigenen Garten.

Hummeln gehören beim insektensommer zu den beliebtesten Arten. 2018
und 2019 lag beide Male im Frühsommer die Steinhummel und im
Hochsommer die Ackerhummel ganz vorne in der Zählliste. Die Erdhummel
schaffte es immerhin beständig unter die Top 10.

Infos einschließlich Porträts häufiger Arten: www.insektensommer.de

Mehr zum Thema: www.NABU.de/Hummelhilfe.

Bezugsfertige Nistkästen: www.das-hummelhaus.de.

 * 

Mitmachen

Um Bienen, Hummeln und Wespen kümmert sich im NABU die
Bundesarbeitsgruppe Hymenoptera. Neue Mitstreiter*innen sind immer
willkommen, dazu braucht es kein Studium, sondern nur Begeisterung und
Engagement. 

Kontakt: BAG-Hymenoptera@NABU.de.


Tipp

Schlechtwetterhilfe

Findet sich eine entkräftete Hummelkönigin, ist dem Tierchen recht
einfach zu helfen. Man kann ihre Majestät mit bloßen Händen oder einem
Stück Papier vorsichtig aufheben. Dann sollte man einen halben
Teelöffel Zucker in etwas lauwarmem wasser auflösen und dem Tier per
löffel anbieten. innerhalb einiger Minuten kann sich die Hummel mit
ihrem Saugrüssel mit bis zu einem Drittel Teelöffel Energie betanken.
wer im zeitigen Frühjahr einer Hummelkönigin hilft, rettet nicht nur
ein einziges Tier, sondern gleich einen ganzen, noch im entstehen
begriffenen Hummelstaat.

 * 
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PROJEKT/124: Mit wilden Tieren leben lernen (Naturschutz heute)

NATURSCHUTZ heute - Frühjahr 2020

Mitgliedermagazin des Naturschutzbundes (NABU) e.V.

Armenien

Mit wilden Tieren leben lernen

von Marco Philippi



Naturschutzarbeit bedeutet meist, die Natur vor schädlichen Einflüssen
durch den Menschen zu bewahren. Mancherorts sind jedoch Wölfe, Bären
oder Leoparden eine Bedrohung für die Existenz der Menschen. Der NABU
versucht vor Ort zu vermittteln.


In Tansania zertrampelt eine Elefantenherde ein Melonenfeld, in
Brasilien erbeutet ein Jaguar eine Kuh, in Pakistan überwindet ein
Schneeleopard einen Weidezaun und tötet gleich ein Dutzend Schafe.
Konflikte zwischen Menschen und wilden Tieren bestehen an vielen Orten
auf der ganzen Welt und haben eines gemeinsam: Für die Wildtiere enden
sie tödlich, wenn sich die Menschen nicht anders zu helfen wissen, um
sich und ihren Besitz zu schützen.

Weil der Mensch sich so gut wie überall auf der Erde ausbreitet und
natürliche Lebensräume knapper werden, nehmen diese Konflikte zu - und
sind sowohl für den Naturschutz als auch für die Armutsbekämpfung eine
ernst zu nehmende Herausforderung geworden. In Nationalparks und
anderen Schutzgebieten können sich wilde Tiere frei entfalten, während
außerhalb der Gebiete die Siedlungen wachsen und die Landnutzung
intensiver wird. Da sich Tiere aber nicht an die Grenzen der
Schutzgebiete halten, kommt es gerade dort häufig zu Konflikten.

Existenzen in Gefahr · Lusine Aghajanyan, Biologin und
Projektleiterin in der armenischen NABU-Filiale in Jerewan, kennt
diese Probleme aus ihrer täglichen Arbeit. "Viele Kleinbauern und
-bäuerinnen in den abgelegenen Bergregionen Armeniens sind sehr arm -
oft besitzen sie nur eine Handvoll Tiere, weshalb ein Angriff durch
ein Raubtier die Existenz einer ganzen Familie bedrohen kann",
berichtet sie.

"Weil den Menschen die Mittel fehlen, um ihre Tiere und Felder zum
Beispiel durch geeignete Zäune wirksam zu schützen, sehen wir es als
eine wichtige Aufgabe für uns, sie dabei zu unterstützen. Sonst
riskieren wir die Akzeptanz für den Schutz der wilden Beutegreifer in
der Bevölkerung. Oder sogar, dass die Bauern oder Bäuerinnen den
Wildtieren, durch die sie sich bedroht sehen, selber nachstellen und
sie töten", so Aghajanyan weiter.

Rückkehr von Bär und Leopard · Armenien, ein kleines, bergiges
Land im Kaukasus, nordöstlich der Türkei gelegen, beheimatet eine
einzigartige Tier- und Pflanzenwelt und atemberaubende
Berglandschaften. Durch unkontrollierte Landnutzung und illegale Jagd
sind jedoch in der Vergangenheit besonders die großen Säugetiere in
Bedrängnis geraten und konnten oft nur in unzugänglichen Gegenden
überleben.

Doch in den vergangenen zehn Jahren hat der Naturschutz in Armenien
wichtige Erfolge gefeiert. Durch die Ausweisung von Schutzgebieten und
die intensive Bekämpfung der Wilderei nehmen zum Beispiel die Bestände
bedrohter Großraubtiere wie Braunbären wieder zu. Auch der extrem
seltene Persische Leopard erobert sich Stück für Stück seinen
einstigen Lebensraum zurück. Doch die Rückkehr dieser Tiere geht auch
mit vermehrten Konflikten einher.

Insbesondere dort, wo ihre natürlichen Beutetiere fehlen, reißen
Leoparden gelegentlich Schafe oder Rinder. Auch Wölfe, Luchse und
kleinere Raubtiere wie Schakale und Füchse stellen eine Bedrohung für
Nutztiere dar. Braunbären dagegen reißen nur gelegentlich Schafe,
plündern aber häufig Bienenstöcke oder Obstplantagen.

Nicht nur Wilderei bekämpfen · "Neue Schutzgebiete und der
Kampf gegen die Wilderei sind wichtige Maßnahmen zur Rettung bedrohter
Tiere. Um diese Erfolge langfristig zu sichern, ist es jetzt
notwendig, ein friedliches Miteinander zwischen Mensch und Natur zu
schaffen. Das wurde in den letzten Jahren leider vernachlässigt", sagt
Lusine Aghajanyan.

Viele Menschen in den ländlichen Regionen fühlen sich von der
 Regierung im Stich gelassen.


Zusammen mit dem Team aus der NABU-Filiale in Armenien erforscht
Aghajanyan die Mensch-Wildtier-Konflikte im Land. Dabei ist es
wichtig, das Verhalten wilder Tiere zu untersuchen, um zu verstehen,
unter welchen Bedingungen sie Konflikte verursachen - doch das ist
nicht ausreichend. "Wir müssen auch die menschliche Seite der
Konflikte verstehen", sagt die Biologin.

Von der Regierung im Stich gelassen? · Ob Menschen wilde Tiere
in ihrem Umfeld dulden, hängt von vielen Faktoren ab. Neben
offensichtlichen Fragen wie der Höhe des Schadens spielen dabei auch
subtilere Themen wie die Angst vor bestimmten Tieren oder die
Einstellung zur Natur eine Rolle. Manchmal ist der Unmut über
Mensch-Wildtier-Konflikte auch Ausdruck tiefergehender
Mensch-Mensch-Konflikte. "Viele Menschen in den ländlichen Regionen
Armeniens fühlen sich von der Regierung im Stich gelassen. Das kann
auch dazu führen, dass die Menschen sich über die von der Regierung
geschützten Bären oder Leoparden beschweren - auch in Fällen, in denen
der reale Schaden gar nicht so groß ist", erklärt Aghajanyan.

Der NABU setzt deshalb am Menschen an und auf bewährte Methoden:
Maßnahmen für den Schutz von Nutztieren wie raubtiersichere Zäune und
Herdenschutzhunde, begleitet von Beratung und Umweltbildung, sollen
nun in Armenien zur friedlichen Koexistenz von Mensch und Tier
beitragen.


Lusine Aghajanyan ist Biologin und Projektleiterin in der
NABU-Filiale in Armenien. Konflikte zwischen Menschen und wilden
Tieren sind ein Schwerpunkt ihrer Arbeit.

 * 

Reise - Dem Ruf der Großkatzen folgen

NABU und Biosphere Expeditions suchen Teilnehmer*innen für
Armenien-Expedition. Sie lieben die Wildnis und haben Lust auf ein
Abenteuer? Dann begleiten Sie uns auf eine Artenschutzexpedition in
die raue Bergwelt Armeniens. Die Expedition führt Sie in die
entlegenen und artenreichen Khustup-Berge im Süden des Landes, wo
seltene Leoparden, Luchse und Bären zu Hause sind. Angeleitet und
betreut von wissenschaftler*innen und einer Expeditionsleitung haben
Sie erstmals die Chance, die raue Bergwelt hautnah zu erleben und
seltene Großkatzen aktiv zu schützen.

Info: www.biosphereexpeditions.org/armenia

 * 
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WASSER/260: Nachhaltiges Wassermanagement als Schlüssel zur Anpassung an Klimarisiken (idw)

adelphi - 23.03.2020

Nachhaltiges Wassermanagement als Schlüssel zur Anpassung an
Klimarisiken



Klimakrise bedeutet Wasserkrise - denn an der Verfügbarkeit von Wasser
sind die Folgen des Klimawandels am deutlichsten spürbar,
beispielsweise durch zu wenig oder verschmutztes Wasser. Auch die
globale Ernährungs- und Energiesicherheit ist eng mit der
Wasserversorgung verknüpft. Wissenschaftler und Praktiker der
BMBF-Fördermaßnahme "Globale Ressource Wasser" appellieren daher an
die Politik zum gestrigen Weltwassertag: Nachhaltiges Wassermanagement
muss stärker in den Fokus der Klimaanpassung rücken.

Zwei Drittel der Weltbevölkerung leiden schon heute mindestens einen
Monat im Jahr unter schwerer Wasserknappheit - Tendenz steigend. Die
natürlichen Vorräte an sauberem Wasser erschöpfen sich schneller als
sie erneuert werden. Die Übernutzung der globalen Wasserressourcen
führt zu Interessenskonflikten. Bevölkerungswachstum und Klimawandel
können die Wasserkrise noch verstärken. Zudem sind in Zeiten des
weltweiten Handels lokale und regionale Wasserressourcen und
Wassersysteme global vernetzt: Zu den Bedürfnissen der Menschen bei
uns kommen die Bedürfnisse der Menschen am anderen Ende der Welt.

Ein Beispiel: Kupfer wird für die Produktion von Solaranlagen genutzt.
Der Abbau von Kupfer erfordert große Wassermengen. Wird für eine
Solaranlage Kupfer importiert, hat dies einen Einfluss auf die
Wasserressourcen im Exportland. So kann die Energieproduktion in einem
Land den Wasserstress in einem anderen Land erhöhen und es notwendig
machen, auf die lokalen Folgen für Umwelt und Gesellschaft zu achten.

90 Institutionen, 12 Projekte: Die Fördermaßnahme "Globale
Ressource Wasser"

Solche global-lokalen Zusammenhänge werden seit 2017 in der
Fördermaßnahme GRoW des Bundesministeriums für Bildung und Forschung
(BMBF) untersucht. GRoW denkt die Wechselwirkungen zwischen Wasser,
Energie, Ernährung und Klima zusammen. So kann GRoW dazu beitragen,
die Klimakrise durch die Bewältigung der Wasserkrise einzudämmen. Die
Forschungs- und Praxisteams von GRoW liefern dringend benötigtes
Fachwissen zur Verfügbarkeit und zum Zustand der weltweiten
Wasserressourcen. Zudem entwickeln sie Lösungen für ein
klimaresilientes Wasserressourcenmanagement vor Ort. Mehr als 90
Institutionen aus Wissenschaft, Wirtschaft und Praxis sind in 12
Verbundprojekten beteiligt. GRoW ist eine der größten Fördermaßnahmen
weltweit zu diesem Thema. Ergebnisse der Fördermaßnahme werden -
abhängig von den aktuellen Entwicklungen - Ende Juni auf einer
Abschlusskonferenz in Berlin vorgestellt.

Appell zum Weltwassertag an die Politik

GRoW unterstützt die Forderung der Vereinten Nationen zum
Weltwassertag 2020 an die Klimapolitik: "Wir können nicht mehr warten.
Klimaschutzpolitik muss nachhaltiges Wassermanagement in den Fokus
rücken?. Dafür empfiehlt GRoW, das Potenzial digitaler Innovationen
für klimaresilientes Wassermanagement besser zu nutzen und in globalen
Lieferketten das lokale Wassermanagement zu berücksichtigen. Die
Wissenschaft kann entscheidend dazu beitragen: erstens mit Fachwissen
für betroffene Akteure und zweitens, indem sie klare Zuständigkeiten
aufzeigt, um Wasserressourcen nachhaltig zu managen.

Kernfragen zum Thema Klimawandel in den GRoW-Forschungsprojekten
sind:

Wie können Unternehmen in Zeiten des Klimawandels mit dem Risiko
"Wassermangel" umgehen?

Viele von Deutschland importierte Waren stammen aus sehr wasserknappen
Regionen der Erde: Baumwolle aus Zentralasien, Getreide aus Nordafrika
oder Erze aus Wüstenregionen. Unternehmen messen und managen ihren
Wasserverbrauch in erster Linie an Produktionsstandorten. Doch hinter
Lieferketten verbergen sich oft relevante Wassernutzungen und durch
den Klimawandel auch erhebliche Risiken. Das GRoW-Projekt WELLE
entwickelt hierzu eine Methode zur Bestimmung des Wasserfußabdrucks
von Unternehmen. Direkte und indirekte Wassernutzungen in den Energie-
und Materialvorketten werden berücksichtigt. Industriepartner des
Projekts können damit Maßnahmen ergreifen, um Wasserknappheit an
lokalen Brennpunkten ihrer Wertschöpfungsketten zu verringern.

Wie viel Wasser wird künftig verfügbar sein?

Mit dieser Frage beschäftigen sich die GRoW-Projekte SaWaM und
MedWater -Projekte mit Fokus auf Trockenregionen und die
Mittelmeerregion, einem Hotspot für die Auswirkungen des Klimawandels.
Mithilfe von Satelliten-und Modelldaten werden verfügbare
Wasserressourcen untersucht. Alle global und öffentlichen verfügbaren
Beobachtungs- und Vorhersageinformationen werden zusammengetragen und
regionalisiert, um die Wasserverfügbarkeit der kommenden Wochen und
Monate vorherzusagen und die Wassernutzung zu optimieren. "Besonders
relevant ist dies für aride und semi-aride Gebiete, die schon jetzt
von Wassermangel geprägt sind - das betrifft immerhin 40 Prozent der
Landflächen auf der Erde", erklärte Professor Harald Kunstmann,
stellvertretender Leiter des Instituts für Meteorologie und
Klimaforschung - Atmosphärische Umweltforschung (IMK-IFU) des KIT in
Garmisch-Partenkirchen.

Ist Wasserknappheit ein Risiko für die Energiewende?

Wasser ist für die Nutzung fossiler und erneuerbarer Energieträger ein
bedeutsamer Faktor. Das GRoW-Projekt WANDEL prüft daher die
Auswirkungen von Wasserknappheit auf die Neuausrichtung der
Energieversorgung. Dafür vergleicht es verschiedene Energiesysteme mit
Blick auf ihren weltweiten Wasserverbrauch. Berücksichtigt werden der
direkte Wasserbedarf und die Wasserverschmutzung am Standort des
Kraftwerks, zum Beispiel bei thermischen Kohlekraftwerken im
Einzugsgebiet Oberweser oder beim Zuckerrohranbau für Biomasse in
Brasilien. Auch indirekte Verbräuche fließen in die Analyse ein - wie
beispielsweise Kupferimporte für Solarthermie.

Wie kann rechtzeitig vor Dürren und ihren Folgen für die
Ernährungssicherheit gewarnt werden?

Dürren wirken sich auf Wasserressourcen, die Produktivität im
Pflanzenbau, den Handel mit Nahrungsmitteln und den Bedarf an
internationaler Nahrungsmittelhilfe aus. Diesen Zusammenhang
untersucht das GRoW-Projekt GlobeDrought und baut ein
Informationssystem für Dürreereignisse auf. Mit Partnern wie der
Universität der Vereinten Nationen entwickelt das Projekt ein
experimentelles Frühwarnsystem, um kritische Dürrezustände sowie den
Bedarf an Nothilfe zu erkennen.

Wie nachhaltig wird Wasser in der Landwirtschaft genutzt?

Der weltweit größte Verbraucher der global verfügbaren
Wasserressourcen ist mit Abstand die Landwirtschaft. Im
internationalen Handel mit Agrargütern wird das für ihre Produktion
notwendige Wasser mitgehandelt. Dabei wird bisher nicht
berücksichtigt, dass Landwirtschaft und Ökosysteme zum Beispiel
gegenüber Klimaschwankungen anfällig sind. "Wir entwickeln präzisere
Instrumente als bisher, um die Effizienz der landwirtschaftlichen
Wassernutzung weltweit zu beobachten und zu bestimmen", sagt der
Koordinator des GRoW-Projekts ViWA, Wolfram Mauser, Lehrstuhl für
Geographie und geographische Fernerkundung, LMU.

Sauberes Wasser für alle - aber wie?

Die Trinkwasserversorgung der Millionenstadt Lima steht durch den
Klimawandel extrem unter Druck. Mithilfe von neuen Methoden werden
Wassermenge und -qualität in Oberflächengewässern im GRoW-Projekt
Trust für Lima erfasst und auch Nutzungskonflikte - beispielsweise
zwischen Bevölkerung und kommerzieller Landwirtschaft -
berücksichtigt. Damit setzt sich dieses Projekt mit einer dringlichen
Problematik auseinander: Wasserkrise durch zunehmende Urbanisierung,
gepaart mit den Folgen des Klimawandels.

Über GRoW - Globale Ressource Wasser

Mit der Fördermaßnahme "Globale Ressource Wasser" (GRoW) leistet das
Bundesministerium für Bildung und Forschung (BMBF) einen Beitrag zum
Erreichen der Nachhaltigkeitsziele. Mehr als 90 Institutionen aus
Wissenschaft, Wirtschaft und Praxis sind in 12 Verbundprojekten
beteiligt. Kennzeichnend für die Fördermaßnahme ist die Verknüpfung
von lokalem und globalem Handeln: die Verbundprojekte forschen nicht
nur an lokalen und regionalen Lösungen, sondern erarbeiten dazu auch
verbesserte globale Informationen und Prognosen zu Wasserressourcen
und Wasserbedarf.

Einen Überblick zu den in GRoW erforschten globalen Analysen und
lokalen Lösungen für nachhaltiges Wasserressourcenmanagement gibt die
Konferenz "Wasser als globale Ressource", die - abhängig von den
aktuellen Entwicklungen - am 23.-24. Juni 2020 in Berlin stattfindet.
Diese Veranstaltung ist presseöffentlich.

Kontakte zu den einzelnen Forschungsverbünden finden Sie auf der
GRoW-Website: 

https://www.bmbf-grow.de.

Über adelphi

adelphi ist eine unabhängige Denkfabrik und führende
Beratungseinrichtung für Klima, Umwelt und Entwicklung. Unser Auftrag
ist die Stärkung von Global Governance durch Forschung, Beratung und
Dialog. Wir bieten Regierungen, internationalen Organisationen,
Unternehmen und zivilgesellschaftlichen Akteuren Lösungen für
nachhaltige Entwicklung und unterstützen sie dabei, globalen
Herausforderungen wirkungsvoll zu begegnen. adelphi leitet das
Vernetzungs- und Transfervorhaben GRoWnet, das die
GRoW-Forschungsaktivitäten begleitet. Es zielt darauf ab, Synergien
zwischen den Verbundprojekten nutzbar zu machen, die Umsetzung der
entwickelten Ansätze zu befördern und die Gesamtwirkung der
Fördermaßnahme zu verstärken.

Die gesamte Pressemitteilung erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news743563

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution2313
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Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

adelphi - 23.03.2020
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Vielfalt in der Einheit - Pflanzen der Tundra folgen einem globalen
Spielplan



Pflanzen der arktischen und alpinen Tundra haben sich an
Extrembedingungen angepasst. Folgen sie dennoch den gleichen
Spielregeln wie Pflanzen aus milderen Klimazonen? Welche Rückschlüsse
lassen sich auf ihre Überlebenschancen angesichts der Erderwärmung
ziehen? Dies untersuchte ein internationales Forschungsteam unter
Beteiligung der Universität Greifswald anhand der bislang größten
Datensammlung von Pflanzenmerkmalen der Flora der Tundra. Das Team
analysierte sechs Merkmale und erkannte einen weltweit gültigen
Zusammenhang zwischen der äußeren Erscheinungsform von Pflanzen und
deren Ökosystemfunktionen.

Die Ergebnisse sind in Nature Communications (DOI: 10.1038/s41467-020-
15014-4) erschienen.




[image: Foto: © Dr. Alba Anadon-Rosell]

Gemeinschaften winziger Tundrapflanzen, hier die Maiglöckchenheide,
gehorchen den gleichen Überlebens- und Fortpflanzungsregeln wie
Pflanzengemeinschaften in weniger extremen Gegenden der Erde.

Foto: © Dr. Alba Anadon-Rosell



Die Pflanzen der Tundra überstehen lange, kalte Winter und nutzen die
teilweise extrem kurze Sommerzeit für Wachstum und Ausbreitung. Im
Laufe der Evolution haben sich Tundrapflanzen daher optimal an die
extremen Umweltbedingungen angepasst. Aber die Arktis ist stärker vom
Klimawandel betroffen als andere Teile der Erde, denn die Erderwärmung
verläuft hier doppelt so schnell. Halten die unter Extrembedingungen
lebenden Pflanzen der Tundra den zusätzlichen Stress durch die
Erderwärmung stand? Haben die Pflanzen im Laufe der Evolution
ausreichend Strategien entwickelt, um den gegenwärtigen Klimawandel zu
überleben? Um diese Fragen zu beantworten, analysierten Forschende in
einer vom Deutschen Zentrum für integrative Biodiversitätsforschung
(iDiv) (https://www.idiv.de/de/index.html) geförderten Studie sechs
weltweit gut beprobte Pflanzenmerkmale speziell in Tundrapflanzen.
Diese Pflanzenmerkmale sind eng mit Ökosystemfunktionen wie
Produktivität, Kohlenstoffspeicherung und Nährstoffkreislauf verknüpft
und geben Aufschluss darüber, wie die Pflanzen auf Umweltveränderungen
reagieren können.

Das internationale Forschungsteam hat Daten über die Höhe der
Pflanzen, die Blattfläche, die Blattmasse pro Fläche, die
Blatttrockenmasse, den Blattstickstoffgehalt und die Samenmasse
gesammelt und mit jenen von Pflanzen aus der gemäßigten Zone und den
Tropen verglichen. Die Untersuchungen bestätigen nun einen
Zusammenhang, der für Pflanzen aus gemäßigten und tropischen
Klimazonen bereits nachgewiesen war. Professor Martin Wilmking vom
Institut für Botanik und Landschaftsökologie fasst das so zusammen:
"Unterschiede hinsichtlich der sechs genannten Pflanzenmerkmale sind
nicht nur zwischen verschiedenen Pflanzenarten erkennbar, sondern
bestimmen auch Variationen innerhalb einer Pflanzenart. Dadurch können
sich einzelne Pflanzenarten besser an Klimaschwankungen anpassen."
Humboldt-Stipendiatin Dr. Alba Anadon-Rosell, die für zwei Jahre in
Greifswald zu Tundrapflanzen forscht, ergänzt: "Tundrapflanzen zeigen
dieselbe Verteilung der Variationen zwischen verschiedenen Arten und
innerhalb einer Art wie Pflanzen aus milderen Klimazonen. Damit
handelt es sich hierbei um weltweit gültiges Prinzip. Beobachtungen
über die Anpassungsfähigkeit an Umweltbedingungen aufgrund von äußeren
Merkmalen von Pflanzen aus gemäßigten Zonen und den Tropen lassen sich
damit auch auf arktische und alpine Pflanzen übertragen. Das hilft uns
in der Abschätzung der Klimawandelfolgen in diesem extremen Gebiet der
Erde."

Weitere Informationen

Originalpublikation: Thomas H.J.D. et al. (2020): Global plant trait
relationships extend to the climatic extremes of the tundra biome.
Nature Communications 11, 1351. DOI: 10.1038/s41467-020-15014-4.

Tundra Trait Team (TTT)

https://tundratraitteam.github.io/

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:

http://idw-online.de/de/news743665

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution65
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Leben am Limit: Verwandte der Silberfischchen in der trockensten
Wüste der Welt entdeckt

Kölner Forscher entdecken erstmals Leben im Kerngebiet der
chilenischen Atacama-Wüste / Veröffentlichung in "Global and Planetary
Change"



Im Kerngebiet der chilenischen Atacama-Wüste, einer der trockensten
Regionen der Welt, haben Forscher der Universität zu Köln Leben
entdeckt.
In diesem Gebiet mit einem Mars-ähnlichen Erscheinungsbild spürten
Professor Dr. Reinhard Predel und sein Kollege Dr. Alvaro 
Zúñiga-Reinoso
Insekten aus der Verwandtschaft der Silberfischchen, sogenannte
Maindronia, auf. Der spektakuläre Fund dieser bis zu 7 Zentimeter
großen
und äußerst agilen Tiere wurde im Rahmen des Sonderforschungsbereichs
"Earth - Evolution at the Dry Limit" gemacht, bei dem
Wissenschaftlerinnen
und Wissenschaftler die langfristige Evolution von Landschaften bei
extremer Trockenheit untersuchen. Die Studie wurde im Fachjournal
"Global
and Planetary Change" veröffentlicht.

Wüsten gelten allgemein als lebensfeindliche Regionen. "Ganz so
schlimm
ist es aber meist nicht", meint Reinhard Predel. "Die Mehrzahl der
Wüsten
beherbergt eine hochspezialisierte Fauna, und manche Wüsten sind sogar
ziemlich artenreich." Kritisch wird es dort, wo überhaupt keine
Pflanzen
mehr vorkommen und der Wind auch keine Pflanzenreste aus benachbarten
Gebieten hereinweht. Dies ist in den Kerngebieten der Atacama der
Fall.
Dann verschwinden auch die am besten angepassten Wüstenspezialisten
und
das Nahrungsnetz kollabiert. "Wir haben die Tiere daher eher
unerwartet
und zufällig entdeckt", sagt Predel.

Weltweit wurden bislang überhaupt erst drei Arten der Maindronia
beschrieben. Man hatte sie immer dort gefunden, wo Wüsten direkt ans
Wasser reichen und sie dann als eher feuchtigkeitsliebend eingeordnet.
"Offensichtlich ist keiner auf die Idee gekommen, tiefer in die Wüste
zu
laufen und dort zu suchen. Nachdem wir die ersten Tiere in der Atacama
entdeckt hatten, gab es allerdings kein Halten mehr. Es sind scheinbar
die
Wüstentiere schlechthin", sagt Reinhard Predel.

Nach der Entdeckung und näheren Untersuchungen steht fest, dass in den
Kerngebieten der Atacama mindestens 5 Arten Maindronia leben. Ihre
Anpassung an solche Extremstandorte reicht offensichtlich sehr weit
zurück, die Arten aus der Atacama sind bereits bekannten Arten aus
arabischen Gebieten auch äußerlich sehr ähnlich. Das legt nahe, dass
die
Tiere vor Jahrmillionen auf dem südlichen Großkontinent Gondwana schon
genauso gelebt haben wie heute. Im Umkehrschluss könnte das bedeuten,
dass
in Südamerika und im nordafrikanisch-arabischen Gebiet seit mehr als
100
Millionen Jahren immer irgendwo extrem trockene, so genannte
hyperaride
Lebensräume vorhanden waren, die Maindronia das Überleben gesichert
haben.
"Solche lebenden Fossilien verraten uns also auch etwas über die
Entwicklung unserer Erde", erklärt Predel.

Welche physiologischen Anpassungen an diese Extremstandorte Maindronia
besitzt, ist noch völlig unklar. Warum sind sie so extrem agil? Sie
besitzen eine Sensorik, die an Höhlentiere erinnert. Wozu dient sie?
Und
was fressen die Tiere eigentlich? Erste Vermutungen deuten darauf hin,
dass die Tiere möglicherweise einen mit bloßem Auge unsichtbaren
Biofilm
aus Mikroorganismen ernten. Diesen Fragen werden die Forscher in
Zukunft
genauer nachgehen.

Zur Publikation:

Alvaro Zúñiga-Reinoso and Reinhard Predel: Past climatic changes and
their effects on the phylogenetic pattern of the Gondwanan relict
Maindronia (Insecta: Zygentoma) in the Chilean Atacama Desert. Global
and Planetary Change, 182: 1-8. 

https://doi.org/10.1016/j.gloplacha.2019.103007
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